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PETER W A L D M A N N 

DER ZWEITE WELTKRIEG UND DIE ENTSTEHUNG 
DES PERONISMUS 

Eine Interpretation aus dependenztheoretischer Perspektive 

Einleitung 

A. G. Frank stellte die These auf, die beiden Weltkriege hätten für die größeren und 
entwickelteren Länder Lateinamerikas eine Lockerung ihrer Bindung an die „Metro­
polen" (die Industriestaaten Europas und die USA) bedeutet und deshalb zu erhebli­
chen wirtschaftlichen Wachstumsschüben geführt. „It is clearly established and gen-
erally recognized that the most important recent development - especially of Argenti­
na, Brazil, Mexico, but also of other countries such as Chile, has taken place precisely 
during the periods of the two World wars . . . Thanks to the consequent weakening of 
trade and investment ties the satellites initiated marked industrialization and 
growth."1 

Für Argentinien hat R. Gravil bezüglich des Ersten Weltkrieges den Nachweis ge­
führt, daß Franks Annahmen nur sehr bedingt zutreffen2. Er kommt in seiner Unter­
suchung zu dem Schluß, weder könne von einer temporären Lösung Argentiniens aus 
der Einflußsphäre der dominierenden westlichen Industrieländer, vor allem Großbri­
tanniens, die Rede sein (er konstatiert eher das Gegenteil, nämlich eine Vertiefung 
der Dependenzbeziehungen), noch habe die argentinische Industrie zwischen 1914 
und 1918 einen nennenswerten Aufschwung genommen (es fehlten die dazu notwen­
digen Rohstoffe, Maschinen und Kapitalsummen)3. Wie steht es jedoch mit Argenti­
niens Entwicklung im Zweiten Weltkrieg? Lassen sich nach 1939 nicht Fakten und 
Trends erkennen, die Frank zumindest scheinbar recht geben? Beispielsweise ließe 
sich als Bestätigung in diesem Sinn der Umstand anführen, daß während des Zweiten 
Weltkriegs aufgrund des kontinuierlichen Wachstums der Industrie die Zahl der Be­
schäftigten im sekundären Sektor jene der Beschäftigten im Primärsektor überflügel­
te. Auch die rapide Schwächung von Argentiniens traditionell dominantem Handels­
partner Großbritannien stand mit dem Kriegsgeschehen in einem unmittelbaren Zu­
sammenhang. 

1 A. G. Frank, Latin America: Underdevelopment or Revolution, New York 1969, S. 9 ff. 
2 R. Gravil, The Anglo-Argentine Connection and the War of 1914-1918, in: Latin American Stu-

dies, Bd. 9, No 1 (1977), S. 59 ff. Zur wirtschaftlichen Entwicklung Argentiniens während des Er­
sten Weltkriegs siehe auch J. Van der Karr: La primera guerra mundial y la politica economica ar-
gentina, Buenos Aires 1974; J. S. Tulchin, The Argentine Economy during the First World War, in: 
Review of the River Plate v. 19.6. 1970, S.901 ff. 

3 Gravil, a.a.O., S. 88. 



182 Peter Waldmann 

Sicher ist Frank recht zu geben, daß die Weltkriegsjahre nach 1939 zu den ein­
schneidendsten und folgenreichsten der neueren argentinischen Geschichte zählen. 
Ihre Bedeutung leitet sich aber nur teilweise aus der weiteren Expansion des indu­
striellen Sektors aufgrund des nachlassenden Importdrucks her. Wichtiger war, daß 
sich in ihnen ein Herrschaftswechsel vollzog, ein neuer Regimetypus herausbildete, 
der von einer Koalition des Militärs mit den sozialen Unterschichten und Teilen der 
Mittelschicht getragen war. Das von diesem Bündnis politischer Kräfte unter der 
Führung Peróns verfolgte Ziel der Abkoppelung Argentiniens von den Weltwirt­
schaftszentren sowie der Erschließung des nationalen Marktes kann nicht nur als Re­
flex auf die weltkriegsbedingte Situation gelockerter Dependenz verstanden werden. 
Eine einseitig ökonomische Betrachtungsweise dieser Art würde die Vielfalt der Be­
dingungen unterschlagen, die bei der Geburt des Peronismus Pate standen4. Der 
Weltkrieg hatte neben manifesten ökonomischen ja auch eine Reihe kaum minder 
wichtiger außenpolitischer, militärischer und psychologischer Konsequenzen für Ar­
gentinien. Besiegelte er einerseits den Niedergang der traditionell für Argentinien be­
stimmenden Metropole Großbritannien, so verhalf er andererseits dem langjährigen 
Gegner Argentiniens auf panamerikanischen Konferenzen, den USA, zu einer unan­
gefochtenen wirtschaftlichen, militärischen und politischen Vormachtstellung in der 
westlichen Welt. 

Eine Analyse der aus dem Zweiten Weltkrieg für Argentinien erwachsenden Chan­
cen und Zwänge darf demnach nicht bei der Unterbrechung der Handels- und Kapi­
talströme stehenbleiben, sondern muß die gesamte relevante Bedingungskonstellation 
erfassen5. Dabei zeigt sich, daß die Entstehung des Peronismus auf komplexe und 
teilweise durchaus gegensätzliche Wirkkräfte zurückgeht. Diese sollen im Folgenden 
etwas genauer betrachtet werden. Unsere Untersuchung zerfällt in vier Schritte. Am 
Anfang stehen einige resümierende Bemerkungen über die Situation des Landes am 
Vorabend des Zweiten Weltkriegs. Darauf folgt ein Überblick über die wichtigsten 
durch das Kriegsgeschehen ausgelösten wirtschaftlichen, innergesellschaftlichen und 
innenpolitischen Entwicklungen. Im dritten Abschnitt wird das Dreiecksverhältnis 
zwischen Großbritannien, Argentinien und den USA während des Kriegs behandelt. 

4 Zum Peronismus vgl. P. Waldmann, Der Peronismus 1943-55, Hamburg 1974 (eine verkürzte spa­
nische Übersetzung erschien 1981 bei Ed. Sudamericana, Buenos Aires). 

5 Erfreulicherweise wurden gerade in jüngster Zeit einige vorzügliche Arbeiten über Argentiniens 
außen- und innenpolitische Situation im Zweiten Weltkrieg beendet bzw. einem breiteren Publi­
kum zugänglich gemacht, z. B. das Buch von M. Rapoport, Gran Bretana, Estados Unidos y las cla-
ses dirigentes argentinas: 1940-1945, Buenos Aires 1981; die mittlerweile auszugsweise auch auf 
spanisch u. englisch vorliegende, in Polen schon 1975 veröffentlichte Arbeit von R. Stemplowski, 
Dependencia y Desafio. Argentina ante la rivalidad de las potencias anglosajonas y el III Reich; 
schließlich das Manuskript von C.A. Escudé, The Argentine Eclipse. The International Factor in 
Argentina's post World War II Decline, Diss. Yale University 1981, das mir vom Autor dankens­
werterweise zur Verfügung gestellt wurde. Die persönlichen Gespräche, die der Verfasser in Bue­
nos Aires mit C.A. Escudé führen durfte, waren ihm bei der Ordnung seiner Gedanken und der in­
haltlichen Konzeption dieses Artikels äußerst hilfreich. Deshalb sei C.A. Escudé an dieser Stelle für 
seine Dialogbereitschaft vielmals gedankt. 
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Abschließend wird das Ergebnis der Analyse zusammengefaßt und werden daraus ei­
nige allgemeine Schlußfolgerungen für die Dependenztheorie gezogen. 

Argentinien am Vorabend des Krieges 

Beim Ausbruch des Zweiten Weltkrieges war Argentinien ein nach damaligen Maß­
stäben hochentwickeltes Land. Es nahm 1939 in Lateinamerika eine absolute Sonder­
stellung ein und hatte nach Aussagen aller kompetenten Beobachter eine große Zu­
kunft zu erwarten6. Beispielsweise lagen die Löhne argentinischer Arbeiter nur ge­
ringfügig unter dem entsprechenden Lohnniveau in Deutschland und Großbritan­
nien, jedoch deutlich über dem der Arbeiter in Spanien, Italien oder auch in Süd­
frankreich. Die durchschnittliche Lebenserwartung der Argentinier übertraf jene der 
Franzosen, Belgier, Luxemburger und Briten. Auch der Alphabetisierungsgrad näher­
te sich zentraleuropäischen Werten und ließ den der übrigen südamerikanischen Ge­
sellschaften, aber auch den osteuropäischer Staaten weit hinter sich. In Argentinien 
studierten mehr junge Leute eines Jahrgangs als in irgendeinem europäischen Land, 
und Buenos Aires war die Stadt mit den meisten Druckerzeugnissen in der Spanisch 
sprechenden Welt. Hinsichtlich anderer Modernisierungsindikatoren wie Zahl der 
Ärzte auf 1000 Einwohner, Zahl der PKWs und Zahl der Zeitungsleser nahm Argen­
tinien ebenfalls eine Außenseiterposition in Lateinamerika ein und legte eher einen 
Vergleich mit westeuropäischen Ländern, den USA sowie Kanada und Australien 
nahe7. 

Seine privilegierte Situation war das Ergebnis einer rund 60 Jahre anhaltenden ex­
pansiven Entwicklung. Am Beginn dieser Entwicklung stand ein Plan, der Moderni­
sierungsplan der berühmten Generation der 80er Jahre, einer kleinen vermögenden 
Elite von Landherren und städtischen Patriziern, die bis 1900 praktisch sämtliche 
Macht in ihren Händen konzentrierte. Diese Gruppe hatte es sich zum Ziel gesetzt, 
das Argentinien des 19. Jahrhunderts mit seiner feudalistischen Sozialstruktur, einer 
sehr dünnen Besiedlung und einem dürftigen Verkehrsnetz innerhalb einer möglichst 
kurzen Zeitspanne zu einem hochentwickelten Staat umzuformen. Zum einen ver­
suchte sie, einen möglichst großen Teil der europäischen Emigranten nach Argenti­
nien zu ziehen und so viel wie möglich vom Kapitalüberschuß der europäischen Indu­
strieländer zu profitieren; zum anderen sorgte sie dafür, daß das Land im Rahmen ei-

6 Vgl. etwa die bei Escudé, a. a. O., S. 1, zitierte Prognose des bekannten Wirtschaftswissenschaftlers 
Colin Clark, Argentinien würde 1960 das vierthöchste Einkommen der Welt haben. Bei den fol­
genden Vergleichswerten stützen wir uns ebenfalls primär auf die Ausführungen Escudés auf den 
Seiten 9-50. 

7 Bis zum Zweiten Weltkrieg und teilweise noch danach war es durchaus üblich, Argentinien in ei­
nem Atemzug mit Australien und Kanada als Beispiel für eine besonders rasch sich entwickelnde, 
wohlhabende junge Nation zu nennen. Zum Vergleich zwischen Argentinien und Australien, die 
besonders auffällige Parallelen hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen Struktur und Geschichte bis 1940 
aufweisen, siehe den aufschlußreichen Band von J. Fogarty/E. Gallo/H. Dieguez, Argentina y 
Australia, Buenos Aires 1979. 
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ner arbeitsteilig organisierten Weltwirtschaft alsbald einen hervorragenden Platz als 
Lieferant von tierischen und pflanzlichen Rohstoffen einnahm. Eine Komplementär-
und Tauschbeziehung bildete sich vor allem zwischen Argentinien und Großbritan­
nien, der lange Zeit führenden europäischen Industriemacht, heraus8. Die unbeirrba­
re Vorliebe des britischen Verbrauchers für argentinisches Rindfleisch sicherte diesem 
wichtigsten Exportartikel Argentiniens bis etwa 1930 einen stabilen Absatzmarkt und 
begründete für denselben Zeitraum einen wachsenden Wohlstand des Landes. 

Allerdings ist nicht zu übersehen, daß das vorteilhafte Ergänzungsverhältnis zu 
Großbritannien, dem Argentinien großenteils seinen raschen Aufstieg zu verdanken 
hatte, in den Jahren vor dem Zweiten Weltkrieg bereits seine ursprüngliche Dynamik 
eingebüßt hatte9. Eine entscheidende Schwachstelle lag bei dem britischen Inselreich 
selbst, das schon um die Jahrhundertwende den Höhepunkt seiner wirtschaftlichen 
und finanziellen Macht überschritten hatte und spätestens nach dem Ersten Welt­
krieg nicht mehr zur Ausweitung seiner ökonomischen Einflußsphäre in der Lage 
war, sondern allenfalls früher eroberte Märkte und Investitionsbereiche halten und 
verteidigen konnte. In Europa vom Deutschen Reich überrundet, erwuchs ihm in La­
teinamerika in den USA ein mächtiger Konkurrent. Obwohl die wirtschaftspolitisch 
maßgebenden Gruppen in Argentinien dem Vordringen des nordamerikanischen 
Einflusses in der Wirtschaft keineswegs wohlwollend gegenüberstanden, erhöhte sich 
das Investitionsvolumen von US-Firmen in Argentinien allein zwischen 1913 und 
1931 um das rund Fünfzehnfache10. Gegen 1930 waren auch alle Böden in Betrieb ge­
nommen, auf denen gewinnbringend für den landwirtschaftlichen Sektor produziert 
werden konnte. Damit wurde eine weitere Grenze des auf „Expansion nach außen", 
d. h. auf der kontinuierlichen Steigerung der Export- Import-Wirtschaft, beruhenden 
Wachstumsmodells sichtbar. 

Der entscheidende Stoß wurde diesem Modell durch die Weltwirtschaftskrise von 
1929/30 und die darauf folgende Rezession versetzt, auf die die meisten westlichen 
Industriestaaten mit einer Abkehr vom Freihandel reagierten. Für das im Zeichen ei­
ner arbeitsteiligen Weltwirtschaft zu Wohlstand gelangte Argentinien kam dieser in­
ternationale Trendwechsel einer Infragestellung sämtlicher bis dahin gültiger Ent­
wicklungsparameter gleich. Hatte es vordem als Lieferant agrarischer und tierischer 
Rohstoffe in den europäischen Staaten sichere Abnehmer gehabt, so mußte es sich 
nun nach neuen Absatzmärkten umsehen. Hatte es seinerseits damit rechnen können, 
daß ihm kontinuierlich ein Teil des Menschen-, Kapital- und Warenüberschusses des 
alten Kontinentes zufloß, so sah es sich fortan auf die vermehrte Nutzung der eige­
nen Ressourcen verwiesen. Hatte es schließlich bisher mit Hilfe eines hohen außenin­
duzierten Wirtschaftswachstums soziale Spannungen teils neutralisieren, teils zumin­
dest verdecken können, so traten sie danach in unverhüllter Schärfe zutage. Die 

8 Felix Pena bezeichnet das Verhältnis Argentiniens zu Großbritannien in jener Epoche zu Recht 
als „dependencia consentida". Vgl. F. Pena, Argentina en America Latina, in: ders. u. C. Lafer, 
Argentina y Brasil en el sistema de relaciones internacionales, Buenos Aires 1973, S. 57 f. 

9 Zum Folgenden siehe Rapoport, a. a. O., S. 13 ff. 
10 Ebenda, S. 26. 
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schlagartig sichtbar werdende extreme Verwundbarkeit der argentinischen Wirt­
schaft löste erstmals eine breitere Diskussion über die Vor- und Nachteile ihrer Au­
ßenabhängigkeit aus und hatte, insbesondere in einigen Intellektuellenzirkeln, eine 
verstärkte Besinnung auf nationale Traditionen und eine Akzentuierung nationalisti­
scher Positionen zur Folge11. 

Der psychologische Schock, der von der Weltwirtschaftskrise ausging, war in ge­
wisser Hinsicht sogar schwererwiegend als ihre unmittelbaren wirtschaftlichen Kon­
sequenzen. Beispielsweise nahm das Produktionsvolumen der argentinischen "Wirt­
schaft, relativ betrachtet, weit weniger ab als etwa in den USA oder in Deutschland. 
Die mit der Rezession verbundene Zunahme der Arbeitslosigkeit hielt sich ebenfalls 
in Grenzen. 1933/34 zeigte die argentinische Wirtschaft bereits deutliche Zeichen der 
Erholung, 1936 schien die Krise endgültig gemeistert12. 

Daß es relativ schnell glückte, die wirtschaftliche Talsohle zu überwinden, war im 
wesentlichen das Verdienst einer wirtschaftspolitischen Equipe, der von allen Auto­
ren großer Sachverstand bescheinigt wird13. Trotz ihrer augenscheinlichen techni­
schen Kompetenz war sie allerdings nicht bereit (oder in der Lage), aus der veränder­
ten weltwirtschaftlichen Situation für Argentinien die angemessenen Folgen zu zie­
hen, d. h. eine stärker auf das industrielle Wachstum abstellende Wirtschaftspolitik zu 
initiieren. Vielmehr hielten die verantwortlichen Politiker unbeirrt an den alten 
Wachstumsprämissen, dem Primat von Viehzucht und Landwirtschaft sowie der Er­
haltung der internationalen Kreditfähigkeit der argentinischen Wirtschaft, fest und 
versuchten sie nach dem Motto „retten, was zu retten ist"14 der neuen Lage anzupas­
sen. Ein 1940 veröffentlichter Katalog sämtlicher nach 1931 erlassener wirtschafts-
und finanzpolitischer Bestimmungen enthielt keine einzige, die sich explizit auf den 
Schutz oder die Förderung der Industrie bezogen hätte. Dies schließt nicht aus, daß 
von staatlicher Seite die Ausdehnung des sekundären Sektors begrüßt oder sogar in­
direkt begünstigt wurde, jedoch nicht als eine alternative und eigenständige wirt­
schaftliche "Wachstumsstrategie, sondern als Begleiteffekt der weltweit, vor allem von 
Seiten Großbritanniens vorgenommenen Einfuhrbeschränkungen für landwirtschaft­
liche Produkte15. Es entspricht dieser Linie, daß als Reaktion auf die englische Hal-

11 Generell zu diesem Wechsel der Entwicklungsbedingungen Waldmann, a. a. O., S. 39 ff. 
12 J. Villanueva, Economic Development, in: M. Falcoff u. R.H. Dolkart (Hrsg.), Prologue to Perón. 

Argentina in Depression and War, 1930-1943, Berkeley 1975, S.57-82, insbes. S.67; A.P. Whit-
acker, An Overview of the Period, in: Falcoff ..., S. 1-30, insbes. S.5; H.S. Ferns, La Argentina, 
2. Aufl., Buenos Aires 1973, S. 204 ff. 

13 Vgl. etwa M. Falcoff u. R.H. Dolkart, Political Developments, in: dieselben (Hrsg.), Prologue to 
Perón, Berkeley 1975, S. 31-56, insbes. S. 47 f.; G.W. Wynia, Argentina in the Postwar Era, Albu-
querque 1978, S. 34. 

14 Ferns, a.a.O., S.210. 
15 Wie u.a. Villanueva nachwies, setzte, entgegen einer verbreiteten Meinung, eine intensivere Indu­

strialisierung nicht erst nach der Weltwirtschaftskrise ein, sondern schon in der zweiten Hälfte der 
20er Jahre. Die in jener Zeit erreichten industriellen Wachstumsraten lagen ebenso hoch, teils sogar 
höher als die zwischen 1930 und 1940. Auch die Zahl industrieller Neugründungen zwischen 1923 
und 1930 stand nicht hinter der nach 1930 zurück. Bemerkenswert hinsichtlich der 30er Jahre war 
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tung die wirtschaftlichen Beziehungen zum britischen Königreich nicht etwa gelok-
kert, sondern im Gegenteil konsolidiert und auf Dauer gestellt wurden, vor allem 
durch den 1933 abgeschlossenen Vertrag Roca - Runciman. Auch im Hinblick auf 
die im 3. Abschnitt zu behandelnde Dreiecksbeziehung zwischen Argentinien, Groß­
britannien und den USA erscheint es bemerkenswert, daß zu einem Zeitpunkt, da das 
Inselreich sein wirtschaftliches Engagement in Südamerika generell einschränkte, 
sich die Bindung an Argentinien aufgrund politischer Abmachungen eher verfestigte. 

Die Fortführung der herkömmlichen Wirtschaftspolitik unter einseitiger Ausrich­
tung auf den britischen Markt war politisch durchsetzbar, weil nach vierzehnjähriger 
Regierung der Radikalen Partei (als Vertreterin der Mittelschichten) 1930 wieder die 
traditionelle Agraroligarchie die Herrschaft übernommen hatte16: zunächst durch ei­
nen Militärputsch, dessen Ergebnis bald darauf durch betrügerische Wahlen eine 
pseudolegale Rechtfertigung erfuhr. Die Ausübung der politischen Macht durch eine 
Minderheit unter konsequentem Ausschluß der Bevölkerungsmehrheit und ihrer poli­
tischen Vertreter stellte eine schwere Belastung für das politische System dar. Sie nag­
te nicht nur an der Legitimität der bestehenden politischen Ordnung und unterhöhlte 
die Glaubwürdigkeit einer Verfassung, die immerhin rund fünf Jahrzehnte lang insti­
tutionelle Stabilität und den kontinuierlichen Wechsel der Regierungsgewalt verbürgt 
hatte. Sie machte darüber hinaus die Herrschenden blind für Veränderungen im wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Kräftefeld, die über kurz oder lang auch auf das 
politische System durchschlagen mußten. In diesem Sinn ist es etwa bezeichnend, daß 
weder die neu sich bildende Gruppe industrieller Unternehmer noch die vor allem im 
Großraum Buenos Aires sich zusammenballende, ebenfalls neu entstandene Schicht 
von Industriearbeitern in den politischen EntScheidungsprozeß einbezogen wurde. 
Die aus der alten Oberschicht sich rekrutierende Machtelite fuhr vielmehr fort, das 
Land nach ähnlichen Vorstellungen und unter Berücksichtigung derselben Interes­
sengruppen zu regieren wie vor 191617. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß Argentinien am Vorabend des Zweiten 
"Weltkrieges einen für Lateinamerika außergewöhnlich hohen ökonomischen und 
kulturellen Entwicklungsstand erreicht hatte, hinter dessen blendender Fassade sich 
jedoch einige strukturelle Probleme angesammelt hatten: Erstens war das Modell 
wirtschaftlichen Wachstums über die Integration in den Weltmarkt als Lieferant tieri-

vor allem eine qualitative Umschichtung innerhalb der verschiedenen Industriebranchen; J. Villa-
nueva, El Origen de la Industrialización argentina, in: Desarrollo Económico, Vol. 12, No. 47 
(Oct.-Dic. 1972), S. 451 ff.; siehe auch J.C. Llach, Dependencia. Procesos Sociales y Control del 
Estado en la Década del Treinta, in: Desarrollo Económico, No.4 5., Vol. 12 (April-Junio 1972), 
S. 173 ff. 

16 A. Ciria, Parties and Power in modern Argentina (1930-1946), Albany 1974. 
17 D.Boris u. P. Hiedl, Argentinien. Geschichte und politische Gegenwart, Köln 1978, kommentieren 

beispielsweise den Vertrag Roca-Runciman wie folgt (S. 49): „Zusammenfassend kann man sagen, 
daß die Globalziele dieses Abkommens gegen eine autonome oder sich auf andere imperialistische 
Kräfte - hier vor allem der USA - stützende kapitalistische Entwicklung Argentiniens gerichtet 
waren und Argentinien dadurch auf die Rolle des Rohstoffproduzenten einerseits und des Binnen­
markts für die englische Industrie andererseits festgelegt werden sollte." 
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scher und pflanzlicher Rohstoffe an die Grenzen seiner Leistungsfähigkeit gelangt, 
erwies sich insbesondere die für dieses Modell tragende Handelsbeziehung zu Groß­
britannien als nicht weiter ausbaufähig. Zweitens stellte sich angesichts des zuneh­
menden Eindringens nordamerikanischer Industrieunternehmen in den argentini­
schen Markt die Frage, wie lange sich das Land noch erfolgreich gegen den wachsen­
den Einfluß der USA würde wehren können. Drittens fanden im politischen Entschei-
dungsprozeß nur die Interessen eines begrenzten Segments des gesellschaftlichen 
Kräftespektrums Berücksichtigung, nämlich jener Gruppen, die auf irgendeine Weise 
mit dem Primärsektor und dem Export-Import-Geschäft verbunden waren. Dies lag 
viertens daran, daß der Bevölkerungsmehrheit die Möglichkeit politischer Partizipa­
tion verwehrt war. Wie Wynia richtig schreibt, wich Argentinien von anderen durch 
die Weltwirtschaftskrise betroffenen Ländern insofern ab, als eine Lösung der durch 
die Depression aufgeworfenen Probleme nicht einvernehmlich, unter Einbeziehung 
aller betroffenen Sektoren und Schichten, gesucht wurde, sondern durch Zwang und 
partikularistisches Vorgehen, indem eine Gruppe ihre Interessen auf Kosten der übri­
gen Gruppen durchsetzte18. 

Die Entwicklung während des Krieges 

Werfen wir vergleichshalber einen Blick auf die Lage nach dem Krieg, so stellen wir 
in allen angesprochenen Bereichen signifikante Veränderungen fest: Statt einer mit 
List und Gewalt sich an der Macht behauptenden Minderheit begegnen wir einer in 
freien Wahlen (Februar 1946) durch Mehrheitsvotum an die Herrschaft gelangten 
Regierung. Diese Regierung stützt sich auf ein Bündnis von Arbeiterschaft, nationa­
len Industrieunternehmern und Streitkräften, also größtenteils jener Gruppen und 
Schichten, deren Belange zuvor bei politischen Entscheidungen weitgehend ausge­
klammert blieben. Sie sucht weder Anlehnung beim alten Partner Großbritannien 
noch knüpft sie Verbindungen zur neuen Weltwirtschaftsmacht, den Vereinigten 
Staaten, sondern sie steuert wirtschaftspolitisch einen Autarkiekurs und ist bestrebt, 
den ausländischen Einfluß auf das binnenwirtschaftliche Geschehen so weit wie mög­
lich zu reduzieren. Wie ist dieser politische Wandel zu deuten, welchen Anteil daran 
hatte der Krieg, welchen die verschobenen internationalen Kräfterelationen? Wir ge­
hen dieser Frage zunächst im Hinblick auf die immanenten Wirkungen des Krieges 
nach, anschließend unter Berücksichtigung der veränderten weltpolitischen Macht­
konstellation. 

Wenngleich Argentiniens geographische Lage weitab vom Kriegsschauplatz einen 
natürlichen Schutz vor unmittelbaren militärischen Angriffen bildete, war das Land 
aufgrund seiner intensiven Bindungen an den alten Kontinent doch spürbar von der 
gewaltsamen Auseinandersetzung betroffen. Deren Auswirkungen machten sich am 
schnellsten im wirtschaftlichen Bereich bemerkbar, wo aufgrund des Zusammen-

18 Wynia, a.a.O., S. 77. 
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bruchs des Welthandels auch die argentinischen Ex- und Importe jäh zurückgingen19. 
Die Ausfuhr von tierischen und pflanzlichen Nahrungsmitteln nach Großbritannien 
und Frankreich wurde zwar nach kurzer Unterbrechung wieder aufgenommen. Da­
gegen mußte das Land während des ganzen Krieges auf die Einfuhr gewerblicher 
Güter aus Europa verzichten, da die am Konflikt beteiligten Länder ihre industrielle 
Produktion ganz in den Dienst der Kriegswirtschaft stellten. Aufgrund eines konstant 
hohen Handelsbilanzüberschusses ging Argentinien aus dem Krieg als einer der wich­
tigsten Gläubiger gegenüber Europa, vor allem England, hervor. Das Ausbleiben von 
Industriegütern aus Übersee bei gleichbleibender Binnennachfrage bedeutete für den 
gewerblichen Sektor in Argentinien einen großen Impuls. Er expandierte weiter wäh­
rend der Kriegsjahre und überrundete hinsichtlich des Beitrags zum Bruttoinlands­
produkt den landwirtschaftlichen Sektor. Mehr als das quantitative Wachstum ist je­
doch die Diversifizierung der industriellen Produktion hervorzuheben20. Die natio­
nalen Industrieerzeugnisse drangen in viele bislang von ausländischen Unternehmen 
beherrschte Wirtschaftszweige vor. Dies gilt vor allem für die Konsumgüterherstel­
lung. Im Bereich der Maschinen und sonstigen Ausrüstungsgüter waren die argentini­
schen Unternehmen dagegen noch nicht in der Lage, das frühere Angebot ausländi­
scher Firmen zu ersetzen, so daß insoweit eine empfindliche Lücke entstand. 

Der Mangel an Investitionsgütern erklärt zugleich, warum das industrielle Wachs­
tum in dieser Phase mit einer besonders hohen Absorption von Arbeitskräften verbun­
den war21. Die gewerbliche Wirtschaft entwickelte sich in den Kriegsjahren zum 
wichtigsten Auffangbecken für neue Arbeitskräfte und Beschäftigungslose, die ihre 
Stelle im Zug der Rationalisierung und Konzentration im landwirtschaftlichen Sektor 
verloren hatten. Schon in den 30er Jahren hatten intensive Wanderungen von Arbeit­
suchenden aus dem Landesinneren nach Buenos Aires eingesetzt. Dieser Wande­
rungstrend hielt während der Kriegsjahre an, so daß um den traditionellen Kern der 
Hauptstadt herum ausgedehnte Arbeiterviertel entstanden22. 

Für alle Beobachter dieser Entwicklung stellte sich die bange Frage, was aus den 
zahllosen frisch aus dem Boden geschossenen gewerblichen Kleinbetrieben, den 
Hunderttausenden der in ihnen Beschäftigten werden würde, wenn mit dem Kriegs­
ende die hochindustrialisierten Länder ihre Produktion wieder auf den Friedensbe­
darf umstellen und in einen harten Konkurrenzkampf um die zwischenzeitlich ver­
nachlässigten Auslandsmärkte eintreten würden23. Der Erste Weltkrieg hatte in dieser 
Hinsicht eine nur allzu gut erinnerliche Lektion erteilt, da kurz nach seinem Abschluß 
die Arbeitslosigkeit zunahm und heftige soziale Unruhen ausbrachen, die nur durch 
blutiges Einschreiten von Polizei und Militär eingedämmt werden konnten. Wollte 
man ein vergleichbares Desaster vermeiden, galt es, beizeiten vorbeugende Maßnah-

19 Zur wirtschaftlichen Entwicklung Argentiniens während des Krieges siehe G. Di Tella und M. Zy-
melman, Las Etapas del Desarrollo Economico Argentino, Buenos Aires 1967, S. 456 ff. 

20 Ebenda, S. 460. 
21 Ciria, a.a.O., S.56 f. 
22 G. Germani, Politica y Sociedad en una Epoca de transición, Buenos Aires 1962, S.229ff. 
23 Villanueva, Economic Development (vgl. Anm. 12), S. 77 f. 
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men zu treffen. Nachdem die nationale Industrie und das industrielle Proletariat vom 
Umfang her eine Schwelle erreicht hatten, die es schwer vorstellbar erscheinen ließ, 
das Rad der Entwicklung ohne immense volkswirtschaftliche und soziale Kosten -
selbst eine Revolution wäre nicht auszuschließen gewesen24 - zurückzudrehen, blieb 
den Politikern nichts anderes übrig, als den ohne ihr Zutun herbeigeführten Zustand 
zu akzeptieren und durch vorausschauende Maßnahmen abzusichern. 

Präventive Gegensteuerung gegen mögliche Gefahrenmomente - diese Haltung 
der Verantwortlichen ergab sich nicht nur aus dem Wildwuchs der nationalen Indu­
strie und der raschen Zunahme der Industriearbeiterschaft, sie wurde generell durch 
die Risiken einer in Fluß geratenen, in ihren Bewegungsabläufen schwer berechenba­
ren internationalen Umwelt nahegelegt, ja geradezu herausgefordert25. Dabei berei­
teten der mögliche Kriegsausgang, die zu erwartende Transformation des internatio­
nalen Machtgefüges und der Welthandelsströme, den Argentiniern nicht weniger 
Kopfzerbrechen als das in seiner Dynamik schwer überschaubare Kampfgeschehen 
selbst. Die Reaktion in außenpolitischer Hinsicht bestand in einer gesteigerten Auf­
merksamkeit für Signale, die auf für das Land bedrohliche Entwicklungen hindeute­
ten, während innenpolitisch der Ruf nach vermehrter staatlicher Führung und Pla­
nung laut wurde. Die Idee, durch umfassende und systematische Entwicklungspla­
nung die nationale Zukunft gezielt zu gestalten, fand nicht im peronistischen Fünf­
jahresplan von 1947 ihren ersten konkreten Ausdruck, auch nicht im 1944 gegründe­
ten Nachkriegsrat, der für diesen Plan die erforderlichen statistischen Materialien 
sammelte. Sie wurde vielmehr bereits zu Beginn des Krieges von einer der beiden tra­
ditionell einflußreichsten Tageszeitungen in die öffentliche Diskussion eingebracht26. 

Merkwürdigerweise geht kaum einer der Autoren, die sich mit der Kriegszeit be­
fassen, auf diesen doppelten sozialpsychologischen Befund ein: zum einen die allge­
meine Verunsicherung aufgrund des Zusammenbruchs des internationalen Bezie-
hungsgefüges, und zum anderen, eng damit verbunden, die Aufwertung des Natio­
nalstaates als Bezugsrahmen individuellen und kollektiven Denkens und Handelns. 
Gewiß, rein äußerlich betrachtet verfolgten die meisten Argentinier das Weltkriegs­
geschehen in Europa mit weit größerem Interesse als die eigene Innenpolitik, schien 
es für sie keine wichtigere Frage zu geben als die, ob es den Alliierten gelingen würde, 
den Vormarsch der deutschen Wehrmacht aufzuhalten oder nicht. Zugleich läßt sich 
nicht verkennen, daß die Reaktionen der verschiedenen sozialen Gruppen auf die 
Weltkriegsereignisse nicht allein von der Sorge um das gesamtstaatliche Wohl be-

24 Zu den Befürchtungen der Streitkräfte in dieser Hinsicht vgl. A. Rouquié, Pouvoir Militaire et 
Societé Politique en Republique Argentine, Paris 1978, S.311. 

25 Vgl. den Leitartikel in La Nación vom 8.5. 1940: „La Argentina tambien tiene que ganar la guerra, 
es decir, vencer las dificultades que se le han aparecidos con motivo de la misma a fin de salvarse y 
asegurar su propio provecho." Vor allem 1940 war die Sorge um die wirtschaftliche Zukunft des 
Landes aufgrund des jähen Rückgangs des Exporthandels sehr groß. Dagegen hatte sich 1942 hin­
sichtlich des Außenhandels die Situation in einem für Argentinien günstigen Sinn stabilisiert; 
R. Stemplowski, Castillo's Argentina and World War II (ungedr. Manuskript), S. 4 u. S. 18. 

26 Siehe La Nación vom 23.5. 1940, S.6. 
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stimmt waren, sondern daneben auch wirtschaftliche Partikularinteressen widerspie­
gelten, ein Gesichtspunkt, den vor allem A. Rapoport herausgearbeitet hat27. Den­
noch wird eine Betrachtungsweise, die das argentinische Volk in Sympathisanten für 
das eine oder andere der beiden kriegführenden Lager aufgespalten sieht, der Ent­
wicklung der allgemeinen Bewußtseinslage nach 1939 ebensowenig gerecht wie eine 
Analyse, die sich nur der Klärung gruppenspezifischer Belange sowie taktischer 
Bündnisse zwischen verschiedenen politischen und gesellschaftlichen Fraktionen ver­
schreibt. Es ist kein Zufall, daß sich innerhalb der meisten sozialen Gruppen und Ver­
bände kein einheitlicher Standpunkt bezüglich der zentralen durch den Krieg aufge­
worfenen Entscheidungsoptionen herausbildete, insbesondere hinsichtlich der Auf­
rechterhaltung der Neutralität des Landes28. Denn hier standen nicht nur begrenzte 
Ziele und überschaubare Interessen auf dem Spiel, mit der Lösung dieses Problems in 
dem einen oder anderen Sinn wurden vielmehr die Weichen für die langfristigen Zu-
kunfts- und Entwicklungschancen der ganzen argentinischen Gesellschaft gestellt; es 
erforderte ein Denken in übergreifenden, das nationale System und die internationale 
Ordnung umspannenden Kategorien, verwies auf den Nationalstaat als gemeinsame 
Klammer und grundlegende Bezugseinheit für alle Argentinier. 

Die vermehrte Besinnung auf die nationalen Interessen und die Stärkung des Na­
tionalgefühls äußerten sich sowohl im lauteren Auftreten rechtsnationaler Verbände 
als auch in einigen politischen Maßnahmen: z.B. in der Gründung einer argentini­
schen Handelsflotte sowie in Verstaatlichungsmaßnahmen (unter der Regierung Ca-
stillo wurden die für die Gasversorgung von Buenos Aires zuständige Gesellschaft so­
wie der Hafen von Rosario in nationales Eigentum überführt)29. Tatsächlich handelte 
es sich aber um eine Strömung, die tiefer ging und in ihrer Logik letztlich die Herr­
schaft der seit 1930 regierenden alten Oberschicht infrage stellen mußte. Die Kritik 
an ihr zielte in zwei Richtungen. Erstens wuchs das allgemeine Unbehagen darüber, 
daß der Bevölkerungsmehrheit und wichtigen ökonomischen Gruppierungen jeder 
Einfluß auf die politische Willensbildung vorenthalten wurde. Das rationale Argu­
ment, das sich hinter dieser Unzufriedenheit verbarg, liegt auf der Hand: eine Gesell­
schaft, in der die zentrifugalen Kräfte überwiegen, deren Regierung nicht für die Be­
völkerungsmehrheit sprechen, geschweige denn diese führen und in ihrem Verhalten 
steuern kann, ist außenpolitisch manövrierunfähig und im Falle plötzlich auftretender 
Schwierigkeiten hilflos. Das Streben nach einem gesellschaftlichen und politischen 
Minimalkonsens bildete das Hauptmotiv für den Pinedo-Plan von 1940, von dem ge­
sagt wird, er sei der letzte Versuch gewesen, eine Einigungsformel zwischen den ver­
schiedenen Interessengruppen zu finden und die Regierung auf eine breitere Partei­
enbasis zu stellen30. Ähnliche Gründe bewogen Perón dazu, sein Regierungsmandat 
durch ein Votum der Bevölkerungsmehrheit absichern zu lassen. Er glaubte, nur eine 

27 Rapoport, a.a.O., vor allem S. 37 ff. 
28 Ebenda, S. 40 ff. 
29 Falcoff u. Dolkart, a.a.O., S.40. 
30 M. Rapoport, La Politica Británica en la Argentina a comienzos de la Década de 1940, in: Desarol-

lo Económico, No 16 (1976/77), S. 203 ff., insbes. S. 210 f. 
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breite Massenunterstützung verleihe seinen politischen Maßnahmen die angesichts 
der zahlreichen innen- und außenpolitischen Anfeindungen notwendige Legitimati­
on. 

Der zweite Kritikstrang stand von den geforderten Konsequenzen her in einem ge­
wissen Spannungsverhältnis zu den eben aufgezeigten Überlegungen. Er setzte vor 
allem bei der fehlenden Dynamik und Effizienz des oligarchischen Regimes an. Da 
auch während des Krieges die politischen Skandale und Affären nicht abrissen, in die 
teilweise sogar hohe Regierungsbeamte verwickelt waren, erhielten die keineswegs 
neuen Klagen über die Unfähigkeit, Eigensucht und Korruptheit der Parteipolitiker 
zusätzliche Nahrung. Nach und nach übertrugen sich Skepsis und Ablehnung der 
breiten Bevölkerung gegenüber dem politischen Geschehen, die zunächst primär den 
Repräsentanten der traditionellen Oberschicht gegolten hatten, auch auf die mit die­
sen verbündeten Parteien und schließlich auf das bestehende parlamentarische Regie­
rungssystem an sich31. Nachdem sich die politische Führungsspitze, wie jedermann 
wußte, nur mit Hilfe ständiger Wahlfälschungen an der Macht halten konnte, lag es 
nahe, für den Verzicht auf pseudodemokratische Verfahren und die Errichtung eines 
offen autoritären, starken, politisch handlungsfähigen Herrschaftssystems zu plädie­
ren. 

Die Überzeugung, die politische Situation sei zu prekär, um sie „schwachen" zivi­
len Politikern zu überlassen, war denn auch eines der Hauptmotive für den militäri­
schen Putsch von 1943. Die bisher beschriebenen Stimmungen, Überzeugungen, 
Tendenzen waren keineswegs auf die Streitkräfte beschränkt; verständlicherweise 
war aber die Aufgeschlossenheit für nationalistische Impulse und Denkraster in den 
militärischen Institutionen größer als bei anderen sozialen Gruppen, fühlten sie sich 
doch aufgrund ihrer professionellen Aufgabe in besonderem Maß zur Wahrung der 
nationalen Interessen berufen32. Die Offiziere verfolgten mit gespannter Aufmerk­
samkeit die aus dem europäischen Kampfgeschehen resultierenden regionalen und 
internationalen Kräfteverschiebungen. Insbesondere zeigten sie sich sehr beunruhigt 
darüber, daß Brasilien auf Grund des 1941 verabschiedeten Lend-Lease-Acts von den 
Nordamerikanern kostenlos Waffen zur Verfügung gestellt bekam, während Argen­
tinien leer ausging. Da auch die Achsenmächte nicht in der Lage waren, den Argen­
tiniern die begehrten Rüstungsgüter zu liefern, drängten die Militärs auf den Aufbau 
einer eigenen, nationalen Schwerindustrie. Der Gedanke einer Industrialisierung auf 
der Basis nationaler Ressourcen fand also auch von dieser Seite her Nahrung33. 

Wie schon angedeutet wurde, fand die Haltung, die hier als verstärkte Besinnung 

3l Ciria, a.a.O., S. 58 ff. 
32 Zur Rolle und Haltung der Streitkräfte vgl. neben der schon zitierten Studie von A. Rouquié 

(S. 275 ff.) auch R. A. Potash, El ejercito y la politica en la Argentina 1928-1945, 5. Aufl., Buenos 
Aires 1981, S. 155ff. Die Behauptung, die 1943 putschenden Offiziere hätten im Sinn gehabt, in 
Argentinien ein faschistisches oder nationalsozialistisches Regime zu errichten, die früher in der Li­
teratur gelegentlich geäußert wurde, kann heute als widerlegt gelten. 

33 A. Conil Paz u. G.Ferrari, Politica exterior argentina 1930-1962, Buenos Aires 1964, S. 118 ff.; 
Rouquié, a.a.O., S. 286 f., 308 f. 
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auf den nationalen Kontext und die nationalen Interessen charakterisiert wird, in kei­
ner Entscheidung einen treffenderen Ausdruck als in der Wahrung der Neutralität 
gegenüber den kriegführenden Nationen. Schon 1939 waren in einem Programm der 
FORJA (Fuerza Orientadora Radical de la Joven Argentina), einer linksnationalen 
Absplitterung von der Radikalen Partei, folgende Sätze zu lesen: „Las Ilamadas po-
tencias totalitarias, imperialismos insatisfechos, disputan a las Ilamadas grandes po-
tencias democráticas, imperialismos realizados, la hegemonia que éstas detentan. No 
son ideologias las que se aprestan. La lucha es por el dominio material del mundo ... 
Lo mismo que durante la guerra de 1914. Se quiere mezclarnos en la contienda. Pero 
entonces el genio americano de Hipólito Yrigoyen frustró la maniobra. La excitación 
continental promovida por las fuerzas que se titulan defensores del derecho, de la li-
bertad, de la soberania de los pueblos persigue la desvirtuación de nuestro espiritu, el 
sacrificio de nuestra sangre y el usufructu de nuestras riquezas materiales en favor de 
nuestros propios opresores. Pero la conciencia de la nacionalidad está en marcha. Lle-
ga la hora de la emancipación, de la restauración de los argentinos. Contra nuestros 
seculares dominadores y contra todos los que aspiran a substituirlos, FORJA concita 
las voluntades del pueblo senalando el Camino de la Patria y el deber de la hora."34 

Diese hart, fast zynisch klingende Stellungnahme der FORJA zum Weltkonflikt kann 
zwar nicht als repräsentativ für die gesamte argentinische Bevölkerung gelten. Sie 
zeigt aber doch an, in welcher Richtung sich die Gedanken und Empfindungen vieler 
Argentinier, vor allem der politisch interessierten, angesichts des blutigen Geschehens 
in Europa bewegten. Auch die englische Botschaft in Buenos Aires registrierte wäh­
rend des Krieges eine merkliche Verstärkung nationalistischer Gefühle in der argenti­
nischen Bevölkerung; allerdings richteten sich diese, wie man mit Befriedigung fest­
stellte, in erster Linie gegen die USA und Deutschland, dagegen nur in abgeschwäch­
ter Form gegen Großbritannien35. 

Man hat darauf hingewiesen, daß die argentinische Neutralität, innenpolitisch be­
trachtet, einen Kompromiß zwischen sehr unterschiedlichen Gruppeninteressen dar­
stellte36. Dies ist zwar richtig, reicht aber nicht aus, um die Hartnäckigkeit zu erklä­
ren, mit der die argentinischen Präsidenten bis kurz vor Kriegsende am neutralen Sta­
tus ihres Landes festhielten. Immerhin überdauerte diese Haltung mehrere Regie­
rungswechsel, darunter den Übergang der politischen Macht von einer Zivil- auf eine 
Militärregierung (1943). Ein Grund für Argentiniens unbeirrbar neutralen Kurs lag 
sicher, dies klingt auch in dem Zitat der FORJA an, in der Fortführung einer nationa­
len Tradition aus dem Ersten Weltkrieg. Die entscheidende Erklärung dürfte aber 
darin zu suchen sein, daß sich die Regierung mit ihrem Votum für die Beibehaltung 
der Neutralität von der Zustimmung sowohl des größeren Teils der öffentlichen Mei-

34 Stemplowski, Dependencia y Desafio (vgl. Anm. 5), S. 131. 
35 Ebenda, S. 137; siehe auch Rapoport, Gran Bretana, Estados Unidos ..., S.66. 
36 Siehe hierzu H.Matsushita, A historical View of Argentine Neutrality During World War II, in: 

Developing Economies, Vol. 11, No 3 (1973), S. 272-96; differenzierte Ausführungen bei Rou-
quié, a.a.O., S. 293 ff. 
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nung als auch der Mehrheit der politisch interessierten Bevölkerungsgruppen getra­
gen fühlte - je länger der Krieg andauerte, desto mehr37. 

Neutralität bedeutete jedoch keineswegs, daß die Argentinier beiden Seiten gleich 
gewogen waren. Die Sympathien der Mehrzahl von ihnen galten vielmehr eindeutig 
der Sache der Alliierten38. Allerdings gingen diese Sympathien nicht so weit, daß sie 
darüber die Besonderheiten der eigenen Lage - die geographische Distanz zum euro­
päischen Kriegsherd; die Ungeschütztheit der nationalen Grenzen; die Abstammung 
zahlreicher Landsleute aus Italien und Deutschland; das Interesse daran, mit Natio­
nen in beiden Lagern weiter Handel zu treiben - vergessen und sich dem westlichen 
Bündnis angeschlossen hätten. 

Aufgrund des langen, unbeirrten Festhaltens an einer neutralen Position geriet das 
Land außenpolitisch in große Schwierigkeiten. Um diese zu verstehen, muß die Drei­
ecksbeziehung zwischen Argentinien, Großbritannien und den USA während des 
Krieges näher betrachtet werden. 

Die Dreiecksbeziehung zwischen Argentinien, Großbritannien und 
den USA 

Wie schon festgestellt wurde, ließ sich das traditionelle wirtschaftliche Anlehnungs­
verhältnis Argentiniens an England in den 30er Jahren nur mit bestimmten Einschrän­
kungen aufrechterhalten. Deshalb machte man sich in einigen Kreisen Gedanken 
über alternative Möglichkeiten der wirtschaftlichen Fortentwicklung. Grob gespro­
chen, gab es bei Ausbruch des Krieges drei Positionen, die vertreten wurden39: Die er­
ste lief darauf hinaus, am alten Kurs, d. h. dem Produktionsschwergewicht im Primär­
sektor und der Komplementärbeziehung zu England, festzuhalten und der Industrie 
nur einen untergeordneten Platz zuzuweisen. Dieser Standpunkt erfreute sich in ei­
ner vorwiegend die Interessen des Großgrundbesitzes repräsentierenden Regierung 
verständlicherweise breiter Zustimmung, gegen ihn sprach jedoch die nachlassende 
Wirtschaftskraft des Inselreiches. Eine zweite, kleinere Gruppe befürwortete einen 
engeren Anschluß an die expansive nördliche Wirtschaftsmacht, die USA, deren In-

37 Deshalb war den gelegentlichen Versuchen von Politikern, innenpolitisches Kapital aus der Befür­
wortung eines Kriegseintritts auf Seiten der Alliierten zu schlagen, kein dauerhafter Erfolg beschie­
den. Vgl. etwa zu den Bemühungen des Generals A. P. Justo, auf diese Weise ein politisches Come­
back zu erzwingen, Potash, a.a.O., S. 252 f. 

38 Was der britische Botschafter, Sir David Kelly, im Unterschied zu seinem nordamerikanischen 
Kollegen klar erkannte; D. Kelly, El Poder detrás del Trono, Buenos Aires 1962, S. 19 ff. Vor allem 
die großen Zeitungen und die öffentliche Meinung nahmen klar für die Alliierten Partei. Daneben 
gab es freilich auch einen großen Sektor der Bevölkerung, vor allem der unteren sozialen Schich­
ten, der dem Kriegsgeschehen gleichgültig gegenüberstand. 

39 G.Di Tella, Controversias Económicas en la Argentina, 1930-1970, in: J. Fogarty u.a. (Hrsg.), 
Argentina y Australia, Buenos Aires 1979, S. 165-184, insbes. S. 169 ff.; Villanueva, Economic De­
velopment ..., S. 78 f. 
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vestitionen in Argentinien seit 15 Jahren rasch angestiegen waren. Argentinien sollte 
nach dieser Konzeption mit Hilfe nordamerikanischen Kapitals und „Know hows" 
eine exportfähige eigene Industrie aufbauen, was die Fortführung der bestehenden 
Handelsbeziehungen zu England innerhalb bestimmter Grenzen nicht ausschließen 
mußte. Auch das dritte Zukunftsprojekt legte die Betonung auf den weiteren Ausbau 
der Industrie. Hier war jedoch weniger an eine industrielle Produktion für den Ex­
port innerhalb Lateinamerikas gedacht als an die Befriedigung der Nachfrage im ei­
genen Land. Dieses Projekt implizierte den Schutz der bereits vorhandenen Indu­
strieanlagen und zielte mehr oder weniger deutlich auf eine Abkoppelung Argenti­
niens von den internationalen Handels- und Kapitalströmen ab. 

Wie wir heute wissen, war es dieses dritte Programm, das in der peronisrischen 
Wirtschaftspolitik zur Durchsetzung kam40. Zunächst hatten aber die beiden anderen 
Konzeptionen weit größere Realisierungschancen. Die Alternative lautete also: Fort­
setzung der ausschließlichen Bindung an Großbritannien und Europa oder zuneh­
mende Öffnung gegenüber dem wirtschaftlichen Einfluß der USA. Angesichts der 
nachlassenden wirtschaftlichen Potenz des Inselreiches und des Vordringens der 
USA in Lateinamerika war es naheliegend, ja unvermeidbar, daß sich Argentinien mit 
der Großmacht im Norden arrangierte. Es fällt jedoch auf, wie zögernd und wider­
willig argentinische Regierungen Zugeständnisse an die Vereinigten Staaten machten 
und wie zäh sie die Bindung an England verteidigten. Die Motive dieser Einstellung 
mochten teilweise irrationaler, sentimentaler Natur sein41, sie hatten aber auch eine 
solide rationale Basis, die zutage tritt, wenn man die Struktur der beiden Abhängig­
keitsbeziehungen miteinander vergleicht42. Der Unterschied läßt sich in drei Punkten 
zusammenfassen. 

1.) Zwischen Argentinien und Großbritannien bestand ein wirtschaftliches Ergän­
zungsverhältnis; Argentinien war nicht nur auf britische Investitionen und Industrie­
produkte angewiesen, sondern füllte mit seinen Fleisch- und Weizenlieferungen eine 
wichtige Lücke im britischen Versorgungssystem. Inzwischen hatten die USA Groß­
britannien den Rang als Industriemacht abgelaufen und verfügten über jene Finanz­
mittel und Investitionsgüter, die Argentinien zu seiner weiteren wirtschaftlichen Ent­
wicklung dringend gebraucht hätte. Die USA hatten jedoch keinen Bedarf an den 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die Argentinien exportieren konnte, da sie selbst 
ein ausgedehntes agrarisches Hinterland haben43. Es fehlte also, zumindest was den 
Handel betrifft, das Band des gegenseitigen Interesses. 

40 Waldmann, a.a.O., S. 119 ff., S.219ff. 
41 Vgl. Villanueva, Economic Development, S. 81: „Yet as strong as were the ties of economic com-

plementarity, the Anglo-Argentine relationship rested upon a considerable measure of political and 
economic fascination that is to say, it was held together not only by pounds Sterling but by glamour, 
by a mystique if one can call it that, at least on the Argentine side." 

42 Zum Folgenden besonders gründlich Escudé, a.a.O., S. 51 ff. Siehe auch C.J. Moneta, Argentine 
Foreign Policy in the Cold War, in: J.M. Siracusa u. G.St.J. Barclay (Hrsg.), The Impact of the 
Cold War, Washington London 1977, S. 101-123, insbes. S. 102 f. 

43 Rapoport, Gran Bretana, Estados Unidos.. . , S. 64 f. 
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2.) Auch in außenpolitischer Hinsicht versprach eine Annäherung an die Vereinig­
ten Staaten wenig Vorteile. Die Rolle eines wirtschaftlichen Juniorpartners Großbri­
tanniens hatte sich auf das internationale Prestige Argentiniens nicht negativ ausge­
wirkt, da sie erkenntlich im Interesse beider Nationen lag und mit keinerlei politi­
schen Konzessionen Argentiniens verknüpft war. Das Land war im Gegenteil wäh­
rend der Zeit dieser Bindung (teilweise sogar dank dieser Bindung) zu einer Nation 
aufgestiegen, deren Stimme international Gewicht hatte und die auf interamerikani­
schen Konferenzen mehr als einmal den Führungsanspruch der USA erfolgreich in 
die Schranken wies44. Die Inanspruchnahme der wirtschaftlichen Ressourcen der 
überlegenen nördlichen Industriemacht hätte dieser relativen Selbständigkeit den Bo­
den entzogen und Argentinien gezwungen, sich in seiner Außenpolitik ebenfalls den 
Vorstellungen der USA unterzuordnen. 

3.) Schließlich lassen sich gewisse stilistische Unterschiede im Vorgehen der beiden 
dominanten Nationen gegenüber dem unterlegenen Argentinien nicht übersehen. Die 
britische Diplomatie hatte gegenüber der nordamerikanischen den Vorsprung lang­
jähriger Erfahrung im Umgang mit schwächeren Nationen. Vor allem in der Deka­
denzphase des britischen Imperiums entwickelte sie eine außerordentliche Fähigkeit 
darin, die vitalen Interessen des Inselreiches zu wahren, ohne den Stolz und die Emp­
findlichkeit der von ihm abhängigen Staaten zu verletzen45. Die USA als vergleichs­
weise junge Großmacht waren da weit weniger einfühlsam. Ihre wirtschaftliche Ex­
pansion ging zuweilen mit einer Überheblichkeit und Rücksichtslosigkeit einher, die 
auf schwächere Staaten abschreckend wirken mußte. 

Dennoch ist zu vermuten, daß vor allem die weitblickenderen Staatsmänner und 
Wirtschaftsexperten Argentiniens, das Unaufhaltsame der globalen Kräfteverschie­
bung erkennend, sich der Entwicklung angepaßt und versucht hätten, das Land an 
der überlegenen Wirtschaftskraft Nordamerikas partizipieren zu lassen. 

Der Weltkrieg und sein Ergebnis durchkreuzten derlei Absichten jedoch in zweifa­
cher Hinsicht. Er beschleunigte zum einen sowohl den wirtschaftlichen Abstieg 
Großbritanniens als auch den weiteren weltpolitischen Aufstieg der USA, mit ande­
ren Worten: er ließ den an sich schon schwierigen Übergang Argentiniens von der ei­
nen zur anderen Dependenzbeziehung unter Zeitdruck geraten und akzentuierte auf 
diese Weise seine abschreckenden Seiten. Und er löste zweitens, dies wurde schon be­
schrieben, ein verstärktes Nationalbewußtsein aus, das jede Art von Bindung an eine 
überlegene ausländische Macht als Hypothek und Bürde erscheinen ließ. 

Der Weltkrieg bestätigte zwar noch einmal die Vorzüge der langjährigen besonde­
ren Beziehung Argentiniens zu Großbritannien, ließ aber zugleich in krasser Weise 
deren Grenzen sichtbar werden. Als vorteilhaft erwies sich der ebenso diskrete wie 
hartnäckige Widerstand, den die britische Regierung den von den USA gegen Argen-

44 Z.B. auf der Konferenz von Buenos Aires im Dezember 1936, als die argentinische Delegation 
durch einen so klugen und auch international anerkannten Politiker wie Saavedra Lamas angeführt 
wurde. Siehe hierzu Conil Paz u. Ferrari, a.a.O., S. 48 ff. 

45 Wie geschickt der britische Botschafter, Sir David Kelly, in Buenos Aires (1942-46) diese schwieri­
ge Aufgabe meisterte, kann man in seinen Memoiren nachlesen; Kelly, a. a. O., S. 32. 
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tinien angestrengten Disziplinierungsmaßnahmen entgegensetzte46. Auch fuhr das 
Inselreich mit der Abnahme der Fleisch- und Getreideexporte aus Argentinien fort, 
konnte allerdings nicht die als Gegenleistung dringend benötigten Ausrüstungsgüter 
und Waffen liefern. Zudem geriet England während des Krieges zunehmend in eine 
wirtschaftliche und militärische Abhängigkeit von den USA, die es daran hinderte, 
sich der wirtschaftlichen Expansion der befreundeten Macht in Südamerika mit dem 
notwendigen Nachdruck entgegenzustemmen. Teils trat Argentinien sogar unzwei­
deutiger für die wirtschaftlichen Belange Großbritanniens in Südamerika ein als das 
Inselreich selbst, so daß die herkömmliche Dependenzbeziehung zuweilen geradezu 
in ihr Gegenteil verkehrt wurde. Beispielsweise hielt Argentinien vor allem deshalb an 
seiner Neutralität fest, um den Schiffsverkehr nach England nicht zu gefährden47. Auf 
die Schiffsladungen mit Lebensmitteln waren die Briten aber viel mehr angewiesen als 
Argentinien, das sich die Verkaufserlöse nur gutschreiben lassen, aber sie nicht ver­
wenden konnte. 

Wenn Argentinien die von Großbritannien geschuldeten Devisenguthaben nicht in 
Dollars umtauschen und damit von den Vereinigten Staaten die begehrten Investiti-
ons- und Rüstungsgüter erstehen konnte, so lag dies an dem schon eingangs des Krie­
ges nicht eben herzlichen Verhältnis zwischen den beiden amerikanischen Staaten, 
das sich später zu einem offenen Konflikt zuspitzte. Aufgrund dieser Animosität ging 
das State Department nicht auf einen bereits Anfang 1940 von der argentinischen Re­
gierung gemachten Vorschlag ein, die Neutralität durch den, einem Sympathiezeug­
nis für die Alliierten gleichkommenden Status der „nicht-kriegführenden Nation" zu 
ersetzen48. Kurz nach der Absage schwenkten die Vereinigten Staaten jedoch ohne 
vorherige Ankündigung ihrerseits auf einen Kurs der Unterstützung der europäi­
schen Westmächte ein, zu dem sie dann die anderen amerikanischen Staaten ebenfalls 
zu überreden trachteten, auch Argentinien, das sich nach dem Scheitern seiner Initia­
tive auf eine strikt neutrale Position zurückgezogen hatte. Nach ihrem Kriegseintritt 
im Anschluß an den Angriff auf Pearl Harbor (Dezember 1941) übten die USA wach­
senden Druck auf die Regierungen aller übrigen Staaten des Kontinents aus, sich ih­
nen anzuschließen. Die Weigerung Argentiniens, sich auf der Seite der Alliierten am 
Krieg zu beteiligen, hatte sehr harte wirtschaftliche und diplomatische Sanktionen für 
das Land zur Folge. Es wurde von den Vergünstigungen des Lend-Lease-Acts ausge­
schlossen, die argentinischen Dollarguthaben in den USA wurden eingefroren, nord­
amerikanischen Schiffen wurde das Anlaufen argentinischer Häfen untersagt, ein 
Personalwechsel innerhalb der politischen Spitze des Militärs wurde zum Anlaß ge­
nommen, die diplomatische Anerkennung des Militärregimes zurückzuziehen, das 
außerdem der Begünstigung nationalsozialistischer Umtriebe in Lateinamerika ver­
dächtigt wurde49. Der Höhepunkt der Boykottmaßnahmen kam nach dem Krieg, als 

46 Ebenda, S. 20 f. 
47 Matsushita, a.a.O., S.282; Rapoport, La Politica Británica ..., S.218. 
48 J. S. Tulchin, The Argentine Proposal for Non-Belligerency, April 1940, in: Journal of Interameri-

can Studies, Vol. XI, No 4 (Oct. 1969), S. 571 ff. 
49 Bestimmte Kreise innerhalb der nordamerikanischen Regierung entwarfen 1944 sogar einen Plan, 
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der nordamerikanische Botschafter einer gegen Perón angetretenen Parteienkoaliti­
on zum Wahlsieg zu verhelfen suchte50. 

Fragt man nach den Motiven der USA für die Verfolgung und Ächtung Argenti­
niens, bei der einige nordamerikanische Diplomaten geradezu einen missionarischen 
Eifer entwickelten51, so darf die traditionelle Rivalität zwischen den beiden Staaten 
um die Führungsrolle im südlichen Amerika nicht außer acht gelassen werden. Inter­
amerikanische Konferenzen arteten wiederholt zu Streitgesprächen zwischen dem 
argentinischen und dem nordamerikanischen Vertreter aus, an denen die übrigen De­
legationen nur als stille Zuhörer teilnahmen. Zweitrangige Differenzen wurden dabei 
zu Prestigefragen hochgespielt, bei denen jeder der beiden Staaten um des Prinzips 
willen auf seinem Standpunkt beharrte. Was allerdings den Kriegseintritt und seine 
Folgen betraf, so handelte es sich für beide Kontrahenten nicht um ein marginales, 
sondern um ein zentrales Problem. Den USA bot der Weltkrieg eine optimale Gele­
genheit, unter dem Motto der panamerikanischen Solidarität ihre politische Vor­
machtstellung in Amerika auszubauen und sie wirtschaftlich und militärisch zu unter­
mauern52. Der Widerstand, den Argentinien ihrer mit starken moralischen Akzenten 
versehenen Mobilisierungskampagne entgegensetzte, wurde von ihnen als ausgespro­
chene Provokation empfunden. Die Vereinigten Staaten fühlten sich um so mehr 
dazu ermuntert, dieser Herausforderung mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mit­
teln zu begegnen, als sie der früher ihren Hegemonialanspruch erfolgreich zurück­
weisenden südamerikanischen Nation mittlerweile weit überlegen und zudem in kei­
ner Hinsicht von ihr abhängig waren53. 

Aus argentinischer Sicht gab es, darauf wurde bereits hingewiesen, zumindest bis 
1942/43 eine Reihe guter Gründe, die Neutralität nicht aufzugeben, vor allem die 
Aufrechterhaltung des Handels mit Europa und die Ungeschütztheit der nationalen 
Grenzen. Sicher waren aber daneben auch bei diesem Land Prestigegesichtspunkte 
maßgebend dafür, daß die Regierung sich nicht auf einen Weg drängen lassen wollte, 

Buenos Aires durch einen Luftangriff vollständig zu zerstören, um der Entstehung eines national­
sozialistischen Gefahrenherdes in Lateinamerika in radikaler Weise zuvorzukommen; C A . Escu­
dé, Braden, Perón y la diplomacia británica, in: Todo es historia, Ano 11, No 138 (1978), S.6-18. 

50 F. Luna, El 45, Buenos Aires 1969, S. 430 ff. 
51 Dabei denken wir vor allem an Cordell Hull und Spruille Braden. Vgl. neben dem in Anm. 49 zitier­

ten Aufsatz von C A . Escudé die Ausführungen von R.B. Woods, Hull and Argentina, in: Journal 
of Interamerican Studies and World Affairs, Vol. 16, No 3 (1974), S. 350-370. 

52 Rapoport, La Politica Británica ..., S. 204. Allgemein zum Verhältnis der USA zu Lateinamerika 
M.-H.Mols, Das Verhältnis Lateinamerikas zu den USA, in: Lateinamerika in Weltwirtschaft und 
Weltpolitik, Bd. 1 der Schriftenreihe des Instituts für Internationale Solidarität der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung, Mainz 1969, S. 13-50; N.A. Bailey, Latin America in World Politics, New York 
1967; E. Lieuwen, U. S. Policy in Latin America. A short history, New York/Washington/London 
1965. 

53 Der Umstand, daß die USA seit dem Zweiten Weltkrieg weder in strategischer noch in sonstiger 
Hinsicht Rücksicht auf Argentinien nehmen müssen, wird von C A . Escudé als „Irrelevance of Ra-
tionality Syndrome" bezeichnet. Es trägt nach seiner Ansicht nicht weniger zur Erklärung der Un-
nachsichtigkeit der Vereinigten Staaten gegenüber Argentinien bei als die frühere machtpolitische 
Rivalität beider Nationen auf dem Subkontinent; Escudé, a. a. O., S. 291 ff. 
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den zu beschreiten sie zunächst selbst vergeblich vorgeschlagen hatte. Doch war die 
abweisende Haltung nicht von Dauer. Wiederholt streckten bis 1943 konservative 
Politiker, danach auch Vertreter der Militärregierung, die Fühler nach Washington 
aus, signalisierten sie Gesprächsbereitschaft und vor allem Interesse an einer Intensi­
vierung der Handelsbeziehungen. Die Regierung der Vereinigten Staaten erteilte die­
sen Vorstößen stets eine eindeutige Absage, da die in ihren Augen zentrale Voraus­
setzung einer Kriegserklärung Argentiniens an die Achsenmächte nicht erfüllt war. 
Mehr noch, Washington machte sogar einmal die vertrauliche Anfrage von argentini­
scher Seite und deren brüske Ablehnung publik, womit es in der argentinischen Öf­
fentlichkeit einen Protestschrei nationaler Empörung auslöste54. Die Folge solcher In­
diskretionen war die Diskreditierung und schrittweise Eliminierung der zum Einlen­
ken bereiten Personen und Gruppen aus dem politischen Kräftespiel in Argentinien. 
Es behaupteten jene Gruppen das Feld, die eine Lösung der anstehenden Probleme 
mit nationalen Mitteln befürworteten, d. h. das Land aus den transnationalen Wirt­
schaftsverflechtungen herausnehmen und durch eine verstärkte Förderung der natio­
nalen Industrie sowie durch die Anhebung der internen Kaufkraft ein autarkes 
Wachstum sichern wollten. 

Escudé behauptet, der Weltkrieg hätte, hypothetisch betrachtet, drei mögliche Er­
gebnisse haben können, die sich sehr unterschiedlich auf Argentiniens Entwicklung 
ausgewirkt hätten55. Eine erste Alternative wäre der Sieg der Alliierten unter briti­
scher Führung gewesen - eine für Argentinien sehr günstige Lösung, hätte sie doch 
die Fortführung der lukrativen Partnerschaft mit dem Inselreich gestattet. Auch wenn 
die Achsenmächte triumphiert hätten - die zweite Alternative - , hätte sich Argenti­
nien nicht beklagen können. Denn zu Zentraleuropa bestanden ebenfalls bereits für 
beide Seiten vorteilhafte Handelsbeziehungen, die sich mühelos hätten ausbauen las­
sen. Der tatsächliche Kriegsausgang, ein Sieg der Alliierten unter der Führung der zur 
Weltmacht aufgestiegenen USA, war für Argentinien in doppelter Hinsicht der denk­
bar ungünstigste. Er besiegelte zum einen die Ablösung der multipolaren internatio­
nalen Ordnung der Vorkriegszeit durch ein bipolares Spannungsfeld, das den außen­
politischen Bewegungsspielraum einer regionalen Mittelmacht wie Argentinien er­
heblich einschränkte. Und er verlieh zweitens innerhalb des westlichen Bündnis­
blocks, in den sich Argentinien einordnen mußte, ausgerechnet jenem Staat Leit- und 
Kontrollfunktionen, dem Argentinien früher die Vorherrschaft in Lateinamerika 
streitig gemacht hatte und dessen wirtschaftlichen Beistand es nun brauchte, ohne ein 
Druckmittel gegen ihn zu besitzen. 

Zusammenfassung und Schlußfolgerung 

Der Zweite Weltkrieg löste zwei in gewissem Sinn gegensätzliche Prozesse aus, deren 
Zusammenwirken die Wendung Argentiniens zum Autarkiedenken unter Perón er-

54 Conil Paz u. Ferrari, a.a.O., S. 128 ff. 
55 Escudé, a.a.O., S. 320 f. 
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klärt. Einerseits hatte er zur Folge, daß die nationale Industrie, befreit vom Import­
druck aus Europa, weiter expandierte, sich diversifizierte und daß, eng damit zusam­
menhängend, das städtische Industrieproletariat rasch anschwoll. Die unsicher ge­
wordene Weltlage forderte zu einer verstärkten Beschäftigung mit den Vorausset­
zungen und Möglichkeiten der künftigen Entwicklung Argentiniens heraus, verwies 
auf die Nation als einzig verläßlichen Bezugsrahmen politischen Planens und Han­
delns. Gleichzeitig leitete der Weltkrieg eine Verschiebung des internationalen 
Mächtegleichgewichts ein. Er besiegelte den Niedergang des britischen Imperiums 
und ließ die USA zur unbestrittenen Führungsmacht der westlichen Welt aufsteigen. 
Damit zwang er auf der anderen Seite Argentinien, sich schnell auf eine neue „Metro­
pole" umzustellen. Der Übergang von einer Dependenzbeziehung zur anderen wäre 
dem selbstbewußten Land bereits an sich schwergefallen, da zu den USA im Unter­
schied zu Großbritannien keine wirtschaftliche Komplementarität bestand und Ar­
gentinien sich jahrzehntelang dem Führungsanspruch der Vereinigten Staaten gegen­
über den südamerikanischen Republiken widersetzt hatte. Daß der "Wechsel aufgrund 
des Weltkrieges nunmehr unter Zeitdruck vollzogen werden sollte und die USA keine 
Gelegenheit ausließen, den ehemaligen Rivalen zu demütigen, bedeutete eine zu gro­
ße Belastung für das argentinische Nationalbewußtsein. Gestützt auf die im Krieg zu 
vermehrtem Einfluß gelangten Kräfte des Militärs, der Industriellen und der Indu­
striearbeiterschaft, und begünstigt durch eine erhöhte Sensibilisierung der Öffentlich­
keit für nationale Würde und nationale Interessen, gewann mit dem Peronismus eine 
politische Strömung die Oberhand, die, zumindest vorübergehend, eine Kappung ex­
terner Wirtschaftseinflüsse im Namen einer angestrebten Autarkie vornahm. 

Versucht man aus dem Fallbeispiel einige allgemeine Schlußfolgerungen für die 
Dependenztheorie abzuleiten, so wird man vorausschicken müssen, daß die Depen­
denzbeziehung zwischen Großbritannien und Argentinien besonderer Art war, nicht 
als entwicklungshemmend eingestuft werden kann, sondern eher als entwicklungs-
fördernd56. Wir wiesen schon auf das hohe Durchschnittseinkommen argentinischer 
Arbeiter in den 30er und 40er Jahren hin, die Existenz einer früh entstandenen breiten 
sozialen Mittelschicht deutet in dieselbe Richtung. Begriffe wie strukturelle Hetero-
genität, Marginalisierung der Bevölkerungsmehrheit etc., die zur Kennzeichnung de-
pendenter Situationen benützt zu werden pflegen57, wollen im Falle Argentiniens für 
die ersten Jahrzehnte dieses Jahrhunderts nicht recht passen. Die argentinische Ge­
sellschaft war nicht überfremdet, unterjocht, ausgebeutet, sondern so intensiv von eu­
ropäischem Geist, europäischen Wirtschaftsinteressen und europäischen Einwande­
rern durchdrungen, daß sie gleichsam als ein räumlich getrennter Appendix Europas, 
namentlich Großbritanniens, mit eigener Regierung und eigenem Verwaltungsappa-
rat betrachtet werden konnte und sich großenteils auch selbst so sah. 

56 Ebenda, S. 28 ff. 
57 D. Nohlen u. R. Sturm, Über das Konzept der strukturellen Heterogenität, in: D. Nohlen u. F. Nu­

scheier (Hrsg.), Handbuch der Dritten Welt, 2. Aufl., Hamburg 1982, S. 92 ff.; A. Quijano, Margi­
naler Pol der Wirtschaft und marginale Arbeitskraft, in: D. Senghaas (Hrsg.), Peripherer Kapitalis­
mus. Analysen über Abhängigkeit und Unterentwicklung, Frankfurt 1974, S. 298-341. 
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Wie immer man das Verhältnis Argentiniens zu Großbritannien charakterisiert, ob 
als freiwillige oder als assoziierte Abhängigkeit58, fest steht, daß die wirtschaftliche 
Dekadenz des Inselreiches und die damit zusammenfallende weitere Machtexpansion 
der USA Argentiniens Entwicklungschancen entscheidend veränderten. Zwei kenn­
zeichnende Merkmale dieses Veränderungsprozesses verdienen herausgehoben zu 
werden; 
- Zum einen erscheint erwähnenswert, daß in diesem Fall der Anstoß für eine Neu­

definition der Entwicklungsparameter von einer außenpolitischen Kräfteverschie­
bung ausging. Das Beispiel Argentinien steht damit in einem gewissen Gegensatz 
zu neueren Strömungen in der Dependenztheorie, die den Hauptakzent auf die 
determinierende Wirkung innergesellschaftlicher Strukturverzerrungen legen59. 

- Zum anderen verdeutlicht der Fall Argentiniens die Problematik des Übergangs 
zwischen unterschiedlichen Abhängigkeitsbeziehungen. Das Verhältnis zum tradi­
tionell dominanten Partner Großbritannien war für das südamerikanische Land 
ungleich weniger drückend und erniedrigend als die Beziehung zur neuen „Metro­
pole" USA, so daß der schwierige Umstellungsprozeß zwangsläufig mit Friktionen 
und heftigen Reaktionen verbunden war. 
Das Kernstück dieses Übergangs fiel in die Zeit des Zweiten Weltkriegs. Hinsicht­

lich der unmittelbaren Auswirkungen der Weltkriegssituation auf das Abhängigkeits-
gefüge, in dem das südamerikanische Land stand, erscheinen ebenfalls zwei Schluß­
folgerungen gerechtfertigt: 
- Erstens fällt auf, daß der Weltkrieg eine gewisse Abschwächung der Dependenz-

beziehungen, temporär sogar ihre Umkehrung zur Folge hatte. Diese Umkehrung 
trat am deutlichsten im Verhältnis zwischen Großbritannien und Argentinien her­
vor, da das erstgenannte Land mehr denn je auf argentinische Nahrungsmittelim­
porte angewiesen war, jedoch seinerseits die Gegenleistungen schuldig bleiben 
mußte. Doch auch die Beziehung zwischen der kommenden Weltmacht USA und 
Großbritannien war nicht frei von solchen Elementen des Rollentausches60. 

- Zweitens zeigt sich, daß der Krieg mit seiner doppelten Konsequenz: einerseits der 
Lockerung der Dependenzfesseln und der Beschränkung auf die nationalen Res­
sourcen in einer bedrohlich gewordenen Umwelt, andererseits dem zunehmenden 
Druck der kriegführenden Nationen auf unterlegene Länder, am Kampf teilzu­
nehmen, eine nationalistische Reaktion und den Versuch auslösen konnte, sich von 
jeglicher Abhängigkeit zu befreien. 
Eine ganz andere Frage ist, inwieweit nationale Unabhängigkeit auch nationale 

Entwicklung verbürgt. Der Satz, Abhängigkeit müsse nicht notwendig auf Kosten der 

58 Vgl. Anm. 8 u. P. Evans, Dependent Development, Princeton 1979, S. 31 ff. 
59 St. Jackson u.a., An Assessment on empirical Research of Dependencia, in: Latin American Re­

search Review, Vol. XIV (1979), N o 3 , S.7-28; R.H. Chilcote, A Question of Dependency, in: 
Latin American Research Review, Vol. XIII (1978), No 2, S. 55-68; J.A. Caporaso, Dependency 
theory. Continuities and discontinuities in development studies, in: International Organization, 
Vol. 34, No 4 (Autumn 1980), S. 605-628. 

60 Siehe z.B. Kelly, a.a..O., S. 47 ff. 
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Entwicklung gehen, ist möglicherweise auch umkehrbar, d.h. das Abschütteln des 
Jochs der Abhängigkeit hat nicht unbedingt einen Entwicklungsschub zur Folge. Ge­
rade die peronistische Erfahrung ist in dieser Hinsicht äußerst lehrreich. Perón war 
bekanntlich 1949 am Ende seines Wirtschaftslateins und mußte eine nordamerikani­
sche Bank um einen größeren Kredit angehen61. In der Rückschau nimmt sich der von 
ihm gesteuerte Kurs wirtschaftlicher Unabhängigkeit als ein kurzes Zwischenspiel 
aus, das den Prozeß der Unterwerfung unter die ökonomische Vormacht und den 
Einfluß der USA hinauszögern, aber nicht verhindern konnte. Wäre der unvermeidli­
che Anschluß an die überlegene Wirtschaftspotenz des nördlichen Staates früher er­
folgt, hätten vielleicht Kosten, die um des nationalen Prestiges willen in Kauf genom­
men wurden, gespart werden können, wäre ein Aufstieg aus der wirtschaftlichen Tal­
sohle geglückt. Doch handelt es sich hier zugegebenermaßen um Spekulationen, de­
ren Überprüfung weiteren Untersuchungen vorbehalten bleiben muß. 

61 Allgemein zur Schwenkung Peróns nach 1949 Waldmann, a.a.O., S. 123 ff. 



MICHAEL H. KATER 

F R A U E N I N D E R N S - B E W E G U N G 

Die Stellung der Frau im Nationalsozialismus ist bis heute noch nicht endgültig ge­
klärt. In groben Zügen ist geläufig, daß es in der Zeit von 1919 bis 1945 für deutsche 
Frauen im wesentlichen zwei Möglichkeiten gegeben hat, sich der NS-Bewegung an­
zuschließen: einmal durch aktive Mitgliedschaft in der NSDAP und dann, zusätzlich 
nach 1933, durch Eintritt in bestimmte Kaderformationen, die der Partei mehr oder 
weniger eng anhingen. Durch die gründlichen Untersuchungen von Jill Stephenson 
und Dörte Winkler ist hinlänglich bekannt, daß das Verhältnis von Frauen einerseits 
und nationalsozialistischer Bewegung andererseits ein sehr zwiespältiges gewesen ist1. 
Frühe Beobachter haben die Anwesenheit der Frau in der NS-Bewegung kaum wahr­
genommen; nur wenige haben sich bemüht, sie näher zu erläutern. Der sozialdemo­
kratische Publizist Carlo Mierendorff etwa meinte 1930 lakonisch, Frauen spielten in 
der NSDAP „keine hervorstechende Rolle"2. Schon Mierendorff aber hätte die relati­
ve Abwesenheit der Frauen von Hitlers Partei auf eine Mischung aus nationalsoziali­
stischer Weiberfeindlichkeit und einer - augenscheinlich komplementären - weibli­
chen Aversion gegen NS-ausgerichtete Politik zurückführen können. 

Heute wie damals steht außer Zweifel, daß die aus männerbündlerischen Neigun­
gen gespeiste Einstellung der Nationalsozialisten gegenüber Frauen zum großen Teil 
von Hitler selbst herrührte. Er war es, der 1924 Dr. Mathilde von Kemnitz, immerhin 
einer voll qualifizierten Nervenärztin, mitteilen ließ, sie habe nicht Reichstagsmit­
glied zu werden, denn „neunundneunzig Prozent aller Beratungsgegenstände sind 
Männerdinge, die Sie nicht beurteilen können"3! 1927 publizierte Hitler dann seine 
Ansicht in Mein Kampf, daß Frauen vor allem Zuchtmaterial für künftige Soldaten zu 
sein hätten und daß sie, den Männern Untertan, ins Heim, an den Herd und in den 

1 Die Forschung für diesen Aufsatz wurde zu verschiedenen Zeitpunkten von der Alexander von 
Humboldt-Stiftung (Bonn), der Guggenheim-Stiftung (New York) und vom Canada Council 
Killam Program (Ottawa) unterstützt. Den Stiftungen sei hiermit gedankt. Außerdem danke ich 
meinen Kollegen Ernst Hanisch und Gerhard Botz (Salzburg), Eike Hennig (Kassel) und Wolf­
gang Schieder (Trier), die mir im Frühjahr 1980 Gelegenheit zum Vortrag über Teilaspekte dieser 
Arbeit gaben und von deren Kritik ich sehr profitieren konnte. Meinen Kollegen Renate Briden-
thal (New York) und Richard F.Hamilton (Montreal) danke ich für wichtige Literaturhinweise. -
Jill Stephenson, Women in Nazi Society, London 1975; dieselbe, The Nazi Organisation of 
Women, London 1981; Dörte Winkler, Frauenarbeit im „Dritten Reich", Hamburg 1977; diesel­
be, Frauenarbeit versus Frauenideologie. Probleme der weiblichen Erwerbstätigkeit in Deutsch­
land 1930-1945, in: Archiv für Sozialgeschichte 17 (1977), S. 99-126. 

2 Gesicht und Charakter der nationalsozialistischen Bewegung, in: Die Gesellschaft 7 (1930), I, 
S. 489-504, Zitat S. 501. Eine Ausnahme macht Theodor Heuss, Hitlers Weg. Eine Schrift aus 
dem Jahre 1932, hrsg. v. Eberhard Jäckel, Tübingen 1968 (Erstdruck 1932), S. 133 ff. 

3 Aus Hitlers Erinnerung wiedergegeben am 6. 1. 42 im Führerhauptquartier, in: Adolf Hitler. Mo­
nologe im Führerhauptquartier 1941-1944. Die Aufzeichnungen Heinrich Heims, hrsg. v. Wer­
ner Jochmann, Hamburg 1980, S.235. 
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Kreis ihrer Kinder gehörten4. Parteifunktionäre wie Alfred Rosenberg und Hermann 
Esser empfanden ähnlich wie der Führer. Ihre Scheu, ihre Überheblichkeit, ja ihre 
Feindseligkeit gegenüber Frauen war biologistisch und militaristisch fundiert; sie 
standen ganz im Zeichen einer Opposition zum Liberalismus westlicher Prägung5. 

Daraus wird verständlich, warum Frauen seit Januar 1921 von Führerstellungen in 
der NSDAP formell ausgeschlossen waren. Noch im August 1927 wurde es einem 
Zug von Frauen in selbstgeschneiderter Nazi-Kluft verweigert, während des Nürn­
berger Parteitages vor Hitler zu defilieren6. Auch während des Dritten Reiches war 
Frauen der Zugang zur Politik gewöhnlich gesperrt. So hieß es in Ostpreußen wenige 
Monate vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, örtliche NS-Funktionäre sollten mit 
ihren Frauen nicht über Politik plaudern; vielmehr seien Frauen dazu da, „sich schön 
zu machen, die Politik ist unsere Ansicht"7. Trotz alledem läßt sich an der Feststel­
lung nicht rütteln, daß deutsche Frauen Adolf Hitler nicht nur in demokratischen 
Wahlen - vor 1933 - bestätigt, sondern daß sie sich in der „NS-Kampfzeit" ebenso 
wie in der Regimephase des Dritten Reiches auch zu aktiven Mitkämpferinnen des 
Nationalsozialismus profiliert haben. 

Diese Paradoxie mag nur schwer aufzulösen sein. Im folgenden soll versucht wer­
den, die Rolle der Frau in der NS-Bewegung schärfer als bisher zu umreißen, und 
zwar gerade vom sozialgeschichtlichen Gesichtspunkt aus. Dabei werden die wichtig­
sten NS-Organisationsformen für Frauen zu berühren sein. Abschließend wäre dann 
der Frage nachzugehen, inwiefern der Nationalsozialismus für einen Teil der deut­
schen Frauen bestimmte sozialpolitische Verheißungen bedeutet hat und inwieweit 
diese möglicherweise in Erfüllung gegangen sind. 

4 Mein Kampf, 26. Aufl., München 1933, S. 455, 459 f. Vgl. dazu auch August Kubizek, The Young 
Hitler I Knew, Westport (Conn.) 1976, S. 152, 186. 

5 Siehe dazu Alfred Rosenberg, Der Mythus des 20. Jahrhunderts. Eine Wertung der seelisch-geisti­
gen Gestaltenkämpfe unserer Zeit, 41. - 42. Aufl., München 1934, S. 482-522; derselbe, Letzte 
Aufzeichnungen. Ideale und Idole der nationalsozialistischen Revolution, Göttingen 1955, S. 182, 
185; Hans Beyer, Die Frau in der politischen Entscheidung, Stuttgart 1933, S.72-75; Albert 
Krebs, Tendenzen und Gestalten der NSDAP. Erinnerungen an die Frühzeit der Partei, Stuttgart 
1959, S.203; Saul K. Padover, Experiment in Germany. The Story of an American Intelligence 
Officer, New York (N. Y.) 1946, S. 143; Erwein von Aretin, Krone und Ketten. Erinnerungen ei­
nes bayerischen Edelmannes, hrsg. v. Karl Buchheim u. Karl Otmar von Aretin, München 1965, 
S. 188 f.; Richard J. Evans, German Women and the Triumph of Hitler, in: The Journal of Mo­
dern History, accepted for demand publication, abstract in vol. 48, no. 1 (März 1976), S. 18; Tim 
Mason, Women in Germany, 1925-1940. Family, Welfare and Work, I, in: History Workshop 1 
(1976), S. 87 f. 

6 Georg Franz-Willing, Die Hitlerbewegung. Der Ursprung 1919-1922, Hamburg u. Berlin 1962, 
S. 82. Örtlich bedingte Ausnahmen von dieser Regel hat es gegeben: siehe dazu Wilfried Böhnke, 
Die NSDAP im Ruhrgebiet 1920-1933, Bonn-Bad Godesberg 1974, S. 47. Zu Nürnberg das Dok. 
in: Ernst Deuerlein (Hrsg.), Der Aufstieg der NSDAP in Augenzeugenberichten, Düsseldorf 
1968, S. 279. 

7 Stichworte für Rede Ortsgruppenleiter-Tagung 14./15.1. 1939, Gauarchiv Ostpreußen, Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz, Staatliches Archivlager Göttingen (Mikrofilm Staatsarchiv Bückeburg) 
(im folgenden zitiert als SAG), SF 6815, GA/6. 
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I 

Frauen sind der NSDAP nachweislich von Anfang an beigetreten, doch waren sie im 
Vergleich mit der Reichsbevölkerung seit 1919 deutlich unterrepräsentiert. Während 
Frauen in der Bevölkerung stets etwas mehr als fünfzig Prozent ausmachten, erreich­
ten sie in der Partei in der Spanne von 1919 bis zum „Hitler-Putsch" vom November 
1923 nie mehr als etwa zehn Prozent8. Ganz selten taten sich einzelne Frauen, wie in 
Göttingen im März 1922, unter den Gründungsmitgliedern einer neuen NSDAP-
Ortsgruppe hervor9. Es scheint festzustehen, daß Frauen sich ab Sommer 1921 in 
eben dem Maße von der Partei abwandten, wie sich der maskuline und sogar para­
militärische Charakter der NSDAP, etwa nach Aufstellung der SA, herauskristalli­
sierte10. 

Auch nach der Neugründung der NSDAP im Februar 1925 gelangte der Mit­
gliedsanteil der Frauen nicht über die Zehn-Prozent-Marke hinaus. Obschon es re­
gionale Unterschiede in der Rekrutierungsstärke gegeben hat, lassen sich diese bis 
heute nicht überzeugend mit soziologischen, ökonomischen oder psychologischen 
Gesetzmäßigkeiten umschreiben. Beispielsweise betrug die Rate weiblicher Neu-
Mitglieder Februar 1926 in Essen nur ca. drei Prozent, und in Bochum von 1925 bis 
1928 fünf Prozent, aber in Barmen, am Rande des Ruhrgebiets, war sie 1925 unge­
fähr dreizehn Prozent11. Daß der niedrigere Anteil in Essen und Bochum auf einer 

8 Tab.6 in Michael H.Kater, Zur Soziographie der frühen NSDAP, in: VfZ 19 (1971), S. 124-59, 
hier S. 152. Die anderen Berechnungen nach James P. Madden, The Social Composition of the 
Nazi Party, 1919-1930, Diss. phil., University of Oklahoma 1976, S.75, 78, 86, 93; Franz-Wil-
ling, S. 129; Donald M. Douglas, The Parent Cell. Some Computer Notes on the Composition of 
the First Nazi Party Group in Munich, 1919-21, in: Central European History 10 (1977), 
S. 55-72, hier 65, 67. Siehe auch Polizeipräsident Runge an Staatskommissar für öffentliche Ord­
nung, o. O. [Köln], 27. 4. 22, abgedruckt in: Peter Schmidt, Zwanzig Jahre Soldat Adolf Hitlers. 
Zehn Jahre Gauleiter. Ein Buch von Kampf und Treue, Köln 1941, S. 44 f. 

9 Die Frauenarbeit in der Göttinger Ortsgruppe der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter 
Partei, 1922-35, o. J., Hoover Institution on War, Revolution and Peace (Stanford), NSDAP-
Hauptarchiv (Mikrofilm) (im folgenden zitiert als HIS), 13/254. 

10 Vgl. die Werte bei Douglas, S.65, 67; NSDAP-Mitgliedsliste für Ingolstadt und Umgebung, 
1922/23, Staatsarchiv München (im folgenden zitiert als SAM), NSDAP/122; Kater, S. 127 und 
Tab. 5, S. 151. Dagegen ist die Ziffer von 20% für Frauen in den frühen zwanziger Jahren, wie vie­
le andere Einzelheiten in diesem Aufsatz, völlig aus der Luft gegriffen bei Claudia Koonz, 
Mothers in the Fatherland. Women in Nazi Germany, in: Renate Bridenthal u. Koonz (Hrsg.), 
Becoming Visible. Women in European History, Boston 1977, S. 445-73, hier S.448. 

11 Der Wert für Bochum beruht auf einer EDV-Auswertung eines Samples (672 N) aus: Friedrich 
Alfred Beck, Kampf und Sieg. Geschichte der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei 
im Gau Westfalen-Süd von den Anfängen bis zur Machtübernahme, Dortmund 1938, S. 17-28. 
Der Wert für Essen ist nach dem Sample (377 N) aus: NSDAP-Mitgliedsliste Essen, November 
1926 bis Februar 1927, Hauptstaatsarchiv Düsseldorf, RW 23, NSDAP/Gauleitung Ruhr. Der 
Wert für NS-Parteigenossinnen in Essen muß vor dem Hintergrund des Wertes für Frauen in Es­
sen, der ungewöhnlich hoch war, gewichtet werden: siehe H.Spethmann (Hrsg.), Die Stadt Es­
sen. Das Werden und Wirken einer Großstadt an der Ruhr, Berlin 1938, S. 312. Der Wert für Bar­
men ist nach dem Sample (122 N) aus: NSDAP-Mitgliedsliste Barmen, April 1925, Hauptstaats­
archiv Düsseldorf (wie für Essen). 
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dichteren Arbeiterbevölkerung beruht haben könnte, ist nicht schlüssig angesichts der 
Tatsache, daß der Prozentsatz weiblicher Neu-Mitglieder etwa zur selben Zeit in 
Thüringen, einer deutlich ländlich und kleinstädtisch, aber nicht schwerindustriell ge­
prägten Region, ebenfalls etwa nur fünf Prozent ausmachte12. Erst nach den Septem­
berwahlen von 1930 stieg der Anteil der Frauen im Reich innerhalb der NS-Mitglie-
derschar wieder an: sicherlich als Konsequenz des Umstandes, daß die NS-Führungs-
spitze nunmehr unter den umworbenen Wählern bewußt auch auf Frauen gezielt hat­
te und diese sich nicht zuletzt als potentielle Parteimitglieder angesprochen fühlten13. 

Dessenungeachtet hat der Anteil von Frauen an der NSDAP-Mitgliedschaft zah­
lenmäßig niemals an den jener anderen radikalen Weimarer Partei, der KPD, heran­
gereicht, aber auch der Anteil an der gemäßigteren, ja beinahe bürgerlichen SPD war 
höher14. Und selbst wenn die Mitgliederstatistiken der bürgerlichen Parteien in der 
Weimarer Republik (DDP, DVP, Zentrum, BVP und DNVP) heute nicht mehr exi­
stieren und Angaben über deren Frauen-Anteil deshalb nicht verfügbar sind, so ist 
doch klar, daß Frauen in ihren Reihen viel aktiver werden konnten als in der NSDAP. 
Die DDP soll zu Beginn der Republik eine ausgesprochen hohe Mitgliedschaft von 
Frauen aufgewiesen haben; die anderen Parteien hatten immerhin genug Genossin­
nen, um Frauen in die Parlamente zu schicken - was der NSDAP nie eingefallen 
wäre15. 

12 Wert für Thüringen nach EDV-Auswertung eines Samples (642 N) aus: Fritz Sauckel (Hrsg.), 
Kampf und Sieg in Thüringen. Im Geiste des Führers und in treuer Kameradschaft gewidmet den 
thüringischen Vorkämpfern des nationalsozialistischen Dritten Reiches, Weimar 1934, S. 27-37. 

13 Vgl. die Werte für weibliche Pgs. bei Madden, S. 138, 150, 160, 196, 211; Franz Buchner, Kame­
rad! Halt aus! Aus der Geschichte des Kreises Starnberg der NSDAP, München 1938, S. 159f.; 
NSDAP-Mitgliedsliste für Deutsch-Krone und Klausdorf, 28.5. 31 (155 N), Institut für Zeitge­
schichte, MA-1217/207; Tab. 4 (469 N) in Lawrence D. Stokes, The Social Composition of the 
Nazi Party in Eutin, 1925-32, in: International Review of Social History 23 (1978), I, S. 1-32, 
hier S. 18; Tab. in Partei-Statistik, hrsg. v. Reichsorganisationsleiter der NSDAP, Stand 1. Januar 
1935, Bd. 1, München o. J. [1935], S. 16. David Schoenbaums Wert, 3,0% für 1932, ist offensicht­
lich falsch: Hitler's Social Revolution. Class and Status in Nazi Germany 1933-1939, Garden 
City (N.Y.) 1967, S.35. 

14 Die weibliche Mitgliedschaft der KPD schwankte von Herbst 1919 bis Frühjahr 1933 zwischen 
5% (Tiefstwert) und 15% der Gesamtmitgliedschaft. Der Höchstwert wurde Ende 1929 mit 17% 
erreicht. Vgl. Hans-Jürgen Arendt, Weibliche Mitglieder der KPD in der Weimarer Republik -
zahlenmäßige Stärke und soziale Stellung, in: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung 19 
(1977), S. 652-660, insbes. S. 654. Der Anteil weiblicher Mitglieder an der SPD bewegte sich von 
1919 bis 1931 zwischen 20,4% und 22,8% (Höchstwert) der Gesamtmitgliedschaft. Der Tiefstwert 
wurde 1923 mit 10,3% erreicht. Vgl. Werner Thönnessen, Frauenemanzipation. Politik und Lite­
ratur der Deutschen Sozialdemokratie zur Frauenbewegung 1863-1933, Frankfurt/Main 1969, 
S. 130 f. 

15 Zum hohen DDP-Anteil siehe Gabriele Bremme, Die politische Rolle der Frau in Deutschland. 
Eine Untersuchung über den Einfluß der Frauen bei Wahlen und ihre Teilnahme in Partei und 
Parlament, Göttingen 1956, S. 122. Zentrum, DVP und DNVP stellten den kleinsten Anteil von 
Frauen im wichtigsten Parlament, dem Reichstag: zwischen 2,6% und 7,3% der Gesamtmandate 
(pro Partei). Bei der DDP lag dieser Anteil zwischen 6,3% und 9% (bei SPD und KPD jeweils 
noch höher). Vgl. die Zahlen in Tabelle 39, ebenda, S. 124. 
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Nach Hitlers Machtergreifung im Januar 1933 sank der Anteil der Frauen unter 
den NSDAP-Neumitgliedern von etwa acht Prozent (in der Zeit von 1925 bis 1932) 
auf fünf Prozent16. Man mag das auf den vom Zeitgeist begünstigten Opportunismus 
zurückführen, der im Verbund mit realistischen sozio-ökonomischen Überlegungen 
die deutschen Männer vor den Frauen motivierte, sich der NSDAP in unverhältnis­
mäßig großer Zahl anzuschließen. Im Stichmonat Dezember 1934 betrug der Anteil 
der Frauen in der Partei 5,5 Prozent und der der Männer 94,5 Prozent. Für die Par­
tei-Oberen waren das noch immer zu viele Frauen: in der Partei-Statistik wurde da­
her die künftige Eintritts-Quote für Frauen auf fünf Prozent bemessen17. Danach ent­
wickelte sich der Trend für weibliche Pgs. weiterhin nach unten: insgesamt traten von 
1934 bis 1936 nur etwa vier Prozent Frauen der NSDAP bei18. Das war den NS-
Führern nun zu wenig. Deswegen erließ die Partei-Kanzlei eine Anordnung, die vor­
sah, bei der geplanten Neu-Aufnahme von Mitgliedern 1937 alle „Vorurteile" gegen 
Frauen „auszuschalten"19. 

Diese Maßnahme erfolgte damals parallel zur aktuell bedingten Politik der Macht­
haber, wieder mehr Frauen den durch Arbeitskräftemangel geschwächten Produkti­
onsprozessen im Reich zuzuführen, was sich konsequenterweise in einer kurzlebigen 
propagandistischen Aufwertung des Frauenbildes im Dritten Reich überhaupt, und 
zwar über den bisher eng gesteckten ideologischen Rahmen hinaus, auswirkte20. Also 
stieg 1937 der Anteil der Frauen unter den Neu-Eintritten in die Partei wieder auf gut 
zehn Prozent - etwa den zweifachen Wert von 1933. 1938 erhob sich dieser Wert so­
gar auf über siebzehn Prozent, weil in diesem Jahr die Mehrheit der Neuen aus der 
Hitlerjugend stammte und hier der Bund Deutscher Mädel (BDM) zur männnlichen 
HJ in einem günstigeren Zahlenverhältnis stand21. Der Umstand, daß die Quote der 
Frauen im Vergleich zu der der Männer auch noch 1939 hoch blieb, nämlich ca. sech­
zehn Prozent der Neu-Mitgliedschaft in diesem Jahr, läßt sich damit erklären, daß 
die im Laufe des Sommers zum Kriegsdienst einberufenen männlichen Partei-Kandi­
daten keine Gelegenheit mehr hatten, ihren Eintritt förmlich zu vollziehen; im Ver­
hältnis zu den männlichen Zivilisten unter den Neu-Pgs. erhöhte sich somit der Anteil 
der Frauen gegenüber 1937. Wahrscheinlich wirkte sich dieses Phänomen in einem 
noch stärkeren Maße in der Periode von 1940 bis Januar 1942 aus, als der Wert für 
weibliche Neu-Mitglieder bei etwas unter zwanzig Prozent lag. Spätestens für die 
Zeit ab 1941 läßt sich aber, gerade was das Verhältnis der deutschen Frauen zu Partei 
und Staat anging, eine gewisse Lustlosigkeit feststellen, die sich in den letzten Kriegs-

16 Tab.3 in Michael H.Kater, Quantifizierung und NS-Geschichte. Methodologische Überlegun­
gen über Grenzen und Möglichkeiten einer EDV-Analyse der NSDAP-Sozialstruktur von 1925 
bis 1945, in: Geschichte und Gesellschaft 3 (1977), S. 453-84, hier S.461. 

17 Partei-Statistik, Bd. 1, S. 16, 44. 
18 Wie in Anm. 16. 
19 Anordnung Schwarz und Buch, München, 20.4. 37, Bundesarchiv Koblenz (im folgenden zitiert 

als BA), Schumacher/377. 
20 Jacques R. Pauwels, Women and University Studies in the Third Reich, 1933-1945, Diss. phil., 

York University, Toronto 1976, S. 51-55; Winkler, Frauenarbeit im „Dritten Reich", S. 55-60. 
21 Kater, Quantifizierung, S. 482. 
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Jahren in einer erhöhten sexuellen Promiskuität manifestierte, und zwar unter 
„Frauen aller Bevölkerungsschichten"22. Darauf wird zurückzukommen sein. 

Die Rate der Frauen kletterte weiter, als nach dem 2. Februar 1942 nur noch Ange­
hörige der Hitlerjugend Aufnahme in der NSDAP fanden. Von 1942 bis 1944 mach­
ten junge Mädchen etwa ein Drittel der gesamten Neu-Aufnahmen in der NSDAP 
aus. Ihr Durchschnittsalter betrug fast 21 Jahre. Auf eine positive Korrelation von 
BDM-Mitgliedschaft und Partei-Überführung in den letzten Kriegsjahren deutet 
auch die Tatsache, daß sich über zweiundfünfzig Prozent aller weiblichen Neu-Pgs. 
in der NSDAP-Zentralkartei ohne Berufsangabe registrieren ließen, ein Zeichen da­
für, daß es sich um unterhaltsbedürftige Familienmitglieder, neben den zahlenmäßig 
unbedeutenderen Rentnerinnen eben um Jugendliche gehandelt hat23. Auf der 
Grundlage dieser Beobachtung ist daher anzunehmen, daß es, nach fortschreibender 
Rechnung, in den letzten Kriegsjahren keineswegs bei dem Anteil der Frauen in der 
NSDAP von 5,5 Prozent im Dezember 1934 geblieben ist, sondern daß zumindest 
seit 1937 ein Ausgleichprozeß im Gange war, der, falls er planmäßig von der Regie­
rung gefördert worden wäre, den Anteil der Männer in der NSDAP in einigen Jahren 
auf einen dem Bevölkerungspegel eher entsprechenden Wert hätte drücken können24. 

Nach dem durchschnittlichen Lebensalter beurteilt, gab es signifikante Unterschie­
de zwischen männlichen und weiblichen Parteimitgliedern. In der Regel waren die 
weiblichen Pgs. älter als die männlichen, so daß der Altersunterschied von 1919 bis 
1923 etwa ein bis drei Jahre betrug25. Nach 1925 vergrößerte sich dieser Abstand 
noch: beispielsweise waren in einer thüringischen Stichprobe die Frauen bei über tau­
send Neu-Pgs. von 1925 bis 1928 fast sechs Jahre älter als die Männer26. Für die späte 
NS-Kampfzeit von 1925 bis 1932 läßt sich im Reich eine Altersdiskrepanz von etwas 
über vier Jahren errechnen27. 

Wie wäre dieses Gefälle für die Vorphase des Dritten Reiches bis 1933 zu erklären? 
Zunächst könnte man den Überhang älterer Frauen demographisch als Folge des 
Verlusts relativ junger Männer, und zwar gerade solcher in einem besonders heirats­
willigen Alter, durch den Ersten Weltkrieg bezeichnen. Das würde nach dem Zensus 
von 1925 heißen, daß während der gesamten zwanziger Jahre Frauen in der ver­
gleichsweise heiratsunfähigen Alterskohorte von 30 bis 34 Jahren gegenüber der der 
Männer in der Überzahl waren. Für ledige Frauen jenseits des 35. Lebensjahres waren 
die Heiratsaussichten sogar noch schlechter: in der Gruppe zwischen 35 und 80 Jah­
ren kamen auf jeden unverheirateten Mann fast zwei noch nicht verheiratete 

22 Ebenda, S. 482 f. Zitat Togau an Schlegelberger, Berlin, 31.7. 42, BA, R 22/3356. 
23 Der niedrigere Durchschnittsalterswert für weibliche Angehörige der Berufsgruppe „ohne Anga­

be" (25,0) von 1942 bis 1944, Tab. 8 in Kater, Quantifizierung, S. 470, ist Indikator für die zahlen­
mäßige Schwäche von Rentnerinnen. 

24 Kater, Quantifizierung, S. 483 f. 
25 Dazu Douglas, S.70; Kater, Soziographie, S. 156 f. 
26 Die Geburtsjahrswerte für das thüringische Sample (vgl. Anm. 12) wurden nach Angaben in der 

NSDAP-Zentralkartei im Berlin Document Center (im folgenden zitiert als BDC) im EDV-
Verfahren errechnet. 

27 Tab. 8 in Kater, Quantifizierung, S. 470 f. Vgl. auch Stokes, S. 18. 
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Frauen28. Demnach ließe sich die relativ starke Präsenz älterer Frauen in der NSDAP 
bis 1933 möglicherweise als eine Funktion ihres Familienstatus deuten. Tatsächlich 
wollen zeitgenössischen Beobachtern in der „Kampfzeit" ältere Unverheiratete unter 
den weiblichen Pgs. besonders aufgefallen sein29. 

Ab 1933 verringerte sich der Altersabstand zwischen männlichen und weiblichen 
NSDAP-Aspiranten. Wann immer danach ausgesprochen jugendliche Alterskohor­
ten in die NSDAP hereingenommen wurden, also 1934, 1938 und 1942, tendierten 
die jungen Mädchen zu einem niedrigeren Alter als die Jünglinge30. Die jüngste weib­
liche Altersgruppe, also die von 17/18 Jahren, war der entsprechenden männlichen 
bereits nach 1937 zahlenmäßig voraus. Konvers dazu erscheinen alle älteren weibli­
chen Altersgruppen gegenüber den männlichen stärkemäßig in der Minderheit. Ku­
mulativ gerechnet, wurde der weibliche Mitgliederstamm der NSDAP nach 1937 zu­
sehends jünger31. Das beleuchtet schlaglichtartig beispielhaftes Datenmaterial über 
Frankfurt am Main. Noch 1939/40 befanden sich in den beiden Frankfurter Voror­
ten Berkersheim und Obermain mehr männliche Pgs. unter 30 als weibliche. Ein Jahr 
später aber waren in Groß-Frankfurt die Männer schon etwas älter als die Frauen32. 

Hier bietet sich eine Zwischenüberlegung, keinesfalls aber ein endgültiges Urteil 
an. Hätte die NSDAP-Führung den von ihr seit 1937 forcierten Prozeß einer stärke­
ren Durchsetzung der Partei mit einer stetig im Wachsen begriffenen Anzahl weibli­
cher Neu-Mitglieder jüngeren Alters bis nach dem „Endsieg" fortgesetzt, so wäre der 
von ihr so gefürchtete Zustand einer kollektiven Vergreisung wahrscheinlich aufzu­
halten gewesen33. Andererseits hätte dieses Wunschziel aber mit dem Preis einer 
Schwächung des männlichen Primaten-Anspruchs erkauft werden müssen, die das 
Wesen der NSDAP als betont maskuliner Formation von Grund auf in Frage gestellt 
hätte. Es steht zu bezweifeln, ob die NS-Führungsspitze so etwas jemals zugelassen 
hätte. 

28 Nach Hertha Siemering, Deutschlands Jugend in Bevölkerung und Wirtschaft. Eine statistische 
Untersuchung, Berlin 1937, S.217, war 23 das für deutsche Frauen beliebteste Heiratsalter. Siehe 
ferner Tab. 4 in Karl Astel u. Erna Weber, Die Kinderzahl der 29 000 politischen Leiter des Gaues 
Thüringen der NSDAP und die Ursachen der ermittelten Fortpflanzungshäufigkeit, Berlin 1943, 
S. 20; Tab. in Erwin Rawicz, Die deutsche Sozialpolitik im Spiegel der Statistik, München-Glad-
bach 1929, S.27; Clifford Kirkpatrick, Nazi Germany. Its Women and Family Life, Indianapolis 
(Ind.) u. New York (N.Y.) 1938, S. 126 f. 

29 Beispielsweise Hermann Rauschning, Gespräche mit Hitler, Zürich 1940, S. 240. Dazu auch Kirk­
patrick, S. 48, und Otto Dietrich, The Hitler I Knew, London 1957, S. 219. 

30 Das ergibt sich aus den Altersberechnungen der in meinem Aufsatz, Quantifizierung, S. 478-83, 
beschriebenen Stichprobe, nach Männern und Frauen getrennt. 

31 Wie in Anm.30. 
32 NSDAP-Ortsgruppen-Aufstellung für Berkersheim und Obermain, August/September 1939, 

Hessisches Hauptstaatsarchiv Wiesbaden (im folgenden zitiert als HHSAW), 483/160; Liste von 
NSDAP-Mitgliedern, Frankfurt/Main, 1940, BA, Schumacher/202. Die nach dem EDV-Ver­
fahren errechneten Alterswerte für 1940 (1118 N) waren 47,5 (für Männer) und 47,0 (für 
Frauen). 

33 Als Beispiel für diese Furcht hier nur Himmler an Berger und von Herff, 26.8. 42, Dok. 139 in: 
Helmut Heiber (Hrsg.), Reichsführer!..., Briefe an und von Himmler, Stuttgart 1968, S. 142 f. 
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II 

Während der Weimarer Republik zogen es viele Frauen vor, der NSDAP nicht beizu­
treten, doch waren ihre Gefühle für den Nationalsozialismus deshalb kaum weniger 
stark. Ihnen genügte es beispielsweise, ihre Ehemänner in den Reihen der Partei zu 
wissen; es war schließlich eine Männerpartei. Wenn sie es wollten, so konnten sie von 
ihrem aktiven Wahlrecht Gebrauch machen. Gerade das taten sie ja zunehmend seit 
1930; hatten die Frauen als Wähler bis 1930 anteilsmäßig hinter den Männern herge­
hinkt, so wären die für Hitler überaus günstigen Wahlergebnisse von 1932 und 1933 
ohne die disproportional hohe Partizipation der Frauen gar nicht zustande gekom­
men34. 

Oft gaben bei den Frauen auch wirtschaftliche Überlegungen den Ausschlag. 
Wenn etwa der arbeitslose Mann in der Partei stand, dann gab es einfach kein Geld 
mehr, um zusätzlich die Mitgliedsgebühren für die Ehefrau zu bezahlen. Wenn die 
Frau als einziges Familienmitglied für den Broterwerb zu sorgen hatte, so konnte sie 
sich keinesfalls dem Argwohn der Nachbarn oder ihres Arbeitgebers aussetzen, was 
sie unter Umständen ihre Stellung gekostet hätte35. 

34 Für die Weimarer Republik gilt allgemein, „daß die Wählerinnen das Zentrum sowie die konser­
vativ eingestellten Rechtsparteien bevorzugten, nach links in zunehmendem Maße Zurückhaltung 
übten und die radikalen Parteien entschieden ablehnten" (Bremme, S.68. Siehe auch Tabelle IV, 
ebenda, S. 243-52). KPD und NSDAP galten als „ausgesprochene Männerparteien" (ebenda, 
S. 73); sie erhielten daher unter allen Weimarer Parteien von den Frauen am wenigsten Unterstüt­
zung. Bis 1930 wurde die NSDAP in der Mißgunst der deutschen Wählerinnen nur noch von der 
KPD überflügelt (ebenda, S. 73 f.). 1930 änderte die NSDAP, um generellen Wahlerfolg bemüht, 
ihre Taktik, im direkten Bezug auf die Frauen und, damit verbunden, in der Behandlung der Kir­
chenfrage. Eine konziliantere NS-Haltung gegenüber den beiden Kirchen zog entsprechend 
mehr weibliche Wähler an, da Frauen zu jener Zeit als betont kirchenfreundlich galten (ebenda, 
S. 74 f.). Zum Gesamtzusammenhang auch Heinrich Striefler, Deutsche Wahlen in Bildern und 
Zahlen. Eine soziografische Studie über die Reichstagswahlen der Weimarer Republik, Düssel­
dorf 1946, S. 20 f.; Beyer, S.77; Alexander Weber, Soziale Merkmale der NSDAP-Wähler. Eine 
Zusammenfassung bisheriger impirischer [sic] Untersuchungen und eine Analyse in den Gemein­
den der Länder Baden und Hessen, Diss. phil., Freiburg i. Br. 1969, S. 88; Seymour Martin Lipset, 
Der „Faschismus". Die Linke, die Rechte und die Mitte, in: Kölner Zeitschrift für Soziologie und 
Sozialpathologie, N.F. 11 (1959), S. 401-44, hier S. 412; Günther Franz, Die politischen Wahlen 
in Niedersachsen 1867-1949, 2.Aufl., Bremen-Horn 1953, S. 28 ff.; Herbert Tingsten, Political 
Behavior. Studies in Election Statistics, London 1937, S. 41-46, 59, 63; und W.Phillips Shively, 
Party Identification, Party Choice, and Voting Stability. The Weimar Case, in: The American 
Political Science Review 66 (1972), S. 1 203-25, hier S. 1213. 

35 Meyer, Richtlinien für die Frauenschaften der NSDAP in den Ortsgruppen, Gelsenkirchen o.J. 
[1932], Staatsarchiv Münster (im folgenden zitiert als SAMs), Gauleitung Westfalen-Nord, Gau­
amt für Volkswohlfahrt/15; Frau Bungert an NSF-Ortsgruppenleiterin, Gelsenkirchen, 15.6. 34, 
SAMs, NSF Westfalen-Nord/208; Geschichte der NSF des Gaues Halle-Merseburg, Anlage zu 
Brief Rees-Fawerdes an Partei-Archiv, Halle/Saale, 22. 10. 36, HIS, 13/254; Beispiele in Kasche 
an Schwarz, Hannover-Linden, 11. 3. 36, BDC, PK S. Kasche; William Sheridan Allen, The Nazi 
Seizure of Power. The Experience of a Single German Town 1930-1935, Chicago (Ill.) 1965, 
S.75. 
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Allerdings kam der Frauentypus, der die NSDAP in der Vorputschphase bis No­
vember 1923 von außen unterstützte, eher aus der gesellschaftlichen Oberschicht als 
aus den weniger bemittelten Kreisen. Diese Mäzeninnen halfen der NS-Bewegung 
gern mit Geld, Wertsachen oder guten Beziehungen aus. Ganz typisch dafür waren 
einflußreiche Damen aus der bayerischen Hautevolee, wie Helene Bechstein, die 
Gattin des Klavierfabrikanten, Elsa Bruckmann, die Verlegersfrau aus rumänischem 
Hochadel, und Winifred Wagner, die englische Schwiegertochter Richard Wagners 
in Bayreuth36. 

Zwar konnte man auch nach 1923 noch diese „Damen im Pelzmantel" unter den 
am Rande der Bewegung stehenden Hitler-Anhängerinnen ausfindig machen, etwa 
wenn sie während öffentlicher Nazi-Kundgebungen die Redner anfeuerten37. In der 
Regel aber fanden sich die Sympathisantinnen Hitlers nun in den unteren Schichten 
der Gesellschaft. Sie standen ihren Männern oder auch Brüdern während illegaler 
Parteiarbeit zur Seite, oft des Nachts und in kalter Witterung, indem sie sich um Es­
sen und um Kleidung kümmerten oder sich der Kranken und Verwundeten annah­
men. In der Chronik der NS-Bewegung sind so „Mama Lauvers" und „Muttchen 
Reisig" zu Legenden geworden: Frau Lauvers unterhielt einen Suppenausschank im 
„Braunen Haus" von Altena, und die Reisig bemutterte SA-Männer in ihrer Kantine 
in Berlins Hebbelstraße. Fast immer leisteten diese Helferinnen Karitas-Dienste für 
ihre Idole, die Kämpfer. In der Sphäre der Partei betrachtete man sie als Wesen, die 
ihrem natürlichem Instinkt folgten; und somit paßten sich diese Frauen nicht nur dem 
überhaupt gängigen Klischee von der Frau in der Gesellschaft an, sondern sie harmo­
nierten speziell mit dem von der nationalsozialistischen Ideologie bestimmten stereo­
typischen Ideal vom weiblichen Geschlecht38. 

Doch schon vor der Neugründung der NSDAP im Februar 1925 regte sich auch 
unter nichtorganisierten nationalsozialistischen Frauen die Neigung, den Männern 
nachzueifern und sich in besonderen Gruppen zusammenzutun. Impulse dazu gingen 
üblicherweise von einzelnen Frauenpersönlichkeiten aus, die sich stark genug fühlten, 
parallel zur NSDAP und nach dem Muster von Frauenkränzchen weibliche Sympa­
thisantengruppen aufzuziehen. 

Die frühesten NS-Frauenzellen waren auf Lokalebene, im Schatten der männlich 

36 Hellmuth Auerbach, Hitlers politische Lehrjahre und die Münchener Gesellschaft 1919-1923, in: 
VfZ 25 (1977), S. 1-45, insbes. S. 33 f.; Rauschning, S.240; Franz-Willing, S.179, 186, 191; Hans 
Peter Bleuel, Das saubere Reich. Theorie und Praxis des sittlichen Lebens im Dritten Reich, Bern 
1972, S. 52 ff.; John Toland, Adolf Hitler, New York (N. Y.) 1977, S. 182, 247 f.; Joachim C. Fest, 
Hitler. Eine Biographie, 3. Aufl., Frankfurt/Main 1973, S. 199; Ernst Hanfstaengl, Unheard Wit-
ness, Philadelphia (Penna.) u. New York (N.Y.) 1957, S.103; Gerhard Rossbach, Mein Weg 
durch die Zeit. Erinnerungen und Bekenntnisse, Weilburg/Lahn 1950, S.209. 

37 Das erwähnte Beispiel ist vom 9.3. 27 (Versammlung im „Zirkus Krone"), Deuerlein, S.271. 
38 Beispiele in: Beck, S. 371, 517; J.K. von Engelbrechten, Eine braune Armee entsteht. Die Ge­

schichte der Berlin-Brandenburger SA., München u. Berlin 1937, S. 151 f.; Peter H. Merkl, Politi-
cal Violence under the Swastika. 581 Early Nazis, Princeton (N.J.) 1975, S. 123 f., 128, 130. -
Zum Weimarer Klischee siehe die vorzügliche Studie von Renate Bridenthal, Beyond Kinder, 
Küche, Kirche. Weimar Women at Work, in: Central European History 6 (1973), S. 148-66. 



Frauen in der NS-Bewegung 211 

beherrschten NSDAP-Ortsgruppen, lose organisiert. Normalerweise trafen sich eini­
ge Frauen, überwiegend Ehefrauen von Parteimitgliedern, die dem Ruf einer beson­
ders resoluten Nationalsozialistin folgten. Obwohl die institutionelle Bindung zur je­
weiligen Ortsgruppe nur locker war, drehte sich bei diesen Frauen doch alles um die 
männlichen Pgs. Es wurde gekocht und genäht oder auch Geld gesammelt. Eine der 
ersten dieser Gruppen gab es schon 1921, in Göttingen. Ihre Angehörigen gingen mit 
Hitlers Botschaft von Tür zu Tür und baten dabei auch um Spenden39. 

Von charismatischer Ausstrahlungskraft damals war Andrea Ellendt; „ungefähr 
dreißig bis fünfunddreißig Jahre alt, schlank und damenhaft gepflegt, hatte sie eine 
bräunliche Haut und schwarzes Haar". In Mittel- und Unterfranken gewann sie 
1922/23 Hunderte von neuen Anhängern für die NSDAP, darunter anscheinend 
nicht nur Frauen. Ob sie eine vom Ausland entsandte Agentin oder eine Auslands­
deutsche aus Mexiko war, sei dahingestellt. Jedenfalls war sie wohl die erste, die da­
mals in großem Stil öffentlich und mit Erfolg für Hitler werben konnte; organisatori­
sche Kleinarbeit lag ihr dagegen weniger40. 

Damals begann Elsbeth Zander, eine 40jährige Junggesellin aus Halberstadt, eine 
rege Tätigkeit unter den völkisch gesinnten Frauen Berlins zu entwickeln. Gegen 
Ende des Ersten Weltkrieges hatte sie in Militärspitälern gearbeitet. Erschüttert vom 
Zusammenbruch des Kaiserreiches, schloß sie sich rechtsnationalen Vereinigungen 
wie dem „Bismarck-Bund" und dem fränkischen Ableger des „Deutschvölkischen 
Schutz- und Trutzbundes" an. Im Bismarck-Bund lernte sie vermutlich Wilhelm 
Kube, den späteren Gauleiter, kennen, aber zur Hitlerbewegung stieß sie allem An­
schein nach durch General Ludendorff. Im September 1923 gründete sie in Berlin den 
„Deutschen Frauenorden" (DFO); auch sie wollte mit den um sie gescharten Frauen 
für den Führer und seine SA-Männer da sein. E. Zander selbst trat der Partei erst im 
April 1926 bei; aber diese Formalität tat überhaupt nichts zur Sache. Denn die Frauen 
waren, mit oder ohne Parteiabzeichen, Hitler treu ergeben und strebten damals noch 
nach dem Schutz, wenn nicht nach der Vormundschaft durch die bereits existieren­
den Ortsgruppen41. 

Zur Zeit von Hitlers Landsberger Festungshaft, bis Dezember 1924, behaupteten 
sich in Deutschland schon einige geschlossene NS-Frauengruppen. Außer den Göt­
tinger und den Berliner Vereinigungen waren da seit Januar 1923 die Plauenerinnen, 

39 Die Frauenarbeit in der Göttinger Ortsgruppe der NSDAP 1922-35, HIS, 13/254; Gertrud 
Scholtz-Klink, Die Frau im Dritten Reich. Eine Dokumentation, Tübingen 1978, S. 38 ff. 

40 Zitat Krebs, S. 202 f. Ferner Hitler, Sämtliche Aufzeichnungen 1905-1924, hrsg. v. Eberhard 
Jäckel, Stuttgart 1980, S. 255 Anm. 3, S. 257 Anm. 3; Uwe Lohalm, Völkischer Radikalismus. Die 
Geschichte des Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbundes, Hamburg 1970, S.225, 278, 427 
Anm. 39. 

41 NSDAP-Mitgliedskarte E.Zander, NSDAP Master File, BDC; Albrecht Tyrell (Hrsg.), Führer 
befiehl... Selbstzeugnisse aus der „Kampfzeit" der NSDAP. Dokumentation und Analyse, Düs­
seldorf 1969, S. 357; Korr. Zander u. a. (1923/24), BA, NS 22/349; [Polizeipräsidium München], 
Vermerk, 1.9. 26, Bayerisches Hauptstaatsarchiv München (im folgenden zitiert als BHSAM), 
Sonderabgabe I/1825; Anna-Luise Kühn, Aufstellung für Straßer, 2.12. 31, BA, Schumacher/ 
251. 
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die dem Führer im Spätherbst 1924 ein Liebesgabenpaket ins Gefängnis schickten und 
außer sich vor Freude waren, als Hitler ihnen dafür eigenhändig dankte. Eine andere 
Gruppe war im Juli 1924 in Nürnberg unter dem Patronat des „Frankenführers" Ju­
lius Streicher entstanden. Laut Satzung bezweckte sie „den Zusammenschluß aller 
Frauen und Mädchen, welche deutscher arischer Abstammung sind, zur völkisch, va­
terländischen Gemeinschaft unter Ausschaltung aller Klassenunterschiede". Dieser 
„Völkische Frauenbund Nürnberg", der sich ausdrücklich auf Hitler, Ludendorff 
und Streicher berief, erstrebte als hauptsächliches Ziel „die Unterstützung und Bera­
tung armer und kranker Mitglieder, welche der Hilfe bedürfen". Ein „Ausschuß von 
mindestens 4 Mitgliedern" habe „Besuche und Kontrollen vorzunehmen". Inmitten 
dieser Frauen hielt Elsbeth Zander den ersten in einer ganzen Reihe von Vorträgen, 
mit denen sie ihren Anspruch auf zentrale Führerschaft im Reich zu begründen hoff­
te. Im September 1924, als sich eine allgemeine wirtschaftliche Besserung in Deutsch­
land abzuzeichnen begann, sprach sie mangels schlagender sozio-ökonomischer Ar­
gumente über „Völkische Not und wir Frauen"42. 

Die Neuentstehung der NSDAP Anfang 1925 lieferte den Anstoß zu weiteren ört­
lichen Selbstgründungen von NS-Frauenvereinigungen, namentlich in Mittel- und 
Norddeutschland. Anfänglich hatten diese Gruppen selten mehr als ein Dutzend Mit­
glieder. Schon im Februar - die Partei war kaum wieder aus der Taufe gehoben -
hatte in Hamburg eine neue, kleine Frauenzelle unter Fräulein Richter Wurzeln ge­
schlagen. Im hessischen Bad Orb trafen sich Nationalsozialistinnen in einer „Villa 
Daheim", um dort bedürftige SA-Männer zu stärken oder minderjährige Nazis vor 
der Polizei versteckt zu halten. Ende 1925 halfen etwa dreißig Frauen in einer Klein­
stadt an der Unstrut ihren Männern bei Vorbereitungen zu regionalen Wahlen; sie 
händigten Propagandablätter aus und standen nächtens Wache, wenn die Männer 
rechtswidrige Wahlplakate an Hausfassaden kleisterten. Bald florierten Frauengrup­
pen in Frankfurt am Main und in Kassel, aber auch in Süd-Westfalen. In Leipzig 
machte sich Lotte Rühlemann, eine Veteranin des Deutschvölkischen Schutz- und 
Trutzbundes, mit Eifer daran, weibliche Gefolgsleute dieses in Auflösung begriffenen 
Bundes in ihre neugeschaffene NS-Zelle zu überführen. Und der Nürnberger Bund 
hatte 1926 bereits über einhundertfünfzig Anhängerinnen43. 

42 Zitate aus Satzungen des Völkischen Frauenbundes Nürnberg, Nürnberg, 23.7. 24; siehe auch 
Tätigkeitsbericht dieses Frauenbundes für 1924/25, HIS, 13/255. Zu Plauen siehe [Chronik der 
Arbeit der N.S. Frauenschaft im Gau Sachsen], Anlage zu Schreiben NSF-Gauabteilungsleiterin 
Sachsen an NSDAP-Reichsschulungsamt, Dresden, 1.6. 35, HIS, 13/254; Hitler an „Sehr geehr­
te Frau Vorsitzende", Landsberg, 15. 11. 24, HIS, 13/256 (vom Verf. veröffentlicht in: The Cana-
dian Journal of History 16 [1981], S.433). 

43 Nationalsozialistische Frauenschaft, bearbeitet von der Reichsfrauenführung Hauptabteilung 
Presse - Propaganda, in: Paul Meier-Benneckenstein (Hrsg.), Das Dritte Reich im Aufbau. Über­
sichten und Leistungsberichte, Bd. 2, Berlin 1939, S. 361-94, hier S. 363; Beck, S. 166 f.; Hermann 
Okrass, Das Ende einer Parole. „Hamburg bleibt rot", 2. Aufl., Hamburg 1935, S. 120 f.; Adalbert 
Gimbel (Hrsg.), So Kämpften Wir! Schilderungen aus der Kampfzeit der NSDAP. im Gau Hes­
sen-Nassau, Frankfurt/Main 1941, S. 147-52; Eberhard Schön, Die Entstehung des National-



Frauen in der NS-Bewegung 213 

Ende 1927 war Elsbeth Zanders „Frauenorden" auf dem besten Wege dazu, in­
mitten der diversen, über das ganze Reichsgebiet verstreuten NS-Frauengruppen eine 
Vorrangstellung einzunehmen. Von ihrem Hauptquartier in Berlin aus organisierte 
sie „Gaue" ihres Ordens im Rheinland, in Bayern, Sachsen und Thüringen und ver­
suchte auch, auf die Kameradinnen in Hamburg Einfluß zu gewinnen, deren Gruppe 
damals gerade eine stürmische Entwicklung durchzustehen hatte. Zander verstand es, 
sich bei der Parteiführung in ein günstiges Licht zu setzen, etwa dadurch, daß sie 
1926 am Weimarer Parteitag teilnahm. Dennoch scheint sie eine einigermaßen unab­
hängige Linie von der Partei verfolgt zu haben. Als sie beispielsweise ein Kranken­
zimmer für verletzte SA-Leute in Berlins Steinmetzstraße einrichtete, tat sie das ohne 
Widerspruch von seiten der Münchener Parteileitung, freilich auch ohne besonderes 
Lob zu ernten. Dieser Schwebezustand wich festeren Verhältnissen, als Zanders 
Gruppe im Januar 1928 in aller Form der Parteihierarchie angeschlossen wurde und 
sie ihren Verein nun „Deutscher Frauenorden Rotes Hakenkreuz" nennen durfte - in 
Anspielung auf die Samariterfunktionen des Deutschen Roten Kreuzes. Nach neue­
sten Befunden ging diese Aufwertung auf Zanders Appellation an Hitler selbst zu­
rück; doch darf man Hitlers Interesse an einer NS-Frauengruppe in dieser Phase der 
NS-Kampfzeit gewiß nicht überbewerten44. 

Die Neuregelung hatte noch immer nicht verbindlich geklärt, was denn Zanders 
offizieller Status innerhalb der NSDAP fortan zu sein habe, noch weniger, wieviel 
Einfluß jetzt von ihr über die verschiedenen anderen Frauengruppen im Reich auszu­
üben sei oder ob man ihre Autorität dort überhaupt anerkennen würde. Die erhalten 
gebliebene Korrespondenz aus jener Zeit läßt vermuten, daß Zander wegen ihres 
Monopolanspruchs und wegen der für sie typischen Arroganz alles andere als beliebt 
gewesen ist und daß man sie in der Münchener Parteileitung weiterhin nicht beson­
ders ernst nahm. Wegen Loyalitätskonflikten unter Frauen, Rivalitätsgezänk und In­
kompetenz im Organisatorischen kam es allerorten bald zu Unklarheiten und Ver­
wirrung. Im ostpreußischen Gerdauen schickte sich der örtliche Parteiführer Heid-
rich an, eine Frauengruppe unter der Regie des Gaues aufzustellen, ohne daß Zander 
dagegen etwas unternehmen konnte. Ihre Hände waren sowieso dadurch gebunden, 
daß sie laut einer Verfügung Gregor Straßers vom Dezember 1928 Parteigenossen­
schaft für Mitgliedsstatus in ihrem DFO voraussetzen mußte; das aber stieß viele 

Sozialismus in Hessen, Meisenheim/Glan 1972, S. 100; Korr. bezüglich der Frauengruppe Leipzig 
(November/Dezember 1926), HIS, 13/256; Tätigkeitsbericht des Völkischen Frauenbundes 
Nürnberg für 1925/26, HIS, 13/255; Lore Lange-Hufnagel, Mein Kampf als Nationalsozialistin, 
12. 12. 39(?), HIS, 13/254; [Chronik der Arbeit der N. S. Frauenschaft...], wie in Anm. 42. Zum 
Verhältnis von Schutz- und Trutzbund und NSDAP siehe Lohalm, S. 283-330. Fests Behaup­
tung, daß 1927 eine Frauen-SA geplant gewesen sei, ist ohne jeden Beweis (S. 349). 

44 Zur Aufwertung Stephenson, Nazi Organisation, S.29ff. Zu Hamburg siehe Okrass, S. 126, 144. 
Siehe auch Satzung Deutscher Frauenorden, o.J. [1928]; Auszug aus dem R. Ko. Inl. 123 v. 15. 10. 
28, Staatsarchiv Bremen (im folgenden zitiert als SAB), 4, 65, II A 9 a 13; Polizeibericht über Vor­
träge E.Zanders in Eberbach und anderen badischen Städten im Januar 1928, Karlsruhe, 9. 1. 28, 
Staatsarchiv Freiburg (im folgenden zitiert als SAF), 317/1257d. 
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Frauen ab, die sich wohl für eine NS-Frauengruppe, nicht aber für die NSDAP zu in­
teressieren vermochten45. 

Unglücklicherweise war diese Entwicklung eingebettet in die Entwicklung der Ge­
samtpartei; deren Wachstum aber hatte sich bis zum Ende der zwanziger Jahre eher 
verlangsamt. Trotz Zanders gelegentlicher Auftritte außerhalb Berlins konnte sie 
neue Mitglieder für ihren „Frauenorden" nur unter Schwierigkeiten gewinnen. Im 
niedersächsischen Isenhagen beispielsweise hatte es Ende 1928 nur zwei DFO-Frauen 
gegeben: Frau Nagel und ihre junge Tochter Gertrud; zwei Jahre später waren die 
beiden immer noch allein. Als im Dezember 1929 im holsteinischen Eutin eine DFO-
Zelle gegründet wurde, fanden sich zum Beitritt lediglich sieben Frauen bereit; sie 
traten freilich auch in die NSDAP ein46. 

Kabale und Intrige um Elsbeth Zander nahmen unaufhaltsam ihren Lauf. In dem 
Maße, wie sich Gerüchte über ihre Korruption und Mißwirtschaft in Berlin ausbreite­
ten, verlor sie unter ihren „Gau"-Delegierten im Reich an Ansehen. Man wußte, daß 
sie ihre Finanzen einem gewissen Hans Hustert anvertraut hatte, einem 29jährigen 
SA-Führer, der wegen Beteiligung am Scheidemann-Mordversuch gerade eine lang­
jährige Haftstrafe verbüßt hatte. In ihren persönlichen und geschäftlichen Beziehun­
gen beging Zander so viele Taktlosigkeiten, daß SS-Oberarzt Dr. Leonardo Conti ihr 
im Juni 1931 eine „psychopathische Persönlichkeit" attestierte. Während ihre Ge­
treuen seit Ende 1929 in Bayern, im Rheinland und im Ruhrgebiet eine nach der an­
deren von ihr abfielen, fuhren die ostpreußischen Ortsgruppen nach wie vor fort, sie 
zu ignorieren und ihre eigenen Frauengruppen aufzustellen. In Berlin widersetzte 
sich ihrer Autorität Gauleiter Goebbels und schuf die nur ihm hörigen „Frauenar­
beitsgemeinschaften". Alle Anzeichen sprechen dafür, daß 1930 und 1931 Goebbels' 
Frauen die Zanderschen Grüppchen in der Ausübung der Karitas, gerade zugunsten 
arbeitsloser SA- und SS-Männer, klar übertroffen haben, mit ihren Suppenküchen, 
Geldsammlungen, Kleidungsvergaben und dergleichen mehr. Zander versuchte zu­
nächst noch, ihr improvisiertes SA-Hospital zu halten; sie steckte ihre Gehilfinnen in 
braune Schwesternuniformen und behalf sich, soweit es ging, ohne ärztlichen Bei­
stand. Dann aber mußte sie wegen chronischen Geldmangels in eine noch primitivere 
Behausung umziehen. Auf ihr Faktotum Hustert hatte sie zugunsten des Bayreuther 
Ex-Pfarrers Lossin zu verzichten; er sollte ihr helfen, den drohenden Bankrott abzu­
wenden. Anderswo sahen die Dinge nicht besser aus. Obwohl der „Frauenorden" sich 
im Reich Ende 1930 auf über fünftausend Mitglieder stützen konnte, gab es Proble­
me beispielsweise noch in Hamburg, wo Goebbels über seinen alten Freund, Gaulei-

45 Es gibt keine Beweise dafür, daß die Bestimmungen über Parteimitgliedschaft konsequent einge­
halten worden wären. - Organisationsabteilung an Gauleitung Brandenburg, Berlin, 18.12. 28, 
BA, NS 22/1046; Versammlungsbericht [Gauleitung Königsberg], Königsberg, 12.2. 29, SAG, 
SF 6818, GA/33; Zander, An die Mitglieder des Deutschen Frauen-Ordens, Weimar, 20. 1. 29, 
BA, Schumacher/230; verschiedene Versionen der DFO-Satzungen (1929-31), BA, Schuma­
cher/230; SAG, SF 6815, GA, A, Nr .5a -5h ; SAB, 4, 65, II, A 9a 13. 

46 Hermann Krüger (Hrsg.), Wir waren dabei. . . Berichte über die nationalsozialistische Bewegung 
und Entwicklung im ehemaligen Kreise Isenhagen, Wittingen o.J. [1934], S. 18 f.; Stokes, S.26. 
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ter Karl Kaufmann, die Arbeit des DFO erfolgreich sabotierte. In Orten wie Hanau 
strebten die Kreisleiter nach Neugründungen von Frauengruppen, ohne Fräulein 
Zander auch nur zu fragen. In Breslau weigerte sich die NSDAP-Vertretung grund­
sätzlich, die Existenz der dortigen DFO-Gruppe zur Kenntnis zu nehmen. Bis zum 
Juli 1931 hatte sich überall in Deutschland größte Verwirrung über die Situation der 
Frauengruppen ausgebreitet. Da fragte schließlich ein brandenburgischer Gaufunk­
tionär Gregor Straßer, das nominelle Oberhaupt des DFO seit 1929, woran man 
denn nun sei. Der Reichspropagandaleiter, gesundheitlich seit geraumer Zeit nicht 
auf der Höhe, konnte eine Entscheidung in der leidigen Angelegenheit nun nicht län­
ger hinausschieben47. 

Es kann Straßer im Sommer 1931 nicht entgangen sein, daß manche regionalen 
Parteiführer entgegen den Bestimmungen auch Nicht-Parteigenossinnen zu ihren 
Frauengruppen zugelassen hatten. In Ostpreußen beispielsweise hatte es sich seit Fe­
bruar 1931 eingebürgert, Ehefrauen von Parteimitgliedern und unverheiratete 
Frauen, insbesondere zahlungsschwache, gegen eine geringere Mitgliedsgebühr auf­
zunehmen; man nannte sie „Helferinnen"48. Diese Bräuche wurden nun von Straßer 
bei seiner breit angelegten Neuordnung der NS-Frauengruppen im Reich mitberück­
sichtigt. Die Bezeichnung „Helferin" wurde im April 1932 offiziell eingeführt. Ab 
Oktober 1931 galten alle nationalsozialistischen Frauenverbände, einschließlich des 
DFO und der Frauenarbeitsgemeinschaften, als aufgelöst. Eine neue Frauenorganisa­
tion, die „NS-Frauenschaft" (NSF), wurde unter Straßers direkter Führung mit Sitz 
in München aufgezogen; Elsbeth Zander wurde ihre Leiterin, genau genommen als 
Straßers „Sachbearbeiterin". 

Zanders Verbleiben auch an der Spitze der neuen NS-Frauenvereinigung betonte 
vorerst die Linie der Kontinuität, die zudem in der ungebrochenen Reihe der Veran­
staltungen zum Ausdruck kam. Die in der NS-Frauenschaft zusammengefaßten 
Frauen, ob nun Parteigenossinnen oder nicht, widmeten sich wie bisher der Pflege für 
die Männer und verrichteten mitunter selbst politische Hilfsdienste. Jetzt wurde die 
„Schulung" wichtiger, gerade in Fächern wie „Rassenhygiene" und Jungmädchen­
erziehung. Größere Aufmerksamkeit wurde auch auf Hauswirtschaftslehre und hier 
besonders Ernährungskunde verwandt; damit wurde einer der populärsten Pro-

47 Zitat Conti an Goebbels, Berlin, 3.6. 31, BA, Schumacher/230. Ferner Schmiedicke an NSDAP-
Reichsleitung, Berlin, 4.7. 31, BA, NS 22/1046; Auszüge aus Berichten der Kriminalpolizei, 15.2. 
und 15.11. 30, sowie o.J. [1932], SAG, SF 6815, GA, A, Nr. 5a -5h ; Gauleitung Ostpreußen, 
Richtlinien für die Organisation und Arbeit der Frauengruppen, Königsberg, 1.5. 30, SAG, SF 
6818, GA/31; Auszüge aus Berichten der Kriminalpolizei, 1.12.30 und 15.4. 31, SAB, 4, 65, II A 
9 a 13; Bericht der Münchener Polizeidirektion, München, 27.1. 31, BHSAM, Sonderabgabe 
I/1545; Göbel an Straßer, Breslau, 6.10. 31, BA, NS 22/349; Lorösch, Die Geschichte der 
Hanauer N.S. Frauenschaft wie ich sie erlebt habe, Anlage zu Schreiben Lorösch an Partei-Ar­
chiv, Hanau, 21. 9. 35, HIS, 13/254; Okrass, S.233f. Vgl. auch Stephenson, Nazi Organisation, 
S. 38-48. Zu Hustert/Scheidemann speziell Lohalm, S. 229 ff. 

48 Ankermann an alle Frauengruppen des Gaues Ostpreußen, Pa r i s , 5.2. 31, SAG, SF 6818, GA/31. 
Siehe auch Lorösch, Die Geschichte der Hanauer N. S. Frauenschaft... (wie in Anm. 47). 
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grammpunkte nationalsozialistischer Frauenarbeit im Dritten Reich vorweggenom­
men49. 

Wenn nach dem Herbst 1931 neue Frauengruppen entstanden und alte Verstär­
kung erhielten, so ist dies wohl nicht zuletzt als eine Konsequenz des Straßerschen 
Revirements zu deuten, insofern er den ramponierten Ruf der NS-Frauenorganisa-
tionen im Reich beträchtlich aufgebessert hatte. Abgesehen davon markierte die Zeit 
nach 1930 aber auch eine Verlagerung der NSDAP-Propaganda zur Zielgruppe der 
deutschen Frauen als Wählerpotential, nach den unerhört erfolgreichen Reichstags­
wahlen vom 14. September 1930. Hitlers Partei wurde Anfang der dreißiger Jahre für 
Deutsche aller Gesellschaftsschichten wieder interessant, namentlich für den oberen 
und unteren Mittelstand, und aus diesem rekrutierten sich in Sonderheit die NS-
Frauenschaftszellen. Es war kein Zufall, daß in der Werbung für diese Zellen Schlag­
wörter aus dem Vokabular der privilegierten Schichten auftauchten, die dem Stabili-
täts- und Ordnungssinn des deutschen Bürgertums, und gerade des gehobenen, ge­
recht wurden: Ausdrücke wie „Religion", „Christentum" und „Familie". Noch vor 
Hitlers Machtergreifung galt die NS-Frauenschaft, nunmehr weitgehend frei von der 
Kontrolle der unberechenbaren Zander, in besseren Kreisen fast als diskutabel50. 

Nach dem „Umbruch" waren E. Zanders Tage ohnehin gezählt. Wegen ihrer frü­
heren Assoziation mit dem im Dezember 1932 gestürzten Straßer, aber auch wegen 

49 G. Straßer, Die Organisation der nationalsozialistischen Frauen in der Nationalsozialistischen 
Frauenschaft, Anordnung, München, 6.7.31; Ausführungsbestimmungen ..., München, 1. 11. 31; 
Frauenschaft Groß-Berlin, Rundschreiben 2 und 4, Berlin, 1. und 7. 10. 31, BA, Schumacher/230; 
Auszug aus Bericht der Kriminalpolizei, Berlin, 15.8. 31, SAG, SF 6815, GA, A, Nr .5a -5h ; 
Anordnungen für die Organisation der ostpreußischen Frauengruppen, Königsberg, o.J. [1932]; 
Heimdali an alle Bezirksreferentinnen, Königsberg, o.J. [1932], SAG, SF 6818, GA/31; Anord­
nung Straßer, München, 1.4. 32, SAB, 4, 65, II A 9 a 13. - Straßers Verfügungen müssen im Zu­
sammenhang mit anderen organisatorischen Maßnahmen gesehen werden, die er 1931/32 veran-
laßte: siehe Wolfgang Horn, Führerideologie und Parteiorganisation in der NSDAP 
(1919-1933), Düsseldorf 1972, S. 381-84; Udo Kissenkoetter, Gregor Straßer und die NSDAP, 
Stuttgart 1978, S. 52 ff. Insoweit darf die Neu-Stellung Zanders keineswegs im Sinne einer „Beför­
derung" verstanden werden, wie Stephenson zu meinen scheint. Vgl. ihre faktenreiche, allerdings 
nur auf Dok. aus BA, BDC und HIS basierende Darstellung, Nazi Organisation, S. 48-65. 

50 Heimdall an alle Bezirksreferentinnen, Königsberg, o.J. [1932], SAG, SF 6818, GA/31; Flugblatt, 
Grundsätze der N.S. Frauenschaft (Deutscher Frauen-Orden), München, 20. und 21.3. 32; Gau 
Frauenschaft Süd-Hannover-Braunschweig an Frauenschaftsleiterinnen, Hildesheim, 17.6. 32, 
Niedersächsisches Hauptstaatsarchiv Hannover (im folgenden zitiert als NHSA), Hann. 310 I, A 
122 I; Auszug aus Bericht der Kriminalpolizei Berlin, Berlin, 15.5. 32, SAG, SF 6815, GA, A, 
Nr .5a -5h ; Bremer Nationalsozialistische Zeitung, 20.9. 32; Hauptabteilung VIII, NSF, Mün­
chen, 1. 10. 32, BA, Schumacher/230; Gau-Frauenschaftsleiterin und Gau-Kulturwart an Leitung 
Gau Brandenburg, Berlin, 13. 10. 32, BA, NS 22/1046; Hildegard Passow, Zur Chronik der N. S.-
Frauenschaft, 1.7. 34; Luise Langhammer, Geschichte der N.S.-Frauenschaft Elsterwerda, o.J. 
[1934]; Chronik der NS-Frauenschaft des Gaues Bayerische Ostmark, Bayreuth, 22.7. 35, HIS, 
13/254; Karl Heinz Albrecht, Zehn Jahre Kampf um Gera. Eine Geschichte der NSDAP im Thü­
ringer Osten, o.O. [Gera] o.J. [1933], S. 81 f.; Beck, S. 366; Hermann Rauschning, Men of Chaos, 
Freeport (N.Y.) 1971 (Erstdruck 1942), S. 148-51; Nationalsozialistische Frauenschaft (siehe 
Anm.43), S.365; Schön, S. 100 f.; Jutta Ciolek-Kümper, Wahlkampf in Lippe. Die Wahlkampf-
propaganda der NSDAP zur Landtagswahl am 15. Januar 1933, München 1976, S. 64 f. 
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Kompetenzstreitigkeiten über NS-Jungmädchen mit Baldur von Schirach, der sie im 
Juni 1932 aus der Partei ausschließen lassen wollte, wurde die Frauenführerin im 
April 1933 von Dr. Robert Ley abgesetzt51. Ihre Nachfolgerin wurde Lydia Gott-
schewski, eine 26jährige BDM-Führerin und Vertraute Schirachs, die jedoch auch 
nur bis zum Spätsommer blieb, als sie von einem Mann, Dr. Gottfried Adolf Krum­
macher, abgelöst wurde. Die Ernennung dieses höheren Verwaltungsbeamten aus 
Gummersbach, der den „Deutschen Christen" nahestand, war allem Anschein nach 
nur eine Übergangslösung, wenn auch - in dieser Art - eine recht bezeichnende52. 
Am 24. Februar 1934, nach der Amtseinführung von Frau Gertrud Scholtz-Klink als 
NS-Frauenschaftsführerin, wurde die bis dahin stürmische Entwicklung der national­
sozialistischen Frauenschaftsbewegung in ruhigere Bahnen gelenkt. Von jetzt an soll­
ten einigermaßen geregelte Verhältnisse herrschen. Scholtz-Klink besaß ihren festen 
Platz innerhalb der NS-Hierarchie; ihren Rang als Führerin aller nationalsozialistisch 
organisierten Frauen nach den männlichen Vorgesetzten Hitler, Ley, Heß und Erich 
Hilgenfeldt wagte ihr niemand mehr streitig zu machen53. 

Zweifellos war die Wahl des männlich orientierten NS-Führerkaders nicht zuletzt 
deshalb auf Gertrud Emma Scholtz-Klink gefallen, weil sie für eine drittrangige Or­
ganisation wie die der nationalsozialistischen Frauen im Deutschen Reich farblos ge­
nug war. Frau Scholtz-Klink haftete damals nicht der Ruf einer besonders attraktiven 
oder einer hervorragend intelligenten Person an54. Geboren war sie 1902 als Tochter 

51 Telegramm Haaf an Schirach, Essen, o. J. [Juni 1932]; Schirach an USchlA, München, o.J. [10.6. 
32]; Vorsitzender des USchlA an Schirach, München, 13.6. 32, BDC, PK E.Zander; Schirach an 
NSDAP-Reichsorganisationsleiter, München, 8.11. 32, BA, Schumacher/230; Stephenson, Nazi 
Organisation, S. 83-89. Im weiteren Verlauf des Dritten Reiches konnte Zander sich dann wegen 
ihres unumstrittenen „Alte-Kämpfer"-Status in Gnaden auf einen regionalen Partei-Posten in der 
Kurmark zurückziehen - großzügig durch eine NSDAP-Rente unterstützt; Stephenson, Nazi 
Organisation, S. 100. 

52 Siehe dazu Text bei Anm. 79. 
53 Hildegard Passow, Zur Chronik der N.S.-Frauenschaft, 1.7. 34, HIS, 13/254; Personalakte 

L. Gottschewski-Ganzer, BDC, PK L. Ganzer; Hans-Jürgen Arendt, Die „Gleichschaltung" der 
bürgerlichen Frauenorganisationen in Deutschland 1933/34, Zeitschrift für Geschichtswissen­
schaft, 27 (1979), S. 615-27, insbes. S. 620 ff.; Erna Benze, Die Nationalsozialistische Frauen­
schaft und das Deutsche Frauenwerk, in: Rudolf Benze u. Gustav Gräfer (Hrsg.), Erziehungs­
mächte und Erziehungshoheit im Großdeutschen Reich als gestaltende Kräfte im Leben des 
Deutschen, Leipzig 1940, S. 290-311, hier S.290; Jill Mclntyre [-Stephenson], Women and the 
Professions in Germany, 1930-1940, in: Anthony Nicholls u. Erich Matthias (Hrsg.), German 
Democracy and the Triumph of Hitler. Essays in Recent German History, London 1971, 
S. 175-213, hier S. 196 f.; Kirkpatrick, S. 65 f.; Winkler, Frauenarbeit im „Dritten Reich", S.33, 
39. Zu Krummacher siehe Erich Stockhorst, Fünftausend Köpfe. Wer war was im Dritten Reich, 
Velbert u. Kettwig 1967, S.254; Wer ist's?, 10. Aufl., hrsg. v. Herrmann A.L. Degener, Berlin 
1935, S.901. Einzelheiten zum „Interregnum" in der Geschichte der NS-Frauenbewegung in Ste­
phenson, Nazi Organisation, S. 98-105. 

54 1936 nannte eine Mitarbeiterin der Reichsfrauenführerin, wohl selbst von schlichtem Wesen, die­
se eine „einfache, schlichte Frau". Amalie Wiegmann an Partei-Archiv, Stolberg, o.J. [Juni 1936], 
HIS, 13/254. Beispiele für die unkomplizierte Denkungsart von Scholtz-Klink finden sich in ih­
ren Büchern: Verpflichtung und Aufgabe der Frau im nationalsozialistischen Staat, Berlin 1936, 
und, mehr aktuell, Frau im Dritten Reich (1978). Vgl. auch die Prot. ihrer Reden, etwa in HIS, 
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des kleinstädtischen Vermessers Treusch im badischen Adelsheim, nicht weit von 
Heidelberg. Als Frau des engagiert nationalsozialistischen Schullehrers Friedrich 
Klink zog sie vier Kinder auf, verlor 1930 ihren Mann und heiratete dann, im August 
1932, den Landarzt Dr. Günther Scholtz. Bereits im September 1929 trat sie der 
NSDAP bei, und im Mai des folgenden Jahres war sie „Gauleiterin" des Zanderschen 
„Frauenordens" in Baden. Von Altenheim am Rhein aus, gegenüber von Straßburg, 
betreute sie nicht weniger als vierzehn „Gauzellen". Ein Jahr später wohnte sie in Ell-
mendingen in der Nähe von Pforzheim. Sie kümmerte sich aber nicht nur um E. Zan­
ders Verband, für den sie Vorträge wie „Aufgaben der Frau im Freiheitskampf" hielt 
(in der Villinger „Tonhalle" am 17. Juli 1931), sondern gegen Ende 1931 stand sie 
auch noch hessischen NS-Frauen vor. Geräuschlos und mit außerordentlicher Zähig­
keit arbeitete sie sich in der NS-Hierarchie immer weiter nach oben. Der badische 
Gauleiter Robert Wagner rechnete zu ihren einflußreichen Freunden; nach dem 
Machtumschwung auch Reichsstatthalter, übernahm er sie in die badische Landesre­
gierung. Später avancierte sie auf Reichsebene zur Leiterin des weiblichen Arbeits­
dienstes unter Konstantin Hierl. Wagner soll Frau Scholtz-Klink auch mit Ley zu­
sammengebracht haben, der sie dann schließlich zur Berufung an die Spitze der NS-
Frauenschaft vorschlug55. 

Ein weiteres Amt fiel Scholtz-Klink noch im Februar 1934 zu, als sie das „Deutsche 
Frauenwerk" (DFW) übernahm, einen Zusammenschluß von nationalsozialistisch 
gesinnten Frauen, aber auf viel breiterer Basis als die NSF, im Herbst 1933 von Krum­
macher geschaffen. Als Ley sie im Juli 1934 mit der Führung der Frauenangelegenhei­
ten in der Deutschen Arbeitsfront (DAF) beauftragte, geschah das wohl mehr in der 
Absicht, sie stärker in seinem Befehlsbereich zu binden, während Scholtz-Klink eher 
dazu neigte, sich Heß und Hilgenfeldt anzuschließen, die ihr als Garanten eines Mi­
nimums an Eigenständigkeit verläßlicher erschienen. Im November 1934 wurde sie 
offiziell zur „Reichsfrauenführerin" ernannt; nun war sie die ranghöchste Frau im 
Dritten Reich56. 

Nach der NS-Frauenschaft war das Deutsche Frauenwerk eine Institution minde­
ren Grades, da es ursprünglich für Nicht-Parteigenossinnen gedacht war. Es diente 
praktisch als Gleichschaltungsmechanismus, um die diversen bürgerlichen Frauenver-

13/254, und Michael H.Kater, Erkenntnisstreben oder Obskurantismus? Kritisches über neuere 
Literatur in der Sozialgeschichte Deutschlands seit 1879, in: Archiv für Sozialgeschichte 21 
(1981), S. 565-83, hier S. 568-71. 

55 Stephenson, Nazi Organisation, S. 112; NSDAP-Mitgliedskarte G. Scholtz-Klink, NSDAP Ma­
ster File, BDC; Unterlagen zur Person der Scholtz-Klink in ihrer Personalakte, BDC, PK 
G. Scholtz-Klink; Baden Polizeibericht, Karlsruhe, 19.8. 30, SAF, 317, 1257 d; Report Polizei­
präsidium Berlin, Berlin, 15.4. 31, SAB, 4, 65, II A 9 a 13; Polizeidirektion Villingen an Polizei­
präsidium Karlsruhe, Villingen, 18.7. 31, SAF, 317, 1257 a/2; Rosenberg, Aufzeichnungen, 
S. 185; Kirkpatrick, S.70; Schoenbaum, S. 181; Winkler, Frauenarbeit im „Dritten Reich", S.39, 
77; Scholtz-Klink, Frau im Dritten Reich, S. 28-31, 46. 

56 Die Deutsche Arbeitsfront, Abteilung Frauen, 15. 11. 35; Verordnungsblatt, Juli 1936, BA, Schu­
macher/230; Bormann an Ley, Obersalzberg, 20. 11. 37, BA, NS 22/859; Winkler, Frauenarbeit 
im „Dritten Reich", S. 39-40; Mclntyre, S. 196. 
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eine aus republikanischer Zeit an den Nationalsozialismus zu fesseln57. Darunter fan­
den sich solche von Grund auf verschiedenen Organisationen wie der „Verein blinder 
Frauen Deutschlands e.V.", der „Frauenbund der Deutschen Kolonialgesellschaft" 
und der „Verband alt-katholischer Frauenvereine Deutschlands". Wie sich zeigen 
sollte, war es um so schwieriger, diese Verbände „gleichzuschalten", je eingesessener 
sie waren und je höher das Durchschnittsalter ihrer Mitglieder. Über den „Reichs­
bund Deutscher Akademikerinnen" hieß es im Sommer 1935 im Westfälischen: „Die 
Jungakademikerinnen begrüßen mit großem Interesse den Zusammenschluß zur ge­
meinsamen Arbeit, während die Frauen, die schon länger im Beruf stehen, in gesi­
cherter Position, sich teils noch ablehnend verhalten. Die Ablehnung ist in der politi­
schen Einstellung zu suchen, der liberalistische Geist macht sich hier noch bemerk­
bar."58 

Wohl infolge der vielen unfreiwilligen Beitritte konnte das Deutsche Frauenwerk 
sich 1935 auf eine Mitgliedsstärke von etwa drei und 1938 von etwa vier Millionen 
berufen, und das von etwa vierundzwanzig Millionen Frauen, die im Deutschen 
Reich für diese Mitgliedschaft in Frage kamen59. Hingegen ist die Wachstumsrate der 
NS-Frauenschaft seit 1933 nicht ganz so einfach zu ergründen. Schon aus politisch­
ideologischen Motiven entwickelte sich diese Formation als eine der privilegierten 
„Gliederungen" ja in enger Anlehnung an die NSDAP. Deswegen war ihre Mit­
gliedskurve auch von der der Partei abhängig. 1933, als Deutsche der NSDAP in 
Massen zuströmten, kamen auch verhältnismäßig viele Frauen zur NSF. Ihre Mit­
gliedschaft erhöhte sich von etwa 110 000 im Jahre 1932 auf fast 850 000 Ende 1933. 
Zum Ausklang des Jahres 1934 konnte die NSF-Führung auf fast anderthalb Millio­
nen Mitglieder verweisen60. Nach Februar 1936, während einer allgemeinen 
NSDAP-Mitgliedssperre, durften der NSF nur noch speziell auserwählte Kandida­
tinnen beitreten. 

Daß das NS-Regime um 1935 begann, den „Kirchenkampf" zu verstärken, geriet 
der Entwicklung der NS-Frauenschaft nicht gerade zum Vorteil. Bezeichnenderwei-

57 Wahrscheinlich war es deshalb auch dem gutbürgerlichen Dr. Krummacher zugefallen, das DFW 
zu gründen. Vor ihm hatte bereits eine Organisation unter Lydia Gottschewski, die „Deutsche 
Frauenfront", seit dem 10. 5. 33 den Prozeß der Gleichschaltung bürgerlicher Frauenorganisatio­
nen begonnen. Arendt, „Gleichschaltung". 

58 Das Zitat ist aus: Tätigkeits- und Stimmungsbericht der NSF und des DFW Westfalen-Nord, Ju­
li-August 1935, SAMs, NSF Westfalen-Nord/122. Die genannten Organisationen entstammen 
der Liste der dem Deutschen Frauenwerk angeschlossenen Reichsspitzenverbände. Stand vom 
10.8. 34, BA, Schumacher/230. Siehe auch Elsbeth Unverricht, Unsere Zeit und wir. Das Buch 
der deutschen Frau, 3. Aufl., Gauting bei München o.J. [1934], S. 405-09; Nationalsozialistische 
Frauenschaft (siehe Anm.43), S.373; Scholtz-Klink, Verpflichtung, S. 10; Stephenson, Nazi Or­
ganisation, S. 136, 138 f. 

59 Stephenson, Nazi Organisation, S. 139; Partei-Statistik, Bd. 3, S.55. Berechnung des Reichs-
Frauenanteils nach den Angaben von 1933. Gezählt wurden alle Frauen im Alter von 18 Jahren 
und darüber (1933). Statistisches Jahrbuch für das Deutsche Reich 1935, S. 12 f. 

60 Stephenson, Nazi Organisation, S. 148; Partei-Statistik, Bd. 3, S. 56. Siehe auch NSF-Führerin an 
Busch, Gummersbach, 22. 12. 33, BA, Schumacher/230; Informationsdienst der NSF, München, 
24. 10. 33, HIS, 13/254; Grahe an Huxhagen, Hannover, 21.1. 34, NHSA, Hann. 310 I, B 13. 
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se wirkte sich der Konflikt zwischen der Diktatur und den Kirchen für die NSF, mit­
unter sogar für das DFW, dort gravierend aus, wo die Frauen, namentlich die röm.-
katholischen, betont religiös waren, beispielsweise in Bayern und Westfalen. Hier leg­
ten sich auch Priester immer wieder mit nationalsozialistischen Bürgermeistern und 
Ortsgruppenleitern an. In Oberfranken beschwerte sich die regionale NSF-Führer-
schaft 1937 darüber, daß Frauen, die man für die NS-Organisation fast gewonnen zu 
haben glaubte, wieder unsicher würden, da die führenden (männlichen) National­
sozialisten Bayreuths gerade im Begriff seien, scharenweise aus der Kirche auszutre­
ten. In Düsseldorf wurden NS-Frauenschaftsangehörige vor den Kopf gestoßen, als 
sie merkten, wie sehr man SS-Männern zusetzte, sich von den Kirchen zu trennen. So 
paradox das klingen mag: viele deutsche Frauen hatten damals nichts gegen eine Mit­
gliedschaft in einer Nazi-Organisation einzuwenden, solange diese ihren christlichen 
Glauben und ihre Verpflichtungen gegenüber den Kirchen respektierte. Wenn aber 
die Partei nicht christlich sein konnte, so fiel es den Frauen schwer, nationalsoziali­
stisch zu sein61. 

Ohne Frage war die NS-Frauenschaft gegenüber dem „Frauenwerk" als Elitekader 
konzipiert. Doch ließ sich dieser Status nach 1933 nicht ohne Schwierigkeiten auf­
rechterhalten, da die große Mehrheit der NSF-Angehörigen - entgegen den Intentio­
nen der NSF-Führungsspitze - auf Eintritt in die NSDAP überhaupt keinen Wert 
legte62. Für andere Frauen war die NSF ursprünglich eine Zwischenstation auf dem 
Wege zur Partei gewesen, welch letztere sie dann aber ganz ignorierten. 1934/35 ge­
wann die NSF viele ihrer neuen Mitglieder wegen der NSDAP-Mitgliedssperre hin­
zu, zumal manchen Frauen eine Korporierung im Deutschen Frauenwerk eben doch 
nicht fein genug war. Um das Elite-Prinzip nicht zu verwässern, dekretierten einige 
NSF-Gaue wie die „Bayerische Ostmark" (Bayreuth) regional gültige Mitglieds-
Stops, die von August 1934 bis Februar 1935 in Kraft blieben. Anderen „Gauen" war 
daran gelegen, daß NS-Frauenschaftlerinnen, denen das Tor zur NSDAP offen­
stand, diesen Eintritt nun auch wirklich vollzogen, damit sie sich in ihrer Funktion als 
Zubringer beweisen konnten63. 

Als Frau Scholtz-Klink Ley und Heß im Januar 1936 um Erlaubnis für eine totale 
NSF-Mitgliedssperre bat, um den Elite-Charakter noch zu retten, war das nach den 

61 Tätigkeits- und Stimmungsbericht der NSF und des DFW Westfalen-Nord, Juli-August 1935, 
SAMs, NSF Westfalen-Nord/122; Bericht Scholtz-Klink für Juli-August 1936, Berlin, 3. 10. 36; 
für September-Oktober 1936, Berlin, 4.12. 36; für März/April 1937, Berlin, 20.5. 37; für Juli-
September 1937, Berlin, 8. 10.37, BA, NS 22/860. Inmitten dieser Spannungen kündigte Scholtz-
Klink im November 1936 der Evangelischen Frauenhilfe die korporative Mitgliedschaft im DFW 
auf. Erklärung Scholtz-Klink, Berlin, 23. 11. 36, BA, NS 22/860. 

62 Stephenson, Nazi Organisation, S. 149; Mason, S. 101; Winkler, Frauenarbeit im „Dritten 
Reich", S.40. Auch Kirkpatrick, S.73. 

63 Dok. vom 10. 5. 34 in: Martin Broszat u. a. (Hrsg.), Bayern in der NS-Zeit. Soziale Lage und poli­
tisches Verhalten der Bevölkerung im Spiegel vertraulicher Berichte, München u. Wien 1977, 
S. 391; Storsberg an Vahrenholt, Gelsenkirchen, 27.7. 34, SAMs, NSF Westfalen-Nord/208; 
NSF Bayerische Ostmark an Direktor des Partei-Archivs, Bayreuth, 22. 7. 35, HIS, 13/254; Frick, 
Rundschreiben 13/35, München, 19.8. 35, BA, Schumacher/230. 
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vorangegangenen Komplikationen kaum überraschend. Der Reichsfrauenführerin 
war damals völlig klar, daß ihre NSF Gefahr lief, zu groß zu werden, um noch für 
künftige Führerinnen in Frage zu kommen, daß viele ihrer Mitglieder in die NSDAP 
abgeschoben werden müßten und daß man sich fortan hauptsächlich auf den Neuein­
tritt besonders begabter und vor allem junger Kandidatinnen zu konzentrieren haben 
würde. Vom ersten Februar an sollten daher nur noch ehemalige BDM-Mädchen, 
Funktionärinnen des „Frauenwerks", NS-Schwestem, Arbeitsdienstlerinnen und Stu­
dentinnen in die NSF hineingelassen werden64. Größeres Augenmerk sollte auf die 
Jungen in der „Frauenschaft" gerichtet werden, die sogenannten „Jugendgruppen", 
die direkt aus der Hitler-Jugend kamen und für Führerposten in der NSF prädesti­
niert wurden65. Das Umwerben der Mädel aus der Hitler-Jugend war an sich ein ge­
schickter Planzug, denn hier befand sich ein großes Reservoir von weltanschaulich 
hinreichend gesichertem Nachwuchs, der, was die Höhe der weiblichen Mitglied­
schaft anging, die NSDAP stark in den Schatten stellte66. 

Obschon es endgültige, wenngleich auch etwas artifizielle Statusunterschiede zwi­
schen NS-Frauenschaft und Deutschem Frauenwerk gegeben hat, so waren die prak­
tischen Aufgaben doch fast gleichgerichtet. Als solche unterschieden sie sich auch 
nicht wesentlich von denen der „Kampfzeit". Das Wichtigste war noch immer, deut­
sche Frauen im Dienst von Führer und Vaterland mit „typischen" Frauenangelegen­
heiten zu betrauen. Mit gutem Grund ist bereits festgestellt worden, daß diese Aktivi­
täten sich auf einem denkbar niedrigen intellektuellen Niveau bewegten, um die Di­
stanz der Frauen von den Männern zu gewährleisten und sie um jeden Preis von der 
Politik fernzuhalten67. 

64 Der äußere Aufbau der Gaufrauenschaftsleitung, o.J.; [NSF-] Tätigkeits- und Stimmungsbericht, 
Dezember-Januar 1935/36, SAMs, NSF Westfalen-Nord/122; Friedrichs an Ley, München, 
17. 1. 36, auch der diesem Brief beigeheftete Entwurf; Bürkner an Obergauführerinnen, Berlin, 
17.10. 36, BA, Schumacher/230; Nationalsozialistische Frauenschaft (siehe Anm.43), S.376; 
Benze, S. 290; Stephenson, Nazi Organisation, S. 151. 

65 Anordnung Scholtz-Klink 2/37, Berlin, 12.2. 37, BA, Schumacher/230. 
66 Die zahlenmäßige Entwicklung der weiblichen Hitlerjugend gegenüber der männlichen ist vor 

1933 allein deswegen schwer zu dokumentieren, weil es „Jungmädelgruppen" oder dergleichen 
nicht nur in der eigentlichen Hitlerjugend, sondern auch in anderen NS-Organisationen (NS-
Schülerbund; NS-Frauenorden; NS-Frauenschaft) gegeben hat. Erst Baldur von Schirach schuf 
im Sommer 1932 mit der Eingliederung aller Mädelgruppen in den BDM unter seiner Führung 
Einheitlichkeit. Dazu Hans-Christian Brandenburg, Die Geschichte der HJ. Wege und Irrwege 
einer Generation, Köln 1968, S. 51 f.; und die Dok. in und Text bei Anm. 51. Schon Ende 1932 
waren etwa 22% aller HJ-Mitglieder weiblich. Vgl. Zahlen in: Brandenburg, S. 52; Arno Klönne, 
Hitlerjugend. Die Jugend und ihre Organisation im Dritten Reich, Hannover u. Frankfurt/Main 
1960, S. 15. Dieser Prozentsatz erhöhte sich wegen des impliziten Druckes auf alle Jugendlichen 
Anfang 1935 auf 38,5% (nach Partei-Statistik, Bd. 3, S. 110). Im Dezember des Jahres wuchs die­
ser Anteil auf 41% (nach Statistik der Jugend, Ausgabe A, Heft 1, Berlin, 28.3. 36, HIS, 19/358). 
Ende 1938 war bereits etwa die Hälfte aller HJ-Mitglieder weiblich (Klönne, S. 19). Zum graduell 
sich verstärkenden Druck siehe Michael H. Kater, Bürgerliche Jugendbewegung und Hitlerju­
gend in Deutschland von 1926 bis 1939, in: Archiv für Sozialgeschichte 17 (1977), S. 127-74, hier 
S. 169-72. 

67 Die Feststellung stammt von Winkler, Frauenarbeit im „Dritten Reich", S.41; ähnlich auch 
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So war die Arbeit etwa in der „Frauenschaft" in acht „Abteilungen" gegliedert: 
Weltanschauung, Reichsmütterdienst, Volkswirtschaft-Hauswirtschaft, Presse und 
Propaganda, Leibesübung, Ausland, Luftschutz und Kultur. Die Aufgaben in diesen 
Abteilungen konnten von den Frauenschaftlerinnen auf Lokal- oder Regionalebene, 
aber auch innerhalb der Reichsleitung in Berlin bewältigt werden68. 

Darüber hinaus waren die Frauen selbst nach der Machtübernahme gehalten, für 
sozial benachteiligte Familien oder Gliederungen der Partei wie SA oder SS Haus­
sammlungen durchzuführen. Sie flickten, nähten, kochten für Parteigenossen und 
mühten sich auch schon mal mit kulturellen Darbietungen wie Theateraufführungen 
ab. Ehrlichen Willens suchten sie das Ideengut der Machthaber in Hunderten von 
Schulungslehrgängen zu erfassen und zu begreifen, ohne dabei zu merken, um welch 
verbrecherischen Irrsinn es sich hier oft handelte69. Jedoch alles, was mit Rassefragen, 
Hygiene, germanischen Bräuchen, Volksmusik und Volkskunst zusammenhing, fand 
ihr ungeteiltes Interesse. Beizeiten wuchsen die Aufgaben. Die SS ließ die Verlobten 
ihrer Männer in sogenannten „Bräuteschulen" unter Scholtz-Klinks Aufsicht unter­
weisen; für Schwangere und junge Mütter fanden regelmäßige Lehrgänge in Kinder­
pflege und Krankheitsverhütung statt. Manche Programme wie ein Lebensmittel­
preisüberwachungsdienst und eine Anleitung zur Pantoffel-Herstellung wurden re­
gelrecht populär. Einige Frauen versuchten sich in einer Rechtskunde für Laien und 
verbesserten ihre hauswirtschaftlichen Kenntnisse. Wieder andere organisierten Er­
holungslager und Ausflüge für Arbeiterfrauen, oft im Anschluß an ähnliche Bestre­
bungen in der Deutschen Arbeitsfront, in der NS-Volkswohlfahrt oder im BDM. 

Nach Kriegsbeginn wurden diese Impulse in Richtung der deutschen Front zugun­
sten der Wehrmachtsangehörigen zentralisiert. Oft kam es dabei zu unrationeller 
Energieverschwendung70. Während sich an der Qualität der NSF-Karitas nichts än­
derte, wurde sie von der Quantität her erheblich intensiviert. Von einem ebenso glü­
henden wie irregeleiteten Patriotismus beherrscht, setzten sich die NS-organisierten 
Frauen immer leidenschaftlicher für den „Endsieg" ein. Keine Bahnhofsszene in einer 
deutschen Großstadt nach 1939, wo geschäftige NS-Frauen nicht Kaffee ausge­
schenkt, keine Privatwohnung, wo sie nicht um Lektüre für die Männer an der Front 
gebeten hätten! Auch auf den Krankenstationen der Wehrmacht sah man sie. Sie 
schrieben mutspendende „Heimatbriefe" für Landser, die sie in ihrem Leben nie gese­
hen hatten, und beschworen sie, das deutsche Volk jetzt nicht im Stich zu lassen. 
Nach den endlosen Luftangriffen in den letzten Kriegsjahren war die mit Rat und Tat 

Bleuel, S. 148. Ein gutes Beispiel für dieses niedrige intellektuelle Niveau in Frauenschafts-Rede 
am 25.4. 39, SAG, SF 6818, GA/31. 

68 Beispiele vom Kreis Wiesbaden für die erste Jahreshälfte 1935. Arbeitsbericht NSF Wiesbaden 
1935, HHSAW, 483/2651. 

69 Zu diesem Aspekt siehe meine Bemerkungen in: Erkenntnisstreben, S. 569. 
70 Anfang 1942 beschwerte sich das Oberkommando der Wehrmacht darüber, daß die aus Stoff­

resten gearbeiteten Decken für die Soldaten zu schwer und unbequem seien und daß statt dessen 
einfaches, wärmendes Unterzeug von den Frauen an die Front geschickt werden sollte. Stricker 
an Gauwaltungen des NS-Lehrerbundes, Bayreuth, 19.2. 42, Staatsarchiv Ludwigsburg (im fol­
genden zitiert als SAL), PL 512/II, N, 98, 2. 
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beistehende NS-Frauenschaftsvertreterin eine oft und gern gesehene Gestalt. Andere 
wiederum halfen den Bauersfrauen bei der Ernte oder bei der Beaufsichtigung der 
Kinder. Je mehr der Krieg mit seinen furchtbaren Randerscheinungen die Zivilbevöl­
kerung geißelte, desto deutlicher waren die Funktionen der NS-organisierten Frauen 
als das erkennbar, was die Machthaber unter typischen Frauenrollen verstanden71. 

Von 1939 bis Februar 1942 war die NSDAP für neue Mitglieder wieder geöffnet. 
Infolgedessen verlor die NSF die ihr früher zugedachte Eigenschaft als Prüfstelle für 
Parteigenossenschaft deutscher Frauen gänzlich. Somit büßte sie auch die formal ihr 
zugestandene Vorrangigkeit gegenüber dem Deutschen Frauenwerk ein, wenngleich 
die NSF-Führung weiterhin auf dem Unterschied bestand72. In Wahrheit war 
Scholtz-Klink geläufig, daß die gleichmäßige Verteilung der Kriegspflichten zwi­
schen beiden Organisationen und die Wesenseinheit dieser Pflichten in der Praxis je­
den Unterscheidungsversuch zunichte gemacht hatten. Beide Institutionen waren im 
politischen oder höheren administrativen Bereich gleichermaßen machtlos, beide hat­
ten sich auch parallel zueinander zu ähnlichen Massenformationen entwickelt: Ende 
1940 betrug ihre kombinierte Mitgliedschaft ungefähr sechs Millionen Frauen73. 

Dabei waren in beiden Körperschaften gravierende Strukturmängel kaum zu über­
sehen. Obwohl sich die Reichsfrauenführung allein im Falle der NSF um die kompe­
tentesten Mitglieder für Führerstellungen bemühte und das Führerinnenkorps selbst 
klein und überschaubar hätte gehalten werden sollen, war das Verhältnis zwischen 
Fußvolk und Funktionären dort doch drei zu eins. In einer Situation mit vergleichs­
weise vielen Befehlsgebern und wenigen Befehlsempfängern, die 1937 bereits von vie­
len Parteifunktionärsfrauen aus hochmütiger Entfernung betrachtet wurde, mußte 

71 Verschiedene Dok. in HIS, 13/254; Das Gesicht der Partei ( = Sonderdruck: Der Reichsorgani­
sationsleiter. Hauptschulungsamt der NSDAP, o. J.), BA, Schumacher/374; Held, Geschichte der 
Ortsgruppe Altdorf, 7.8. 34, Staatsarchiv Nürnberg, 503/96; Grahe an Huxhagen, Hannover, 
21.1.34, NHSA, Hann. 310 I, B 13; Vermerk Himmler, Berlin, 22.4.37; Schönamsgurber, Unser 
Weg, o.J. [1939/40], BA, Schumacher/230; [Reichsfrauenführung], Die Ergebnisse der Preis­
feststellungen im Monat August 1937, HIS, 13/253; Nationalsozialistische Frauenschaft (siehe 
Anm.43), S. 377-90; Aufstellung ... Gau Mecklenburg ..., September 1939 - Dezember 1942, 
BA, NS 26/150; Verordnungsblatt Gau Süd-Hannover-Braunschweig, 15.7. 39, BA, Schuma­
cher/202; Reichsfrauenführung, Rundschreiben F 150/39, Berlin, 25. 10. 39, SAG, SF 6815, GA, 
A, Nr. 5a -5h ; Bericht Scholtz-Klink für Juli-September 1940, Berlin, 2. 12. 40, BA, NS 22/860; 
Tätigkeits- und Stimmungsbericht der NSF und des DFW Westfalen-Nord für Juli/August 1935; 
Sonderbericht über den Einsatz der NS-Frauenschaft-Deutsches Frauenwerk seit Kriegsbeginn, 
26.7.40, SAMs, NSF Westfalen-Nord/122; Der Einsatz der NS.-Frauenschaft im Kriege [1942], 
HIS, 12/241; Reichsfrauenführung, Rundschreiben 191/42, Berlin, 10.8.42, HIS, 13/253;Vom 
Wirken der Frauenschaft, Nationalsozialistischer Gaudienst, Gau Mainfranken, 30. 1. 43, BA, NS 
26/148; Schrimpf, Bericht über den Kriegseinsatz der Bewegung im Kreise Emden, Emden, 18.2. 
43, BA, NS 26/163; Deutsches Frauenwerk - Gaustelle Ostpreußen, Anleitung zur Pantoffel-
Herstellung, o.J. [nach 1939]; NSF Ostpreußen, Stichworte zur Rednerinformation für die Frau­
enkundgebungen im Februar 1944, SAG, SF 6818, GA/31. 

72 Nationalsozialistisches Jahrbuch 17 (1943), S.202, 208; ebenda, 18 (1944), S.204. Zum Charakter 
der NSF als einer Schutzorganisation, die deutsche Frauen während des Krieges vor Unannehm­
lichkeiten durch das Regime bewahrte, siehe Die Zeit, 19.6. 81, S. 54. 

73 Einsatz NSF/DFW 1940, Berlin, 23.4. 41, BA, NS 22/859. 
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Gertrud Scholtz-Klink bald resignieren. Sie erkannte die Unmöglichkeit, eine streng 
hierarchisch strukturierte Formation von Amazonen aufzuziehen, die sich an stereo­
typischen Kriterien männlicher Auslese zu orientieren hätte: Intelligenz, Befähigung, 
Erfahrung, Wissen und Effizienz. Da aber an diesen Qualitäten für die alltägliche 
Routinearbeit innerhalb der NSF keinerlei Bedarf war, mußte die ambitionierte 
Reichsfrauenführerin, die seit 1933 kein einziges Mal vom Führer in Audienz emp­
fangen worden war, zurückstecken74. Das verfügbare Quellenmaterial läßt vermuten, 
daß ihr aus beruflicher Enttäuschung das Ehe- und Familienleben wieder wichtiger 
wurde als die politische Berufung. Nach ihrer Scheidung von Dr. Scholtz im Dezem­
ber 1938 heiratete sie Ende 1940 den SS-Gruppenführer August Heißmeyer und ge­
bar ihm bald noch einen Sohn. Anfang 1942 unternahm sie einen letzten Vorstoß zur 
Straffung ihrer Frauengruppen, der, erwartungsgemäß, erfolglos verlief. Ihr Ziel, 
NS-Frauenschaft und Deutsches Frauenwerk miteinander zu fusionieren, konnte 
nicht erreicht werden, weil Frau Scholtz-Klink damals ganz von Intrigen umgeben 
war. Weil er überzeugt war, daß es sich bei den Mitgliedern von NSF und DFW um 
unnütze Wichtigtuerinnen handelte, verfügte der Frauenverächter Bormann im März 
1943 eine augenblicklich wirksame Sperre in Sachen der Frauenorganisationen. Nach 
dem Desaster von Stalingrad, so schien es, waren Frauen trotz allem rastlosen Trei­
ben entbehrlicher denn je. Schließlich waren es die Männer des Reiches, die jetzt den 
„Endsieg" zu erzwingen hatten75. 

74 Peter Engelmann, Lady Führer über Alles, in: The Living Age (Oktober 1940), S. 112-16, hier 
S. 114. Nach D. Winklers Feststellung war G. Scholtz-Klink niemals ernsthaft an einer Verbesse­
rung der sozialen Lage für Frauen interessiert; überdies war sie wochenlang nicht an ihrem Ar­
beitsplatz (Frauenarbeit im „Dritten Reich", S.40). 

75 Einsatz NSF/DFW 1940, Berlin, 23.4.41, BA, NS 22/859; Bericht Scholtz-Klink für März/April 
1941, Berlin, 20.5. 37, BA, NS 22/860; Dok. 104 (2.4. 42) in: Heiber, S. 113; Reichsfrauenfüh­
rung, Rundschreiben F 42/40, Berlin, 19.4. 40; Reichsfrauenführung, Rundschreiben F 18/41, 
Berlin, 26.2. 41; Schwarz an Ley, München, 2.2. 42, BA, Schumacher/230; Dok. (22.3. 43) in 
Verfügungen/Anordnungen/Bekanntgaben, hrsg. v. d. Partei-Kanzlei, Bd. 4, München o.J., 
S. 252 f. (im BDC); Marlies G. Steinen, Hitlers Krieg und die Deutschen. Stimmung und Haltung 
der deutschen Bevölkerung im Zweiten Weltkrieg, Düsseldorf u. Wien 1970, S. 221. Bormanns 
Einstellung gegenüber Frauen ist am besten aus der Korr. mit seiner Frau Gerda ersichtlich: The 
Bormann Letters. The Private Correspondence between Martin Bormann and his Wife from 
January 1943 to April 1945, hrsg. v. Hugh R. Trevor-Roper, London 1954. Dazu auch die Beob­
achtung von Albert Speer, Eintragung vom 13. 5. 49 in: Spandauer Tagebücher, Frankfurt/Main 
1975, S.204. Einzelheiten zu Scholtz-Klinks Scheidung und Wiederheirat in ihrer Personalakte, 
BDC, PK G. Scholtz-Klink. - Im Gegensatz zu meiner Interpretation spricht Stephenson, Nazi 
Organisation, S. 180, 206, vom „virtual merger" von NSF und DFW seit 1942, und von Scholtz-
Klinks steter Unterstützung durch Bormann. Stephenson erliegt aber überhaupt einer Tendenz, 
den Grad des Einvernehmens zwischen Scholtz-Klink und der männlich-dominierten Parteispit­
ze, besonders in den Kriegsjahren, zu überschätzen. 
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III 

In den letzten Jahren ist vielfach die Meinung geäußert worden, der Nationalsozialis­
mus habe eine Verbesserung in der Lage der Frauen innerhalb der deutschen Gesell­
schaft hervorgebracht, und zwar - wiewohl ohne direkte Absicht - durch Vorschub 
ökonomischer und sozialer „Emanzipations"-Prozesse. Man ist sogar so weit gegan­
gen, diese angebliche Wirkung des nationalsozialistischen Systems als Manifestation 
seines „revolutionären" Charakters zu deuten76. Diese These sollte im Kontext der 
Entwicklung der NSDAP, ihrer Gliederungen und ihrer angeschlossenen Verbände 
wohl doch genauer überprüft werden. Dadurch könnte nicht nur die Sozialgeschichte 
der deutschen Frau zwischen Kaiserreich und geteiltem Deutschland stärker beleuch­
tet werden, sondern es dürften sich auch klarere Urteile bezüglich der gesellschaftli­
chen Dynamik der NS-Bewegung formulieren lassen. 

Nun könnte man insbesondere nach dem Vorausgeschickten einwenden, daß der 
Stellenwert der Frau in dem ausschließlich von Männern dominierten NS-Regime 
kaum noch weiterer Untersuchungen bedürfe; ist doch bereits bewiesen, daß ihr in­
nerhalb des Partei-Apparats keine wichtigen Funktionen zugeschrieben waren. Auch 
nach näherer Betrachtung des Verhältnisses von Parteiführung und NS-Frauenorga-
nisationen vermag man letzteren im historischen Rückblick alles andere als „Unab­
hängigkeit" zuzugestehen. Wie gezeigt wurde, herrschten vor Straßers Neuordnung 
des NS-Frauenwesens im Herbst 1931 drei Einstellungen unter Parteigenossen ge­
genüber Frauen vor: Die Männer gaben sich völlig desinteressiert oder sie bevormun­
deten die Frauen bis zur völligen Einmischung in ihre inneren Angelegenheiten; wo 
diese Einmischung nichts fruchtete, ergab sich eine dritte Haltung: die Männer wur­
den böse. Unter gar keinen Umständen waren sie gewillt, auch nur einen Bruchteil ih­
rer Privilegien einzubüßen. 

Nach 1931 änderte sich hieran wenig, obwohl sich nun ein paar Frauenführerinnen 
hören ließen, die entdeckt haben wollten, „wie im Nationalsozialismus langsam im­
mer größeres Verständnis für diese besonderen Frauennöte und -aufgaben erwach­
te"77. In Wirklichkeit hatte Straßer die Autorität der Männer über die Frauengruppen 
auf Lokalebene durch die Ortsgruppenleiter und auf Regionalebene durch Kreisleiter 
und Gauleiter fest verankert. Wenn Frauen in Einzeldingen auch freie Hand gelassen 
wurde, so mußte die Besetzung wichtiger Posten doch von den Parteifunktionären 

76 Siehe vor allem Schoenbaums Kapitel über die Frauen, S. 178-92, obgleich er auf S. 190 meint: „In 
general, the Third Reich did little to change the Status of German women." Die These von der 
Weiterentwicklung der „Frauenemanzipation" namentlich in der Kriegszeit ist zuletzt, ohne jegli­
chen Beweis, von Sebastian Haffner vertreten worden: Anmerkungen zu Hitler, 17. Aufl., Mün­
chen 1978, S. 48 f. Juan J.Linz' Bemerkung, „fascist parties in power contributed to the political 
mobilization of women in traditional societies", müßte im Lichte meiner Ausführungen im Falle 
des Nationalsozialismus qualifiziert werden: Some Notes Toward a Comparative Study of Fas-
cism in Sociological Historical Perspective, in: Walter Laqueur (Hrsg.), Fascism. A Reader's 
Guide. Analyses, Interpretations, Bibliography, Berkeley u. Los Angeles 1976, S. 3-121, Zitat 
S.87. 

77 Guida Diehl, Die Deutsche Frau und der Nationalsozialismus, Eisenach 1933, S. 71. 
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genehmigt werden. Meinungsäußerungen von NS-Frauen wurden wie bisher nicht 
weiter beachtet. Männliche Partei-Bonzen und Bönzchen wiederholten die in der 
NS-Ideologie enthaltenen Vorurteile gegen Frauen gedankenlos und fühlten sich 
selbst bestätigt. Selbst SA-Männer, die doch sonst so große Ansprüche an ihre Ehe­
frauen, Schwestern oder Bräute stellten, machten da keine Ausnahme. Als im Herbst 
1932 eine NS-Frauenführerin im Raum Königsberg es wagte, die örtliche Parteibüro­
kratie zu kritisieren, konstatierte der betroffene Ortsgruppenleiter indigniert, er habe 
es nicht nötig, das Urteil einer Frau zu akzeptieren78. 

Es war daher sicher kein Zufall, daß nach manchen Verwirrungen im Herbst 1933 
in der Person des stockkonservativen Dr. Krummacher ein Mann die Geschicke na­
tionalsozialistischer Frauen in der Bewegung lenkte, wenn auch nur vorübergehend. 
Ebensowenig war es ein Zufall, daß seine Nachfolgerin, Gertrud Scholtz-Klink, die 
Untergebene einer ganzen Phalanx von Männern in der NSDAP-Hierarchie wur­
de79. Noch als der Machtwechsel von Lydia Gottschewski zu Krummacher im Sep­
tember 1933 bevorstand, höhnten Kreisleiter wie der in Südkirchen (Westfalen), „die 
Frauenschaften würden aufgelöst". In den darauffolgenden Jahren, als sich der Kir­
chenkampf verschärfte, konnten Parteifunktionäre nicht genug daran tun, religiös 
empfindende Frauen durch abfällige Bemerkungen zu verletzen. In alltäglichen Situ­
ationen herrschte der männliche Primaten-Kodex vor. Davon zeugt eine von vielen 
Episoden, deren Einzelheiten sich in einer Masse von Archivdokumenten fast verlie­
ren: ein schon arrivierter HJ-Führer, der 1937 coram publico in einen Streit mit einem 
Wehrmachtsangehörigen verwickelt wurde, verzichtete später auf die Unterstützung 
durch weibliche Zeugen, denn er wollte „in einer Auseinandersetzung zwischen 
Männern keine Frauen um Hilfeleistung anrufen"80. 

Ralf Dahrendorfs nüchterne Feststellung, daß in der deutschen Gesellschaft des 
zwanzigsten Jahrhunderts die Frauen noch immer zu den benachteiligten „Minoritä­
ten" gehörten, läßt sich für die Phase des Dritten Reiches insbesondere nach einer 
Analyse der Arbeitsbeziehungen zwischen Gertrud Scholtz-Klink und ihrem wohl 
wichtigsten Vorgesetzten, Dr. Robert Ley, bestätigen81. Der Führer der Deutschen 
Arbeitsfront beanspruchte gegenüber der Reichsfrauenführerin Weisungsrecht in ih-

78 Liebel an Koch, Königsberg [-Sackheim], 9.9. 32, SAG, SF 6815, GA/9; NSDAP Gau Ostpreu­
ßen, Richtlinien für die Organisation der Ostpreußischen Frauengruppen, Königsberg o.J. 
[1932], SAG, SF 6818, GA/31; Straßer, Anordnung des Reichsorganisationsleiters, München, 
1.4. 32; Diehls Flugblatt: Deutsche Frauen erwacht!, o.J. [1932], SAG, SF 6815, GA, A, 
Nr .5a -5h ; Korr. Koch-Upmann, Juli 1932; von Langen an Polster, Bückeburg, 28.11. 32, 
SAMs, NSF Westfalen-Nord/542; Entwicklungsgeschichte der N. S.-Frauenschaft des Gaues 
Kurhessen, Anlage zu Brief Steinbrück an Partei-Archiv, Kassel, 28.5. 35, HIS, 13/254. Auch 
Diehl, S.113. 

79 Hier folge ich Stephensons einleuchtender Interpretation in: Women in Nazi Society, insbes. 
S. 140, und Nazi Organisation, insbes. S. 102-06. 

80 Erstes Zitat: Schäfer an Polster, Selm, 17.9. 33, SAMs, NSF Westfalen-Nord/24. Zweites Zitat: 
O.R. an Personalabteilung [-HJ], Stuttgart, 25.2. 37, SAL, PL 509, 1/7. Siehe auch Bericht 
Scholtz-Klink für März/April 1937, Berlin, 20. 5. 37, BA, NS 22/860; Schubert an Bezirkshaupt­
mannschaft, St. Pankraz, 24. 11. 38, Oberösterreichisches Landesarchiv Linz, Pol. Akten/13. 

81 Gesellschaft und Demokratie in Deutschland, München 1968, S. 84, 88 f., 466. 
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rer Eigenschaft als Amtsleiterin in der DAF und, in einem weiteren Sinne, in seiner 
Eigenschaft als Gregor Straßers Nachfolger in der Position des Reichsorganisations­
leiters. Scholtz-Klink, die man trotz allen Ehrgeizes weder militant noch machthung­
rig nennen konnte, beschwerte sich bereits im November 1936 darüber, daß Leys mo­
nopolistische Ansprüche jede vernünftige Zusammenarbeit zwischen NSF und DAF 
hemmten, namentlich was die Berufsschulung junger Frauen angehe82. Die Spannun­
gen erreichten Anfang 1937 kritisches Ausmaß, als Scholtz-Klink und Ley nur mit 
Mühe eine vorläufige Vereinbarung bezüglich ihrer Kompetenzen treffen konnten, 
und zwar lediglich im Bereich der weltanschaulichen Schulung83. Im Herbst dessel­
ben Jahres kam es zu einem schweren Zusammenstoß zwischen der Reichsfrauenfüh-
rerin und dem DAF-Führer, nachdem er ihr verboten hatte, die Funktionärinnen der 
NSF als „Leiterinnen" zu bezeichnen. Charakteristischerweise hatte er sie auch mit 
dem Vorwurf treffen wollen, sie treibe „Emanzipationsbestrebungen in der NSDAP 
und gefährde die Einheit der NSDAP" - was Scholtz-Klink entrüstet zurückwies84. 
Zu dieser Zeit wußte sie sich allerdings noch der Rückenstärkung durch Rudolf Hess 
sicher, der Ley nun seinerseits bestellen ließ, daß Hitler mit der Arbeit von Frau 
Scholtz-Klink soweit ganz zufrieden sei und keine Veränderungen wünsche85. 

Erst fünf Jahre später fand Ley Gelegenheit, sich für diese Niederlage zu rächen, 
indem er die durch Scholtz-Klink geplante Vereinigung von „Frauenschaft" und 
„Frauenwerk" hintertrieb, nicht zuletzt deshalb, weil er die Rivalität einer zweiten 
Mammutorganisation zu seiner eigenen, riesigen DAF fürchtete. Damals fiel Ley die 
Opposition gegen die Reichsfrauenführerin wesentlich leichter, da ihr mächtigster 
Schutzherr aus den letzten Jahren, Rudolf Heß, nach England geflogen war und Bor­
mann als dessen Nachfolger in vielem mit Ley übereinstimmte, ganz besonders was 
den gesellschaftspolitischen Stellenwert von Frauen anging. Nicht nur wurde damals, 
im April 1942, die Fusion verhindert, sondern Bormann fand auch noch andere Mittel 
und Wege, die Kompetenzen der Reichsfrauenführerin zu beschneiden86. 

Ihre Organisationen wurden ganz an den Schluß der offiziellen Hierarchie im 
Dritten Reich gedrückt. Darüber konnte auch der Umstand nicht hinwegtäuschen, 
daß gegen Ende des Krieges schon einmal die eine oder andere NSF-Führerin als 

82 Bericht Scholtz-Klink für November/Dezember 1936, Berlin, 29. 1. 37, BA, NS 22/860. Zum Un­
terstellungsverhältnis NSF - Reichsorganisationsleitung siehe Carl Johanny u. Oskar Redelber-
ger, Volk, Partei, Reich, 2. Aufl., Berlin 1943, S.90. 

83 Korr. Scholtz-Klink-Klaus, November 1936-Februar 1937, BA, NS 22/859. 
84 Nach Scholtz-Klink an Ley, Berlin, 3. 11. 37, BA, NS 22/859. 
85 Bormann [als Heß-Beauftragter] an Ley, Obersalzberg, 20. 11. 37, BA, NS 22/859. In diesem Sin­

ne auch das Rundschreiben 128/37, München, 6.10. 37, des Heß-Stabsleiters Bormann: „Bei 
Veranstaltungen der NSDAP, und ihrer Organisationen, an denen die Reichsfrauenführerin 
Parteigenossin Scholtz-Klink teilnimmt, entstehen immer wieder Unklarheiten und Zweifel über 
ihre rangmäßige Stellung. Frau Scholtz-Klink steht lt. Anordnung des Führers im Rang eines 
Hauptamtsleiters. Sie ist dementsprechend bei Einladungen wie die anderen Hauptamtsleiter der 
Reichsleiter zu behandeln" (BDC, PK G. Scholtz-Klink). 

86 Ley an Schwarz, 27.4. 42, BA, NS 22/859; Dok. (22.3. 43) in: Verfügungen/Anordnungen, 
Bd. 4, S. 252 f. 
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Ortsgruppenleiterin einsprang; der durch den Männermangel bedingte Ausnahmezu­
stand verlangte auch der NS-Führungsspitze gewisse Kompromisse ab87. Ob es sich 
nun um Politik, Sozialarbeit oder auch die Berufssituation handelte: es lag im Wesen 
dieser Diktatur begründet, daß die Frauen während der Kriegszeit noch vor den 
Männern auf der ganzen Linie verloren. 1945 waren sie in jeder Hinsicht physisch 
und psychisch zerrüttet und eigentlich ohne jede verantwortungsvolle Führung. Die 
Behauptung eines NS-Propagandisten (1940), daß im Dritten Reich die „Führung 
der Frau durch die Frau" eine Realität geworden sei, war damals schon genau so ver­
logen wie die verwandte und oft wiederholte Behauptung, alle sozialen Schranken 
seien nun endlich gefallen88. 

Die mit diesem Komplex bereits vertrauten Gelehrten sind sich heute wohl einig, 
daß es selbst unter den fanatischsten weiblichen Bewunderern Hitlers und seiner Be­
wegung stets solche gegeben hat, die die in der Frühzeit der Partei verwurzelten 
männlichen Primaten-Anrechte nicht nur ablehnten, sondern sich sogar mit Hoff­
nungen auf die Entwicklung einer eigenständigen, spezifisch nationalsozialistischen 
Frauenbewegung inmitten jener Bewegung trugen. Eingedenk der unbestreitbaren 
konservativen Merkmale der NSDAP, deren man schon in der Vorputsch-Phase 
(1919-23) gewahr wurde, können sich die Ziele einer solchen Frauenbewegung 
kaum mit denen von feministischen Emanzipationsgruppen auf der politischen Lin­
ken gedeckt haben. Andererseits aber hatten sie viel mit denen der Frauengruppen auf 
der bürgerlichen Rechten gemeinsam89. Das wird damit zusammengehangen haben, 
daß die meisten frühen NS-Frauenführerinnen, namentlich Elsbeth Zander, ur­
sprünglich vom national-konservativen Lager her zur NSDAP stießen, wenngleich 
auch oft von seinem radikalvölkischen Rande. Unter „feministischen" Zielen verstan­
den sie jede Art von Selbstverwirklichung als deutsche Frauen, jenseits der aktiv betrie­
benen Politik. Man betonte zwar den naturgegebenen physiologischen Gegensatz 
zwischen Mann und Frau, leitete davon nun aber keineswegs die These von der Un­
terlegenheit des Weibes ab. Mutterschaft und die Fähigkeit zur Ehe galten als Bewei­
se für die Gleichwertigkeit der Frau. Über diese sozialbiologischen Tatbestände hin­
aus herrschte weniger Übereinstimmung bezüglich abstrakt zu fassender Attribute 
wie Intelligenz und Intellekt. Wenn man eingestand, daß Frauen ebenso wie Männer 
zu „denken" vermögen, welche Rollen würden dann Kultur, Kreativität, Erscheinun­
gen aus der Geistessphäre in der Welt der Nazi-Frauen zukommen? Letztendlich, 
was würde das alles für die sexuelle, soziale und professionelle Situation der deut­
schen Frauen in einem künftigen „Dritten Reich" bedeuten90? 

87 Bericht Scholtz-Klink für Juli-September 1942, BA, NS 22/860. 
88 Hans Bernhard Brausse, Die Führungsordnung des deutschen Volkes. Grundlegung einer Füh­

rungslehre, Hamburg 1940, S. 142. 
89 Eine zeitgenössisch-kritische Behandlung der „linken" Frauenbewegung in Hilde Lion, Zur So­

ziologie der Frauenbewegung. Die sozialistische und die katholische Frauenbewegung, Berlin 
1926, S. 13-104 (bis zu den Mitt-Zwanzigern); Beyer, S. 56-70 (bis 1933). 

90 Über die konservativen Ziele der „bürgerlichen" Frauenbewegung handelt Evans, S. 20-22; 
Beyer, insbes. S. 43-55. 
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Wohl die wichtigste „Feministin" unter völkisch gestimmten Frauen und der geisti­
ge Kopf einer von mehreren losen Gruppierungen innerhalb der NS-Frauenbewe-
gung im weiteren Sinne war vor 1933 die höhere Schullehrerin Guida Diehl91. Wie so 
viele männliche NS-Führer war sie außerhalb der Reichsgrenzen geboren, nämlich 
1868 im südrussischen Schischkin. Im Oktober 1917 rief sie auf deutschem Boden den 
der weiblichen Jugend zugewandten „Neuland-Bund" ins Leben, damals noch ohne 
erkennbare Parteibindung, aber zweifellos im Windschatten der völkischen 
„Deutsch-Christen". 1918 war sie bereits Mitglied der DNVP; dem monarchistischen 
„Königin-Luise-Bund" stand sie stets nahe. Nach dem Zusammenbruch widmete sie 
sich im eigenen Bunde ganz dem „Freiheits- und Erneuerungskampf". Sie beschwor 
die Gemeinschaft aller deutschen Frauen aus besseren Kreisen nicht weniger als völ­
kisch-lutherische Christlichkeit; rassistische Ideale lagen ihr ebenso am Herzen wie 
eine saubere Sexualmoral und, natürlich, Vaterlandsliebe. Den Nationalsozialismus 
betrachtete sie, seit Hitlers früh einsetzender Publizität um 1920, nicht ohne Sympa­
thien von ihres „Neuland-Ordens" Hochsitz in Eisenach aus. Doch auf Eigenständig­
keit war sie wohl bedacht. Auf der Schwelle zum Dritten Reich schrieb sie über ihren 
„Orden" in vollster Überzeugung, er sei „auf der ganzen Linie eine weibliche Paral­
lelbewegung zum Nationalsozialismus"92. 

Guida Diehl, die sich 1920 zur „Führerin" ihres „Ordens" auf Lebenszeit küren 
ließ und deren autoritärem Gehabe schwer zu begegnen war, hatte sich „das Erwa­
chen neuer tiefer Frauenkraft" zum Ziel gesetzt. Selbst unverheiratet, legte sie Wert 
auf - nach ihrer Meinung - spezifisch frauliche Qualitäten, einschließlich sexueller 
Abstinenz, und wies den männlichen Vorherrschaftsanspruch zurück. Gewalttätig­
keiten und rohes, männliches Benehmen stießen sie ab; angesichts der Rauhbeinigkeit 
der SA nach 1925 ist es kaum verwunderlich, daß sie sich Hitlers Bewegung damals 
noch nicht völlig verschrieben hatte. Möglicherweise gaben die sozialen Folgeerschei­
nungen der großen Wirtschaftskrise erst den entscheidenden Ausschlag, so daß sie im 
Oktober 1930 der NSDAP beizutreten beschloß. Anfang der dreißiger Jahre standen 
auch ihre „Neuländerinnen" in aufopferungsvoller Arbeit zugunsten der SA, doch 
war es nun zu spät, den anderen Frauengruppen in der NS-Bewegung noch den Rang 
abzulaufen. Immerhin wußte Guida Diehl damals Dr. Wilhelm Frick hinter sich -
auch er, der gerade Minister in Thüringen war, fühlte sich ja eher dem oberen Bür­
gertum verpflichtet93. 

Die Reichstagswahlen vom September 1930 hatten der NSDAP in einem über-

91 Vgl. Beyer, S. 71 f. 
92 Diehl, S. 46 f. (Zitate S.47). Laut Schreiben Diehl an Reichsschrifttumskammer, Eisenach, 17.6. 

38, BDC, Reichskulturkammer G. Diehl, waren ihre „Ahnen ... alle Ackerbürger von Schwerte 
und selbstverständlich deutschblütig und evangelischer Konfession". Siehe auch Werner Kindt 
(Hrsg.), Die deutsche Jugendbewegung 1920 bis 1933. Die bündische Zeit, Düsseldorf u. Köln 
1974, S. 519, 574, 576; Rudolf Kneip, Jugend in der Weimarer Zeit. Handbuch der Jugendver­
bände 1919-1938, Frankfurt/Main 1974, S. 196; Die Religion in Geschichte und Gegenwart, 
3. Aufl., 6 (Tübingen 1962), Sp. 1426. Auch NSDAP-Mitgliedskarte G. Diehl, NSDAP Master 
File, BDC. 

93 Diehl, S.4, 46 f., 70 (Zitat S.4). 
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durchschnittlichen Maße Stimmen aus den oberen Schichten des Bürgertums zuge­
führt94. Die Hoffnung von Frau Diehl und ihrer gutbürgerlichen Anhängerinnen war 
daher nicht unberechtigt, daß innerhalb der NS-Bewegung nun erheblich mehr für 
Frauen aus den besseren Kreisen getan werden könne. Indem Frau Diehl das, was sie 
unter christlicher Ethik verstand, zugleich elitär und völkisch auslegte, wollte sie das 
deutsche Frauentum durch einen Reinigungsprozeß nach ihren Vorstellungen füh­
ren. Durch die Auslöschung des weiblichen Sexualtriebes sollte ein deutlicher Tren­
nungsstrich zwischen ihren Frauen und den braunen Straßenkämpfern mit deren 
zweifelhaften Moralgebräuchen gezogen werden. 

Gleichwohl geriet G. Diehl, trotz ihrer Jüngerinnen, die Straßer und Hitler mit 
Briefen regelrecht bestürmten, noch vor Straßers Neuorganisation nationalsozialisti­
scher Frauenangelegenheiten im Herbst 1931 ins Abseits (obwohl man ihr in der neu­
geformten NSF vom November 1931 bis zum Oktober 1932 pro forma die Stellung 
einer „Sachbearbeiterin für Kultur- und Erziehungsaufgaben" zubilligte). Ihr eigener 
und ihrer Gefolgschaft Anspruch, deutschen Frauen im Reich moralisches Rollenvor­
bild zu sein, stand gerade zu Elsbeth Zanders simplem Pragmatismus in einem kras­
sen Gegensatz95. Die bigotte Haltung der „Neuländerinnen" stieß bei den männlichen 
NS-Aktivisten nur auf Mißtrauen; sie kannten im täglichen Daseinskampf viel weni­
ger Skrupel und fühlten sich als Angehörige zumeist kleinbürgerlicher und unterer 
Gesellschaftsschichten von dieser „Oberin" insgeheim gegängelt. Guida Diehls intel­
lektuelle Vorträge und Schriften, die weder Fragen der Moral oder Kultur noch Pro­
bleme der Politik unangetastet ließen, waren für die einfachen Nazis schwer zu be­
greifen. Parteiführer wie Hitler und der intellektuell noch agilere Rosenberg aber ver­
ließen sich lieber auf ihr eigenes Gedankengut; nichts lag ihnen ferner als die Dul­
dung einer weiblichen Rivalin. Eine Frauen-„Führerin" wie die Diehl, die sogar Hit­
ler in einem persönlichen Schreiben, ausgerechnet im kritischen Monat November 
1932, ihren „Neuland"-Verein als „die weibliche Parallelbewegung zum National­
sozialismus" empfahl, hatte im Dritten Reich keine Chance. Im Frühjahr 1933 sorgte 
E. Zander, wahrscheinlich höheren Auftrags, dafür, daß diese eigenwillige Vorkämp­
ferin nationalsozialistischer Gleichberechtigung für Frauen endgültig in der Versen­
kung verschwand96. 

94 Hierzu jetzt Richard F.Hamilton, Who Voted For Hitler?, Princeton (N.J.) 1982. 
95 G. Diehl propagierte ihre angebliche Nähe zum Göttlichen dadurch, daß sie zur Bezeichnung ih­

res „Neuland"-Hauses in Eisenach folgende Wendung in die Adressenangabe ihres Briefpapiers 
drucken ließ: „300 Meter ü.d.M." Vgl. ihre Korr., BA, NS 22/349. 

96 Zitat Diehl an Hitler, Eisenach, 8. 11. 32, BDC, Reichskulturkammer G. Diehl. Siehe auch: 
Schemm, Denkschrift. Der Nationalsozialistische Lehrerbund, seine Gründung, sein Wirken und 
Wachsen und seine Bedeutung, Bayreuth, 12.3. 33, SAG, SF 6818, GA/32; Diehl an Gauleitun­
gen, Eisenach, 29.6. 32; Diehls Flugblatt: Deutsche Frauen erwacht!, o.J. [1932], SAG, SF 6815, 
GA, A, Nr. 5 a-5 h; Prot., Tagung der Nationalsozialistischen Frauenschaft..., 29. und 30. 9. 32 in 
München; Entwicklungsgeschichte der N. S. Frauenschaft des Gaues Kurhessen, Anlage zu Brief 
Steinbrück an Partei-Archiv, Kassel, 28.5. 35; Vermerk Zander, o.J. [April 1933], in Informati­
onsdienst der NSF, München, 8.4. 33, HIS, 13/254; Kirkpatrick, S. 109. Ferner Diehl, passim; 
Korr. „Neuländerinnen"-Straßer-Hitler in BA, NS 22/349 und BDC, Reichskulturkammer, PK 
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Guida Diehl war nicht die einzige nationalsozialistische „Feministin" vor 1933, und 
sie war auch nicht die radikalste - vor oder nach Hitlers Machtergreifung. Viele Ehe­
frauen von Parteigenossen meinten in den Jahren der „Kampfzeit", daß sie als Frauen 
und Mütter das Ringen ihrer Männer sinnvoll ergänzten, was auf eine Art von 
Gleichberechtigung für sie hinauslaufe. Im übrigen ging es vielen gar nicht einmal so 
sehr um die Frage der „Gleichheit zwischen Frauen und Männern, als um die des 
Korollariums der Polarität, der Vorstellung von der Verschiedenartigkeit der Bewe­
gungsräume und Pflichten der beiden Geschlechter" - so das vorläufige Urteil der 
amerikanischen Historikerin Leila J. Rupp97. Eine ehemalige „Alte Kämpferin" faßte 
es während der Zeit des Dritten Reiches in die folgenden Worte: „Neben den Män­
nern standen auch Frauen im Kampf um die neue Idee. Diese Frauen waren nicht nur 
treue Lebensgefährten und Arbeitskameraden, sie standen auch im Kampf neben ih­
nen und trugen dazu das bei, was von Frauen getan werden konnte."98 Was diese 
Frauen von der Masse der Nationalsozialistinnen vor und nach 1933 unterschied, 
war, daß sie den Zustand der Mutterschaft nicht als herabwürdigendes Anzeichen da­
für empfanden, daß die Funktion der Mutter jede Frau an Heim und Herd zu binden 
hätte. Wenngleich Scholtz-Klink und ihre Helferinnen den Begriff „Minderwertig­
keit" im Zusammenhang mit Frauen stets vermieden, war Maternität doch auch für 
sie das zentrale Faktum, das die „göttliche Ordnung und Sinngebung der irdischen 
Dinge" für die Frau bestimmte - und sie dem Manne dadurch wieder untenan mach­
te99. 

Eine kleine Anzahl nationalsozialistischer Frauen, die sich ihres Mutterschafts-
Status ganz bewußt waren, verwies selbstsicher auf die hervorragende Rolle der Müt­
ter in matriarchisch geprägten Gesellschaftssystemen. In der eigenen nationalen Ver­
gangenheit war deren historische Existenz jedoch umstritten; allenfalls konnte man 
sich auf Archetypen aus Mythos und Sage berufen. Tatsächlich gab es damals eine 
völkische Geistesrichtung, die Theorien über germanische Matriarchate, personifi­
ziert beispielsweise durch „Erden-Mütter", in bewußtem Gegensatz zur vorherr-

G. Diehl; Stephenson, Nazi Organisation, S. 77-81. Zu Hitlers Feindseligkeit gegenüber „geist­
reichen Frauen" siehe Albert Speer, Erinnerungen, 8. Aufl., Frankfurt/Main u. Berlin 1970, S. 106 
(dazu auch Text bei Anm. 3 und 4, oben). - Diehl fuhr auch als Privatperson von Eisenach aus 
fort, die Parteiführer nicht weniger als Scholtz-Klink vor den Kopf zu stoßen. Ihr mißfiel insbe­
sondere die spezifisch biologistische Haltung der NS-Führung zur Sexualfrage, der sie ihre stren­
gen Keuschheitsauffassungen gegenüberstellte. Gegen die unbequeme Querulantin wurde 1937 
ein Parteiausschlußverfahren eingeleitet, dieses „mit Rücksicht auf ihr Alter" im Sommer 1942 
aber endgültig ausgesetzt. Siehe die umfangreiche Korr. in BDC, Reichskulturkammer, Oberstes 
Parteigericht, PK G. Diehl. 

97 Mobilizing Women for War. German and American Propaganda, 1939-1945, Princeton (N.J.) 
1978, S.31. 

98 Schönamsgruber, Unser Weg, o.J. [1939/40], BA, Schumacher/230. 
99 Letztes Zitat stammt aus Prot., Rede Scholtz-Klink, o.J., HIS, 13/254. Vgl. Scholtz-Klink, Frau 

im Dritten Reich, S. 48 ff. Ferner die Argumentation von Elisabeth Lenz, abgedruckt in Hans-
Jochen Gamm, Führung und Verführung. Pädagogik des Nationalsozialismus, München 1964, 
S.276f. Auch Konrad Heiden, A History of National Socialism, London 1971 (Erstdruck 1934), 
S. 115. 
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schenden Männerbundsideologie aufstellte. Der von Heinrich Himmler unterstützte 
Deutsch-Holländer Herman Wirth, einer der Hauptverfechter solcher Gegenthesen, 
gelangte in der Geschichte des Nationalsozialismus nicht zuletzt deswegen zu einer 
gewissen Prominenz, weil er dem Männerbunds-Spezialisten Professor Alfred 
Baeumler als dem Protege des Himmler-Rivalen Rosenberg widersprach. Unter an­
derem meinte Wirth, daß das historisch entstandene Patriarchat eine Perversion der 
ursprünglichen Verhältnisse darstelle, die das internationale Judentum verschuldet 
habe. In alter Zeit aber sei die Frau, die Mutter, als Seherin und Priesterin verehrt 
worden und so dem Manne zumindest nicht unterlegen gewesen100. 

Anderen nationalsozialistischen „Feministinnen" bedeutete Mutterschaft wenig, 
wenn überhaupt etwas. Sie entfernten sich ein ganzes Stück von der neoromantischen 
Polaritätstheorie, und zwar in Richtung einer echten Parität zwischen Männern und 
Frauen. Während sie sich für gewöhnlich nicht antimaskulin verhielten, legten sie 
doch auf das Geistespotential auch der Frauen großen Wert und unterstrichen in die­
sem Zusammenhang die Notwendigkeit der Mädchenerziehung bis zum Hochschul­
studium, eines adäquaten Berufstrainings und professioneller Selbstverwirklichung 
nicht nur in den landläufigen Frauenberufen. Insofern sie sich zu den progressiveren 
Desiderata der klassischen Frauenbewegung in Deutschland bekannten, wiesen sie 
die offiziöse nazistische Sprachregelung zurück, derzufolge moderne frauenemanzi-
patorische Bemühungen lediglich das Machwerk von Juden waren101. Manche von 
ihnen erblickten in der nationalsozialistischen Frauenbewegung sogar eine Art logi­
scher Weiterentwicklung von Frauenrechtlerinnen-Bestrebungen aus der Republik­
phase102. Im ganzen aber war diese Gruppe sehr heteromorph und ohne zusammen­
bindendes, gruppenspezifisches Selbstverständnis, namentlich in den turbulenten 
Zeitläufen nach 1933. An ihrer Peripherie fand man Dr. Gertrud Bäumer, die gemä­
ßigte bürgerliche Frauenführerin, die sich antisemitischer Äußerungen unter allen 
Umständen enthalten hätte, und in ihrer Mitte Dr. Emma Hadlich, die ihr frauen-
rechtlerisches Argument - Wirth nicht unähnlich - in den Endzwanzigern damit 

100 Wirths Ideen wurden noch nach dem Zweiten Weltkrieg reflektiert in: Herman Wirth Roeper 
Bosch, Um den Ursinn des Menschseins. Die Werdung einer neuen Geisteswissenschaft, Wien 
1960, etwa S. 63-69, 73-76, 91 f., 98 f. Dazu auch Friedrich Hielscher, Fünfzig Jahre unter Deut­
schen, Hamburg 1954, S.290f.; Michael H.Kater, Das „Ahnenerbe" der SS 1935 bis 1945. Ein 
Beitrag zur Kulturpolitik des Dritten Reiches, Stuttgart 1974, S. 11-16; Der Spiegel, 29.9. 80, 
S. 95 f.; Rupp, S. 19 f. - Wirth bezog seine Ideen z.T. von dem schweizerischen Rechtshistoriker 
Johann Jakob Bachofen (1815-87). Rosenbergs Polemik gegen Bachofens Auffassung vom Ma­
triarchat findet sich im Mythus, S.484. Dazu auch Beyer, S.74. In Anlehnung an Rosenberg ver­
traten führende NS-Juristen die Lehrmeinung, die patriarchalische Grundhaltung im Dritten 
Reich gehe auf nordische Traditionen zurück, während die matriarchalische Gesellschaftsord­
nung von orientalischen Gemeinwesen herstamme. Ausführungen Dr. Helmut Nicolais 1933 in: 
Rudolf Schraut (Hrsg.), Deutscher Juristentag 1933, 4. Reichstagung des Bundes Nationalsoziali­
stischer Deutscher Juristen e.V., Ansprachen und Fachvorträge, Berlin 1933, S. 162f. 

101 Dazu Evans, S. 19. 
102 Hennersdorf an NSDAP-Reichsleitung, Berlin-Oberschöneweide, 24.8. 31, HIS, 13/254; Ger­

trud Baumgart, Frauenbewegung Gestern und Heute, Heidelberg 1933, S.6. 
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begründete, „die Knechtung der Frauen sei eine jüdische Erfindung"103. „Gleichheit" 
mit den Männern hatten damals auch hitlerhörige Studentinnen auf ihren Schild ge­
schrieben, die entgegen den frühen nationalsozialistischen Dikta auf verantwortungs­
volle und vor allem finanziell lohnende Positionen im Dritten Reich der Zukunft 
hofften104. Eine gewisse Irmgard Reichenau publizierte im ersten Jahr der Diktatur 
„Offene Briefe" an den Führer, in denen sie den Fall der intelligenten, wirtschaftlich 
unabhängigen, aber nichtsdestoweniger loyalen Nationalsozialistin vertrat105. Die 
Berlinerin Anna Hennersdorf - sie war eine der vielen, später namenlosen „Alten 
Kämpferinnen" - ging 1931 so weit, auszusprechen, daß Frauen, die bisher für Hitler 
ihren Mann gestanden hätten, manchen Parteigenossen um einiges voraus seien. 
„Man glaube ja nicht, daß die Arbeiterfrau oder das Arbeitermädchen, die Frau des 
kleinen Geschäftsmannes, die Mitarbeiter ihrer Männer sind oder sein werden, sich 
dem Manne wieder unterordnen; dazu müßte der Nationalsozialismus aus allen 
Männern erst wirkliche Männer machen. Der Mann als solcher imponiert der heutigen 
Frau nicht mehr!"106 

Eine der militantesten Fürsprecherinnen nationalsozialistischer Frauenrechte war 
Sophie Rogge-Börner, die Herausgeberin der Zeitschrift Die deutsche Kämpferin, die 
sich immer unerbittlicher gegen die Welt der Männer richtete. 1938 stellte der ameri­
kanische Soziologe Clifford Kirkpatrick, einer der ersten und besten Kenner der Ma­
terie, fest, Rogge-Börner sei eine „Protestlerin gegen männliche Lebensziele schlecht­
hin", die eine „laute, aber einsame Stimme für fast ,gleiche Rechte'" erhebe. In einer 
Zeit, da diese Spezies kaum etwas galt, setzte sie sich besonders für die berufstätige 
Frau ein, was erklären hilft, warum diese kluge, aber unbequeme Frau um die Mitte 
der dreißiger Jahre mundtot gemacht wurde107. 

Bis zum Januar 1933 brauchten sich nazistisch gesinnte Frauen mit der Frage einer 
Vereinbarkeit von Maternität und beruflicher Karriere im Grunde genommen nur 
theoretisch zu beschäftigen. Dagegen waren es die nationalsozialistischen Führer 
selbst, die bereits während der Weltwirtschaftskrise darüber nachdenken mußten, ob 
man das Dogma von der berufslosen Mutter, das tief in völkischer Ideologie wurzel­
te, aufrechterhalten könne, wenn es für viele Familien ums bloße Überleben ging. 

103 Zitat Heiden, S. 115. Siehe auch Stephenson, Nazi Organisation, S. 194; Völkischer Beobachter, 
23.1., 6.2., 25.3.26. 

104 Michael H.Kater, Krisis des Frauenstudiums in der Weimarer Republik, in: Vierteljahrschrift für 
Sozial- und Wirtschaftsgeschichte 59 (1972), S. 207-55, hier S. 250-54. 

105 Irmgard Reichenau (Hrsg.), Deutsche Frauen an Hitler, Leipzig 1933. Dazu Rupp, S. 18. 
106 Hervorhebungen wie im Original. Hennersdorf an NSDAP-Reichsleitung, Berlin-Oberschöne­

weide, 24.8. 31, HIS, 13/254. 
107 Kirkpatrick, S.66, 120 f., 297, Zitat S.282; ferner Stephenson, Women in Nazi Society, S.157; 

Rupp, S.24. Siehe auch das für Rogge-Börner typische Schrifttum: Kochtopf, Schaufel und Be­
sen, in: Die deutsche Kämpferin (Juli 1934), S. 120 f.; Weitere Verengung der weiblichen Berufs­
möglichkeit, in: ebenda (Januar 1935), S. 311. In diesem Zusammenhang sind die Reflektionen 
von Melita Maschmann interessant: Fazit. Kein Rechtfertigungsversuch, 5. Aufl., Stuttgart 1964, 
S. 90 f. Einer der letzten großen Auftritte Rogge-Börners fand im Februar 1934, während einer 
Massen-Versammlung von Frauen in Hamburg, statt, also noch zur Zeit des „Interregnums". Sie­
he Cassie Michaelis u.a., Die braune Kultur. Ein Dokumentenspiegel, Zürich 1934, S.28. 
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Daß die Nationalsozialisten damals auch auf allen Ebenen demokratische Wahlen zu 
bestreiten hatten, vor denen dieses Problem zu einem heiklen Diskussionspunkt wer­
den konnte, verleitete so manchen NS-Propagandisten dazu, das ursprüngliche Kre­
do hinsichtlich der Frauen im völkischen Staatswesen schlechthin zu verleugnen108. 

Einmal an der Macht, versuchten die Nationalsozialisten zunächst, ihr Glaubens­
bekenntnis in die Tat umzusetzen, indem sie die weiblichen Arbeitnehmer von ihren 
Stellungen in der Privatwirtschaft entfernen und nach Hause schicken ließen. Staats­
und Verwaltungsbeamtinnen wurden zwangsentlassen; Studienbewerberinnen an 
den Hochschulen des Reiches wurde eine Zulassungsquote auferlegt. Dabei wurde 
außer dem ethischen Argument des Frauen- und Mutterschutzes auch der ökonomi­
sche Grundsatz bemüht, demzufolge es deutschen Frauen nicht anstünde, arbeitssu-
chenden Männern den Broterwerb streitig zu machen. Beide Begründungen wurden 
ernsthaft nur von den überzeugten NS-„Feministinnen" abgewiesen, wie Sophie 
Rogge-Börner eine war. Ihr sekundierte ihre Duzfreundin, die Pädagogin Dr. Augu­
ste Reber-Gruber, auch sie von ähnlichem Schrot und Korn. Gemeinsam bestanden 
sie auf dem Recht jeder deutschen Frau auf Arbeit und Einkommen gemäß ihrer Ver­
anlagung und Erziehung. Im Falle der unverheirateten Frau mache die Notwendig­
keit das Recht zur Selbstpflicht. Dennoch wurden bis 1936/37, also noch in der Phase 
allgemeiner Arbeitslosigkeit, generell nur solche Frauen in den Arbeitsprozessen der 
Nation geduldet, deren Berufe für männliche Bewerber völlig unattraktiv waren oder 
die in den stereotyp „weiblichen" Berufen der Pflege und Lehre standen. Immerhin 
war es auf diese Weise doch noch verhältnismäßig vielen Ärztinnen möglich - anders 
als manchen Kolleginnen beispielsweise in der Rechtspflege - in ihren Privatpraxen 
auszuharren (wenngleich man nur wenige Jungärztinnen zum Famulieren in den 
Krankenhäusern zuließ). Unter den Beamtinnen waren es mit Abstand die Lehrerin­
nen, die keine sofortige Entlassung aus dem Staatsdienst zu befürchten hatten, ob­
wohl eine hohe Anzahl auch von ihnen zum Quittieren des Schuldienstes genötigt 
wurde109. 

Wenn sich nach 1936 und stärker noch 1939/40 die Dinge wandelten, so lag das an 
den nationalökonomischen Verhältnissen, keineswegs jedoch an einem Meinungs­
umschwung unter den Partei-Ideologen. Da männliche Arbeitskräfte zuerst in den 
Handarbeiterstellungen, später infolge der militärischen Aufrüstung auch in den gei-

108 Vgl. hierzu: Tatsachen und Lügen um Hitler, Kampfschrift, Heft 9, 2. Aufl., o.J. [1932] (Broschü­
renreihe der Reichspropagandaleitung der N.S.D.A.P.), SAG, SF 6826, GA/98 (S.15); Diehls 
Flugblatt: Deutsche Frauen erwacht!, o.J. [1932], SAG, SF 6815, GA, A, Nr .5a -5h ; Rosenberg, 
Mythus, S.512; Ilse-Maria Erbrich, Typische Frauenarbeiten in der Industrie, Diss. rer. nat. pol. 
Heidelberg, Karlsruhe 1938, S. 88 ff. 

109 Dok.5 (5. 10. 33) in: Ursula von Gersdorff, Frauen im Kriegsdienst 1914-1945, Stuttgart 1969, 
S. 279 f; Auguste Reber-Gruber, Die Stellung der Frau im NSLB., in: dieselbe (Hrsg.), "Weibliche 
Erziehung im NSLB., Vorträge der Ersten Erzieherinnentagung des NSLB. in Alexisbad am 1., 2. 
und 3. Juni 1934, Leipzig u. Berlin 1934, S. 1-14; Maria Schorn, Frauenstudium in der Zukunft, 
ebenda, S. 15-22; Baumgart, S.17ff.; Erbrich, S.91; Kirkpatrick, S.211f., 233f.; Schoenbaum, 
S. 189f.; Stephenson, "women in Nazi Society, S. 137; Mclntyre, S. 190, 193, 203; Pauwels, S.40; 
Winkler, Frauenarbeit im „Dritten Reich", S.33, 51 f., 124, 196; Rupp, S.40ff. 
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stigen Berufen immer rarer wurden, war die Diktatur zusehends auf Frauen angewie­
sen. Der Beginn des Zweiten Weltkrieges, der Hunderttausende von wehrtüchtigen 
Männern aus den zivilen Arbeitsprozessen herauslöste, spitzte diese Situation noch 
zu. Immer häufiger wurden Frauen, bald sogar Mütter von kleinen Kindern, ermu­
tigt, ja aufgefordert, die Männer an ihren Arbeitsstätten zu vertreten. An den Univer­
sitäten erreichten Erst-Immatrikulierungen von weiblichen Studenten Rekordhöhen. 
Hitler selbst gab sich noch wankelmütig. Er klammerte sich an Programmpunkte der 
nationalsozialistischen Weltanschauung, als er Rüstungsminister Speers Drängen ab 
1942 nur widerstrebend nachgab, mehr Frauen in die Rüstungsindustrie einzubezie-
hen. Dabei zeigte er außerordentliches Verständnis für Frauen aus der gesellschaftli­
chen Oberschicht, die vielfach dazu neigten, sich um geisttötende Fließbandarbeit in 
den Fabriken bis zuletzt zu drücken110. 

Es ist sicher nicht zu weit gegriffen, wenn man feststellt, daß die Inkonsequenz, mit 
der die nationalsozialistischen Machthaber das Problem der Frauenarbeit angingen, 
den für dieses Gewaltregime charakteristischen Opportunismus wie kaum eine ande­
re Frage entlarvte. Hermann Rauschning wies schon 1938 daraufhin, daß in der Aus­
übung nationalsozialistischer Herrschaft jeder ideologische Grundsatz umstößlich 
war111. Dies bedeutete aber nicht, daß die NS-Führungsspitze willens gewesen wäre, 
sich zugunsten der Frauen auf einen dauerhaften Kompromiß einzurichten. Frauen 
wurden lediglich auf Zeit gebraucht, solange sich die Männer in anderen, wichtigeren 
Positionen befanden. Die große Mehrzahl deutscher Frauen, die jetzt Berufschancen 
wahrnehmen konnten, wurde auf vergleichsweise niedrigen Funktionsebenen einge­
stellt. Wo es sich um höhere, etwa akademische Berufe handelte, profitierten die Kan­
didatinnen weder vom sozialen Status noch von dem Verdienstpotential, aus denen 
sonst die Männer Nutzen gezogen hatten. Wer heute allein aus der steigenden Er­
werbskurve für Frauen nach 1935 Emanzipationserscheinungen irgendwelcher Art 
ableiten will, verkennt den vorläufigen Charakter solcher Berufsausübung ebenso wie 
den Grad der Selbsttäuschung, der damals viele berufsaktive Frauen erlagen112. 

Die nach wie vor frauenfeindliche Politik der NS-Führungsspitze selbst während 
des Krieges läßt sich fallstudienartig durch eine Erörterung des Juristinnenberufs cha­
rakterisieren. Nach Januar 1933 blockierte eine ganze Serie von Anordnungen den 
Berufsweg weiblicher Juristen; betroffen waren nicht nur Richterinnen, sondern auch 

110 Dok. 146 (22.9. 38) in: Timothy W.Mason, Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft. Dokumente 
und Materialien zur deutschen Arbeiterpolitik 1936-1939, Opladen 1975, S. 845; Prot. Rede Hu­
ber, Die Aufgaben der NS-Frauenschaft, Stuttgart, 18.6. 42, BA, Schumacher/230; Dok. (9.10. 
43) in: Gersdorff, S.415ff.; Benze, S.295; Alan S.Milward, Die deutsche Kriegswirtschaft 
1939-1945, Stuttgart 1966, S.46; Mclntyre, S.204, 211; Stephenson, Women in Nazi Society, 
S.137; Pauwels, S. 52-55, 58, 329, 332, 399ff.; Winkler, Frauenarbeit im „Dritten Reich", 
S. 124f., 196; dieselbe, Frauenarbeit versus Frauenideologie, S. 116f. 

111 Die Revolution des Nihilismus. Kulisse und Wirklichkeit im Dritten Reich, 4. Aufl., Zürich u. 
New York (N.Y.) 1938, S. 36-45. 

112 Hier schließe ich mich im wesentlichen den Ausführungen D. Winklers an: Frauenarbeit im „Drit­
ten Reich", S. 33, 51 f., 62f., 125; dieselbe, Frauenarbeit versus Frauenideologie, S. 122. Siehe auch 
Bericht Scholtz-Klink für Januar-März 1942, BA, NS 22/860; Mclntyre, S. 193. 
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höhere Verwaltungsbeamtinnen. Erfahrene, etablierte weibliche Anwälte blieben 
einstweilen unbehelligt, aber es war klar, daß keine graduierte Nachwuchsjuristin 
mehr zur Anwaltspraxis zugelassen würde. Das veranlaßte einen Studienrat aus Ber­
lin, selbst Vater einer Jurastudentin, schon Ende September 1933 an das Preußische 
Justizministerium zu schreiben: „In den Kreisen unserer weiblichen Studierenden ist 
die Meinung verbreitet, daß das juristische Studium für Frauen aussichtslos sei, da mit 
Zulassung weder zur Anwaltschaft noch zum Richteramt für Frauen gerechnet wer­
den könne."113 Für diese Situation ist bezeichnend, daß auf dem Leipziger „Juristen­
tag" just zu dieser Zeit weder eine Frauendelegation anwesend war noch Juristinnen 
von den männlichen Rednern auch nur ein einziges Mal angesprochen wurden, ob-
schon nicht bezweifelt werden kann, daß sich auch Juristinnen in der Zuhörerschar 
befanden114. Für die wenigen, ernsthaft bemühten weiblichen Juristen, die mittlerwei­
le bereits in den Reihen des NS-Juristenbundes oder auch der NS-Frauenschaft stan­
den, war dies wahrhaftig ein Schlag ins Gesicht115. 

Als nach 1937 der Arbeitskräfteschwund auch auf die akademischen Berufe über­
griff, konnten deutsche Juristinnen etwas aufatmen. Dr. Roland Freisler, damals 
Staatssekretär im Reichsjustizministerium und Frauen gegenüber aufgeschlossen, 
versuchte mit Rücksicht auf die „Ausbildung" und die „Unterhaltspflichten", eine An­
zahl von Gerichtsassessorinnen als Verwaltungsbeamte unterzubringen, im verständ­
nisvollen Zusammenwirken mit der NSF. Seinem Beispiel folgten der NSDAP ange­
schlossene Verbände und Gliederungen wie der BDM, dessen Referentin Trude 
Bürkner erklärte: „Die Juristin wird gebraucht werden als Beraterin und Helferin auf 
den verschiedensten Gebieten der deutschen Rechtspflege, wo Fragen der Jugendli­
chen, der Familie und der Mutter behandelt werden." Demzufolge wurden nun auch 
wieder Abiturientinnen ermutigt, das Studium der Rechte an den Universitäten auf­
zunehmen, um die wehrpflichtigen Männer in den entsprechenden Berufen zu entla­
sten. Nach Ausbruch des Krieges wurde diese Tendenz weiter begünstigt. Doch 
wenngleich die Juristin eine Schlacht gewonnen hatte, so hätte sie den Kampf doch 
noch verloren. Denn nach Kriegsende sollte sie in die niederen Sphären des Berufs­
lebens oder ganz in den Schoß der Familie zurückgestoßen werden116. 

113 Zitat Kühnemann an Preußisches Justizministerium, Berlin, 28.9. 33, Geheimes Staatsarchiv (Stif­
tung Preußischer Kulturbesitz) Berlin (im folgenden zitiert als GSB), 84a/580. Siehe auch [Preu­
ßischer?] Justizminister an Reichsjustizminister, o. O., o.J. [April/Mai 1934], GSB, 84a/4377; 
Dok. 108 (24.8. 36), 109 (16.1. 37) in: Gersdorff, S.282f.; Kirkpatrick, S.237ff.; Schoenbaum, 
S. 189; Mclntyre, S. 191, 202; Pauwels, S.41; Winkler, Frauenarbeit im „Dritten Reich", S.49-52. 

114 Schraut, passim, insbes. Hans Franks Anrede an seine Zuhörerschaft: „Meine Herren Juristen!", 
S.319. 

115 Raecke, Rundschreiben 48/34, München, 10.11. 34, HIS, 20/378; [Dr. Eben-Servaes], Rund­
schreiben FW 76/37, Berlin, 12.8. 37, HIS, 13/253; Siber, Arbeitsgemeinschaft für die N.S.-
Frauenschaft Gau Düsseldorf, o.J. [1933/34], HIS, 13/254; Stephenson, Women in Nazi Socie­
ty, S. 164; Kirkpatrick, S. 238 f. 

116 Freisler-Zitate aus Dok. 109 (16. 1. 37) bei Gersdorff, S.282f. Bürkners Erklärung ist aus: Trude 
Bürkner, Der Bund Deutscher Mädel in der Hitler-Jugend, Berlin 1937, S.23. Siehe auch [Dr. 
Eben-Servaes], Rundschreiben FW 76/37, Berlin, 12.8. 37, HIS, 13/253; Dok. 110 (24.1. 38), 
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Die Entwicklung des Juristinnen-Schicksals im Dritten Reich mag für aufmerksa­
me Beobachter der politischen Szene gegen Ende der Weimarer Republik kaum über­
raschend gekommen sein. Denn bereits in der NS-Propaganda während der Wirt­
schaftskrise gehörten weibliche Juristen zu den wenigen Berufsgruppen, die für das 
kommende Dritte Reich als völlig entbehrlich geschildert wurden117. Angesichts der 
Kombination zweier schwerwiegender Umstände, nämlich Hitlers unausrottbaren 
Vorurteils gegen berufstätige Frauen einerseits und seines Hasses gegen Rechtspfle­
ger andererseits, ließ sich das Geschick von Juristinnen in einer Hitler-Diktatur mög­
licherweise schon 1932 vorausahnen118. 

Die in den Jahren danach auftretenden Schwierigkeiten wären aber auch als zwin­
gende Folge vorangegangener Übelstände interpretierbar. So gesehen, stellte das 
Dritte Reich lediglich eine Fortsetzung von rückständigen Haltungen in der Weima­
rer Republik dar, die ihrerseits noch aus der reaktionären Ära des Kaiserreichs 
stammten. In den rechtswissenschaftlichen Fakultäten deutscher Universitäten waren 
Studentinnen seit 1919 notorisch unterrepräsentiert, und erst 1924 konnte in Preußen 
die erste Frau im Fache Jus graduieren. Das war zwei Jahre, nachdem der ausschließ­
lich von Männern beherrschte „Deutsche Anwaltsverein" in Braunschweig beschlos­
sen hatte, die Frau eigne sich nicht „zur Rechtsanwaltschaft oder zum Richteramt. 
Ihre Zulassung würde daher zu einer Schädigung der Rechtspflege führen und ist aus 
diesem Grunde abzulehnen." Bis zum April 1930 gelang es selbst unter den günstigen 
Umständen im sozialdemokratisch regierten Preußen nur zweiundneunzig Frauen, 
sich für das Richteramt zu qualifizieren. Von diesen entschieden sich vier zum Rück­
zug ins Privatleben, dreiundzwanzig erwählten den Anwaltsberuf. Von den restlichen 
fünfundsechzig wurden neunundfünfzig Gerichtsbeamte in relativ untergeordneter 
Stellung. Das war wenig ermutigend. Schlimmer wurde es noch, als die Brüningsche 
Notverordnung vom 30. Mai 1932 Maßnahmen zur Verringerung des weiblichen 
Beamtenstamms im höheren Verwaltungsdienst einleitete; dies betraf viele Juristin­
nen. Als die Nationalsozialisten die Macht antraten, brauchten sie diesen Anordnun­
gen lediglich bis zur letzten Konsequenz zu folgen119. 

126 (Januar 1940) in: Gersdorff, S.283ff., 307 f.; Kirkpatrick, S.240; Pauwels, S.58; Mclntyre, 
S. 202 f., 205, 207, 209 f. 

117 Vgl. Rosenberg, Mythus, S.512; Diehls Flugblatt: Deutsche Frauen erwacht!, o.J. [1932], SAG, 
SF 6815, GA, A, Nr .5a -5h ; Preußisch Eylauer Kreiszeitung, 8.4. 32. 

118 Zu Hitler Kater, Erkenntnisstreben, S. 571. 
119 Offiziell wurden Frauen zur Anwaltschaft und zum Richteramt am 11. 7. 22 zugelassen. RGBl. I, 

Nr.51 (1922), S.573. Zitat nach Freiheit, 2.2. 22. Untypisch ist die gegenteilige, Juristinnen be­
günstigende Meinung des Chemnitzer Richters und Reichstagsabgeordneten für die DDP, Alfred 
Brodauf, in Prot. 177. Reichstagssitzung, 2.2. 22, GSB, 84a/580. Siehe ferner: Preußisches Ju­
stizministerium an Österreichisches Bundesministerium für Justiz, Berlin, 7.5. 30, GSB, 84a/580; 
Vorwärts, 13.1. 24; Kreuzzeitung, 14.1. 24; Vossische Zeitung, 20.6. 26; Vera Lowitsch, Die 
Frau als Richter, Berlin 1933, S. 97 ff., 114-17; Kirkpatrick, S.237. Mclntyres Ziffern für weibli­
che Juristen in Preußen unterscheiden sich etwas von den meinigen: S. 178; siehe auch S. 201. Fer­
ner Pauwels, S.41, der für 1933 nur 251 weibliche Anwälte im ganzen Reich angibt; Kater, Krisis, 
S.208, 216f.; Winkler, Frauenarbeit, S.49f.; Bridenthal, S. 164. 



238 Michael H. Kater 

Es gibt heute gute Gründe für die Annahme, daß die prinzipiell negative Einstel­
lung der Nationalsozialisten gegen die akademischen Frauenberufe mit dem pro­
grammatischen Ziel einer totalen Ausmerzung des höheren Bürgertums, als Teil der 
früheren Eliten, innerhalb der deutschen Gesellschaft zusammengehangen hat120. 
Warum sonst hätte sich das Regime so hartnäckig gegen studierende junge Mädchen 
gewandt, gegen Akademikerinnen und gegen intellektuelle Frauen überhaupt? War­
um außerdem gegen die „höheren Töchter" aus gutem Hause, die das Lyzeum oder 
auch die Realschule besuchten und die später entweder durch Heirat eine gesell­
schaftlich gute Partie machen oder wieder Akademikerinnen werden würden, wo­
möglich sogar beides? Als künftige Mütter junger Herren oder Debütantinnen aber 
waren diese „höheren Töchter" den Nationalsozialisten ein Greuel121. 

Von diesem Gesichtspunkt aus ist um so mehr verständlich, warum die National­
sozialisten für die in ihren angeschlossenen Verbänden organisierten Frauen niemals 
besonders viel übrig hatten und warum sie sie in den letzten Kriegsjahren ignorierten, 
ausnutzten oder brüskierten. Denn unverhältnismäßig viele Führerinnen der NS-
Frauenbewegung waren schließlich Damen aus den oberen Schichten, vielfach typi­
sche Vertreterinnen des sogenannten „Bildungsbürgertums". In gewisser Weise glich 
das Führungsstratum dieser Frauenbewegung eben doch viel zu sehr jenem der Frau­
enorganisationen im spätviktorianischen England, die nach Timothy Masons Urteil 
von gebildeten Damen der englischen Bourgeoisie „mit genügend Zeit und Energie" 
dominiert wurden122. 

120 Dazu jetzt Michael H.Kater, The Nazi Party. A Social Portrait of Members and Leaders, 
1919-1945, Cambridge, Mass., 1983, S. 160-64. 

121 Goebbels sprach sich am 17.3. 43 gegen „Töchter reicher Familien" aus, die sich auf die Hoch­
schulen zurückzögen, um dem Arbeitsdienst zu entgehen (The Goebbels Diaries, hrsg. v. Louis 
P. Lochner, London 1948, S.234). Offizielle Polemik und restriktive Maßnahmen sind ferner er­
kennbar aus: Reichsbefehl NSDAP-Reichsjugendführung, Berlin, 6.8. 37, BA, NSD 43/4 
(S.761); Gustav Gräfer, Die Deutsche Schule, in: Benze u. Gräfer, S. 45-76, hier S.64; Eintrag 
zum 13.2. 41 in: Willi A. Boelcke (Hrsg.), Kriegspropaganda 1939-1941. Geheime Ministerkon­
ferenzen im Reichspropagandaministerium, Stuttgart 1966, S.618; Das Junge Deutschland 
(1941), S.411 f.; Helmut Stellrecht, Neue Erziehung, Berlin 1942, S. 161-65; Rolf Eilers, Die na­
tionalsozialistische Schulpolitik. Eine Studie zur Funktion der Erziehung im totalitären Staat, 
Köln u. Opladen 1963, S. 20. In einer Analyse noch vor dem Krieg kam Helmut Cron zu dem Ur­
teil : „Die Studentinnen rekrutieren sich heute vorwiegend aus der sozialen Oberschicht, während 
Mittel- und vor allem Unterschicht gegenüber früher immer mehr zurücktreten." Die Studentin. 
Soziales Herkommen und Berufswahl, in: Die Frau 45 (1937/38), S.249-52, hier S.249. 

122 Mason, Women, S. 101. Dem sprachlichen Stil nach waren die Briefe der NS-Frauenführerinnen 
mit wenigen Ausnahmen Produkte der Oberschicht-Kultur. Dementsprechend waren die von den 
NS-Frauenorganisationen offerierten Kulturprogramme. Rednerinnen entstammten meist dem 
Bildungsbürgertum, standen den Kirchen, höheren Bildungsinstitutionen oder der Akademiker­
schaft nahe. Die Führerinnen selbst waren nach Adels- oder akademischen Titeln leicht als Ange­
hörige der Oberschicht zu identifizieren. Siehe Korr. der „Neuländerinnen" (1931), BA, NS 22/ 
349; und der NSF in HIS, 13/254. Ferner Kruk an Albrecht, Berlin, 20.8.24, BA, NS 22/349; Be­
richt des Badischen Innenministers, [Karlsruhe], 15.6. 28, SAF, 317/1257d; Nachrichtenblatt 
Nr. 5 des Bezirks Groß Königsberg, Königsberg, 27. 4. 29, SAG, SF 6818, GA/33; Gerichtsvorla­
dung für Lämmermeyr, Nürnberg, 30. 3. 31, HIS, 13/255; Göbel an G. Straßer, Breslau, 6. 10. 31, 
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Ein weiterer Faktor, der in den Augen eingefleischter Nationalsozialisten gegen 
die Frauen in den NS-spezifischen Organisationen sprach, war, daß sie sich zeitle­
bens nicht von den emotionellen, spirituellen und oft auch institutionellen Bindungen 
an die christlichen Kirchen lösen konnten. Das schien zudem ein Problem für Partei­
genossinnen zu sein: in ihrem Fall war die Wahrscheinlichkeit, daß sie den Kirchen 
noch nahestanden, immer viel höher als bei den männlichen Pgs.123. Obwohl national­
sozialistische Frauen ihren verehrten Führer oft genug in die Nähe des lieben Gottes 
rückten, wurde die NS-Frauenschaft doch ebensooft durch die gespaltene Loyalität 
ihrer Mitglieder - hier zum Führer, dort zum Christentum - kompromittiert124. 

Daß Frauen von Einfluß, Reichtum und Prestige lange Zeit noch vermochten, sich 
auch im NS-Regime eine Vorzugsbehandlung zu sichern, so daß sie beispielsweise bei 
der obligaten Schichtarbeit in den Fabriken oder während der Luftschutzevakuierung 
auf dem Lande auf spezielle Rücksicht rechnen konnten125, steht in keinem Wider-

BA, NS 22/349; Preußisch Eylauer Kreiszeitung, 2.4. 32, SAG, SF 6826, GA/96; Gau-Frauen­
schaftsleiterin Gau Süd-Hannover-Braunschweig an Frauenschaftsleiterinnen der Kreise u.a., 
Hildesheim, 17.6. 32, NHSA, Hann. 310 I, A 122/I; Koch an Upmann, Senne, 21.7. 32; Wara 
von Langen an Polster, Bückeburg, 28.11. 32, SAMs, NSF Westfalen-Nord/542; Dok. (11.12. 
33) in: Broszat u. a., S. 381; Baehr, Geschichte der Ortsgruppe Widminnen, Staatsarchiv (Stiftung 
Preußischer Kulturbesitz) Göttingen, ehem. Staatsarchiv Königsberg, 240, D/116 (S. 28); Auszug 
Brief Else von Löwis (25. 11. 40) in: Bert Honolka, Die Kreuzelschreiber. Ärzte ohne Gewissen. 
Euthanasie im Dritten Reich, Hamburg 1961, S. 86; Rudolf-Christoph Freiherr von Gersdorff, 
Soldat im Untergang, Frankfurt/Main 1977, S. 182. 

123 Ich verlasse mich hier lediglich auf eine Analyse der Werte in den NSDAP-Ortsgruppen-Aufstel­
lungen für die Frankfurter Stadtteile bzw. Vororte Obermain, Riederwald und Berkersheim, Au­
gust/September 1939, HHSAW, 483/160, die vorläufigen, nicht endgültigen Charakter hat. 

124 Siehe oben, Text bei Anm.61. Ferner: Hennersdorf an NSDAP-Reichsleitung, Berlin-Oberschö­
neweide, 24. 8. 31; Wiegmann an Partei-Archiv, Stolberg, o. J. [Juni 1936]; Informationsdienst der 
NSF, München, 24.2. 33, HIS, 13/254; Preußisch Eylauer Kreiszeitung, 23.4. 32; Satzungen, 
Hauptabteilung VIII, NS-Frauenschaft, München, 1.10. 32, BA, Schumacher/230; Diehl, S.41; 
Schäfer an Polster, Selm, 6. 10. 33, SAMs, NSF Westfalen-Nord/24; Graf Stosch an Gestapa, 
Recklinghausen, 1.9. 34, SAMs, Polit. Polizei, 3. Reich/428; Bericht Scholtz-Klink für Juli-Sep­
tember 1937, Berlin, 8. 10. 37, BA, NS 22/860; Steinen, S.217. 

125 Bericht Scholtz-Klink für Januar-März 1941, [September 1941], Januar-März 1942, BA, NS 22/ 
860; Landrat Mühldorf an Regierungs-Präsident München, 2.3. 43, SAM, LRA 135116; Venter, 
Bericht über meine Reise in die Kreise Angermünde und Prenzlau vom 2.-19.12. 43, Berlin-
Köpenick, 29. 12. 43, HIS, 13/260; Dok. (1941-43) in: Heinz Boberach (Hrsg.), Meldungen aus 
dem Reich. Auswahl aus den geheimen Lageberichten des Sicherheitsdienstes der SS 1939-1944, 
Neuwied u. Berlin 1965, S. 150, 352, 356, 358, 363 f.; Dok. (1940/41) in: Broszat u.a., S. 151, 303, 
600, 623; Steinert, S. 119, 221 f., 333 f.; Winkler, Frauenarbeit im „Dritten Reich", S.80, 89, 91, 
95, 110-13, 137, 142f., 148; dieselbe, Frauenarbeit versus Frauenideologie, S. 115, 121; Rupp, 
S.44. Beispiel eines ältlichen Fräuleins aus gutem Hause, das sich 1943 freiwillig zur Fabrikarbeit 
gemeldet hatte und daraufhin von ihren „Kolleginnen" mit ungläubigem Respekt behandelt wur­
de: Fräulein B. an [Bruder] Dr. B. [Stuttgarter Augenarzt], Witzenhausen, 12.7.43, SAL, PL 509, 
1/5 c. - Die weiblichen Angehörigen von Wehrmachtsoffiziersfamilien verhielten sich ganz be­
sonders arrogant: Bericht Scholtz-Klink für Juni 1939, Berlin, 23.8. 39, BA, NS 22/860; Kreis 
Wiesbaden, Stimmungsmäßiger Überblick über die Gesamtpolitische Lage, November 1939, 
HHSAW, 483/5550; Dok. 156 (24.7. 41) in: Gersdorff, Frauen, S.345f.; Winkler, Frauenarbeit 
versus Frauenideologie, S. 119. 
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spruch dazu, daß im Dritten Reich für Frauen aus besseren Kreisen, wie eben für die­
se Kreise überhaupt, die Tage gezählt waren. Denn einerseits ging ihre Ausnahme­
stellung zwischen 1940 und 1945 - so seltsam das klingen mag - auf Hitlers persönli­
che Ambivalenz gegenüber Damen aus der Oberschicht zurück, die wohl von seiner 
eigentümlichen Abhängigkeit von den Mäzeninnen der frühen „Kampfzeit" herrühr­
te und die er bis zu seinem Lebensende nicht überwand126. Andererseits waren ihre 
Überlegenheit und Arroganz die andauernde Folge des stillen, aber prekären Einver­
nehmens zwischen der NS-Führungsspitze und den männlichen Mitgliedern der ge­
sellschaftlichen Creme von einst, eines Zweckbündnisses, das mit der Partizipation 
der Deutschnationalen an der Hitlerschen Regierung 1933 begann und dessen letztes 
Symbol die Verhinderung einer „Zweiten Revolution" durch den 30. Juni 1934 war. 
Solange das NS-Regime der alten männlichen Eliten zur Aufrechterhaltung von Ad­
ministration und Verwaltung bedurfte, waren auch die weiblichen Angehörigen sol­
cher elitärer Familien noch vor Repressalien sicher. Dieser Zustand änderte sich erst 
langsam in den letzten Kriegsjahren, einschneidend erst nach dem Attentatsversuch 
vom 20. Juli 1944, an dem Angehörige der Oberschicht überdurchschnittlich stark be­
teiligt waren. So ist letzten Endes auch das danach auftretende Phänomen der „Sip­
penhaft" zu verstehen, der die Kinder und Frauen vorzugsweise der Oberschicht zum 
Opfer fielen. 

Abschließend wäre noch etwas zu einem letzten möglichen Aspekt der „Frauen­
emanzipation" im Dritten Reich zu bemerken. Man könnte argumentieren, daß die 
nachweislich höhere Ehescheidungsrate, die durch die anfangs erwähnte freiere Se­
xualmoral deutscher Frauen in den letzten Kriegsjahren mitbedingt wurde, ja daß 
schon diese freieren Sitten ein Indikator für größere Mobilität unter Frauen und da­
mit für einen hohen Grad an „Frauenbefreiung" gewesen seien127. Auch daran lasse 
sich der „revolutionäre" Charakter des Regimes ermessen. Dem ist zunächst zu ent­
gegnen, daß die NS-Führerschaft in Dingen der Moral stets einen derart altmodi­
schen Kurs verfolgte, daß das Verhalten der Frauen (und schließlich auch vieler Män­
ner) in sexueller Hinsicht eher als Protest gegen den Rückstand denn als Manifestati­
on Sozialrevolutionären Bewußtseins gedeutet werden muß. Selbst die menschlichen 
Aufzucht-Experimente der SS im „Lebensborn" waren ja nicht revolutionierend, son-

126 Dazu Michael H.Kater, Hitler in a Social Context, in: Central European History 14 (1981), 
S. 243-72, hier S.252. Vgl. auch die von Major Engel beschriebene „Episode Albrecht", in: Hee­
resadjutant bei Hitler 1938-1943. Aufzeichnungen des Majors Engel, hrsg. v. Hildegard von Kot­
ze, Stuttgart 1974, S. 52-55. 

127 Die anstehenden Veränderungen des Ehescheidungsrechts im Dritten Reich behandelt Ferdinand 
Moessmer, Neugestaltung des deutschen Ehescheidungsrechts, Vorschlag, vorgelegt von dem 
Vorsitzenden des Familienausschusses der Akademie für Deutsches Recht, Berlin o.J. [1935]. Ge­
genargumente in Dr. [Kammergerichtsrat i. R.] Scholtz, Zum Entwurf für ein neues Eheschei­
dungsrecht, Die Frau, 44 (Oktober 1936), S. 22-32. Ferner die interessante Korr. (1940-44) in 
BA, R 22/3356 und 3364; Dok. (5.11. und 28.12. 43) in: Verfügungen/Anordnungen, Bd. 4, 
S.550-54, 567-73; Steinen, S.425-28; Rupp, S. 124f.; Richard Grunberger, The 12-Year Reich. 
A Social History of Nazi Germany 1933-1945, New York (N.Y.) 1971, S.245; Stephenson, Wo-
men in Nazi Society, S. 42 f. 
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dem rückständig pervers128. Noch näher liegt allerdings der Schluß, daß die sexuellen 
Exzesse vieler Frauen zu Kriegsende einfach Zeichen der Verzweiflung über das 
Übermaß an Unglück waren, das seit Jahren übers Land hereinbrach129. Wohl bedeu­
tete dies eine Zerrüttung früher gefestigter Familien, zumindestens vorübergehend, 
nicht aber den Ausdruck eines überhöhten Selbstbewußtseins, gar noch vor dem Hin­
tergrund der historischen Frauenbewegung. Nicht zuletzt darin bestand ja der regres­
sive Wesenszug der NS-Diktatur und des von ihr heraufbeschworenen Krieges, daß 
durch beide der relative Status unterdrückter Frauen vor 1933 weder aufgehoben 
noch abgemildert, sondern, ganz im Gegenteil, weiter gefestigt wurde. In diesem 
Prozeß spielte langzeitlich die NS-Frauenbewegung ebenso wie die NSDAP selbst 
eine unheilvolle Rolle. Es ist schwer zu sagen, ob man der einen mehr Einfältigkeit 
und der anderen mehr Heimtücke anlasten sollte. Jedenfalls mußten nach 1945 viele 
Frauenführerinnen einsehen, daß sie unter dem Nationalsozialismus den falschen 
Weg gegangen waren. 

128 Die durch und durch konventionelle Sexualmoral des Dritten Reiches wird reflektiert in: Stell­
recht, S. 124-27. Dazu auch: Zum Bericht der NS.-Frauenschaft von März-April 1939, 21.6. 39, 
BA, NS 22/860. - Zu SS und Sexualität siehe Michael H.Kater, Die Artamanen - Völkische Ju­
gend in der Weimarer Republik, in: Historische Zeitschrift 213 (1971), S. 577-623, hier S. 602 f, 
626 f.; Larry V. Thompson, Lebensborn and the Eugenics Policy of the Reichsführer-SS, in: Central 
European History 4 (1971), S. 54-77; Felix Kersten, Totenkopf und Treue. Heinrich Himmler 
ohne Uniform, Hamburg o. J., S. 67-78, 92-104, 223-36. Zeugnis der Hildegard Trutz, in: Louis 
Hagen, Follow My Leader, London 1951, S. 263 ff.; Der alltägliche Faschismus. Frauen im Drit­
ten Reich, Berlin u. Bonn 1981, S.57f. 

129 Dazu besonders plastisch SD-Bericht vom 18. 11. 43, BA, R 58/190. 
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VERSÄUMTE GELEGENHEITEN? 

Die amerikanische Chinapolitik im Jahr 1949"" 

Die Diplomatiegeschichte der unmittelbaren Vergangenheit war stets ein bevorzugtes 
Feld für politische Legendenbildung. Die Phantasie von Journalisten, eine streitbare 
Opposition auf der Suche nach Versäumnissen der Regierung, die Formulierung 
neuer Thesen durch junge Historiker, nicht zuletzt auch die Tatsache, daß viele Ak­
tenbände und diplomatische Korrespondenzen sukzessive veröffentlicht werden, 
bringen es mit sich, daß alsbald Legenden entstehen, die der Nation große versäumte 
Gelegenheiten aufzeigen und beklagen, daß man damals so und nicht anders gehan­
delt habe. 

In den Vereinigten Staaten von Amerika hat der „Loss of China" drei Jahrzehnte 
lang die Rolle einer solchen Legende gespielt: Unmittelbar nach dem Sturz der Kuo­
mintang-Regierung, in der Zeit, als Joseph McCarthy die öffentliche Meinung auf­
wühlte, waren es vor allem die konservativen Republikaner, die mit der Behauptung, 
Präsident Truman und sein Außenminister Dean Acheson hätten China „verloren", 
gegen den Präsidenten opponierten und mit ihrem Vorwurf unterstellten, die USA 
hätten China besessen und wären in der Lage gewesen, das Land vor dem Kommu­
nismus zu retten. Es wurde damals sogar im amerikanischen Kongreß behauptet, der 
Außenminister und das Department of State hätten China verraten1. Wäre der Ver­
lust Chinas nicht mit dem Spionageprozeß gegen Alger Hiss, mit der Entlarvung des 
Atomspions Klaus Fuchs und der Zündung der ersten sowjetischen Atombombe zu­
sammengefallen - alles Ereignisse, die das Sicherheitsgefühl des amerikanischen Vol­
kes empfindlich erschütterten - , so ist freilich fraglich, ob die Machtergreifung der 
chinesischen Kommunisten ein solch traumatisches Ereignis geworden wäre. Das 

* Diesem Aufsatz ging ein Forschungsaufenthalt in den USA und ein Besuch der National Archives 
in Washington, D. C , voraus. Da jedoch inzwischen die amtliche Aktenpublikation „Foreign Re-
lations of the United States" (künftig: FR) für das Jahr 1949 erschienen ist und die Mehrzahl der 
gesichteten Dokumente in diesen Bänden abgedruckt ist, wurde nur in Ausnahmefällen unmittel­
bar nach den Dokumenten der National Archives (NA) mit Decimal File Number zitiert. Weitere 
Abkürzungen für Quellen: Department of State Bulletin = DeptStBull; Public Papers of the Pre-
sidents = PPP; United States Relations with China. With Special Reference to the Period 
1944-1949 = CWP; Congressional Record = CR. 

Der Verf. dankt Herrn Prof. Dr. Günter Moltmann, Universität Hamburg, für Kritik und Zu­
spruch. 

1 CR, Bd. 95, Teil 2, S. 1952: „It is not so much that the State Department has failed. It has succeed-
ed in making easy the advance of the Communists." Die Literatur über den „Verlust Chinas" aus 
den 50er Jahren ist Legion; einige Buchtitel genügen an dieser Stelle: John T. Flynn, The Lattimo-
re Story: The Full Story of the Most Incredible Conspiracy of Our Time, New York 1953; ders., 
While You Slept, New York 1951; Charles A.Willoughby, Shanghai Conspiracy, New York 
1952. 
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zeitliche Zusammenfallen mit den genannten Ereignissen aber ließ den Verlust Chi­
nas als einen Kulminationspunkt in einer weltweiten Herausforderung erscheinen. 

In den sechziger Jahren waren es dann Gelehrte, die „America's Failure in China" 
(Tang Tsou) nun zwar nicht mehr im Licht der unsinnigen McCarthy-Legende sa­
hen, die aber doch noch von Amerikas „Versagen" in China sprachen - einem Ver­
sagen, das darin bestanden habe, daß die amerikanische Außenpolitik den Impetus 
der chinesischen Modernisierung und das daraus resultierende Machtpotential in 
Fernost unterschätzt, zum anderen unrealistische Erwartungen hinsichtlich einer ti-
toistischen Entwicklung Maos gehegt hätte. Es wurde damals übersehen, daß der 
„Große Sprung nach vorn" nicht nur ein Sprung nach vorne und daß die chinesisch­
sowjetische Freundschaft bereits seit geraumer Zeit im Auflösen begriffen war2. 

In den siebziger Jahren kehrte sich die These um. Hatte man vorher implizit einer 
amerikanischen Intervention das Wort geredet, so stellte sich unter dem Eindruck des 
amerikanischen Debakels in Vietnam die Frage, ob nicht die USA die chinesischen 
Kommunisten rechtzeitig auf ihre Seite hätten ziehen können. Nach dem Erscheinen 
des letzten Aktenbandes zur amerikanischen Chinapolitik des Jahres 1949, der, mit 
vierjähriger Verspätung, 1978 herauskam und einige sensationelle Details über Kon­
takte des amerikanischen Botschafters in Nanking und des Generalkonsuls in Peiping 
(wie die „Hauptstadt des Nordens" damals noch hieß) mit hohen kommunistischen 
Funktionären enthielt, wurde erneut gerätselt, ob die USA durch die dilatorische Be­
handlung dieser Kontakte nicht Entscheidendes versäumt hätten: Wäre es nicht mög­
lich gewesen, den Korea-Krieg zu vermeiden und auch das amerikanische Engage­
ment in Vietnam? Hätten die Amerikaner nicht bereits damals Mao von Moskau ab­
ziehen können, wenn sie nur die neue Volksrepublik auf dem Festland anerkannt und 
die Kontakte zu den Kommunisten weiterverfolgt hätten3? 

Doch diese „versäumten Gelegenheiten" nehmen sich anders aus, wenn man sie in 
den historischen Kontext rückt. Bezieht man die Erfahrungen und Erwartungen der 
amerikanischen Entscheidungsträger, die innenpolitische Unsicherheit angesichts des 
beginnenden Kalten Krieges und die beschränkten Ressourcen der amerikanischen 
Außenpolitik in die Überlegungen ein, dann wird deutlich, daß der Verzicht auf wei-

2 Tang Tsou, America's Failure in China, Chicago 1963, bes. S. 550. Der chinesisch-sowjetische 
Konflikt war zu Beginn der 60er Jahre noch nicht jedermann klargeworden. Henry Kissinger 
schreibt in seinen Memoiren (White House Years, Boston-Toronto 1979, S. 164): „In 1961, I had 
written about the possibility of a Sino-Soviet rift." 

3 Vgl. Robert M.Blum, The Peiping Cable. A Drama of 1949, in: New York Times, 13.8.1978; 
Russell D. Buhite, Missed Opportunities? American Policy and the Chinese Communists, 1949, 
in: Mid-America, Bd. 61 (1979), bes. S. 187, Anm. 1. In der Bundesrepublik wurden ähnliche Ver­
mutungen u.a. in folgenden Zeitungen geäußert: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 21.8. 1978, 
S. 8; Der Spiegel, 52 (1978), bes. S. 86. Siehe ferner Harrison Salisbury, War Between Russia and 
China, New York 1969, S. 85. - Mit mehr Recht wird davon gesprochen, daß die USA während 
des Zweiten Weltkriegs gegenüber den chinesischen Kommunisten eine Gelegenheit verpaßt ha­
ben. Vgl. dazu Joseph W. Esherick (Hrsg.), Lost Chance in China: The World War II Dispatches 
of John S. Service, New York 1974; Barbara Tuchman, If Mao Had Come to Washington: An 
Essay in Alternatives, in: Foreign Affairs, 51 (1972), S. 44-64. 
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tere Kontakte zu Chou En-lai und die Nichtanerkennung der Volksrepublik China 
im Jahre 1949 keineswegs ein Versagen der amerikanischen Diplomatie darstellten, 
daß Washington im Gegenteil realistische Erwartungen hinsichtlich Chinas Stärke 
und seiner Bindungen zum Kreml hatte und daß diese Erwartungen sogar im vorge­
sehenen zeitlichen Rahmen Realität wurden. 

Um die Jahreswende 1948/49 war deutlich geworden, daß der militärische Sieg im 
chinesischen Bürgerkrieg schließlich den Kommunisten zufallen werde. Den Truppen 
Chiang Kai-sheks fehlte der Wille zum Kampf; die kommunistischen Heere waren 
inzwischen an Zahl stärker als die Nationalarmeen, aus deren Überläufern sie sich 
zum Teil rekrutierten. Die Großstädte der Mandschurei waren den Kommunisten 
bereits 1948 in die Hände gefallen, das flache Land im Nordosten Chinas befand sich 
schon seit einiger Zeit unter ihrer Herrschaft. Peiping fiel im Januar 1949, während 
kommunistische Truppen im Süden bereits am Yangtze standen. In den Städten, die 
sie besetzten, machten ihre Heere einen disziplinierten, kampfesfreudigen Eindruck; 
bewaffnet waren sie häufig mit amerikanischen Waffen4. „So haben in der letzten 
Phase des Krieges vom November 1948 bis zum November 1949 binnen eines Jahres 
die kommunistischen Heere ohne nennenswerte fremde Hilfe in einem einzigartigen 
Siegeszug von Mukden bis Canton und Chengtu über dreitausend Kilometer fast nur 
zu Fuß zurückgelegt, eine nicht unbedeutende Leistung, die ihnen der völlige Zusam­
menbruch der KMT und ihrer Führung ermöglichte."5 

4 Zum Verlauf des Bürgerkriegs in seiner letzten Phase: Lionel M. Chassin, La Conquete de la 
China par Mao Tse-tung, Paris 1952, bes. S. 169-226; Edmund O. Clubb, Chiang Kai-shek's Wa-
terloo: The Battle of the Hwai-Hai, in: Pacific Historical Review, XXV (1956), S.389-399. -
Über die Bewaffnung der Kommunisten mit amerikanischen Waffen und ihre Kampfmoral: FR 
1949, 8, S. 56 f.; ebenda, S.441; Derk Bodde, Peking Diary, New York 1950, S.101; J. Leighton 
Stuart, Fifty Years in China: The Memoirs of John Leighton Stuart - Missionary and Ambassa-
dor, New York 1954, S. 237. Was die amerikanischen Waffen und fremde Hilfe für die Kommu­
nisten anlangt, so ist die Auffassung noch immer uneinheitlich. Im US-Kongreß wurde am 7.9. 
1949 die Meinung geäußert, die Kommunisten hätten amerikanische Waffen aus alten Beständen 
von Lend-Lease-Lieferungen aus der UdSSR erhalten (CR, Bd. 95, Teil 10, S. 12637). Nach der 
japanischen Kapitulation hatten sich 1 235 000 Japaner und 780 000 chinesische Marionettentrup­
pen ergeben. In der Mandschurei ergaben sich 700 000 Japaner, sie wurden von den Sowjettrup­
pen entwaffnet. Die chinesischen Kommunisten machten später geltend, zwischen dem 11. 8. 1945 
und dem 10. 10. 1945 die Kapitulation von 220 000 japanischen und chin. Truppen entgegenge­
nommen zu haben (Lisle A. Rose, Roots of Tragedy. The United States and the Struggle for Asia, 
1945-1953, Westport 1976, S. 146). In der Literatur ist davon die Rede, die Sowjets hätten „die 
gesamte Ausrüstung von rund 700 000 japanischen Soldaten" den chin. Kommunisten überlassen 
(so Jürgen Domes, Die Ära Mao Tse-tung, Stuttgart 2. Aufl. 1972, S.22). Aus amerikanischen 
Quellen geht hervor (vgl. FR 1948, 7, S.477), daß nur Teile dieser Ausrüstung an die Kommuni­
sten gelangten. Vgl. Jack Beiden, China Shakes the World, Harmondsworth 1973, S.491. - Die 
umfangreichen Verluste und die Kapitulation von Hunderttausenden von KMT-Truppen (vgl. 
Jacques Guillermaz, Histoire du Parti Communiste Chinois, Bd.2, Paris 1975, S.415) machen 
plausibel, daß größere Mengen von amerikanischen Waffen in die Hände der Kommunisten ge­
rieten. Eindrucksvolle Listen der nationalchin. Verluste in: FR 1949, 8, S. 15. 

5 Wolfgang Franke, Das Jahrhundert der chinesischen Revolution 1851-1949, München 2. ergänz­
te Aufl. 1980, S.268. Zur Vorgeschichte der chin. Revolution ders., Die Stufen der Revolution in 
China, in: VfZ 2 (1954), S. 149-176. 



Versäumte Gelegenheiten? 245 

Die Nationalregierung hatte in den ersten Monaten des Jahres 1949 kein Mittel 
unversucht gelassen, die amerikanische Regierung stärker für sich zu engagieren. 
Durch Freundlichkeit, Versprechungen und durch Drohungen versuchte sie, das be­
freundete Amerika, das sie während des Bürgerkriegs mit Waffen und Gütern im 
Wert von etwa 3 Milliarden Dollar unterstützt hatte, zu weiterer militärischer, finan­
zieller und moralischer Hilfe zu bewegen. Sie scheute sich nicht, Madame Chiang 
Kai-shek nach Washington zu senden und um mehr Hilfe zu bitten, gleichzeitig aber 
zu drohen, sie würde mit der Sowjetunion freundschaftliche Beziehungen aufneh­
men, falls die USA nicht bereit wären, sie aktiver zu unterstützen. 

Ende Januar legte Chiang nominell sein Amt als Staatspräsident nieder; die Macht 
im Staat blieb freilich weiterhin in seinen Händen, aber er wollte den Makel der Nie­
derlage nicht auf sich nehmen. Riesige Bestände von Gold, Silber und Devisen hatte 
er rechtzeitig nach Taiwan bringen lassen. Friedensverhandlungen mit den Kommu­
nisten, die damals anliefen, scheiterten bald an der Forderung nach Auslieferung na­
tionalchinesischer „Kriegsverbrecher", zu denen die Kommunisten auch Chiang 
zählten. Ein sinnvoller Kompromiß war jetzt nicht mehr erzielbar, dazu waren die 
Kommunisten bereits zu stark6. 

Am 20. April überschritt die sogenannte Befreiungsarmee den Yangtze, der wie ein 
gewaltiges natürliches Hindernis ihren Weg nach Süden versperrt hatte und der - in 
den Worten des amerikanischen Generals Wedemeyer, der Chiang freundlich geson­
nen war - mit einem Besenstiel hätte verteidigt werden können. Aber selbst vor dieser 
Aufgabe versagte die Nationalregierung, und die Kommunisten überwanden, ohne 
Luftwaffe und ohne amphibische Kriegserfahrung, den gewaltigen Strom7. Wenige 
Tage darauf fiel Nanking, die Hauptstadt der Republik China. Der gesamte Süden 
des Landes stand den Kommunisten offen. 

Einige Botschafter aus westlichen Ländern waren in Nanking geblieben, darunter 
auch der amerikanische Botschafter J. Leighton Stuart und der päpstliche Nuntius8. 
Im State Department hatte man zwar gesehen, daß das Verbleiben als ein Indiz für 
eine etwaige künftige Anerkennung gewertet werden konnte; man wollte aber nicht 

6 Clark an Acheson, FR 1949, 8, S.422f.; Time, 31. 1. 1949, S. 16f.; George H. Kerr, Formosa Be-
trayed, New York 1965, S. 372 f.; Dorothy Borg, Waldo Heinrichs (Hrsg.), Uncertain Years. Chi-
nese-American Relations, 1947-1950, New York 1980, S. 137, 143 f., 146. 

7 Vgl. Guillermaz, Histoire, S.423; Tsou, America's Failure, S.500. Die beinahe einhellige Mei­
nung von der verteidigungslosen Kapitulation der Nationalarmeen am Yangtze wird nicht geteilt 
von Domes (Ära, S.23), der von dem „verzweifelten Versuch der Nationalarmee, wenigstens die 
Linie des Yangtze zu halten", spricht. Ein chinesischer Diplomat berichtete, daß Chiang die Ver­
teidigung des Yangtze blockiert habe, um Präsident Li zu diskreditieren (Memo of Conversation, 
NA, FW 893.00/6-149). Siehe ferner Beiden, China Shakes the World, S.597; Time, 2.5. 1949, 
S.16; Der Spiegel, 23.4. 1949, S. 1; Mao Tse-tung, Ausgewählte Werke, Peking 1969, Bd. IV, 
S.467. 

8 Mgr. Riberi blieb in Nanking und riet als Doyen des diplomatischen Corps seinen Kollegen, zu 
bleiben, „parce qu'il considérait la révolution communiste comme une insurrection de bandits ou 
de rebelles comparable à une violente tempfete orageuse, d'après lui, qui ne pourrait durer qu'un 
temps limité, six mois ou un an, mais pas plus" (Louis Wei Tsing-sing, Le Saint-Siège et la Chine. 
De Pie XI à Nos Jours, Paris 1968, S.217). 
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auf die guten Beziehungen Stuarts, des langjährigen Präsidenten der Yenching-
Universität, zu seinen ehemaligen Schülern verzichten, die jetzt wichtige Positionen 
bei den Kommunisten innehatten. Außerdem hätte der Umzug mit der National­
regierung, die nach Canton ging, allzu optimistische Erwartungen innerhalb der 
Kuomintang hervorgerufen. Die USA wollten sich vorläufig mehrere Optionen of­
fenhalten, obgleich das State Department eine kritische Reaktion der amerikanischen 
Öffentlichkeit auf den Verbleib des Botschafters in Nanking befürchtete. Eine letzte 
Einladung an Stuart zum Umzug am 19. April wurde ausgeschlagen. Die Briten lie­
ßen wissen, daß sie vor Installierung einer kommunistischen Regierung Nanking 
nicht verlassen wollten, weil sie sonst die Möglichkeit zufriedenstellender Beziehun­
gen zu den Kommunisten und den Erfolg ihrer konsularischen Tätigkeit aufs Spiel 
setzen würden9. 

Von den Großmächten machte allein die Sowjetunion - man muß annehmen, um 
den chinesisch-sowjetischen Vertrag vom 14. August 1945 zumindest formal zu erfül­
len - den Umzug der Nationalregierung nach Canton mit; ihre Botschaft war bereits 
im Februar mit 30 Mann Personal nach Canton übersiedelt, Botschafter N.V.Ro-
schin - wie die Botschafter Polens und der Tschechoslowakei - allerdings schon vor­
her zu Konsultationen heimgereist. Amerikanische Beobachter glaubten, daß die chi­
nesischen Kommunisten darüber erstaunt waren10. Aber im Kreml scheint man be­
fürchtet zu haben, daß die chinesischen Kommunisten das Personal der Botschaften 
und Konsulate wie gewöhnliche Ausländer behandeln würden, solange keine Aner­
kennung bestand; die sowjetischen Konsulate waren bereits bisher stets rechtzeitig 
vor kommunistischer Besetzung der jeweiligen Stadt geschlossen worden11. 

Außenminister Dean Acheson wollte bei den Kommunisten keine falschen Hoff­
nungen wecken und lud deshalb Botschafter Stuart zu Gesprächen nach "Washington 
ein. Stuart aber gedachte jetzt, nachdem er einmal an Ort und Stelle geblieben war, 
die Vorteile seines Bleibens auszunützen und den Kommunisten Gelegenheit zu ge­
ben, mit ihm in Verbindung zu treten12. Die Beziehungen zwischen den Amerikanern 
und den chinesischen Kommunisten waren damals problematisch. Die Amerikaner 
hatten durch ihre jahrelange Unterstützung Chiangs den Bürgerkrieg verlängern hel­
fen, worüber die Kommunisten verbittert waren. Seit Anfang November 1948 befand 
sich der amerikanische Konsul in Mukden (heute Shenyang), Angus Ward, unter 
Hausarrest, seit 18. November ohne Kontakt zur Außenwelt und unter denkbar 
schlechten Bedingungen13. Die Rechtfertigung der Kommunisten, Ward sei als Spion 
tätig gewesen, wurde von den USA als lächerlich zurückgewiesen, obgleich sie mögli-

9 Butterworth an Lovett, FR 1949, 8, S. 664 ff.; Sprouse an Merchant, ebenda, S.837f.; Jones an 
Acheson, ebenda, S. 825 f.; Acheson an Stuart, ebenda, S.230f. 

10 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 104; Clark an Acheson, ebenda, S. 107; Clark an Acheson, 
ebenda, S.240; Butterworth an Lovett, ebenda, S. 664 ff. 

11 Smyth an Acheson, FR 1949, 8, S. 1065; Smyth an Acheson, ebenda, S. 170 f. 
12 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 682; Stuart an Acheson, ebenda, S. 683 f. 
13 Acheson an Stuart, FR 1949, 8, S. 938 f.; Briggs, American Consular Rights in Communist China, 

in: American Journal of International Law, 44 (1950), S.243. 
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cherweise nicht unbegründet war14. Auch die Briten und andere Nationen, selbst die 
Sowjets, mußten Verletzungen ihrer konsularischen Rechte hinnehmen; Maßnah­
men allerdings wie die im Falle Wards hatten nur die Amerikaner zu erleiden15. Ein 
weiteres Gravamen der Vereinigten Staaten betraf die Behandlung des amerikani­
schen Vizekonsuls in Dairen, Culver Gleysteen, der mehrmals von chinesischen und 
sowjetischen Polizisten festgenommen wurde16. Auch das Verschwinden zweier Sol­
daten, Smith und Bender, die sich nach der Vermutung der amerikanischen Behörden 
in kommunistischer Haft befanden, belastete die Beziehungen zwischen den USA 
und den chinesischen Kommunisten. Falls die eigentliche Verantwortung für solche 
Zwischenfälle bei den Sowjets zu suchen war, wie einige amerikanische Diploma­
ten annahmen17, so deuteten sie auf einen starken Einfluß der Sowjets, was wiederum 
die amerikanische Einschätzung der Unabhängigkeit der KPCh ungünstig beein­
flußte. 

Bei der Besetzung Nankings wurde dann auch die diplomatische Immunität des 
amerikanischen Botschafters verletzt: In den frühen Morgenstunden des 24. April 
1949 drangen Soldaten der Befreiungsarmee in die Residenz und selbst in das Schlaf­
gemach des Botschafters ein und stellten einige seiner Botschaftsangehörigen zeitwei­
se unter Hausarrest18. Gespräche mit kommunistischen Funktionären zeigten später, 
daß diese Übergriffe eigenmächtig von einzelnen Soldaten vorgenommen worden 
waren. Chou En-lai und hohe kommunistische Militärs gaben sich peinlich berührt. 
Sie wollten aber auch den Protest der USA nicht akzeptieren, weil sie den diplomati­
schen Status der betroffenen Personen nicht anerkannten19. Die Auffassung, daß 
fremde Diplomaten oder Konsulatsangehörige wie private Ausländer zu behandeln 
seien, war rechtlich gewiß anfechtbar, sollte vermutlich aber auf eine schnelle diplo­
matische Anerkennung des kommunistischen Regimes hinwirken. 

Stuarts Beschwerden beim Direktor des Amtes für Ausländerangelegenheiten, 
Huang Hua, führten zu nichts, obwohl Huang Hua einst Schüler Stuarts an der Yen-
ching-Universität gewesen war und mit Stuarts Privatsekretär und Adoptivsohn, Phi­
lip Fugh, in der gleichen Jahrgangsklasse studiert hatte. Auch der Protest des ameri­
kanischen Generalkonsuls in Peiping, Edmund O. Clubb, im April zeitigte anfangs 
kein Ergebnis. Aber dann, am 10. Juni, wurde Ward doch plötzlich auf freien Fuß ge­
setzt. 

14 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S.959; Clubb an Acheson, ebenda, S.965; Clark an Acheson, 
ebenda, S. 968. 

15 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S.755; Jones an Acheson, ebenda, S.974; Stuart an Acheson, 
ebenda, S.951; McConaughy an Acheson, ebenda, S. 1291 f. Vgl. Borg/Heinrichs, Uncertain 
Years, S.214f. 

16 Paddock an Acheson, FR 1949, 8, S. 865 f.; Paddock an Acheson, ebenda, S. 869. Vgl. Acheson an 
Kohler, ebenda, S. 871. 

17 Smyth an Acheson, FR 1949, 8, S. 542; Stuart an Acheson, ebenda, S. 881 f.; Paddock an Acheson, 
ebenda, S. 902 f. 

18 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S.723; Stuart an Acheson, ebenda, S.729. 
19 Acheson an Stuart und Clubb, FR 1949, 8, S.724; Stuart an Acheson, ebenda, S.727; Stuart an 

Acheson, ebenda, S. 739; Stuart an Acheson, ebenda, S. 741. 
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Im Mai war es zwischen Stuart und Huang Hua sowie zwischen Clubb und einem 
Verbindungsmann zu Chou En-lai zu einigen interessanten Begegnungen gekom­
men. Huang hatte gleich beim ersten Gespräch mit Stuart den Wunsch geäußert, daß 
eine kommunistische Regierung von den USA anerkannt werde, wenngleich er bei 
dieser Gelegenheit auch die Bitterkeit der KPCh wegen der jahrelangen amerikani­
schen Unterstützung Chiangs erwähnte. Stuart deutete an, daß sein Verbleiben in 
Nanking als ein hoffnungsvolles Zeichen betrachtet werden dürfe20. 

Brisanter waren die Themen, die zwischen dem Generalkonsul in Peiping und 
Chou En-lai behandelt wurden, wobei ein Angehöriger der Demokratischen Liga, ei­
ner kleinen bürgerlichen Partei mit einem starken linken Flügel, und ein australischer 
Journalist namens Keon als Mittelsmänner fungierten. Chou hatte schon bei früherer 
Gelegenheit geäußert, daß eine kommunistische Regierung durchaus auch mit kapi­
talistischen Mächten Handel treiben wolle und daß diese Auffassung von Mao und 
Liu Shao-chi geteilt werde, wenngleich sie in den unteren Rängen der Armee kein 
Verständnis finde21. Wenige Tage später wurde dem amerikanischen Stellvertreten­
den Militärattache, Oberst Barrett, durch einen Boten ein Schreiben Chou En-lais 
überbracht, in dem Chou, der für den Fall einer Veröffentlichung durch die Adressa­
ten sofortige Desavouierung ankündigte, schilderte, daß während der letzten Phase 
der Machtergreifung innerhalb der KPCh und der obersten Ränge der Armee große 
Meinungsunterschiede bezüglich Außenhandel und diplomatischen Beziehungen zu 
fremden Mächten aufgetaucht seien. Eine liberale Gruppe, zu der auch er selbst ge­
höre, sei zur Zusammenarbeit mit der Nationalregierung bereit, weil dort gerade in 
puncto Außenpolitik wichtige Kenntnisse vorhanden seien, auf die man zurückgrei­
fen könne. Er wende sich an die Vereinigten Staaten, weil nur sie oder Großbritan­
nien in der Lage seien, China nach dem Bürgerkrieg zu helfen. Die Außenpolitik der 
Sowjetunion halte er für „verrückt" (crazy), weil sie auch einen Weltkrieg riskiere. 
Chou erinnerte noch einmal an die vertrauensvollen Beziehungen, die zwischen den 
chinesischen Kommunisten und amerikanischen Beobachtern während des Zweiten 
Weltkriegs in Yenan geherrscht hätten22. 

Berichte über Meinungsverschiedenheiten innerhalb der KPCh gingen den Ameri­
kanern aus vielerlei zuverlässigen Quellen zu. Offenbar gab es eine starke pro-sowje-
tische Fraktion, der vor allem Militärs angehörten, und eine kleinere Gruppe liberaler 
Kommunisten um Chou En-lai. Die radikalen Kräfte hatten durch die militärischen 
Siege an Prestige und politischem Einfluß gewonnen. Die Amerikaner erfuhren, daß 
Mao Tse-tung im Frühjahr durchaus ernsthafte Gespräche mit der Kuomintang-
Führung hatte führen wollen, daß er aber von den jüngeren Führungskadern in der 
Partei und den Militärs überstimmt worden sei23. Auch Clubb wußte von diesem 
Streit in der Partei. Er war dennoch skeptisch, ob man mit dem liberalen Flügel, der 

20 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 745 f. Vgl. Borg/Heinrichs, Uncertain Years, S. 207 f. 
21 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S.350. 
22 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 357 ff. 
23 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 104; Clark an Acheson, ebenda, S. 158 ff.; Stuart an Acheson, 

ebenda, S.372. 
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potentiell titoistisch erschien, zusammenarbeiten könne; diese Gruppe sei zu 
schwach. Stuart hielt die Informationen über den Parteienzwist für übertrieben; er 
sah in ihnen mehr amerikanisches Wunschdenken als Realität. Er glaubte Zeichen zu 
erkennen, daß die etwas gemäßigteren Kräfte um Chou bereits unterlegen seien, wo­
für auch Clubb schon einige Anhaltspunkte geliefert hatte24. Clubb hielt zwar das Ar­
gument für zutreffend, daß China in der Zeit wirtschaftlicher Not einen großzügigen 
und potenten Freund brauche, meinte allerdings, daß die Kommunisten gleichzeitig 
die Großzügigkeit der wirtschaftlich potenten USA und die politische Freundschaft 
der UdSSR suchten25. In Nanking kam es Anfang Juni zu einer Begegnung zwischen 
Philip Fugh und Huang Hua, die von letzterem angeregt worden war. In Kreisen 
amerikanischer Diplomaten galt Huang als Liberaler, als ein „Chou-Mann". Auch er 
wies auf die Hilfe hin, die China nach dem Bürgerkrieg zum Wiederaufbau brauchte. 
Auf Fughs Vorwurf, das kommunistische Verhalten gegenüber Ward und die Verbal­
injurien gegenüber den USA machten eine solche Politik unglaubwürdig, entgegnete 
Huang, dies werde sich nach der Aufnahme diplomatischer Beziehungen von Grund 
auf ändern26. 

In Washington verfolgten die Leiter der amerikanischen Außenpolitik diese Kon­
takte mit Gelassenheit. Sie wollten vorerst keinesfalls selbst aktiv werden. Entspre­
chend wurde Clubb vom State Department instruiert, künftig in allgemeinen Worten 
an die historische Freundschaft zwischen den beiden Völkern zu erinnern und Inter­
esse zu zeigen, aber auch darauf hinzuweisen, daß Zwischenfälle wie der von Muk-
den erhebliche Zweifel an der Ernsthaftigkeit der Kommunisten aufkommen ließen27. 
Mit dieser vorsichtigen Politik war auch Harry Truman einverstanden, der in diesen 
Tagen deutlich machte, daß er die Intentionen der chinesischen Kommunisten zuerst 
an ihren Handlungen messen werde28. 

Zu gleicher Zeit kam es an anderen Orten Chinas zu Begegnungen auf niedrigerer 
Ebene zwischen kommunistischen Funktionären und Vertretern der USA. Dabei sag­
te der neue Bürgermeister von Shanghai, Chen Yi - der amerikanische Beobachter 
schloß aus den Umständen, daß die Äußerung eigentlich nicht für fremde Ohren be­
stimmt war - , das kommunistische China brauche wirtschaftliche Hilfe nach dem 
Muster des Marshall-Plans und Außenhandel mit dem Westen, doch dürfe eine sol­
che Unterstützung nicht an politische Bedingungen geknüpft sein29. Ähnliches wurde 
auch in Peiping und Hongkong verbreitet30. 

Die Freilassung Wards Anfang Juni wurde von den Amerikanern sicherlich als ein 
Signal verstanden. Aber es war schwierig, die Handlungen und Äußerungen der 
Kommunisten in ein widerspruchsfreies Schema zu bringen. Hielt doch gerade jetzt 

24 Stuart an Acheson, FR 1949, S.381f.; Stuart an Acheson, ebenda, S.950. 
25 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 363 f. 
26 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 741 f.; Stuart an Acheson, ebenda, S. 377 f. 
27 Webb an Clubb, FR 1949, 8, S. 384 f. 
28 Memo Webb, FR 1949, 8, S. 388. 
29 Cabot an Acheson, FR 1949, 8, S. 370. 
30 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 379; Hopper an Acheson, ebenda, S. 374. 
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Mao eine Rede, in der er zwar die kommunistische Bereitschaft erwähnte, mit jeder 
ausländischen Regierung, die ihre Beziehungen zur Nationalregierung abbreche, Di­
plomaten auszutauschen und Handel zu treiben, in der er aber auch den amerikani­
schen „Imperialismus" in einer Art geißelte, die für die USA verletzend sein mußte31. 
Die Moskauer Prawda druckte gleichzeitig einen Aufsatz Liu Shao-chis aus dem Jah­
re 1948 ab, den die amerikanischen Diplomaten als Ausdruck eines Totalausverkaufs 
chinesischer Interessen an die UdSSR verstanden32. Zu einer Zeit, da gemäßigte 
Kommunisten mit den USA ins Gespräch kommen wollten, kamen also Störmanöver 
der Sowjetunion und der radikalen Kräfte der KPCh. Und während die Liberalen 
ihre Kontakte unter sorgfältiger Geheimhaltung wahrnahmen, durften die Radikalen 
ihre Positionen lauthals öffentlich propagieren. Es deutete alles darauf hin, daß die 
radikale, pro-sowjetische Gruppe in der KPCh den größeren Einfluß hatte. 

Bei den amerikanischen Vertretern in China war die Reaktion auf die Rede Maos 
und den Artikel Lius geteilt. Diejenigen unter ihnen, die Berichte über einen innerpar­
teilichen Zwist für übertrieben ansahen - Botschafter Stuart, Botschaftsrat Clark, 
Oberst Barrett - , rechneten nicht mehr mit einer Annäherung des kommunistischen 
China an die USA. Sie hielten im übrigen die Demarche Chous für eine Finte. Die 
Generalkonsuln in Peiping und Shanghai, Clubb und Cabot, glaubten an den Par­
teienstreit und deuteten den ostentativen Pro-Sowjetismus zu diesem Zeitpunkt als 
eine gezielte Reaktion auf die lauten Spekulationen über einen chinesischen Titois­
mus, die nur das Mißtrauen der Sowjets eindämmen sollte. Die Möglichkeit, daß es 
sich bei Chous Demarche um Taktik handelte, schloß aber selbst Clubb nicht aus; er 
wollte diese Verbindung auch nicht aktiv weiterverfolgen33. 

Ende Juni kam es nochmals zu einem Treffen Stuarts mit Huang, der den amerika­
nischen Botschafter im Namen Maos einlud, nach Peiping zu reisen, seine Alma 
mater zu besuchen und dort seinen 73. Geburtstag zu feiern - dies war ein Wunsch 
Stuarts gewesen, den sein Adoptivsohn Fugh einmal Huang gegenüber geäußert hat­
te. Stuart zögerte, ohne Rücksprache mit dem State Department die Einladung anzu­
nehmen. Die Reise würde die diplomatischen Kollegen in Nanking verärgern, mit de­
nen ein gemeinsames Handeln vereinbart worden war, zum anderen konnte der Be­
such in der alten Hauptstadt des Nordens - ohne Vorbesuch bei der Nationalregie­
rung in Canton - als ein weiterer Schritt in Richtung Anerkennung gedeutet werden. 
Stuart glaubte zu spüren, daß Mao, Chou und Huang mit seinem Besuch rechneten34. 

Im State Department machte die Einladung erhebliches Aufsehen. Sie wurde für 
noch wichtiger angesehen als die Kontakte zwischen Clubb und Chou. Hohe Beamte 
des Außenministeriums fürchteten aber die Reaktion der amerikanischen Öffentlich­
keit auf eine Reise des amerikanischen Botschafters in das Herz der kommunistischen 
Macht. Der Unterstaatssekretär für den Fernen Osten, "Walt Butterworth, glaubte, 
daß die Reise Stuarts in den Augen der Öffentlichkeit nur dann als gerechtfertigt er-

31 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 392 f. 
32 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 379; Prawda, 7.6. 1949, S.3. 
33 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 394 f. 
34 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 766 f. 
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scheinen könnte, wenn es Stuart gelänge, vorher Mukden zu besuchen und auf der 

Rückreise via Peiping Ward mitzubringen35. Aber eine prompte Entscheidung des 

Präsidenten untersagte die Reise36. Unter dem Eindruck der öffentlichen Diskussion 

über die künftigen Beziehungen zur chinesischen Volksrepublik nahm die amerikani­

sche Regierung nunmehr eine Haltung ein, die darauf hindeutete, daß es nicht zu ei­

ner diplomatischen Anerkennung kommen würde. 

Am 30. Juni 1949 war anläßlich des 28. Gründungstages der KPCh eine Rede von 

Mao Tse-tung „Über die demokratische Diktatur des Volkes" als Aufsatz erschienen. 

In diesem Aufsatz sagte Mao, es sei eine „kindische Vorstellung" zu glauben, China 

benötige „die Hilfe der britischen und der amerikanischen Regierung". Mao verwies 

auf die leidvollen Erfahrungen Sun Yat-sens, der unzählige Male vergeblich an die 

Westmächte appelliert und um Hilfe gebeten habe. China verdanke seinen gegenwär­

tigen Sieg der Sowjetunion, und es werde auch nur von dort Hilfe erhalten37. Der 

Aufsatz Maos kam später zwischen Stuart und Huang zur Sprache. Es schien Stuart, 

als sei Huang vom Tenor, den Mao anschlug, selbst enttäuscht. Huang bestritt, daß 

Mao sagen wollte, China könnte nur mit der Sowjetunion gewinnbringende Bezie­

hungen unterhalten38. Nun war den Amerikanern zwar bekannt, daß Mao in der Ver­

gangenheit mit dem Kreml Schwierigkeiten gehabt und daß man ihm dort mißtraut 

hatte - insofern erschien die Politik Maos, den Kreml zu beschwichtigen, durchaus 

plausibel. Aber es war im State Department ebenso bekannt, daß das Vertrauen zwi­

schen Amerikanern und chinesischen Kommunisten, das während des Zweiten Welt­

kriegs einmal bestanden hatte, nicht mehr existierte: die Kommunisten wollten den 

USA die Hilfe für Chiang nicht vergessen. Die Einsicht, daß ihr Vertrauenskapital in 

China stark abgenommen hatte, brachte die Amerikaner davon ab, auf die Freund­

schaft der liberalen Kommunisten zu bauen. 

Die Kommunisten waren indes enttäuscht, als Stuart ihre Einladung nicht annahm. 

Jetzt hatten sie das Gesicht verloren39. Aber hatten sie sich die Reaktion Washingtons 

durch ihr völkerrechtswidriges Verhalten nicht selbst zuzuschreiben? 

Der Fall Ward war aus völkerrechtlicher Sicht unzweideutig. Ein De-facto-

Regime ist nach dem modernen Völkerrecht durchaus an gewisse Minimalanforde­

rungen gebunden, befindet sich nicht in einem Rechtsvakuum. Zum einen ist dem be­

friedeten De-facto-Regime Schutz gegen äußere Aggression zuzubilligen, zum ande­

ren gilt aber das De-facto-Regime als ein selbst deliktfähiges Völkerrechtssubjekt, 

das an das Gewaltverbot gebunden ist. Das kommunistische Regime hatte elementare 

Regeln des Völkerrechts verletzt. Einen Konsul, der vom Altstaat mit einem Exequa­

tur versehen worden ist, wie einen bloßen Privatmann zu behandeln, ist ohne vorheri-

35 Davies an Kennan, FR 1949, 8, S. 768 f. 
36 Acheson an Stuart, FR 1949, 8, S.769. 
37 Mao, Ausgewählte Werke, Bd. IV, S. 444 f. Vgl. Edmund O. Clubb, Russia and China. The Great 

Game, New York-London 1971, S.365; Borg/Heinrichs, Uncertain Years, S. 211 f., 253. 
38 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S.424. Vgl. Buhite, Missed Opportunities?, S.186; T. Durdin, 

China's Reds Face Internal Disputes, in: New York Times, 17.9. 1949. 
39 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 497 f. 
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ge Notifikation unzulässig. Erkennt das De-facto-Regime das Exequatur des Altstaa­
tes nicht an, so muß es dem konsularischen Personal zumindest die Abwicklung sei­
ner Amtsgeschäfte und die unbehinderte Ausreise gestatten. Das kommunistische De-
facto-Regime war als Nachfolger der Republik China gehalten, den chinesisch­
amerikanischen Vertrag vom 11 Januar 1943 zu respektieren. Dieser Vertrag sah vor, 
daß die Konsulatsbeamten die Rechte und Privilegien erhielten, die unter dem mo­
dernen Völkerrecht üblich sind. Das Nichtanerkennen des Exequatur verpflichtete 
die kommunistischen Behörden zumindest, die Konsuln als US-Staatsangehörige zu 
behandeln, wobei der genannte Vertrag wieder einige Minimalanforderungen stipu-
lierte40. Wenn der amerikanische Außenminister später die Nichtanerkennung der 
Volksrepublik mit Verletzungen des Völkerrechts begründete41, dann war dies plau­
sibel und vertretbar. 

Darüber hinaus gab es freilich auch politische Erwägungen, die kommunistische 
Volksrepublik nicht anzuerkennen. In der amerikanischen Innenpolitik hatten sich 
lange vor 1949 Tendenzen gezeigt, eine Unterscheidung zwischen chinesischen und 
anderen Kommunisten für verfehlt, ja für gefährlich zu halten. Mancher fühlte sich 
an die Bezeichnung „Agrarreformer" erinnert, die während des Zweiten Weltkriegs 
gelegentlich für die chinesischen Kommunisten verwendet worden war, und die Kon­
servativen meinten, daß das liberale Amerika die kommunistische Gefahr unterschät­
ze. Unter dem Eindruck der als Aggression und Expansion verstandenen Politik der 
Sowjetunion in Osteuropa kam es in den Vereinigten Staaten zu einer Reaktion der 
öffentlichen Meinung, die eine rationale Auseinandersetzung mit dem Kommunis­
mus schwierig machte. 

Die amerikanische Chinapolitik war zum ersten Mal ins Feuer einiger Medien ge­
raten, als der amerikanische Botschafter in China Hurley Ende November 1945 von 
seinem Amt zurücktrat und das State Department beschuldigte, es habe einen Erfolg 
seiner Tätigkeit verhindert, weil zu viele seiner Beamten mit dem Kommunismus 
sympathisierten. Seit dieser Zeit hatten konservative Republikaner die Chinapolitik 
des State Department mit Argwohn beobachtet. Als im Herbst 1947 General Wede­
meyer von einer längeren Informationsreise aus Fernost zurückkehrte und das State 
Department nach reiflicher Überlegung beschloß, seinen Bericht nicht zu veröffentli­
chen, weil er einerseits Chiangs korrupte und ineffiziente Regierungsweise kritisierte, 
andererseits aber mehr Hilfe für diese Regierung forderte, brach in den USA ein 
Sturm der Entrüstung aus42. William C. Bullitt, Roosevelts erster Botschafter in der 
Sowjetunion, der von dort als scharfer Kritiker der Moskauer Politik zurückgekehrt 

40 Vertragstext in: CWP, S. 514 ff. Vgl. Briggs, American Consular Rights, S. 257; Jochen Abr. Fro-
wein, Das de-facto-Regime im Völkerrecht, Köln-Berlin 1968, S. 52, 69, 173 f., Anm. 37. 

41 Dean Acheson, Present at the Creation. My Years in the State Department, New York 1969, 
S.340; Acheson an Clubb, FR 1949, 8, S.982. Vgl. Fenwick, The Recognition of the Communist 
Government of China, in: American Journal of International Law, 47 (1953), S.659. 

42 Der Wedemeyer-Bericht wurde zum ersten Mal veröffentlicht im Aug. 1949 in: CWP, 
S. 817-822. Zur Entscheidung des State Department, ihn vorher nicht zu veröffentlichen, siehe 
Acheson, Present at the Creation, S. 304 f. 
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war, unternahm 1947 eine Chinareise und veröffentlichte nach seiner Rückkehr in 

„Life" einen „Report to the American People", der in vielen anderen Blättern abge­

druckt wurde und einen vehementen Angriff gegen die Chinapolitik der Truman-

Administration darstellte. Bullitt versuchte, die amerikanische Öffentlichkeit davon 

zu überzeugen, daß China durch amerikanische Hilfe ohne weiteres gerettet werden 

könne. Für den Fall, daß die USA zu solcher Hilfe nicht bereit seien, wagte er die 

Prognose: „If China falls into the hands of Stalin, all Asia, including Japan, sooner or 

later will fall into his hands. The manpower and resources of Asia will be mobilized 

against us. The independence of the U.S. will not live a generation longer than the in-

dependence of China."43 

Nach den Präsidentschaftswahlen von 1948, die der republikanische Kandidat nur 

knapp verlor, kam es zu neuen Attacken aus dem Kongreß. Es wurden Zweifel ge­

äußert, ob die Administration China überhaupt retten wolle. Es wurde an die Tru-

man-Doktrin vom März 1947 erinnert, in der der Präsident den Völkern, „who are 

resisting attempted subjugation by armed minorities or by outside pressure", amerika­

nische Hilfe zugesagt hatte, ohne diese Zusage geographisch zu limitieren. Mit dem 

Verweis auf die Hilfe an Griechenland und die Türkei suchten Kritiker im Kongreß 

und in den Medien wiederholt die vermeintliche Inkonsistenz der Truman-Admini­

stration darzutun44. 

Im Kongreß wurde die Forderung erhoben, die — ja durchaus geleistete - amerika­

nische Hilfe an die Nationalregierung zu erhöhen. Ein Abgeordneter versuchte, eine 

Zuweisung von anderthalb Milliarden Dollar durchzusetzen, die etwa zur Hälfte aus 

militärischen Gütern bestehen sollte. Die Joint Chiefs of Staff wollten der National­

regierung sorgfältig geplante und überwachte Hilfe geben, und zwar unter Bedingun­

gen, die den mißbräuchlichen Einsatz dieser Hilfe ausschlossen, was freilich — durch 

die amerikanische Überwachung - eine gefährliche Verantwortung mit sich gebracht 

hätte45. Mehr als ein Viertel der republikanischen Kongreßminderheit unterschrieb 

einen Brief an Dean Acheson, in dem es hieß, der Verlust Chinas stelle eine monu­

mentale historische Niederlage für die USA dar und auch eine schwere Bedrohung 

der Sicherheit der Vereinigten Staaten46. Dean Acheson lehnte die Forderung nach 

43 Zit. nach: Franz Schurmann u. Orville Schell (Hrsg.), Republican China. China Readings, Bd. 2, 
Harmondsworth 1967, S. 355. Der Report erschien ursprünglich in: Life, 13. 10. 1947; er wurde -
teilweise verkürzt - nachgedruckt u. a. in Time, 13.10. 1947, S.20f.; Reader's Digest, Dec. 1947, 
S. 119-124. - Der Herausgeber von Time und Life, Henry Luce, war als Kind amerikanischer 
Missionare in China geboren und Mitbegründer der Universität Peking. Theodore H. White, der 
Verf. des Bestsellers Thunder out of China (New York 1946), der nicht zuletzt dieses Buches we­
gen mit Luce in Streit geriet, nannte ihn „China's single most powerful friend in America" (In 
Search of History. A Personal Adventure, London 1978, S. 126) und Time „the magazine most 
committed to the [KMT-]Chinese cause in all America" (ebenda, S. 154; siehe auch ebenda, 
S. 83 f., 205 ff.). Zu Luce und White und die Kontroverse um die Rolle der USA im chinesischen 
Bürgerkrieg auch David Halberstam, The Powers That Be, New York 1979, S. 101 ff., 123 ff. 

44 New York Times, 14.3.1947, S.3;Los Angeles Times, 25.5.1947; Life, 30.8.1948, 6.9.1948. 
45 Memo JCS an Forrestal, FR 1948, 8, S. 132. 
46 CR, Bd. 95, Teil2, S.1950. Siehe ferner Memo Forrestal an Souers, FR 1949, 9, S.480, 482f.; 

Memo Carter an Acheson, ebenda, S. 485 f.; Transcript of Conversation, ebenda, S.523. 
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größerer Hilfeleistung ab: Die chinesischen Streitkräfte, so erklärte er, hätten nach 
Aussagen amerikanischer Militärs nicht eine einzige Schlacht deshalb verloren, weil 
es ihnen an Waffen oder Munition gefehlt hätte; die einzige wirksame Maßnahme, 
die rote Flut zu stoppen, wäre der Kampfeinsatz einer unvorhersehbar großen ameri­
kanischen Streitmacht auf dem asiatischen Festland47 - ein solch weitreichender 
Schritt wurde von niemandem im Kongreß ernsthaft gefordert, nicht einmal von Se­
nator Knowland, dem „chinapolitischen Sprecher" der Republikaner48. 

Aus China kam die Anregung, alte Haudegen, die während des Zweiten Welt­
kriegs Chiang Kai-shek beraten hatten, Männer wie den ehemaligen SA-Führer Sten-
nes und den amerikanischen Fliegergeneral Chennault, den Chef der freiwilligen Pi­
lotengruppe „Flying Tigers", im Rahmen einer Internationalen Brigade zur Rettung 
der Republik nach China zu berufen49. Chennault glaubte, mit etwas mehr als einhun­
dert Freiwilligen, die sich bereits bei ihm gemeldet hatten, die rote Flut anhalten zu 
können50. Dieses Projekt wurde vom amerikanischen Verteidigungsminister Forrestal 
und von hohen Militärs unterstützt, die auch bereit gewesen wären, begrenzte militä­
rische Hilfe zu geben und den Einsatz zu überwachen51. Aber Truman war nicht ge­
willt, sich auf ein derart gefährliches Abenteuer mit ungewissem Ausgang einzulassen, 
das leicht zu einem globalen Konflikt führen konnte52. Europa bot 1948/49 für die 
amerikanische Luftwaffe genügend Probleme. 

Um seine Chinapolitik zu rechtfertigen, beschloß der Präsident, ein Farbbuch her­
auszugeben, das Washingtons Kurs während der letzten Jahre erläutern und doku­
mentieren sollte. Das Weißbuch, eine 1 054 Seiten starke Publikation, erschien in den 
ersten Augusttagen 1949. Nun war von Anfang an fraglich, ob eine so umfangreiche 
amtliche Stellungnahme zu einer rationalen Auseinandersetzung mit den Kritikern 

47 Acheson an Connally, CWP, S. 1053 f. Gen. Barr von der Joint US Military Advisory Group in 
China sagte: „Only a policy of unlimited employment of U. S. Armed Forces to block the southern 
advance of the Communists, which he emphatically does not recommend, would enable the Na­
tional Government to maintain a foothold in south China against a determined Communist ad­
vance" (FR 1949, 8, S. 665 f.). 

48 Vgl. Tsou, America's Failure, S. 358 f., 363 f., 471. Auch Vandenberg - Mr. Republican, wie er ge­
nannt wurde - hütete sich, den Bodeneinsatz amerikanischer Truppen vorzuschlagen. In sein Ta­
gebuch notierte er Ende 1948: „If we made ourselves responsible for the Army of the [Chinese] 
Nationalist Government, we would be in the China war for keeps and the responsibility would be 
ours instead of hers. I am very sure that this would jeopardize our own national security beyond 
any possibility of justification" (Arthur H. Vandenberg u. Joe Alex-Morris [Hrsg.], Vandenberg 
Papers, Boston 1952, S. 529 f.). Gen. Douglas MacArthur sagte bei anderer Gelegenheit, daß 
„anyone in favor of sending American ground troops to fight on Chinese soil should have his head 
examined" (D. MacArthur, Reminiscences, New York 1964, S. 389). 

49 Clark an Acheson, FR 1949, 8, S. 456; New York Times, 7.1. 1949, S.2; ebenda, 8.1. 1949, S. 2; 
Time, 17. 1. 1949, S. 11; Der Spiegel, 21.7. 1949, S.3; ebenda, 8. 12. 1949, S. 18 f. 

50 Cabot an Marshall, FR 1949, 9, S.296. Siehe dazu auch den Beitrag von Chennault in: Readers's 
Digest, April 1949; ferner: Charles Wertenbaker, The China Lobby, in: The Reporter, 15.4. 1952. 

51 Life, 17.1. 1949, S. 36. Chennault fand damals auch bei D. MacArthur ein offenes Ohr (FR 1949, 
9, S.519ff.). Vgl. Walter Millis (Hrsg.), Forrestal Diaries, New York 1951, S. 533 f. 

52 Memo Butterworth, FR 1948, 8, S. 194 f. 
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und zu deren Beschwichtigung führen konnte53. Das Weißbuch vermochte nieman­
den zu befriedigen, denn Intention, Inhalt und künftige Politik standen im Wider­
spruch zueinander: Daß es die Regierung Chiang geißelte und ihr die Niederlage an­
lastete, verstimmte die Kritiker der amerikanischen Chinapolitik; daß die Regierung 
der USA aus den Vorwürfen an die Adresse Chiangs nicht die Konsequenz zog, der 
chinesischen Nationalregierung die Anerkennung zu entziehen, erschien wiederum 
den Liberalen unverständlich. Der Außenminister legte im Vorwort nahe, daß man 
die Kommunisten als ausländische Agenten betrachten müsse, was er aber bei ande­
ren Gelegenheiten ausdrücklich verneinte54. Die verwegenen Worte, Amerika werde 
China behilflich sein, „to throw off the foreign yoke", wurden ja auch keineswegs of­
fizielle Regierungspolitik, sie waren nur für den Hausgebrauch bestimmt55. Vielmehr 
wurde bald deutlich, daß die klingenden, selbstbewußten Erklärungen und die tat­
sächlich verfolgte Politik nicht zueinander paßten. Die Aufklärung der Öffentlichkeit 
durch intelligente, kritische Information wurde versäumt. 

Aber die künftige amerikanische Politik gegenüber einem Viertel der Menschheit 
wurde keineswegs nur vom völkerrechtlichen Verhalten der chinesischen Kommuni­
sten und von der Kontroverse in den USA über die Rolle der Vereinigten Staaten im 
chinesischen Bürgerkrieg bestimmt. Ein entscheidender Faktor war die Meinungsbil­
dung, die sich im State Department unter dem Eindruck der diplomatischen Korre­
spondenz vollzog. Sie verlief ziemlich schnell in Richtung Nichtanerkennung; nach 
anfänglichen Differenzen wurde in kurzer Zeit Konsens erreicht. 

Wichtige Kriterien für die künftige Politik waren die Abhängigkeit der chinesi­
schen Kommunisten vom Kreml und die Einschätzung des Machtpotentials, über das 
sie künftig verfügen würden. Die instinktive erste Reaktion der amerikanischen Di­
plomaten bestand darin, daß sie China nicht zum Annex sowjetischer Macht werden 
lassen wollten. Wenn das Land aber in absehbarer Zukunft Unabhängigkeit vom 

53 Memo Acheson an Truman, FR 1949, 9, S. 1389. Zur Aufnahme des Weißbuchs in den USA siehe 
Francis Valeo, The China White Paper, Washington 1949. Von Mao gibt es einige Kritik am 
Weißbuch; vgl. Mao, Ausgewählte Werke, Bd. IV, S. 453-480. 

54 Memo of Conversation, Acheson, FR 1949, 9, S. 465 f. Ähnlich auch die Äußerungen Achesons 
vor dem Nationalen Presseclub in Washington am 12. 1. 1950, in einer Rede, die viel Beachtung 
fand; abgedruckt in: DeptStBull 22 (1950), S. 111-118, bes. 112 f. Eine kurze Zusammenfassung 
findet sich bei Acheson, Present at the Creation, S. 355 f. 

55 Zitat in: CWP, S. XVI. Es gab in der Folge doch geheimgehaltene, ergebnislose Versuche, das 
Regime auf dem Festland zu destabilisieren: „According to one former State Department official, 
the CIA did run at least one covert Operation on the Chinese Mainland that was intended to stim-
ulate ,Third Force' activity. The Agency trained a number of young Chinese on Okinawa who 
were untainted by the Nationalists and the Communists. They were to be sent back to China pre-
sumably to spread the gospel of liberalism. Their mission was, needless to say, a failure and the 
United States soon found itself with the embarrassing task of seeking Chiang's consent to these 
CIA trainees Coming to Taiwan and not suffering for their Okinawa caprice. Such Operations 
were most likely run without the knowledge of the State Department" (The United States and 
Communist China in 1949 and 1950: The Question of Rapprochement and Recognition, pre-
pared by U.S. Congress, Senate, Committee on Foreign Relations, 92nd Congress, 2d Session, 
Washington 1973, S.6, Anm. 19). 
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Kreml gewann und bis dahin, als ein höchst unzuverlässiger Satellit, für Rußland eher 

eine wirtschaftliche und politische Belastung darstellte, dann brauchte es die USA 

nicht zu stören, daß die beiden Länder für einige Zeit miteinander kooperierten. Der 

Leiter des Politischen Planungsstabs, George Kennan, wies darauf hin, daß in diesem 

Sinne ein kommunistisches China kein Sicherheitsrisiko für die Vereinigten Staaten 

sei56. 

Der amerikanische Generalkonsul in Shanghai, John Cabot, schlug im Frühjahr 

1949 allerdings vor, eine aktive Politik gegenüber den Kommunisten in China zu be­

treiben. Cabot war kein Fernostexperte. Erst Anfang 1948 von der amerikanischen 

Botschaft in Belgrad nach Shanghai versetzt, hatte er jedoch bereits im Februar 1948, 

unter dem Eindruck des Aufsatzes „Über die neue Demokratie", in Mao einen chine­

sischen Tito gesehen. Cabot betrachtete, ähnlich wie sein Kollege in Peiping, Clubb, 

die KPCh keineswegs als einen einheitlichen Block. Auch er erwartete Interessenkol­

lisionen zwischen Chinesen und Russen. Cabot wollte, daß die USA den Kommuni­

sten ihre Bereitschaft deutlich machten, Handelsbeziehungen aufzunehmen, später 

auch diplomatische Beziehungen, falls die Mißhandlungen amerikanischen Personals 

durch Kommunisten aufhörten. Er glaubte, durch großzügiges Entgegenkommen sei 

das Wohlverhalten der Kommunisten zu erreichen, obgleich er sah, daß diese sich ge­

genwärtig sehr stark fühlten57. 

Aber Cabots Vorschlag stieß in Washington auf Widerspruch: Die heftige anti­

amerikanische Propaganda der Kommunisten und ihre vehement anti-titoistische 

Kampagne provozierten das Mißtrauen der amerikanischen Führung, obschon die 

anti-titoistische Welle auch als eine bloße Beschwichtigungstaktik gegenüber Moskau 

verstanden werden konnte58. Aber mit der Anerkennung wollte Washington ohnehin 

warten, solange National-China den Kampf gegen den sezedierenden Teil noch nicht 

aufgegeben hatte und solange eine Chance auf Rückgewinnung bestand59. Auch 

schien fraglich, ob die neue Volksrepublik - deren Führer überzeugt waren, daß vor 

allem der Kapitalismus, um billige Rohstoffe einzukaufen und um eine Kompensa­

tion für seine schrumpfenden Märkte zu haben, den Handel brauchte60 — bereit war, 

sich Bedingungen stellen zu lassen. Fraglich war ferner, ob man den ökonomischen 

Hebel in der Anfangszeit der chinesisch-sowjetischen Flitterwochen überhaupt anset­

zen und so diese Beziehungen stören konnte. Wenn aber die chinesischen Kommuni­

sten zu weitgehender politischer und ideologischer Unabhängigkeit von Moskau ent­

schlossen waren, worauf liberale Kuomintang-Mitglieder, Politiker der Demokrati­

schen Liga, ausländische und amerikanische Diplomaten immer wieder hinwiesen, 

56 Memo by Policy Planning Staff (= NSC 34), FR 1949, 8, S. 146-155. Vgl. George F.Kennan, 
Memoirs 1925-1950, Toronto-New York-London 1967, S. 394 f. 

57 Cabot an Butterworth, FR 1948, 8, S. 467 ff.; Cabot an Acheson, ebenda, S. 314 f.; Cabot an Ache-
son, FR 1949, 9, S. 1251 f. 

58 Cabot an Butterworth, FR 1949, 8, S. 307 f.; Cabot an Stuart, ebenda, S.257; Jones an Acheson, 
ebenda, S. 515. 

59 Frowein, Das de-facto-Regime, S. 96, Anm. 7. 
60 So z.B. Chou En-lai; Two Talks with Chou, FR 1949, 8, S.779. 
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wenn also zu erwarten stand, daß die Bindung an die Sowjetunion - auch dank chi­
nesischer Erfahrung mit Fremden und dank des chinesischen Kulturbewußtseins -
nicht von längerer Dauer sein werde61, dann stellte sich für Washington in der Tat die 
Frage, ob es nicht eine Chinapolitik gab, die erstens die Entfremdung zwischen Chi­
nesen und Russen fördern konnte, sich zweitens in Übereinstimmung mit dem Völ­
kerrecht befand und zudem geeignet erschien, die innenpolitischen Wogen in den 
USA zu glätten, vielleicht sogar noch eine freundliche Stimme im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen zu erhalten. 

Zwar gab es immer wieder Stimmen, die in puncto Unabhängigkeit eine andere 
Ansicht vertraten. Botschafter Stuart, der ein halbes Jahrhundert in China verbracht 
hatte, bezweifelte den chinesischen Willen zur Selbständigkeit gegenüber Moskau62. 
Auch die amerikanische Botschaft in Moskau vertrat die Ansicht, die Erhebung Maos 
zum künftigen Tito Chinas könne eine dem Kreml gefällige Legende sein, um den 
Fall Chinas in den Augen der Amerikaner zu bagatellisieren - dies war auch die Mei­
nung Chiang Kai-sheks63. Die amerikanischen Diplomaten in Moskau trauten Mao 
zu, die Barbaren - in alter chinesischer Manier - gegeneinander auszuspielen und das 
Beste beider Welten zu suchen. Aber der amerikanische Geschäftsträger hatte nichts 
dagegen, daß die Sowjets den Chinesen wirtschaftlich unter die Arme griffen; das 
würde die Sowjetunion tendenziell schwächen und für China doch nur einen Tropfen 
auf den heißen Stein bedeuten64. 

In Washington fand das häufig wiederholte Argument eine gute Aufnahme, daß 
die chinesisch-sowjetische Freundschaft nicht von langer Dauer sein könne: die tradi­
tionelle Hegemonie Chinas in seinem Kulturkreis, die Größe und Eigenständigkeit 
des Landes, die historischen Erfahrungen mit dem Nachbarn im Norden und das 
Fehlen jeglichen Wissens über das sowjetische Rußland, andererseits die sowjetische 
Gewohnheit, Verbündete als Satelliten zu behandeln, die gleichwohl bestehende 
Furcht vor China - dies alles sprach nicht für eine lange, vertrauensvolle Zusammen­
arbeit zwischen den beiden Ländern65. Zudem gab es deutliche Anzeichen dafür, daß 
die kommunistische Herrschaft in den Landesteilen, in denen sie nun schon seit ge­
raumer Zeit etabliert war, selbst dort schnell Ernüchterung aufkommen ließ, wo vor­
her - besonders bei den Intellektuellen - Enthusiasmus geherrscht hatte66. 

Indes glaubten die Amerikaner nicht, daß unter den gegebenen Umständen viel 
Good will für ihr Land zu erwarten war. Die Handlungen der Kommunisten deuteten 
darauf hin, daß die Radikalen in der KPCh gegenwärtig das Sagen hatten, sofern 

61 Clark an Acheson, FR 1949, 8, S.347; Lutkins an Acheson, ebenda, S.517; Memo, ebenda, 
S.771 ff.; Cabot an Acheson, ebenda, S. 356 f.; Memo Huston, ebenda, S.24f. 

62 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 368 f.; Stuart an Acheson, ebenda, S. 385. 
63 Kohler an Acheson, FR 1949, 8, S. 250; Press Interview by Generalissimo Chiang Kai-shek, eben­

da, S.413. 
64 Kohler an Acheson, FR 1949, 8, S.400. 
65 McConaughy an Acheson, FR 1949, 8, S. 586ff.; Stuart an Acheson, ebenda, S. 89. 
66 Smyth an Acheson, FR 1949, 8, S. 170; Cabot an Acheson, ebenda, S.436f.;Hawthorne an Ache­

son, ebenda, S. 436; Jones an Acheson, ebenda, S. 500 f; Hawthorne an Acheson, ebenda, S. 1143. 
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man überhaupt an die Dichotomie innerhalb dieser Partei glauben wollte. Die Verbit­
terung über die amerikanische Hilfe für das Regime Chiangs war groß und im ganzen 
chinesischen Volk anzutreffen, denn sie hatte offenbar den Bürgerkrieg unnötig ver­
längert. Deshalb erschien es Washington nicht ratsam, mit den Sowjets um die Gunst 
der Chinesen zu buhlen67. Die pragmatischen Chinesen sollten erst Erfahrungen mit 
der Sowjetunion machen und sich dann die Frage stellen, von wem sie mehr erwarten 
konnten. 

Mitte Juli 1949, kurz vor seiner Abreise aus Shanghai, schrieb Cabot noch ein letz­
tes umfangreiches Memorandum, in dem er seine Vorstellungen darlegte. Er hielt die 
chinesischen Kommunisten nicht für moskauhörig; er erwartete aber auch keine Op­
position in der KPCh, mit der die USA zusammenarbeiten könnten. Tatsächlich rech­
nete er mit einer großen wirtschaftlichen Krise, und er hoffte, daß die Sowjetunion, 
die selbst mit wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu kämpfen hatte, genötigt sein werde, 
Teile ihrer Ressourcen in China zu binden. Das Zusammengehen der beiden Länder 
werde nicht zu einer Stärkung der kommunistischen Macht führen, sondern zu einer 
Schwächung. Cabot sprach sich gegen eine amerikanische Unterstützung aus, die den 
USA nur als Profitgier ausgelegt werden würde. Die Chinesen müßten erst begreifen, 
daß vernünftige Beziehungen auch einen Preis kosten. Und die USA sollten warten, 
bis die Chinesen von den Sowjets genug hätten68. 

Cabots Vorschlag - der sich weitgehend mit den Vorstellungen deckte, die von der 
amerikanischen Botschaft in Moskau geäußert worden waren, auch mit den Vorstel­
lungen Kennans - wirkte meinungsbildend. Botschaftsrat Lewis Clark, der die USA 
beim Sitz der Nationalregierung in Canton vertrat, schrieb, der chinesische Sumpf 
werde sich noch vergrößern, wenn erst einmal die Sowjets hineinstiegen; ob die So­
wjets nun wenig oder viel Hilfe leisteten: es wäre in jedem Fall ihr eigener Schaden. 
Clark riet, weiterhin die Nationalregierung anzuerkennen69. Clubb teilte die Auffas­
sung Clarks, der auch der britische Hochkommissar für Südostasien seine Zustim­
mung nicht versagen wollte70. Für den Fall der amerikanischen Anerkennung und des 
Austauschs von Diplomaten fürchtete Clubb, daß selbst dann die Nachstellungen, 
Verdächtigungen und Schikanen nicht aufhören würden, denen die amerikanischen 
Vertreter damals ausgesetzt waren71. 

An Anerkennung wollte vorläufig niemand mehr denken. Botschaftsrat John 
W.Jones, der nach der Abreise Stuarts in Nanking die Amtsgeschäfte übernahm, fol­
gerte nach einer Analyse der Lage in China, daß die Kommunisten das Heft für einige 
Zeit in der Hand halten würden und daß vorerst keine Widerstandszentren in Sicht 
seien. Er schlug vor, geduldig auf einen chinesischen Tito zu warten und nichts zu 
tun, was China stärken könne, aber auch keine Feindseligkeit zu zeigen oder gar auf 
einen Umsturz hinzuwirken. Versöhnliche Gesten hielt er für unangebracht. Sie wür-

67 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 539; Cabot an Stuart, ebenda, S. 63. 
68 Cabot an Acheson, FR 1949, 8, S. 436-440. 
69 Clark an Acheson, FR 1949, 8, S. 459-461. 
70 Clark an Acheson, FR 1949, 8, S. 471 f.; Clubb an Acheson, ebenda, S. 481 f.; Clubb an Acheson, 

ebenda, S. 805. 71 Clubb an Acheson, FR 1949, 9, S. 148. 



Versäumte Gelegenheiten? 259 

den vom amerikanischen Volk nicht verstanden und von den selbstbewußten Kom­
munisten nur als Zeichen der Schwäche interpretiert werden, als Zeichen dafür, daß 
eine Nachkriegsdepression einer dekadenten kapitalistischen Wirtschaft die Suche 
nach Märkten diktiere. Er wollte die chinesische Führung aus eigener Erfahrung ler­
nen lassen, wie wenig die Sowjetunion als Freund zu bieten habe und daß China von 
den USA nichts erwarten könne, solange es ein Annex der Sowjetunion sei. Die No­
tizen Achesons auf dem Schreiben von Jones machen deutlich, wie wichtig dieses 
Schriftstück genommen wurde72. 

Auch die zeitlichen Erwartungen wurden damals abgesteckt. Der Nationale Si­
cherheitsrat ging davon aus, daß etwa ein Vierteljahrhundert vergehen werde, bis die 
USA wieder eine aktive, erfolgreiche Chinapolitik betreiben könnten. Die Joint 
Chiefs of Staff hegten ähnliche Erwartungen, und der Außenminister nahm die Zeit 
der chinesisch-sowjetischen Entfremdung, die etwa mit dem Jahr 1927 eingesetzt hat­
te, als Maßstab; er glaubte an eine ähnlich lange Entfremdung zwischen Amerikanern 
und Chinesen73. 

Im August 1949, etliche Wochen vor der Proklamation der kommunistischen 
Volksrepublik, hatten also die Entscheidungsträger in Washington plausible politi­
sche Gründe gefunden, warum sie in puncto Anerkennung und Chinahandel zurück­
haltend sein wollten. Diese Politik kam nicht zuletzt auch der innenpolitischen Stim­
mung entgegen, und sie befriedigte die emotionalen Bedürfnisse einiger Entschei­
dungsträger - nicht zuletzt des Präsidenten selbst - , die die Kommunisten für Ver­
höhnung und Mißhandlung amerikanischer Diplomaten bestrafen wollten. 

In China hatten sich inzwischen die objektiven Bedingungen der Nationalregie­
rung weiter verschlechtert. Seit Mai war der Umzug von Canton nach Chungking ins 
Auge gefaßt. In Übereinstimmung mit einem Vorschlag Clarks, der die USA weiter­
hin durch einen Diplomaten bei der Nationalregierung vertreten sehen wollte, beauf­
tragte das State Department Mitte Juni Robert C. Strong, der Regierung zu folgen, 
sobald die kommunistische Machtübernahme in Canton unmittelbar bevorstehe, und 
in Chungking als Charge d'Affaires zu fungieren. Die Briten zeigten sich erschreckt -
auch Botschafter Stuart war verblüfft - , daß man der Nationalregierung dieses Opfer 
bringen wollte, das von den Westmächten nur die Franzosen zu leisten bereit waren: 
Hinweise auf eine Zusammenarbeit zwischen der KPCh und dem Vietminh, dazu 
chinesische Drohungen, kommunistische Truppen würden die Grenze nach Nord­
vietnam überschreiten, falls Frankreich bewaffneten Kuomintang-Truppen auf dem 
Territorium Nord-Vietnams Schutz gewähre, hatten zur Folge, daß die Regierung in 
Paris ihre Interessen eher bei der Nationalregierung gewahrt sah74. Die Entschei-

72 Jones an Acheson, FR 1949, 8, S. 519-521. - Handschriftliche Kommentare der Empfänger wer­
den nicht in jedem Fall in die Aktenpublikation aufgenommen; vgl. z.B. das Originaldokument 
Cabot an Acheson, NA 893.00B/7-1649, und den Abdruck in: FR 1949, 8, S. 436 ff. 

73 Draft Report by the NSC on US Policy Toward China, FR 1949, 9, S. 494; Memo of Conversati-
on, by the Secretary of State, ebenda, S. 466. 

74 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S.701; Clubb an Acheson, ebenda, S. 616; Memo Freeman, eben­
da, S. 765; Lutkins an Acheson, ebenda, S. 585; Acheson an Stuart, FR 1949, 9, S. 22f. 
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dung, bei der Nationalregierung weiterhin durch einen Diplomaten vertreten zu sein, 
sei nach reiflicher Überlegung gefallen, teilte Dean Acheson mit75. Die Briten behiel­
ten zwar auch Kontakt, aber nur auf konsularischer Ebene, während die sowjetische 
Regierung ihren Botschafter Ende Mai diskret zur Berichterstattung nach Moskau 
gerufen hatte76. Die künftige Politik der westlichen Großmächte begann sich abzu­
zeichnen. 

Die diplomatischen Kontakte der USA zu den Kommunisten waren Anfang Juli 
eingeschlafen. Die Reise Stuarts nach Peiping war von höchster Stelle in Washington 
untersagt worden, und auch die Verbindung Clubbs zu Chou En-lai hatte, nicht zu­
letzt durch die geheime Art ihrer Anbahnung und durch die involvierten Personen, 
Mißtrauen hervorgerufen77. Die Abreise Stuarts, die im Juli vorbereitet wurde, stieß 
auf zahlreiche Schwierigkeiten, die man in Washington sicher nicht grundlos als eine 
Reaktion auf die dilatorische Behandlung der Kontakte zu den Kommunisten deute­
te. Auch an anderen Orten, wo amerikanische Diplomaten und Konsuln ihre Tätig­
keit beendeten und abreisen wollten, stellten sich Probleme, weil sich die örtlichen 
kommunistischen Behörden für unzuständig erklärten, oder weil sie von den Diplo­
maten für privat eingegangene Verpflichtungen Sicherheiten verlangten, die den völ­
kerrechtlichen Usancen widersprachen78. Im Falle Stuarts verfuhren die Kommuni­
sten etwas großzügiger, obgleich sie deutlich machten, daß sie vor einer Anerken­
nung nur ungern Präzedenzfälle schaffen wollten. Die amerikanischen Vertreter 
mußten die geforderten Zugeständnisse machen, mochten diese internationalem 
Recht entsprechen oder nicht79. 

Mitte Juli ereignete sich ein ernster Zwischenfall, der geeignet war, die USA zu ei­
ner noch weniger freundlichen Haltung gegenüber den Kommunisten zu veranlassen. 
Der Vizekonsul in Shanghai, ein älterer Herr namens William N. Olive, wurde nach 
einer Verkehrsübertretung unter Arrest genommen und verprügelt und erst am drit­
ten Tag wieder auf freien Fuß gesetzt, nachdem er ein „Schuldgeständnis" unter­
schrieben hatte. Es war schwer zu glauben, daß es sich nur um eine Tat der lokalen 
Behörden handelte80. 

Schier unüberwindlichen arbeitsrechtlichen Streitigkeiten sahen sich die Konsuln 

75 The Secretary of State to Certain Diplomatic and Consular Offices, FR 1949, 8, S.702. 
76 Clark an Acheson, FR 1949, 8, S.695. 
77 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 397. Der Verbindungsmann der Kommunisten, der australische 

Journalist Michael Keon, war einige Monate vorher von der KPCh scharf gerügt worden für sei­
ne Berichterstattung. Amerikanischen China-Hands schien er daher in dieser neuen Rolle etwas 
unglaubwürdig. Vgl. Borg/Heinrichs, Uncertain Years, S.274. 

78 Acheson an Stuart, FR 1949, 8, S. 799 f.; vgl. Memo Butterworth an Acheson, FR 1949, 9, 
S. 1373 f.; New York Times, 24.7. 1949. 

79 Vgl. Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 799f.; Acheson an Stuart, ebenda, S. 804. 
80 Cabot an Acheson, FR 1949, 8, S. 1199 f.; Cabot an Acheson, ebenda, S. 1202; Cabot an Acheson, 

ebenda, S. 1205; Acheson an Stuart, ebenda, S. 1254. Vgl. ebenda, S. 1225, Anm. 12; Briggs, Ame­
rican Consular Rights, S.246; Time, 18.7. 1949, S. 16. Stuart glaubte, daß die kommunistischen 
Zentralbehörden zumindest nichts dagegen unternommen hatten (Stuart an Acheson, FR 1949, 8, 
S. 1256). 
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gegenüber, die ihre Amtsgeschäfte liquidieren wollten und das chinesische Personal 
entlassen mußten. Diese chinesischen Angestellten erhoben teilweise lächerliche Be­
schuldigungen über Mißhandlungen, die sie durch den Konsul und andere amerika­
nische Angestellte erlitten hätten, wobei die Uniformität der Klagen auf eine zentrale 
Steuerung schließen ließ81. Botschaftsrat Jones in Nanking war nicht der einzige, der 
sich wegen solcher Schwierigkeiten nur mit Mühe eine Ausreisegenehmigung be­
schaffen konnte; die Behörden wollten sie nicht erteilen, solange arbeitsrechtliche 
Verfahren noch in der Schwebe waren82. Andererseits zeigte sich auch das State De­
partment von einer kleinlichen Seite, als es den Vorschlag des Konsuls in Hankow, 
bei Entlassungen kulant zu verfahren - die ehemaligen Angestellten seien durch ihre 
Tätigkeit für die USA künftig ohnehin mit einem Stigma versehen und würden ange­
sichts großer Arbeitslosigkeit längere Zeit keine Arbeit finden - , beiseite wischte und 
keine höheren Abfindungen zahlen wollte als lokale Arbeitgeber83, was in diesem un­
terentwickelten Land sehr gering war. 

Weitere Rechtsprobleme, denen sich die USA gegenübersahen, betrafen die Behin­
derung der amerikanischen Informationstätigkeit - auch dazu sollen die Chinesen 
von den Sowjets instigiert worden sein84 - und die Besteuerung amerikanischer Im­
mobilien. Die Kommunisten betrachteten die Botschafts- und Konsulatsgebäude als 
das Privateigentum der dort tätigen Amerikaner, die sie wiederum als ausländische 
Privatpersonen behandelten. Zwar waren die geforderten Steuersätze gering, aber die 
amerikanischen Vertreter wollten sie nicht bezahlen, darin von ihrem Außenminister 
bestärkt, weil das Völkerrecht eine solche Besteuerung nicht kennt und der amerika­
nisch-chinesische Vertrag vom 11. Januar 1943 vorsah, daß die beiden Mächte dies­
bezüglich „in accordance with international law" verfahren wollten. Die Kommuni­
sten hatten diesen Vertrag, der die amerikanische Exterritorialität in China aufhob 
und nicht als ein ungleicher Vertrag angesehen werden konnte, auch nicht auf ihre 
Liste von „treaties of national betrayal" gesetzt, erkannten ihn also anscheinend an. 
Demgegenüber erklärte ein kommunistischer Funktionär, Feng Chih-ho, daß alle al­
ten Verträge, soweit sie nicht von der neuen Regierung ratifiziert worden seien, als 
nichtig zu gelten hätten. Aber selbst dies war für die Kommunisten nicht leicht zu 
prüfen; sie waren sich, da sie keine Archive und nur selten die Vertragstexte besaßen, 
über ihre internationalen Verpflichtungen keineswegs im klaren85. Später gingen sie 
noch weiter und anerkannten nicht einmal den amerikanischen Rechtsanspruch auf 
Gebäude, die die USA unter dem Surplus Agreement von 1946 erworben hatten, das 

81 Vgl. FR 1949, 8, S. 1134, 1174, 1181 f., 1184 f., 1195f., 1248, 1249, 1280. 
82 Jones an Acheson, FR 1949, 8, S. 827; Jones an Acheson, ebenda, S.830; Soule an Acheson, eben­

da, S. 842; Clubb an Acheson, ebenda, S. 847. 
83 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 1100; Callanan an Acheson, ebenda, S. 1140. 
84 Callanan an Acheson, FR 1949, 8, S.1132f.; Callanan an Acheson, ebenda, S.1134; Clark an 

Acheson, ebenda, S. 1239. 
85 Vertragstext in: CWP, S. 514-519. The Secretary of State to Certain Diplomatic and Consular 

Offices in China, FR 1949, 8, S. 1104; Smyth an Acheson, ebenda, S. 1110; Acheson an Clubb, 
ebenda, S. 1121; McConaughy an Acheson, ebenda, S. 1276. 
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der Regierung Chiang große Bestände militärischer Güter gebracht hatte. Diese 
Gebäude wurden konfisziert; der Protest der Vereinigten Staaten verhallte unge-
hört86. 

Stuart reiste in den ersten Augusttagen ab. Acheson hatte ihm nahegelegt, von Oki-
nawa aus auf den asiatischen Kontinent zurückzukehren und sich von der Regierung 
zu verabschieden, bei der er akkreditiert war. Stuart erkannte die Zeichen der Zeit 
noch nicht, denn er erwiderte dem Außenminister, eine solche Reise halte er für un­
angebracht, weil sie den Kommunisten eine weitere Demütigung zufügen müsse und 
er dann für die amerikanische Politik gegenüber dem Regime in Peiping wertlos sei87. 
Ein solcher Einsatz war nicht geplant - Stuart blieb denn auch bis in die letzten Tage 
der Truman-Administration amerikanischer Botschafter bei der Nationalregierung. 
Aber vorläufig waren die Eventualitäten nicht mit letzter Sicherheit abzusehen, und 
Acheson - mit noch größerem Widerwillen auch Truman - zeigte sich damit einver­
standen, daß Stuart von Okinawa direkt in die USA heimreiste88. 

Das Problem der Anerkennung stellte sich formal seit dem 1. Oktober 1949, als 
Mao Tse-tung - lange vor der Besetzung der westlichen Landesteile und der dem 
Festland vorgelagerten Inseln - am Tor des Himmlischen Friedens in Peiping, das 
hinfort wieder Peking heißen sollte89, die Volksrepublik China proklamierte und alle 
Regierungen einlud, diplomatische Beziehungen zum neuen Regime aufzunehmen. 

Die Anerkennungskriterien, die Dean Acheson unter dem Druck der amerikani­
schen Innenpolitik bereits im Mai formuliert hatte, hielten sich im Rahmen einer 
pragmatischen, anglo-amerikanischen Tradition, wobei die USA im 20. Jahrhundert 
stärker als die Briten das Einverständnis der Regierten mit dem Regierungssystem als 
eine der Vorbedingungen betont hatten90. Faktische Kontrolle von Territorium und 
Staat, Fähigkeit und Bereitschaft, die internationalen Verpflichtungen zu erfüllen, die 
stillschweigende Zustimmung der Bevölkerung91 - das waren freilich Kriterien, die 
von Chiang Kai-shek während seiner mehr als zwanzigjährigen Herrschaft kaum er­
füllt worden waren. Die Kommunisten beherrschten einen Großteil des Landes, und 
die Eroberung des Restes schien ohne fremde Einmischung nur eine Frage der Zeit. 
Der Staatsapparat befand sich in den Händen der neuen Machthaber, und man muß-

86 Zum Surplus Agreement siehe FR 1946, 10, Washington 1972, S. 1033-1098. Hawthorne an 
Acheson, FR 1949, 8, S. 1148; Clubb an Acheson, ebenda, S. 1152; Bacon an Acheson, ebenda, 
S.1153. 

87 Stuart an Acheson, FR 1949, 8, S. 791. 
88 Acheson an Stuart, FR 1949, 8, S. 794. Stuarts Letter of Resignation ist abgedruckt in seinen Me­

moiren (Fifty Years in China). 
89 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 1112. Acheson entgegnete, daß „in consideration [to] our politi-

cal relations with [the] Chi [nese] Gov[ernment], denotation carried by name ,Peking' and admi­
nistrative complexities involved", die Stadt im US-Sprachgebrauch weiterhin Peiping bleiben solle 
(Acheson an Clubb, ebenda, S. 1112f.). Auch Truman spricht in seinen Memoiren von Peiping, 
und noch in den 60er Jahren sprachen die Berater Kennedys von Peiping. Lyndon Johnson hielt 
dies für eine zusätzliche Beleidigung (Henry Kissinger, White House Years, S. 168 Anm.). 

90 Vgl. C. G. Fenwick, The Recognition of the Communist Government, S.660. 
91 Acheson an Stuart, FR 1949, 9, S. 22 f. 
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te angesichts ihrer militärischen Erfolge, die ohne größere sichtbare Hilfe von außen 

errungen worden waren, annehmen92, daß sie zumindest die passive Zustimmung der 

Bevölkerung besaßen, ja sogar die aktive Unterstützung eines beträchtlichen Teils des 

chinesischen Volkes. Die Bereitschaft, die internationalen Verpflichtungen zu re­

spektieren - keine unbedingt erforderliche Voraussetzung der Anerkennung, auch 

nicht im anglo-amerikanischen Raum93 - , wurde hingegen von der Regierung der 

Volksrepublik nicht ausdrücklich erklärt. Jedenfalls blieb die amerikanische Anerken­

nung der Volksrepublik damals versagt. Dean Acheson nannte auf einer Pressekon­

ferenz im Oktober 1949 statt der stillschweigenden Zustimmung des Volkes 

(„acquiescence of the people") sogar dessen aktive Zustimmung („govern with the 

consent of the people") als Bedingung94. 

Die Verweigerung der Anerkennung, nachdem Peking eigens um sie nachgesucht 

hatte, brachte wiederum Folgen für das amerikanische Personal. Wer könnte glau­

ben, daß diese Handlungen nichts mit der amerikanischen Politik der Nichtanerken­

nung zu tun hatten? Konsul Ward, dem im Juni, während der Kontakte Clubbs und 

Stuarts mit Huang und Chou, die Ausreise zugesagt worden war, wurde Ende Okto­

ber zusammen mit vier weiteren amerikanischen Konsulatsangehörigen festgenom­

men. Als Vorwand diente die Beschuldigung, die Amerikaner hätten chinesisches 

Hauspersonal mißhandelt. Sie sahen sich Ende November in einem Verfahren, das 

nicht den rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprach, zu mehrjährigen Freiheitsstrafen 

verurteilt, die sogleich in Ausweisung umgewandelt wurden95. 

In Washington nahm man die erneute Verletzung amerikanischer Rechte sehr 

ernst; dafür sorgten schon die aufgebrachten Medien, allen voran die Scripps-

Howard-Zeitungen. „Angus Ward alive - or else" und „Mr. President, what are you 

going to do? Get him out or let him rot?" lauteten die Schlagzeilen, die den Präsiden­

ten zum Handeln aufforderten96. Bei Harry Truman waren solche Ermahnungen 

kaum nötig. Nachdem Vorstellungen, Demarchen, Drohungen und Kontakte auf 

quasi privater Ebene fruchtlos geblieben waren und auch der Protest etlicher westli­

cher Staaten in Peking keinen Erfolg gezeitigt hatte, überlegte man im Weißen Haus, 

ob man nicht mit Gewalt Remedur schaffen könnte: Truman erwog, das Festland zu 

blockieren, kommunistische Schiffe, vor allem Kohletransporter, zu versenken, Ward 

gewaltsam zu befreien und so Peking zu zeigen, daß die USA nicht mit sich spaßen 

ließen. Der Präsident glaubte, er könnte mit einer solchen Politik der starken Hand 

92 Vgl. Renata Pisu, Le Cause della Rivoluzione Cinese, Milano 1978, S. 113. Generalkonsul Rankin 
in Hongkong sagte dazu: „Comraunists succeeded virtually by default [of KMT]" (FR 1949, 8, 
S.555). 

93 Vgl. Fenwick, The Recognition of the Communist Government, S. 658. Siehe ferner den Leser­
brief von H. Lauterpacht, One of the Crucial Issues of International Law, in: The Times, London, 
6.1.1950. 

94 The United States and Communist China in 1949 and 1950: The Question of Rapprochement and 
Recognition, S. 12 f. 

95 Clubb an Acheson, FR 1949, 8, S. 1018; Clubb an Acheson, ebenda, S. 1026. Vgl. DeptStBull, 21 
(1949), S.799f.; Time, 27.6. 1949, S. 19; ebenda, 21. 11. 1949,S.16. 

96 Zit. nach: Time, 5. 12. 1949, S. 81. 
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auch die britische Regierung davon abbringen, in puncto Anerkennung eine unab­
hängige Position einzunehmen. Vermutlich hätten sich aber die Briten, schon zu­
vor gelegentlich mit Kritik an der UnVerhältnismäßigkeit der amerikanischen Reak­
tionen in der Chinapolitik bemerkbar, keineswegs im Sinne Trumans beeinflussen 
lassen97. 

Generalstabschef Omar Bradley, dem Trumans Vorschläge zur Stellungnahme zu­
geleitet worden waren, sprach sich gegen sie aus. Er befürchtete, daß versteckte oder 
offene militärische Aktionen der USA zu einem Krieg führen könnten, wobei die 
Aussicht auf eine Befreiung Wards gering wäre. Bradley lehnte auch eine Blockade 
ab, weil diese ohne britische Kooperation überhaupt nicht möglich sei. Das State De­
partment bezweifelte, daß eine Blockade wirtschaftlich erfolgreich sein könne: zu ge­
ring sei der Verkehr kommunistischer Schiffe vor dem Festland, und Dschunken 
seien kaum zu behindern. Eine Blockade würde eher der Propaganda der Kommuni­
sten nützen98. 

Obgleich die Regierung keine Anzeichen erkennen ließ, daß sie dazu neigte, das 
kommunistische Regime in Peking anzuerkennen, kam es in den Medien und im 
Kongreß zu diesbezüglichen Protesten99. Der an sich eher selbstbewußte Außenmini­
ster sagte dem Außenpolitischen Senatsausschuß zu, daß dessen Mitglieder vor einer 
Anerkennung konsultiert würden; dies war ein ungewöhnlicher Schritt, denn die An­
erkennung neuer Staaten ist in den Vereinigten Staaten der Exekutive vorbehalten100. 
Umfragen ergaben, daß sich die Befürworter einer Anerkennung zu den Gegnern in 
einer Relation von 1 :2 befanden. Dabei muß aber hinzugefügt werden, daß es eine 
hohe positive Korrelation zwischen Schulbildung und Bereitschaft zur Anerkennung 
gab; unter den Angehörigen der freien Berufe hatten die „Anerkenner" eine klare 

97 Memo Butterworth an Webb, FR 1949, 8, S. 1002 f.; Acheson an Clubb, ebenda, S. 1004; The Se-
cretary of State to Certain Diplomatic Representatives, ebenda, S. 1009 f. Vgl. Borg/Heinrichs, 
Uncertain Years, S. 38 f. - Zur Reaktion der Briten siehe Brian Porter, Britain and the Rise of 
Communist China. A Study of British Attitudes 1945-1954, London-New York-Toronto 1967, 
S.68,Anm.l. 

98 Memo ICS (Bradley) an Johnson, FR 1949, 8, S. 1011 f.; Memo Acheson an Truman, ebenda, 
S.1015f. 

99 James Reston, US Must Decide on Chinese Reds. Most Colonial Powers Urge Recognition of 
Peking Government, in: New York Times, 30.10. 1949; US Senators Oppose China Recognition, 
ebenda, 25.6. 1949; Smith an Acheson, FR 1949, 9, S. 173 f. Vgl. Carl-Christoph Schweitzer, Die 
amerikanische Chinapolitik 1949-1950, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochen-
zeitung Das Parlament, B 15/67, S. 5. 

100 Vgl. The United States and Communist China in 1949 and 1950: The Question of Rapproche-
ment and Recognition, S. 13; Schweitzer, Die amerikanische Chinapolitik, S. 5. - Time, 21.11. 
1949, S. 15, schrieb damals, daß „the U.S. State Department wants to recognize the Chinese 
Communists. [...] But, unexpectedly, Secretary of State Dean Acheson has run into stiff Opposi­
tion from President Truman, [...] who somewhat belatedly decided that he doesn't like the Chine­
se communists." Sicherlich war Truman sehr viel stärker gegen eine Anerkennung als Acheson; 
dennoch scheint es dem Verf. wenig überzeugend, daß es ohne den Korea-Krieg noch in den frü­
hen 50er Jahren zu einer Anerkennung gekommen wäre. Vgl. dazu Borg/Heinrichs, Uncertain 
Years, passim. 
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Mehrheit101. Anfang Oktober kam in Washington eine Round-table-Konferenz zu­
sammen, an der 25 Personen des öffentlichen Lebens teilnahmen, um über die Frage 
der Anerkennung zu diskutieren. Nahezu alle Beteiligten sprachen sich für die Aner­
kennung aus102. Die amerikanische Regierung entsprach diesem Votum nicht. Das 
läßt ahnen, daß sie sich ein anderes Ergebnis gewünscht hatte. 

Auf der Konferenz von Singapur im November 1949 vereinbarten die Länder des 
britischen Commonwealth, die Anerkennung der neuen Volksrepublik bald vorzu­
nehmen. Die Briten, für die USA diesbezüglich die größte Enttäuschung, wollten auf 
diese Weise ihre Handelsbeziehungen und ihre Interessen in Hongkong schützen, 
während sich die asiatischen Länder des Commonwealth vor allem von anti-kolonia­
listischen Erwägungen leiten ließen103. 

Die Vereinigten Staaten waren aber nicht bereit, dieser Politik zu folgen. Auch ließ 
das Verhalten der Kommunisten vermuten, daß diese an einer Anerkennung gar nicht 
so sehr interessiert, zumindest nicht bereit waren, sich gemäß den Regeln des Völker­
rechts zu verhalten. Washington begann jetzt - und dies war keineswegs eine not­
wendige Folge seiner Nichtanerkennungspolitik - mehr Verständnis für die französi­
sche Indochinapolitik zu zeigen. Es bot der Regierung in Paris an, französische Ersu­
chen um amerikanische Hilfe wohlwollend zu prüfen, falls Frankreich die Kommuni­
sten in Peking nicht anerkenne104. Gleichzeitig wurde jedoch der Quai d'Orsay vom 
Heiligen Stuhl gedrängt, Frankreich möge als erste katholische Großmacht Peking 
anerkennen, damit der Heilige Stuhl folgen könne105. Daher zeigte sich die französi­
sche Regierung vorerst schwankend. Doch war die Frage entschieden, als Peking in 
den ersten Tagen des Jahres 1950 die Regierung Ho Chi-minhs anerkannte. War dies 
vom Kreml ausgeheckt worden, um Peking zu isolieren? Paris folgte in seiner China­
politik jedenfalls nun Washington. 

Lange vor der Jahreswende 1949/50 waren in Moskau zwei hohe chinesische 

101 William P.Hansen u. Fred L. Israel (Hrsg.), The Gallup Poll. Public Opinion 1935-1971, New 
York 1972, S.831, zeigten folgende Ergebnisse: 

College High School Grade School 
Favor recognition 32% 21% 13% 
Opposed 34% 47% 32% 
No opinion 10% 14% 17% 
Im März 1950 ergab eine Umfrage unter 720 führenden Geschäftsleuten, Anwälten, Pädagogen 
und Journalisten eine Zustimmung zur Anerkennung von 56% gegen 20% Verneiner, 24% waren 
sich unsicher; Quincy Wright, The Chinese Recognition Problem, in: American Journal of Inter­
national Law, 49 (1955), S. 321, Anm.2. Siehe auch Arthur N. Ferraru, Public Opinion Polls on 
China, in: Far Eastern Survey, XIX, Nr. 13 (1950), S. 130-132; Poll Opposes Recognition of Red 
China, in: Los Angeles Times, 10.7. 1949. 

102 Memo Stryker of the Office of Chinese Affairs, FR 1949, 9, S. 155 ff. 
103 Memo British Embassy to State Department, FR 1949, 9, S. 173. 
104 Bruce an Acheson, FR 1949, 9, S. 189. - Es war also nicht erst nach Juni 1950, nach dem Ausbruch 

des Korea-Krieges, daß die Truman-Administration Frankreich in Indochina beistand. 
105 Douglas an Acheson, FR 1949, 9, S. 203 f.; McConaughy an Acheson, ebenda, S. 116; Gowen an 

Acheson, ebenda, S. 128; Acheson an Bacon, ebenda, S. 162; Bruce an Acheson, ebenda, S.205. 
Mgr. Riberi wurde am 5.9. 1951 des Landes verwiesen. 
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Funktionäre eingetroffen, um dort den Besuch Maos vorzubereiten. Beide, Liu Shao-
chi und Kao Kang, galten als ausgesprochen pro-sowjetisch; Kao Kang, der mächtig­
ste politische Führer in der Mandschurei, beging kurz nach dem Tod Stalins Selbst­
mord, nachdem er der allzu engen Zusammenarbeit mit dem Kreml beschuldigt wor­
den war. Daß diese beiden Männer Maos Besuch vorbereiteten und dann Maos An­
wesenheit in Moskau zum 70. Geburtstag Joseph Stalins mußten im Westen den Ein­
druck erwecken, daß in Peking die pro-sowjetischen Kräfte die Oberhand hatten, 
auch wenn westliche Beobachter in Moskau bei Mao den Willen konstatierten, den 
sowjetischen Politikern diskret klarzumachen, daß China kein sowjetischer Satellit 
sei106. Die sowjetisch-chinesischen Verhandlungen, die mit Maos Besuch in Moskau 
begannen und sich endlos hinzogen, hinterließen bei scharfsinnigen Beobachtern im 
Westen den Eindruck, daß es den Russen vor allem darum zu tun sei, Mao von den 
Westmächten zu isolieren. Der lange Aufenthalt Maos in Moskau und andererseits 
die sorglose Eile, mit der die Sowjets die Übernahme eines Sitzes im UN-Sicherheits­
rat durch die chinesische Volksrepublik vorbereiteten - sie scheiterte denn auch nicht 
zuletzt wegen dieser Überstürzung - , lassen es in der Tat naheliegend erscheinen, 
daß es den Sowjets mit ihren Manövern in Wirklichkeit darum ging, ihre chinesischen 
Freunde vom Westen zu isolieren107. 

Während der sowjetisch-chinesischen Verhandlungen in Moskau besuchte der 
amerikanische Ambassador-at-large Philip C. Jessup den Fernen Osten. Solange Mao 
in Moskau war, konnte er mit Jessup nicht zusammentreffen. Aber es war an eine an­
dere Begegnung gedacht, wobei unklar ist, ob Walter McConaughy, der amerikani­
sche Konsul in Shanghai, diese Angelegenheit von sich aus aufgegriffen hatte oder ob 
man von kommunistischer Seite an ihn herangetreten war. McConaughy hatte im 
State Department angefragt, ob Jessup an einem Gespräch mit Madame Sun Yat-sen 
in Hongkong interessiert sei. Acheson hatte die Anfrage zuerst bejaht, unter der Be­
dingung, daß Jessup in angemessener Weise zu einem formlosen Gespräch eingela­
den würde; aber nach dieser ersten Reaktion hatte das State Department doch abge­
sagt. Das Treffen mit Madame Sun kam nicht zustande108. 

Auch die Regierung in Peking scheint nach der Anerkennung durch Großbritan­
nien am 6. Januar 1950 nicht mehr an eine baldige Anerkennung durch die USA ge­
glaubt zu haben. Am 14. Januar wurde das Eigentum des amerikanischen General­
konsulats in Peking beschlagnahmt, zugleich des französischen und des niederländi­
schen109. Als die USA im März ihre Botschaft in Nanking schlossen und die noch an-

106 Kirk an Acheson, FR 1949, 8, S. 842. Zu Kao Kang und Liu Shao-chi siehe Buhite, Missed Oppor-
tunities?, S. 185; Salisbury, War Between Russia and China, S. 174 f. 

107 McConaughy an Acheson, FR 1949, 8, S.640; Acheson, Present at the Creation, S.357; Kerr, 
Formosa Betrayed, S.387f.; Tsou, America's Failure, S.523; Adam B. Ulam, Expansion and Co-
existence. The History of Soviet Foreign Policy, New York-Washington 1968, S.490 Anm. 

108 Bf. v. Ph. Jessup v. 6.5. 1981 an den Verf.; Philip C. Jessup, The Birth of Nations, New York-
London 1974, S. 342 f., Anm. 16. Möglicherweise war es wieder der amerikanische Präsident 
selbst, der in den EntScheidungsprozeß eingriff und Jessups Zusammentreffen mit Mme. Sun Yat-
sen untersagte. 

109 Briggs, American Consular Rights, S. 250, Anm. 31; Clubb, Russia and China, S. 379. 
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wesenden amerikanischen Vertreter abberiefen110, war ein Weg bereitet, der zwar 
nicht unbedingt zur aktiven Verteidigung Taiwans führen mußte, aber doch die An­
erkennung Pekings für die nächste Zukunft ausschloß. 

Die künftigen Beziehungen der USA zur Nationalregierung, die seit Dezember 
1949 auf Taiwan residierte, waren zu diesem Zeitpunkt noch nicht klar formuliert. 
Die politische Führung Amerikas neigte dazu, einer kommunistischen Eroberung der 
Insel nichts in den Weg zu legen111. Die Joint Chiefs of Staff hingegen und andere 
hohe Militärs, die aber über die strategische Bedeutung der Insel keineswegs mit sich 
im reinen waren und widersprüchliche Äußerungen machten, wollten eine solche Er­
oberung nicht einfach hinnehmen112. Als im Juni 1950 der Krieg in Korea ausbrach, 
siegte in Washington der militärische Standpunkt: Präsident Truman schob die Siebte 
US-Flotte zwischen Taiwan und das Festland, wenngleich der Zusammenhang zwi­
schen den Ereignissen in Korea und dem chinesischen Bürgerkrieg keineswegs über­
zeugend war. Dies stellte also keine „Wendung der US-Formosa-Politik um 
180 Grad"113 dar, vielmehr handelte es sich um die endgültige Entscheidung zugun­
sten einer Formosapolitik, wie man sie seit der zweiten Jahreshälfte 1949, seit der de­
finitiven Nichtanerkennung Pekings, ins Auge gefaßt hatte: weiterhin die National­
regierung Chinas anzuerkennen und dafür zu sorgen, daß diese Regierung lebensfä­
hig blieb. 

Ein wichtiger Grundsatz der internationalen Politik lautet, daß schlechte Bezie­
hungen zu fremden Mächten besser sind als keine Beziehungen, weil man durch offe­
ne Kommunikationskanäle seine Vorstellungen verdeutlichen und seine Interessen 
wahrnehmen kann114. Aber die Anwendung dieses Grundsatzes setzt voraus, daß die 
Beziehungen zwischen zwei Staaten mit einem Minimum an gutem Willen sowie un­
ter Einhaltung völkerrechtlicher Regeln und Usancen wahrgenommen werden. Un­
mittelbar nach der kommunistischen Machtübernahme waren diese Grunderforder­
nisse für eine erfolgreiche Außenpolitik in China nicht gegeben. Die Völkerrechtsver­
letzungen allein mögen so gravierend nicht gewesen sein, ob sie nun von den Sowjets 
angestiftet oder allein das Werk Pekings waren. Die Aufnahme offizieller Beziehun­
gen hätte im übrigen sicherlich dazu beigetragen, solche Konflikte zu vermindern. 
Aber China besaß kaum Erfahrungen im Umgang mit gleichberechtigten fremden 
Mächten, weil es jahrhundertelang einem hierarchisch konzipierten Tributärsystem 
gehuldigt hatte. Die neue Regierung in Peking wurzelte - viel stärker noch als die 
Kuomintang-Regierung — im Bauernvolk und handelte jetzt in dem Bewußtsein, die 
Fesseln halbkolonialer Abhängigkeit abzuwerfen. Daß man in Washington dieser Re-

110 DeptStBull, 22 (1950), S. 462 f., 755. 
111 Acheson an Edgar, FR 1949, 9, S. 315; vgl. Cabot an Acheson, ebenda, S. 276; Lovett an Truman, 

ebenda, S. 266 f.; PPP, Harry S. Truman: 1950, Washington 1965, S. 11 f. 
112 Memo JCS an Forrestal, FR 1949, 9, S.261 f.; Memo Flexer, ebenda, S.263ff.; Krenz an Butter-

worth, ebenda, S.317 und Anm. 34. Siehe auch Acheson, Present at the Creation, S. 350 f. 
113 Schweitzer, Die amerikanische Chinapolitik, S. 10, Anm. 16. 
114 So z.B. W. Churchill im britischen Unterhaus: „One may say that when relations are most diffi-

cult, that is the time when diplomacy is most needed" (zit. nach: Porter, Britain and the Rise of 
Communist China, S.28). 
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gierung nicht die Fähigkeit zutraute, jene Achtung vor fremden Mächten zu garantie­
ren, die amerikanische Politiker als notwendige Geschäftsgrundlage ansahen, war 
also nicht abwegig. Die unkonventionellen Verhaltensweisen während der Kultur­
revolution, als China, von 46 Staaten anerkannt, nur noch einen einzigen Botschafter 
im Ausland hatte - Huang Hua in Kairo - , als fremde Botschaften in Peking vom 
Mob umringt waren und ausländische Diplomaten straflos verspottet wurden, lassen 
ahnen, wie exponiert die Vertreter der kapitalistischen Weltmacht USA in der Tat ge­
wesen wären. 

Die These, daß es zu diesen Exzessen nicht gekommen wäre, wenn die Amerikaner 
im Sommer 1949 ihre Fäden zur liberalen Gruppe der KPCh weitergesponnen und 
diese Gruppe auch innenpolitisch unterstützt hätten, läßt sich nicht belegen. Die Grö­
ße der Moskau-Fraktion in der KPCh, der Argwohn der Sowjets und die wirren 
Ereignisse in China in den fünfziger und sechziger Jahren deuten im Gegenteil darauf 
hin, daß westliche Einflüsse keine große Rolle hätten spielen können. 

Die amerikanischen Vertreter in China gingen von richtigen Prämissen aus, und 
ihre Prognosen erwiesen sich später als stichhaltig. Mit bemerkenswerter Klarheit ha­
ben sie das politische Resultat der Größe und der historischen und geistigen Eigen­
ständigkeit Chinas vorausgesehen, des Mangels an Erfahrungen mit Bündnissen und 
selbst in moderner Diplomatie. Ein solches Land konnte nicht längere Zeit mit einer 
Macht verbündet sein, die sich als das Dritte Rom fühlte, als der große panslawisti-
sche Bruder zu agieren gewohnt war und als die führende kommunistische Welt­
macht ihre Verbündeten wie Satelliten zu behandeln pflegte. Der Konflikt wurde mit 
Recht als unvermeidlich prognostiziert. Tito war es - anders als den ostmitteleuropäi­
schen Satelliten - gelungen, sich aus der Umarmung Moskaus zu lösen, denn sein 
Land war nur zum geringsten Teil von der Roten Armee befreit worden. In China la­
gen die Dinge noch günstiger: Das Land hatte nie zu einem großen slawischen Bru­
der nach Moskau geblickt, es gab keine historischen Affinitäten zu Rußland. Der 
Vorwurf von revisionistischer Seite, „the United States welded the Chinese and Rus-
sians together"115, übersieht, daß die amerikanische Regierung die beiden ungleichen 
Partner in enger Umarmung zusammenbringen wollte, damit sie ihre Antipathien für­
einander besser entdeckten. 

Die Erfahrungen mit der Sowjetmacht in der Zwischenkriegszeit hatten Washing­
ton überdies gezeigt, daß die innenpolitischen Wirren der Revolution, der revolutio­
näre außenpolitische Ansatz, die Konfiskation ausländischen Vermögens und die 
subversive Tätigkeit sowjetischer Diplomaten und Agenten offizielle Beziehungen er­
heblich störten. Die USA haben die Sowjetunion relativ spät anerkannt, 1933 unter 
Franklin Roosevelt, aber die Beziehungen waren vor dem Zweiten Weltkrieg derart 
schlecht, daß die Amerikaner in dem Bewußtsein lebten, bis 1933 nichts versäumt 
zu haben116. Nicht unähnlich ging es nun den europäischen Mächten, denen ihre 

115 Gabriel and Joyce Kolko, The Limits of Power. The World and United States Foreign Policy, 
1945-1954, New York 1972, S.557. 

116 Karl Dietrich Bracher, Europa in der Krise. Innengeschichte und Weltpolitik seit 1917, Frankfurt/ 
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frühe Anerkennung Pekings lange Jahre nicht das brachte, was sie sich erhofft hat­
ten117. 

Die amerikanischen Entscheidungsträger handelten 1949/50 nicht unter ideologi­
schen Zwangsvorstellungen, auch nicht unter übertriebenen Vorstellungen von ame­
rikanischer Sicherheit - es gab keine Riga-Schule unter den amerikanischen Diplo­
maten, die sich mit China beschäftigten, und kein Riga-Axiom in der amerikanischen 
Chinapolitik118. Diese Politik war - auch wenn sie zeitweise von amerikanischen Di­
plomaten in Moskau mit formuliert wurde - an den amerikanischen Interessen in 
China orientiert und wurde nicht mit einem starren Blick auf Moskau konzipiert, als 
erhalte Peking von dort seine Aufträge. Sie läßt sich ohne weiteres aus außenpoliti­
schen Überlegungen erklären, und es wäre gewiß verfehlt, die innenpolitische Dis­
kussion, die zu Beginn der fünfziger Jahre mit McCarthys Angriffen gegen das State 
Department besonders heftig wurde, als die entscheidende Determinante der China­
politik anzusehen. Es wäre ebenso verfehlt, die zwei Jahrzehnte dilatorischer China­
politik nach 1949 - post hoc ergo propter hoc - als einen Erfolg der China-Lobby an­
zusehen119. Die Entscheidungsträger im State Department und ihre China-Experten 
hatten genügend überzeugende Argumente für jene Politik präsentiert, die dann 
praktiziert wurde. 

Auch in einem weiteren Sinne war diese Politik ein Erfolg. Die amerikanische Füh­
rung versuchte nämlich nicht, den Fall Chiang Kai-sheks aufzuhalten, was in den 
Jahren 1947/48 durchaus zur Debatte gestanden hatte und vor allem von den Militärs 
gewünscht worden war. Zieht man Parallelen zwischen der chinesischen Situation in 
den vierziger und der Lage in Vietnam in den frühen sechziger Jahren, dann ist es be­
achtlich, daß die amerikanische Führungsspitze sich in China eben nicht durch stär­
kere militärische Hilfe, Überwachung des Einsatzes, Ausweitung der militärischen 
Beratergruppen, mehr Waffen und zuletzt durch aktiven Einsatz eigener Truppen in 

M. 1979, S.326; Norman Graebner (Hrsg.), Ideas and Diplomacy. Readings in the Intellectual 
Tradition of American Foreign Policy, New York 1964, S. 820; U.S. Policy with Respect to 
Mainland China. Hearings before the Committee on Foreign Relations, 89th Congr., 2nd Ses­
sion, Washington 1966, S.42. 

117 Richard H. Ullman, The Davies Mission and United States-Soviet Relations, 1937-1941, in: 
World Politics, IX (Jan. 1957), S.222; Daniel Yergin, Shattered Peace. The Origins of the Cold 
War and the National Security State, Harmondsworth 1977, S.49. Bullitt hatte 1935 nach seiner 
Rückkehr aus Moskau vorgeschlagen, die diplomatischen Beziehungen wieder abzubrechen 
(ebenda, S.25). 

118 Als Riga-Schule bezeichnet Yergin, Shattered Peace, die amerikanischen Außenpolitiker, die in 
der Zwischenkriegszeit, z.T. unter dem Einfluß weißrussischer Emigranten, in Osteuropa ihre 
Russischausbildung erhalten hatten und davon überzeugt waren, daß die sowjetische Außenpoli­
tik von der kommunistischen Ideologie und einer eingeborenen Aggressivität diktiert werde, einer 
Mischung aus bolschewistischer Doktrin und russischem Nationalcharakter, die nur Gewalt als 
Antwort verstehe (ebenda, bes. S. 15-41). 

119 So auch Buhite, Missed Opportunities?, S. 181. Der Einfluß der China-Lobby und ihr Erfolg wer­
den übertrieben von Ernst-Otto Czempiel, Amerikanische Außenpolitik. Gesellschaftliche Anfor­
derungen und politische Entscheidungen, Stuttgart 1979, S.41. Siehe Borg/Heinrichs, Uncertain 
Years, S. 173 f. 
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den Bürgerkrieg hat hineinziehen lassen. Dabei sah man in den USA damals China als 
ein Land von großer Bedeutung an, während dies 15 Jahre später für Süd-Vietnam 
nicht galt. Die Größe Chinas konnte ein Argument gegen wie auch für eine Interven­
tion sein. Es fällt heute, nach Vietnam, leichter, die Zurückhaltung des amerikani­
schen Präsidenten zu verstehen. Die Entscheidungen Trumans beruhten noch nicht 
auf vietnamesischen Erfahrungen, und in Washington glaubte man Ende der vierzi­
ger Jahre noch leichter, daß die USA die Welt nach ihrem Bild formen könnten; auch 
waren die Prognosen der Militärs optimistischer als dann im Hinblick auf Vietnam120. 

Die Schwäche der amerikanischen Regierung lag darin, daß sie nicht versuchte, 
ihre Chinapolitik - die ja durchaus vorzeigbar war - in den USA mit intelligenten Ar­
gumenten zu vertreten. Bitten um Erläuterung wurden damals immer wieder gestellt, 
und zwar auch von gutwilligen Kritikern und von Medien aus der Mitte des politi­
schen Spektrums. Wichtige Aussagen über die Problematik der Anerkennung, wie sie 
beispielsweise vom britischen Oppositionsführer Winston Churchill im Unterhaus ka­
men, wurden im politischen System der USA nur in Kongreßausschüssen gemacht 
und mußten geheim bleiben121; die „teaching function" (Walter Bagehot) des Parla­
ments wurde nicht genutzt. Der amerikanische Präsident verschanzte sich hinter 
wohllautenden Verlautbarungen, die nichts erklärten: „We shall refuse to recognize 
any government imposed by the form of any foreign power."122 Solche Verallgemei­
nerungen waren doch nur auf den speziellen Fall gemünzt. Dem amerikanischen Bür­
ger mußte scheinen, daß Rhetorik und Politik weit auseinanderklafften. 

Problematischer werden Überlegungen, was geschehen wäre, wenn die USA Pe­
kings neues Regime anerkannt hätten, fragt man nach dem Zustandekommen und 
dem Verlauf des Korea-Krieges. Noch immer ist über die Rolle der Volksrepublik 
China beim Kriegsausbruch zu wenig bekannt. Die Warnung an die USA, China wer­
de unter bestimmten Umständen in den Krieg eingreifen, wurde Washington durch 
den indischen Botschafter in Peking übermittelt. Es lag keineswegs an mangelnder 
zwischenstaatlicher Kommunikation, daß diese Information nicht mit dem nötigen 
Ernst behandelt wurde, sondern am amerikanischen Präsidenten, der sie nicht glau­
ben wollte123, außerdem an den unklaren Kommunikationsvorgängen zwischen der 
obersten politischen und der militärischen Führung, die dann im April 1951 zur Ablö­
sung Douglas MacArthurs führten. 

Was das amerikanische Engagement in Vietnam anlangt, so war es allenfalls inso­
fern Produkt der Chinapolitik, als sich das amerikanische Chinabild auf Grund des 

120 Aufschlußreiche Parallelen zwischen China- und Vietnampolitik zieht Ernest R. May, The Tru-
man Administration and China, 1945-1949, Philadelphia-New York-Toronto 1975, S. 34-49. 
Vgl. Roland Lew, Mao Prend le Pouvoir, Bruxelles 1980, S. 131. 

121 Porter, Britain and the Rise of Communist China, S. 24. 
122 PPP, Harry S.Truman: 1945, Washington 1961, S. 431 ff. Die USA erkannten in der Folgezeit 

dennoch die sowjetischen Satelliten an, nicht aber China. Stärker als sein Vorgänger redete und 
handelte Truman idealpolitisch. Zu Roosevelt siehe Hans-Peter Schwarz, Vom Reich zur Bun­
desrepublik, 2. erw. Aufl. Stuttgart 1980, S. XXXVIII f. 

123 Harry S.Truman, Years of Trial and Hope, Garden City 1956, S. 362. 
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Korea-Kriegs und des Mangels an Kontakten zur Volksrepublik stark verzerrte. 
„Rotchina" wurde zu einem Schreckbild, das noch wesentlich stärker wirkte als sei­
nerzeit die „Gelbe Gefahr". Die chinesische Intervention im Korea-Krieg machte in 
den USA die Argumente McCarthys überzeugender. Das pragmatische Volk auf der 
anderen Seite des Pazifik wurde nun als eine fanatische Horde von Besessenen por­
trätiert, China als der Herd der Aggression bezeichnet124. Der Realitätsverlust war 
der eigentliche Schaden, der für die USA aus der Nichtanerkennung resultierte: das 
Verständnis zwischen den beiden Völkern schwand dahin. 

Im Rückblick ist zu sehen, daß es sich aber vielleicht nur um das Ruhen einer alten 
Freundschaft gehandelt hat. Trotz des Schreckbildes, das man sich zwei Jahrzehnte 
lang von „Rotchina" gemacht hatte, ging jedenfalls Kissingers Wunsch, im Dreieck 
Washington-Peking-Moskau müßten die Beziehungen zwischen Washington und 
den beiden anderen Mächten immer besser sein als die zwischen Moskau und Peking, 
in den siebziger Jahren überraschend schnell in Erfüllung. 

124 Vgl. z.B. Kissinger, White House Years, S. 163 ff., und das Vorwort von N. de B. Katzenbach zu: 
Richard Moorsteen u. Morton Abramowitz, Remaking China Policy. U.S.-China Relations and 
Governmental Decision Making, Cambridge/Mass. 1971, S. XXII. Die beiden Autoren, Mitar­
beiter der Rand Corp., kommen noch 1971 zu dem Ergebnis: „Better relations with China are a 
desirable, but not our most important, objective in Asia. We have other interests of greater priority 
there" (ebenda, S. XXXI, Hervorhebung im Orig.). 



C H R I S T O P H KLESSMANN 

BETRIEBSPARTEIGRUPPEN 
UND EINHEITSGEWERKSCHAFT 

Zur betrieblichen Arbeit der politischen Parteien in der 
Frühphase der westdeutschen Arbeiterbewegung 1945-1952* 

Das Verhältnis von Gewerkschaften und Parteien ist unter dem Aspekt der Gefähr­
dung der Einheitsgewerkschaft, der großen Errungenschaft der deutschen Nach­
kriegsgeschichte, immer wieder zum Gegenstand heftiger öffentlicher Auseinander­
setzungen geworden. Dabei tauchte gelegentlich sogar das Stichwort „Gewerk­
schaftspluralismus" auf, das kaum etwas anderes als eine weniger anstößige Um­
schreibung für den politisch diskreditierten historischen Begriff der Richtungsge­
werkschaften ist1. Solche aktuellen, unter bestimmten parteistrategischen Aspekten 
geführten Diskussionen mögen zwar angesichts der über 30jährigen Entwicklung der 
Einheitsgewerkschaft obsolet erscheinen, dennoch weisen sie auf ein strukturelles 
Problem hin, zu dessen Diskussion eine historische Analyse einen versachlichenden 
Beitrag leisten kann. 

Richard Seidel, ehemaliger Redakteur der „Gewerkschaftszeitung" des ADGB, er­
öffnete im November 1946 im Badischen Gewerkschaftsorgan eine Diskussion zum 
Thema „Gewerkschaften und Parteien", in der er nachdrücklich für die parteipoliti­
sche Neutralität der neuen Einheitsgewerkschaft plädierte2: „Der Weg, den sie (die 
Gewerkschaften; C. K.) einst gegangen sind, indem die eine Richtung im Einverneh­
men mit der einen, die andere im Zusammenwirken mit einer anderen Partei handel­
te, ist der ungeteilten Gewerkschaftsbewegung verschlossen. Daraus folgt, wie uns 
scheint, zwingend, daß die Gewerkschaftsbewegung als Gesamtheit zum politischen 
Parteiwesen eine größere Distanz wird einhalten müssen, als es die einzelnen Ge­
werkschaftsrichtungen in der Vergangenheit nötig hatten. Stärker noch als ehedem 
werden die Gewerkschaften ihre parteipolitische Unabhängigkeit betonen müssen." 

* Allen, die mir bereitwillig Quellenmaterial für diese Untersuchung zur Verfügung gestellt haben, 
möchte ich herzlich danken, insbesondere: Siegfried Mielke (Berlin), dem Archiv der Sozialen De­
mokratie (Bonn-Bad Godesberg), der IG Bergbau u. Energie (Bochum) und dem DGB-Archiv 
(Düsseldorf). 

1 Vgl. als ein Beispiel unter vielen den Bericht der „Frankfurter Rundschau" vom 17.9. 1979 über den 
7. Bundeskongreß des Christlichen Gewerkschaftsbundes. Dort wird u.a. aus einem Grußtele­
gramm von F.J.Strauß zitiert, in dem es heißt, die CDU habe als „einzige demokratische Partei in 
unserem Land in ihrem Programm ein klares Bekenntnis zum Gewerkschaftspluralismus abgelegt". 
Eine zusammenfassende Darstellung der gewerkschaftlichen Konflikte und Diskussionen 
1977-1980 hinsichtlich der Rolle der DKP in den Gewerkschaften findet sich bei Ossip K. Flecht­
heim u. a., Der Marsch der DKP durch die Institutionen, Frankfurt 1980, S. 23 ff. 

2 Richard Seidel, Politik und Gewerkschaften, Gewerkschaften und Parteien, in: Gewerkschafts-
Zeitung (Baden) Nr. 7 vom 20.11. 1946, S. 12 f. 
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Von der konkreten Haltung der Parteien zu gewerkschaftlichen Forderungen wür­
den jeweils die positiven oder negativen Beziehungen der Gewerkschaftsbewegung 
zu ihnen abhängig sein. Gustav Maurer aus der christlichen Gewerkschaftsbewegung 
ging bei prinzipieller Zustimmung zu diesem Standpunkt noch einen Schritt weiter, 
unterstrich besonders, daß parteipolitische nicht politische Neutralität bedeute, daß 
im Gegenteil eine einheitliche Gewerkschaftsbewegung sich verstärkt um aktive poli­
tische Gestaltung werde bemühen müssen. Er sah den erfolgversprechenden Weg, 
solche politischen Einflußmöglichkeiten zu realisieren und dabei einen Konflikt mit 
unterschiedlich operierenden Parteien auszuschalten, im „politischen Zusammen­
schluß aller Schaffenden in einer alle Stände umfassenden Arbeiterpartei", für die er 
den Boden nach dem Zusammenbruch des Dritten Reiches vorbereitet hielt. „Es ist 
Tatsache, daß die Sozialdemokraten heute die weltanschauliche und religiöse Über­
zeugung der christlichen Arbeiter, Angestellten und Beamten achten und tolerant 
über die christliche Weltanschauung denken, reden und schreiben. Und es ist Tatsa­
che, daß heute die Kommunisten eifersüchtig über die Verwirklichung der demokra­
tischen Volksrepublik wachen. Und es ist Tatsache, daß die christlichen Arbeiter, An­
gestellten und Beamten demonstrativ die Sozialisierung der Wirtschaft und des Staa­
tes fordern."3 

In dieser Diskussion werden die drei zentralen Faktoren sichtbar, die nach 1945 
das Verhältnis von Einheitsgewerkschaft und politischen Parteien bestimmten: 
1. Die traditionelle Arbeitsteilung zwischen Gewerkschaft und Partei konnte unter 

den veränderten Bedingungen nicht mehr in der alten Form funktionieren. Die Ge­
werkschaftsbewegung gewann durch ihre Vereinheitlichung erheblich größeres 
Gewicht und verlangte nach stärkerer politischer Umsetzung ihrer Ziele. Zugleich 
kehrte sich das traditionelle arbeitsteilige Verhältnis im Zuge der Ausrichtung der 
deutschen Parteien auf Volksparteien tendenziell um. 

2. Einheit schien zwar 1945 das „Gebot der Stunde", sie blieb aber vielfach auf einer 
emotional-politischen Ebene angesiedelt und warf für die konkrete Realisierung 
sowohl innerhalb der Gewerkschaft als auch in den Beziehungen zu den Parteien 
erhebliche Probleme auf, mit denen man sich auf gewerkschaftsorganisatorischer 
und betrieblicher Ebene auseinanderzusetzen hatte. Vor allem seit dem Durch­
bruch des Kalten Krieges 1947 erwies sich immer deutlicher, auf welch tönernen 
Füßen diese Einheit noch stand. 

3. Die Abschaffung der alten Richtungsgewerkschaften erforderte eine größere pro­
grammatische Bandbreite und angesichts der illusionären Forderung nach einer 
einheitlichen Arbeiterpartei mehr Distanz zu den politischen Parteien. Gleichzeitig 
stellte jedoch diese formale Distanz und Unabhängigkeit für die Parteien eine Her­
ausforderung dar, weil sie ihre Politik nicht unabhängig von den gesellschaftspoli­
tischen Konzeptionen der Gewerkschaft verfolgen konnten und wollten. Sie muß­
ten daher versuchen, weniger direkt, als das in Richtungsgewerkschaften möglich 
war, aber dennoch wirksam ihre Politik auch im gewerkschaftlichen und betriebli-

3 Ebenda, Nr. 9 vom 20.12. 1946, S. 5 f. 
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chen Bereich zur Geltung zu bringen. Insofern forderte das größere Gewicht der 
parteipolitischen Neutralität der Gewerkschaft die Intensivierung politischer Ar­
beit und Einflußnahme von sehen der Parteien, die damit auch im gewerkschaftli­
chen und betrieblichen Bereich konkurrierten und ihre programmatischen Konflik­
te zwangsläufig in den Betrieb hineintrugen. 

Hat somit das Prinzip der parteipolitischen Neutralität der Einheitsgewerkschaft for­
mal die Distanz zu den Parteien gestärkt, so hat es de facto neue Aktivitäten und Or­
ganisationsformen der Parteien hervorgerufen. Außer bei der KPD waren betriebli­
che Organisationseinheiten bei den deutschen Parteien traditionell unbekannt oder 
völlig unbedeutend. Erst die neue Konstellation der deutschen Arbeiterbewegung 
nach 1945 führte hier bei SPD und CDU und sogar bei den Liberalen zu neuen Initia­
tiven4. 

Ziel der folgenden Untersuchung ist es, Form und Stärke dieses betriebspolitischen 
Einflusses der Parteien zu analysieren, die Bedeutung dieser betrieblichen Aktivitäten 
für die Durchsetzung zentraler politischer Ziele der jeweiligen Parteien zu beleuchten 
und die Gefährdung, die von solchen parteipolitischen Initiativen und Aktivitäten für 
die Einheitsgewerkschaft ausging, einzuschätzen. 

Motive und Ziele betriebspolitischer Aktivität der Parteien 
nach 1945 

Als 1945 im Gefolge der Potsdamer Beschlüsse in allen Besatzungszonen wieder poli­
tische Parteien zugelassen wurden, vollzog die KPD ihren Organisationsaufbau im 
Einklang mit ihrer Weimarer Tradition auf zwei Ebenen: in Wohnbezirken und Be­
triebszellen5. Mit der gegenüber Weimar nachdrücklicheren Ausrichtung am Be-

4 Betriebsgruppenarbeit findet in Organisationsgeschichten der politischen Parteien bestenfalls spo­
radische Erwähnung. In Gewerkschaftsgeschichten wird sie entsprechend dem Selbstverständnis 
parteipolitischer Neutralität verdrängt. Sowohl für die Weimarer wie für die Nachkriegszeit ist die 
Quellenlage zu diesem wichtigen Aspekt der Gewerkschafts- und Parteigeschichte insgesamt 
schlecht, am relativ besten noch für die SPD nach 1945, sehr zufällig für die KPD und für die CDU 
ganz desolat. 

5 Theoretisch dominierte zwar seit Mitte der 20er Jahre die Orientierung am Organisationsprinzip 
Betriebsgruppe, in der Praxis traten jedoch so viele Schwierigkeiten auf, daß der tatsächliche Orga­
nisationsstand völlig anders aussah. Weber bringt für diesen - bislang nicht einmal in Ansätzen nä­
her untersuchten - Bereich folgende Zahlen: 1927 waren 15%, 1928 nur noch 12% der Parteimit­
glieder in Betriebszellen organisiert. 1930 gelang nur dem Bezirk Ruhr die Organisation eines Drit­
tels der Mitglieder in Betriebszellen. Die Gesamtzahl der Betriebszellen sank von 2 243 (1926) auf 
1411 (1929) und stieg 1930 lediglich auf 1524. Bei Krupp in Essen (21 000 Arbeiter) hatte die 
KPD-Zelle 1930 beispielsweise nur 90 Mitglieder. Vgl. Hermann Weber, Die Wandlung des deut­
schen Kommunismus, Bd. 1 Frankfurt 1969, S.269. Die Nachkriegsentwicklung weist insgesamt 
deutliche Parallelen zur Weimarer Zeit auf. In der allerersten Phase der Zulassung der KPD bis 
zum Herbst 1945 war allerdings, wie Müller für Hessen und Bayern belegt hat, interessanterweise 
nur die Wohnbezirksorganisation vorgesehen, offenbar um sich nach außen hin deutlich von der 
eigenen Tradition abzusetzen. Vgl. Werner Müller, Die KPD und die „Einheit der Arbeiterklasse", 
Frankfurt 1979, S. 188. 
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triebsgruppenprinzip folgte die KPD dem organisatorischen Vorbild der KPdSU, so­
wenig dieses auch sonst schon für die politische Generallinie maßgeblich war. Welche 
zentrale Rolle jene Organisationsfrage spielte, zeigte sich exemplarisch am frühesten 
in Leipzig. Wie überall hatte die KPD hier ihre Betriebsgruppen besonders gefördert 
und insistierte gegenüber der SPD kompromißlos auf dieser Linie. „Die Grundlage 
der KPD", erklärte Otto Schön, der Leipziger Organisationssekretär der KPD, am 
15. November 1945 im örtlichen gewerkschaftlichen Führungsausschuß, „sind die Be­
triebsgruppen und damit steht oder fällt die KPD. Die Gewerkschaften haben grund­
sätzlich sich der Kontrolle der beiden Arbeiterparteien zu unterwerfen."6 

Als Konsequenz solcher Kompromißlosigkeit begann die SPD ihrerseits mit dem 
Aufbau von Betriebsgruppen, um den organisatorischen Rückstand auf diesem Ge­
biet aufzuholen. Auf die Rolle der Betriebsgruppen beider Arbeiterparteien für den 
Fusionsprozeß ist hier nicht einzugehen7, das reaktive Verhalten der SPD in der Fra­
ge der Organisation von Betriebsgruppen scheint jedoch deutlich zu sein. Es gab zwar 
Ansätze zur kritischen Beurteilung der eigenen Weimarer Tradition, aber das hand-
lungsauslösende Moment war nicht eine Analyse früherer Versäumnisse, sondern die 
Herausforderung durch die KPD bzw. SED. Das genannte Leipziger Beispiel läßt 
sich noch nicht ohne weiteres auf die gesamte SB2 übertragen. Zwar machten KPD 
und SPD seit ihrer Gründung intensive Anstrengungen in den Betrieben8, aber im ge­
samtzonalen Maßstab gab es offensichtlich erhebliche Schwierigkeiten. Das KPD-
Zentralorgan „Neuer Weg" befaßte sich Anfang 1946 kritisch mit dem Stand der po­
litischen Betriebsarbeit, konstatierte, daß zahlreiche Betriebsgruppen lediglich „Pa­
piergebilde" seien, und kritisierte, viele Parteileitungen hätten offensichtlich noch 
nicht begriffen, „daß die Betriebsgruppen die Grundlage unserer Parteiorganisation 
sind"9. Erst im September 1946 verabschiedete der Parteivorstand der SED Richtli­
nien für den Aufbau von Betriebsgruppen. Danach sollten in der Regel in allen Betrie­
ben mit mindestens drei Parteimitgliedern Betriebsgruppen gebildet werden. Je nach 
Größe sollten sie nach verschiedenen Prinzipien untergliedert und der übergeordne­
ten Parteikörperschaft unterstellt werden. In Zusammenarbeit mit deren Vorständen 
hatten die Betriebsgruppenvorstände „jeden Monat einen Arbeitsplan für die Durch-

6 Zit. b. Frank Moraw, Die Parole der „Einheit" und die Sozialdemokratie, Bonn-Bad Godesberg 
1973, S. 145. 

7 Vgl. ebenda, S. 144, 148. 
8 Als ein besonders erfolgreiches Beispiel nannte das KPD-SED-Organ „Neuer Weg" die Waggon-

Fabrik Lindner AG. in Ammendorf bei Halle/Saale. Hier war nach dem Zusammenbruch die Be­
legschaftszahl um rd. die Hälfte auf 1 000 abgesunken, Mitte 1946 bereits wieder auf über das Dop­
pelte gestiegen. Zu Beginn hatten lediglich 6 „alte Sozialisten" die Initiative zum Wiederaufbau und 
zur Umstellung auf Friedensproduktion ergriffen. Daraus entwickelte sich die KPD-Betriebsgrup­
pe. Bis zur Fusion von KPD und SPD stieg ihre Mitgliederzahl auf 330, bis Mitte 1946 auf über 
600. In den nach den 17 Werksabteilungen aufgeteilten Untergruppen fanden in der Regel alle 
14 Tage Zusammenkünfte statt, auf denen alle aktuellen politischen und betrieblichen Angelegen­
heiten besprochen wurden. Neuer Weg 1946, H. 4, S. 19 f. 

9 Neuer Weg 1946, H. 1. S. 37. 
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führung der aktuellen Aufgaben der Partei aufzustellen, der den Mitgliedern der Be­
triebsgruppen vorgelegt und von diesen beraten und beschlossen werden soll"10. 

Über die Funktionsfähigkeit und die konkrete politische Arbeit läßt sich aus diesen 
Richtlinien und veröffentlichten Berichten kaum eine genaue Vorstellung gewinnen. 
Frühe Einzelergebnisse von Betriebsratswahlen deuten zumindest darauf hin, daß die 
SPD vor der Fusion auch ohne intensive Betriebsgruppenarbeit über starke Bastionen 
verfügte11. Zum Zeitpunkt der Auflösung der Betriebsräte und ihrer Ersetzung durch 
Betriebsgewerkschaftsleitungen im Oktober 1948, als somit die Betriebsparteiorgani­
sationen der SED zum führenden innerbetrieblichen Organ ausgebaut werden soll­
ten, war ihre Gesamtzahl noch gering. Nach Angaben des „Neuen Deutschland" be­
standen in der gesamten Ostzone nur in ca. 15 000 Betrieben entsprechende Betriebs­
parteiorganisationen, obwohl schon im Sommer 1946 in 43 977 Betrieben Betriebsräte 
gewählt worden waren12. 

Hatte die Frage der Konkurrenz von Betriebsgruppen mit der SED-Gründung in 
der Ostzone ihre unmittelbare Aktualität eingebüßt - zumal die CDU hier anschei­
nend über erste Ansätze kaum hinausgelangte13 - , so gewann sie dadurch in den 
Westzonen an zusätzlicher Bedeutung, waren doch gerade die Betriebe Vorreiter der 
Einheitskampagne. Wollte die SPD ihre von Schumacher bestimmte Linie der strikten 
Ablehnung jeder Einheit nach SED-Muster durchsetzen, so konnte sie sich nicht auf 
das traditionelle Organisationsfeld beschränken und die Betriebe der Arbeit der ihr 
angehörigen Betriebsräte und Gewerkschaftsfunktionäre überlassen. 

Auch in den Westzonen konzentrierte die KPD ihre politische Aktivität schon früh 
auf die Einflußnahme in Betrieben und Gewerkschaften, insbesondere in den indu­
striellen Zentren Nordrhein-Westfalens. Anders als im politisch-parlamentarischen 
Bereich hatte sie hier ihre größten Erfolge. Bereits am 1. März 1946 verfügte die KPD 
in ihrem Organisationsbezirk Ruhrgebiet-Westfalen über 285 Betriebsgruppen mit 
13 000 Mitgliedern. Ende des Jahres waren sie auf 363 mit 20 564 Mitgliedern ange­
stiegen. Das entsprach 40,6% der 50 596 zählenden Gesamtmitgliedschaft in dieser 
Region14. Die auf der ersten Landeskonferenz der KPD in Nordrhein-Westfalen im 

10 Wortlaut der Richtlinien, in: Neuer Weg 1946, H. 9, S. 18. 
11 Als extremes Beispiel lassen sich die Leuna-Werke anführen, wo nach der ersten Betriebsratswahl 

von den 32 Gewählten 26 der SPD und nur 1 der KPD angehörten. Vgl. Albrecht Kaden, Einheit 
oder Freiheit. Die Wiedergründung der SPD 1945/46, Hannover 1965, S. 83 f. 

12 Siegfried Suckut, Die Betriebsrätebewegung in der Sowjetisch Besetzten Zone Deutschlands, 
Frankfurt/M. 1982, S.446, 516. 

13 Einen allgemeinen Hinweis auf ihre Existenz gab der Sekretär der westdeutschen CDU-Sozialaus­
schüsse Josef Bock in seinem Organisationsbericht auf der Oberhausener Tagung der Sozialaus­
schüsse im Februar 1950. Dort hieß es: „Die verheißungsvolle Zusammenfassung der Arbeiter- und 
Angstelitenschaft in Gewerkschafts- und Unionsbetriebsgemeinschaften der Sowjetzone fiel nach 
dem Volkskongreß allmählich der kommunistischen Revolutionspolitik zum Opfer." DGB-Archiv 
(Düsseldorf), Ordner: SPD, Soziale Arbeitsgemeinschaft, Rdschr. d. Parteivorstandes vom 7.9. 
1950. 

14 Gudrun Schädel, Die Kommunistische Partei Deutschlands in Nordrhein-Westfalen von 
1945-1956, Diss. Bochum 1974, S.48; Müller, S. 191. 
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Oktober 1946 verabschiedeten Richtlinien zur Betriebsgruppenarbeit waren zwar 
stark auf den Bergbau zugeschnitten, deckten sich aber ansonsten mit denen der SED 
vom September15. 

Entgegen der intern immer wieder betonten und später auch im Parteistatut veran­
kerten Zielsetzung, die Betriebsgruppen besonders zu fördern16, sank der Anteil der 
dort organisierten Mitglieder bis Anfang der 50er Jahre. 

Im Februar 1949 legte der nordrhein-westfälische Landesvorstand einen detaillier­
ten „Arbeitsplan für Betriebsgruppenarbeit vom 28.2. bis 31.5.49" vor, der vor allem 
angesichts der bevorstehenden Betriebsrätewahlen dezidiert den weiteren Ausbau 
und die organisatorische Verbesserung der Betriebsgruppenarbeit forderte und dazu 
gemäß den Prinzipien einer zentralistischen Kaderpartei genaue Anweisungen gab 
und Vorschläge für Schulungsthemen machte17. 

Auf der 14. Tagung des Parteivorstandes Ende Dezember 1949 wurde dann aber 
deutlich, wie weit Anspruch und Realität auseinanderklafften. Die Lage in den Be­
triebsgruppen erwies sich als wesentlich schlechter als in den Wohnbezirksgruppen. 
So waren in NRW, wo 52,3% der Mitglieder zu Betriebsarbeitern zählten, nur ca. 
20% in Betriebsgruppen erfaßt. In Rheinland-Pfalz und Württemberg-Hohenzollern 
lag der Prozentsatz nur bei 7,2 und 8,5, obwohl die KPD in beiden Ländern über 
starke Positionen in den Gewerkschaften verfügte. Die kritische Bilanz kam zu dem 
erstaunlichen Ergebnis, die KPD sei ungenügend auf Betriebs- und Gewerkschafts­
arbeit ausgerichtet. „Wir sind noch viel zu viel Wahlverein. Die Betriebsgruppen ge­
hen weiter zurück."18 

15 Vgl. Schädel, S.48. 
16 Ebenda, S. 147. Müller, S. 188 (zum bayerischen Statut von 1946). § 55 des Statuts der KPD von 

1951 lautete: „Jedes Parteimitglied, das in einem Betrieb oder einer anderen Arbeitsstätte tätig ist, 
muß der Grundorganisation dieses Betriebes bzw. dieser Arbeitsstätte angehören." Ossip Flecht­
heim (Hrsg.), Dokumente zur parteipolitischen Entwicklung in Deutschland seit 1945, Bd. 1 Berlin 
1962, S. 491. Inhaltlich wurde die Betriebsarbeit im „Neuen Weg" (1947, H. 5) folgendermaßen be­
gründet: „Durch die richtige Stellungnahme der Betriebsgruppen zu den Tagesfragen ziehen wir 
die Belegschaften an die Betriebsgruppen heran und wecken bzw. stärken ihr Klassenbewußtsein. 
Dadurch erreichen wir, daß die Rolle der Parteien, die den Klassenkampf der Arbeiter ablehnen 
und damit die Positionen der Kapitalisten stärken, klarer und schneller erkannt wird." Zit. b. Hart­
mut Pietsch, Militärregierung, Bürokratie und Sozialisierung. Zur Entwicklung des politischen Sy­
stems in den Städten des Ruhrgebietes 1945 bis 1948, Duisburg 1978, S.243. 

17 DGB-Archiv; Ordner: SPD-Gewerkschaften. Auszugsweise abgedruckt in: Feinde der Gewerk­
schaften, Feinde der Demokratie. Tatsachen und Dokumente, hrsg. vom DGB. Bundespressestelle, 
Düsseldorf o.J. (1950), S.13ff. 

18 Fritz Sperling, Referat auf der 14. Tagung des Parteivorstandes der KPD vom 28.-30. 12. 1949, in: 
Flechtheim, Bd. 5, S.334 f. Konkrete Angaben über kleinere und mittlere Betriebe in Niedersach­
sen, in denen großenteils überhaupt keine Betriebsgruppen existierten, bringt der Organisations­
plan für die Betriebsrätewahlen des KPD-Landesvorstandes Niedersachsen (Anfang 1950), wie­
dergegeben im Anhang zum Rundschreiben des Leiters des betriebspolitischen Referats des SPD-
Parteivorstandes vom 20. 2. 1950. Archiv der Sozialen Demokratie, Bonn-Bad Godesberg (künftig 
zit.: ASD), N 25 (1950). Einen interessanten Einblick in die Praxis eines Betriebsgruppenleiterkur­
ses 1947, der vom Bildungssekretär des Bezirks Westliches "Westfalen, Josef Kappius, geleitet wur­
de, gibt das Material in ASD, Westl. Westfalen 21. 
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Bis zum KPD-Parteitag vom März 1951 hatte sich die Situation kaum geändert. 
Der Parteivorstand stellte fest, daß weniger als ein Fünftel der Gesamtmitgliederzahl 
in Betriebsgruppen organisiert war. Selbst in Nordrhein-Westfalen lag der Prozent­
satz - bei einer zurückgegangenen Mitgliederzahl - nur bei 22%19. 

Dieser Rückgang der Bedeutung der KPD auch in den Betrieben, trotz ihrer gera­
de in den 50er Jahren rapide gesteigerten Aktivität durch Betriebszeitungen20, läßt 
sich nicht nur auf die politische „Großwetterlage" und die programmatische Selbst­
isolierung der KPD zurückführen, sondern findet ihre Erklärung wesentlich auch in 
der gezielten Offensive der SPD. 

Nicht überall war diese Offensive durch die frühe Betriebsgruppenorganisation der 
KPD hervorgerufen. So entstand bei der Hamburger Hochbahn AG bereits im Au­
gust 1945 eine SPD-Betriebsgruppe, die Ende des Jahres bereits 50% der Gesamtbe­
legschaft für die Partei gewonnen haben soll21. In Hessen und Braunschweig wurde 
die Notwendigkeit sozialdemokratischer Betriebsgruppen einerseits mit der Notwen­
digkeit parteipolitischer Neutralität der neuen Einheitsgewerkschaft begründet, an­
dererseits mit einer veränderten politischen Gesamtsituation. „In der Weimarer Repu­
blik", so stellte das hessische SPD-Mitteilungsblatt fest22, „war unser Wirken in den 
Betrieben darauf beschränkt - als Gewerkschafter oder Betriebsrat - , im Rahmen des 
Betriebsrätegesetzes und im Rahmen der Sozial- und Tarifgesetzgebung die Interes­
sen der Belegschaften zu verteidigen. Heute aber stellen wir uns als aktuelle Gegen­
wartsaufgabe: Die Abschaffung der kapitalistischen Ausbeutung, die Überführung 
der Produktionsmittel aus der Hand der großen Besitzenden in gesellschaftliches Ei­
gentum." 

Demgegenüber wurde in Berlin, im Bezirk Niederrhein und auch in Bremen die 
Notwendigkeit einer Reaktion auf die kommunistische Betriebszellenbildung schon 
1946 viel stärker betont23. Vor allem mit der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen, 
bei der die KPD besonders im Ruhrgebiet erhebliche Stimmengewinne verbuchen 

19 Schädel, S. 147. 
20 Dazu ebenda, S. 150 ff. 
21 Weckruf, 1. Jg., Nr. 1-8 (April 1947), S.4. Vgl. Anm.79. 
22 Warum sozialdemokratische Betriebsgruppen? In: SPD-Mitteilungsblatt, Land Groß-Hessen 1 

(1946), Nr. 13. Ganz ähnlich lautete die historische Begründung des SPD-Landesvorstandes 
Braunschweig von 1946, die in Auszügen zustimmend vom SED-Organ „Neuer Weg" zitiert wur­
de (1947, H. 1, S.25). 

23 In Groß-Berlin bestand bereits im Sommer 1946 ein eigenes Betriebssekretariat der SPD. Dieses 
wies in einem Aufruf an die Gewerkschaftsfunktionäre der SPD vom August 1946 darauf hin, daß 
die SPD der Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit der KPD nicht ruhig zusehen könne. Die Betriebs­
ratswahlen hätten zwar ein für die SPD gutes Ergebnis gebracht, die wichtigen Gewerkschaftsposi­
tionen aber seien durchweg von KPD bzw. SED-Vertretern besetzt. Angesichts dieser spezifischen 
Konstellation sahen daher die Berliner Betriebsgruppen der SPD ihre besondere Aufgabe darin, die 
stark parteigebundenen Einflüsse im FDGB zurückzudrängen und „durch ihre Mitarbeit in den 
Gewerkschaften dazu bei(zu)tragen, die inneren Schwierigkeiten und Widersprüche des FDGB 
Groß-Berlin zu überwinden". DGB-Archiv, Ordner: Nl. Gottfurcht, Deutschland-Reise 1946/47 I. 
Zum Bezirk Niederrhein vgl. Pietsch, S. 278. Zu Bremen vgl. Peter Brandt, Antifaschismus und Ar­
beiterbewegung. Aufbau, Ausprägung, Politik in Bremen 1945/56, Hamburg 1976, S.202f., 387f. 
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konnte24, trat der Gesichtspunkt der offensiven Auseinandersetzung mit den Kom­
munisten ganz in den Vordergrund. Daß in das Epochenjahr 1947 mit dem Durch­
bruch des offenen Kalten Krieges zugleich der Beginn der intensiven, in der bisheri­
gen SPD-Parteigeschichte nahezu unbekannten politischen Betriebsarbeit fiel, ver­
deutlicht schlaglichtartig auch die inhaltliche Ausrichtung dieser Arbeit. Bereits im 
Vorfeld der Wahlen kam es im SPD-Bezirk Westliches Westfalen zur Diskussion 
zwischen Gewerkschaftern und Parteivertretern über die Notwendigkeit von Be­
triebsparteigruppen. Im Richtlinienentwurf für deren Arbeit wurden als Gründe her­
vorgehoben, daß a) die Tätigkeit der Kommunisten in den Betrieben zu immer stär­
ker werdender Einflußnahme der KPD auf die Gewerkschaften führe und b) Ziele 
und Methoden der SPD-Politik nicht genügend klargelegt und diskutiert würden. 
Erste Aufgabe der SPD-Betriebsgruppen sei es daher, „durch Aufklärung und Akti­
vierung der sozialdemokratischen Betriebsangehörigen die Fraktionsarbeit der Kom­
munisten zunichte zu machen"25. 

Werner Hansen, während des Krieges Mitglied der Landesgruppe deutscher Ge­
werkschafter in Großbritannien und 1947 Vorsitzender des Landesbezirks NRW im 
DGB der britischen Zone, erkannte aus der Sicht der Gewerkschaften sofort das ei­
gentliche Problem dieses Richtlinienentwurfs. „In der praktischen Betriebsarbeit von 
sozialdemokratischen Gruppen", stellte er fest26, „wird sich bald herausstellen, daß sie 
zur sozialdemokratischen Fraktion werden müssen, weil sie geboren sind in der 
Kampfstellung zur Bekämpfung des kommunistischen Einflusses und weil sie als eine 
Parteigruppe nicht die Gewerkschaft, sondern die Partei als vorderste Aufgabe im 
Auge haben." Hansen sollte mit dieser Warnung recht behalten. Angesichts der ver­
änderten gesamtpolitischen Konstellation fanden sich aber Gewerkschafter mit ihren 
Neutralitätsbeschwörungen bald deutlich auf einem Rückzug. 

Der Sopade-Sonderdienst des SPD-Parteivorstandes stellte in seinen „Bemerkun­
gen zu dem Stimmgewinn der KP in Nordrhein-Westfalen" 1947 lapidar fest: „Die 
Aktivität der KP wird angesichts der gesamtpolitischen Lage zu einer Gefahr für un­
sere Partei."27 Die Landtagswahl im Ruhrgebiet interpretierte der Bericht dahinge­
hend, „daß ein wesentlicher Kern des Rheinisch-Westfälischen Industrieproletariats 
sich bei diesen Wahlen politisch für die KP ausgesprochen hat" - ein Prozeß, der so­
wohl von seiner politischen wie organisatorischen Seite her genau analysiert werden 
müsse. Die KPD habe sich durch ihre betriebliche und gewerkschaftliche Arbeit be­
achtliche Möglichkeiten der politischen Beeinflussung der Massen im Betrieb ge­
schaffen und die Früchte dieser Arbeit jetzt geerntet. Demgegenüber gehe der Aufbau 

24 Vgl. dazu die nach Städten aufgegliederten Wahlergebnisse im Ruhrgebiet bei Pietsch, S. 311. 
25 Richtlinienentwurf vom 21.3. 1947 und Protokoll einer gemeinsamen Sitzung von Gewerkschaften 

und SPD-Vertretern in Dortmund, abgedruckt b. Christoph Kleßmann/Peter Friedemann, Streiks 
und Hungermärsche im Ruhrgebiet 1946-1948, Frankfurt 1976, S. 111-115. 

26 Brief an Kappius vom 21.4. 1947, ebenda, S.116f. Zu Josef Kappius, einem ehemaligen ISK-
Anhänger und England-Emigranten, und seiner politischen Tätigkeit nach 1945 siehe Pietsch, 
S. 320, 143 ff. 

27 ASD, Sopade-Informationsdienst, Sonderdienst Nr. 62 vom 2.6. 1947. 



280 Christoph Klessmann 

sozialdemokratischer Betriebsgruppen nur „sehr schleppend" voran. Politisch seien 
viele Sozialdemokraten „knieweich gegenüber den Einheitsparolen der Kommuni­
sten" und verträten innerhalb der Gewerkschaften „einen überspitzten Neutralitäts­
standpunkt", während sich die KPD durch vorzügliche Fraktionsarbeit einen weit 
größeren Einfluß sichere, als es ihrer tatsächlichen Stärke entspreche. 

Die Gewerkschaftsführung war von diesen Diskussionen28 jedoch keineswegs be­
geistert, weil sie darin Gefahren für die Einheitsgewerkschaft durch eine Herausfor­
derung von Christen und Kommunisten erblickte und zudem ein Übergreifen der 
Parteien auf spezifisch gewerkschaftliche Aufgabenfelder befürchtete29. Umgekehrt 
sprach Schumacher offen aus, daß die Gewerkschaften angesichts ihres durch alliierte 
Vorgaben beschränkten Tätigkeitsbereichs (Lohnstop, Tarifpolitik) sich „staatspoliti­
schen Aufgaben" zuwendeten, die Sache der Parteien seien. In der Tat machten die 
Gewerkschaften einen solchen weiterreichenden Anspruch ausdrücklich nicht zuletzt 
deshalb geltend, weil die historische Verzahnung von SPD und freien Gewerkschaf­
ten - und zugleich auch die klassische Arbeitsteilung - verloren gegangen war. 

Zwischen SPD-Parteivorstand und Gewerkschaftsführung bestand zwar Einigkeit 
in der Zielsetzung einer verstärkten politischen Mobilisierung von Sozialdemokraten 
in Betrieben und Gewerkschaftsorganisationen, keineswegs aber in den Methoden. 
Während der Vorsitzende des Bezirks Westliches Westfalen, Fritz Henßler, geprägt 
von den Erfahrungen im Ruhrbergbau, für eine politische Offensive der SPD mit of­
fen als solchen deklarierten sozialdemokratischen Listen bei Betriebsrats- und Dele­
giertenwahlen plädierte - so weit ging selbst Schumacher nicht - , machten Hans 
Böckler, der führende Gewerkschaftsfunktionär in der britischen Zone und erste 
DGB-Vorsitzende, sowie Albin Karl, der maßgeblich am Aufbau der Gewerkschaf­
ten in Niedersachsen beteiligt war, erhebliche Bedenken gegen politische Betriebs­
gruppen geltend, weil sie die Spaltungsgefahr für die Gewerkschaften höher ein­
schätzten. 

Wenn Schumacher formulierte, der „Angriff der SEP (d. h. der SED; C. K.) auf die 
SPD" sei gescheitert, aber auf gewerkschaftlichem Gebiet noch nicht zu Ende, und 
man komme „um das Schlachtfeld des Betriebes nicht herum", so spiegelt schon die 
Wortwahl, mit welcher Härte und Konsequenz sich die parteipolitische Debatte in 
den Betrieben und Gewerkschaften fortsetzte. Die Methoden dieses Konfliktaustrags 
blieben zwischen Gewerkschaft und Partei kontrovers und bildeten zumindest bis in 
die 50er Jahre eine Quelle ständiger Reibereien. 

Seit Mitte 1947 läßt sich deutlich die gezielte sozialdemokratische Aktivität in Be-

28 Zur Diskussion um Betriebsgruppen auf dem Nürnberger Parteitag vgl. Protokoll der Verhandlun­
gen der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands vom 29. Juni bis 2. Juli 1947 in Nürnberg, Ham­
burg o.J., S. 108, 111 f. 

29 Besonders deutlich wird dieser Dissens aus dem Protokoll einer Besprechung von Gewerkschafts­
und SPD-Vertretern am 30.7. 1947 in Bielefeld, an der Schumacher, Ollenhauer, Kriedemann, 
Franke, Henßler und Groß für die SPD sowie Böckler, Tarnow, Hagen, Schleicher, Richter, Karl, 
vom Hoff, Rosenberg und Heinrich Meyer von den Gewerkschaften teilnahmen. Die folgenden 
Passagen beziehen sich auf diese Protokolle. ASD, PV 02052. 
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trieben und Gewerkschaften verfolgen. Das geschah vor allem in drei Formen: An er­
ster Stelle stand die unmittelbare Beeinflussung der Betriebsrätewahlen. Daneben 
sollten Betriebsgruppen-Zeitungen für gezielte und betriebsnahe „politische Aufklä­
rung" sorgen. Schließlich bemühte sich der Anfang 1948 gegründete Ausschuß für 
Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit (seit 1949 das Betriebsgruppenreferat) beim Par­
teivorstand nicht nur um zentrale Koordination aller Maßnahmen auf betrieblicher 
Ebene, sondern auch zunehmend um direkte Einflußnahme auf personalpolitische 
Entscheidungen innerhalb der Gewerkschaften. Mit Fritz Henßler (für den Aus­
schuß) und Siggi Neumann (für das betriebspolitische Referat) wurde zwei profilier­
ten und eine kompromißlose Linie verfolgenden Funktionären die Verantwortlich­
keit für die Betriebsarbeit übertragen30. Die unterschiedliche politische Situation in 
den Zonen und Regionen sowie unterschiedliche strukturelle Voraussetzungen in 
den Betrieben ließen jedoch zunächst eine zentral gesteuerte politische Betriebsarbeit 
als schwer durchführbar erscheinen, so daß die zentralen Gremien anfangs vor allem 
die Funktion einer Art von Clearing-Stelle für den gegenseitigen Informationsaus­
tausch der Parteibezirke übernahmen31. 

Als Schwerpunkte funktionierender Betriebsarbeit nennt ein Bericht von 1950 die 
Bezirke Berlin, Hamburg, Westliches Westfalen, Niederrhein, Hessen-Süd sowie die 
Ortsgruppen München und Nürnberg. Die meisten dieser Unterorganisationen ver­
fügten über hauptamtliche Betriebsgruppensekretäre32. Das betriebliche Organisati­
onsnetz insgesamt war somit noch sehr lückenhaft. Im Landesverband Bayern wur­
den erst Mitte 1951 Richtlinien für die Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit beschlos­
sen33. Über den tatsächlichen Stand läßt sich hier aber bisher kaum etwas sagen. 

30 Fritz Henßler, geb. 1886, vor 1933 Bezirksvorsitzender im Westl. Westfalen, Reichstagsmitglied; 
nach 1945 wiederum Vorsitzender des gleichen Parteibezirks, Fraktionsführer im nordrhein-west-
fälischen Landtag, Oberbürgermeister von Dortmund und Mitglied des SPD-Vorstandes (Pietsch, 
S.317). Siegmund Neumann, geb. 1907 in Tarnow (Polen), in Berlin aufgewachsen, Mitglied der 
KPD, 1934 ausgeschlossen, Emigration nach Paris und Stockholm; 1946 Eintritt in die SPD, Re­
dakteur in der Gewerkschaftspresse, vorübergehend Leiter des Ostbüros der SPD, 1947 bis 1954 
Leiter des Betriebsgruppenreferats beim PV der SPD; danach arbeitete er im Auftrag der IG Metall 
an einer Geschichte der Metallarbeiterbewegung („Vorwärts" vom 2. 12. 1960). 

31 Bericht über die Sitzung des Ausschusses für Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit beim Parteivor­
stand und der Sekretäre für Betriebsarbeit aus den Bezirken am 23. 1. 1948 im Rathaus zu Witten/ 
Ruhr, ASD, PV 02052. Die Schwierigkeiten der zentralen Steuerung werden in drastischer Form 
in einer Resolution der Hamburger SPD-Betriebsgruppenleiter für den Bereich der IG Metall vom 
28. 10. 1948 angesprochen, in der empört die Nachlässigkeit der Parteizentrale in Hannover in der 
Betriebsarbeit kritisiert und „schnellste zentrale Bearbeitung dieses Aufgabengebiets" gefordert 
wird. ASD, PV 02049. 

32 S. Neumann, Stand der Betriebsgruppenarbeit, undatierter hekt. Bericht (1950), ASD, PV 02052. 
33 Richtlinien vom Juni 1951, ASD, LV Bayern 222. Ihre Zielsetzung war es, „a) auf die Betriebsange­

hörigen im Sinne der Festigung der demokratischen Grundhaltung Einfluß zu nehmen, b) die Be­
triebsangehörigen für den demokratischen Sozialismus zu gewinnen, c) alle Versuche extremer 
Kreise, Betriebsangehörige autoritären Zielsetzungen dienstbar zu machen, wirksamst zu bekämp­
fen, d) mit allen Organisationen, die sich zur Demokratie und Freiheit bekennen, zusammenzuar­
beiten". 
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Eine genaue Aufschlüsselung der Betriebsgruppenarbeit nach dem Stand von An­
fang 1953 existiert für den Unterbezirk Recklinghausen. Dieser Bericht ist zwar nicht 
repräsentativ oder bestenfalls für das nördliche Ruhrgebiet exemplarisch, gibt aber 
dennoch eine Reihe generell interessanter Daten wieder34. 

Der Unterbezirk Recklinghausen hatte vor 1933 nie mehr als 6 000 Mitglieder (ein­
schließlich der Stadt Gelsenkirchen). Nach 1945 stieg die Zahl bis zur Währungsre­
form auf 14 500 (ohne Gelsenkirchen). Danach setzte - wie fast überall - bis zum 
Frühjahr 1953 ein deutlicher Mitgliederschwund ein. Das Potential für Betriebsgrup­
pen war unterschiedlich stark. Auf Schachtanlagen mit Belegschaften zwischen 3 000 
und 3 500 lag die Zahl der Parteimitglieder zwischen 60 und 330, und auch auf den 
Großzechen mit einer Belegschaft bis zu 5 000 gab es nirgends mehr als 350 Mitglie­
der. In den Chemischen Werken in Hüls mit 8 600 Beschäftigten gab es nur ca. 
150 SPD-Mitglieder. Für drei Schachtanlagen existierte eine Betriebsgruppe lediglich 
auf dem Papier, während in anderen wöchentliche Zusammenkünfte stattfanden. 

Als besonders alarmierend vermerkt der Bericht, „daß sich viele unserer Betriebsrä­
te nichts mehr von der Partei und zum Teil auch nichts mehr von den Gewerkschaf­
ten sagen lassen. Es bahnt sich hier eine Entwicklung an, die uns noch sehr viel zu 
schaffen machen kann. Es gibt viele Betriebsräte, die die Welt nur noch von ihrer 
Schachtanlage aus sehen." Das alte Problem des Betriebsegoismus, in dem schon in 
Weimar ein großer Teil der Reserviertheit der Gewerkschaften gegenüber den Be­
triebsräten begründet lag, wird hier in unverblümter Offenheit angesprochen, und es 
ist anzunehmen, daß dies kein Spezifikum des Bergbaus im nördlichen Ruhrgebiet 
war35. 

Relativ stark war das Echo der Betriebsgruppenarbeit in der öffentlichen Verwal­
tung und im Dienstleistungssektor, sehr schwach dagegen im Bausektor. Als schwie­
rig erwies sich die Betriebsgruppenarbeit auch in der Metallindustrie, weil es sich hier 
zumeist um Zuliefererbetriebe für den Bergbau handelte, deren Belegschaft aufgrund 
wechselnder Montage-Arbeiten kaum erfaßbar war. Als generelle Tendenz zeichnet 
sich in dem Bericht ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen gewerkschaftlichem 
Organisationsgrad und Stärke betriebspolitischer Arbeit ab, während eine Repräsen­
tanz im Betriebsrat offenbar relativ unabhängig vom Vorhandensein und von der Ak­
tivität einer Betriebsgruppe war, so daß zum Beispiel in den erwähnten Metallbetrie­
ben durchweg ein oder zwei Sozialdemokraten dem Betriebsrat angehörten. 

34 Rdschr. d. Referats Betriebsorganisation Nr. 10/53, ASD, Bestand Hansen 1. 
35 In einem interessanten Bericht für den amerikanischen Hochkommissar von 1951 wird auf die Ge­

fahr der Betriebsarbeit der politischen Parteien - und zwar aller, von links bis rechts - nachdrück­
lich hingewiesen. Aufschlußreich ist hier der Hinweis, daß der Neofaschismus wahrscheinlich für 
die wachsende Zahl von nicht parteigebundenen Betriebsräten verantwortlich sei. Am Beispiel von 
262 nordrhein-westfälischen und Berliner Unternehmen wird das erhebliche Anwachsen dieser 
Gruppe belegt, wohingegen alle anderen Gruppen Verluste aufwiesen. Insbesondere in der Bau­
industrie stellten im Zuge der Entnazifizierung entlassene und jetzt wiederbeschäftigte Altnazis 
eine starke Gruppierung dar. Die Gefahr von links schätzt der Bericht demgegenüber viel geringer 
ein: Paul Fisher, Works Councils in Germany, High Commissioner for Germany, Office of Labor 
Affairs, Visiting Export Series March 1951. 
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Seit der Übernahme des betriebspolitischen Referats durch Siggi Neumann waren 
die Betriebsgruppen zu einem anerkannten Element sozialdemokratischer Partei­
organisation geworden36. Ihre Aktivität war in erster Linie durch die als Herausforde­
rung und akute Bedrohung aufgefaßte Initiative der KPD provoziert und stimuliert 
worden. Dieser Gegner blieb stets im Visier, auch wenn die Bedrohung kaum so groß 
gewesen sein dürfte, wie es die hektische Züge annehmende Geschäftigkeit Neu­
manns suggeriert37. Nicht nur die innen- und außenpolitische Gesamtkonstellation 
erschwerte der KPD Erfolge, sondern sie trug auch durch ihre Gewerkschaftspolitik 
erheblich zur eigenen Marginalisierung bei. 

Die auf dem Parteitag der KPD im Frühjahr 1951 beschlossenen Thesen zur Poli­
tik der KPD legten Direktiven für kommunistische Gewerkschafter fest. Die auf die 
Gewerkschaftsbewegung bezogene „These 37" griff in rüdem Ton die „rechten Ge­
werkschaftsführer" an und warf ihnen vor, sich „in den Dienst der Kriegsvorberei­
tung zu stellen". Sie verpflichtete jedes KPD-Mitglied, „sorgfältig Lenins und Stalins 
Meinungen und Ratschläge über die deutsche Gewerkschaftsbewegung und die Ar­
beit der Kommunisten in den Gewerkschaften zu studieren und in der täglichen Ar­
beit anzuwenden". Sie forderte ferner dazu auf, „den wachsenden Kampf- und Wi­
derstandswillen der Arbeiter zu entwickeln und zu festigen und Kampfhandlungen 
auszulösen auch gegen den Willen rechter Gewerkschaftsführer". Die Gewerk­
schaftsvorstände - besonders betroffen waren IG Metall und IG Bergbau - verlang­
ten angesichts dieser Herausforderung von kommunistischen Funktionsträgern die 
Unterzeichnung eines Reverses, der sie verpflichtete, nur den Weisungen der Ge­
werkschaft und nicht einer andern Institution zu folgen, oder aber ihre Funktion auf­
zugeben. In der Praxis führte dieser Konflikt für viele KPD-Gewerkschafter zur Zer­
reißprobe: Unterzeichneten sie den von der KPD abgelehnten Revers, wurden sie aus 
der Partei ausgeschlossen, taten sie es nicht, verloren sie ihre Mitgliedschaft in der 
Gewerkschaft38. 

36 Vgl. Jahrbuch der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (künftig zit.: Jb. SPD) 1950/51, 
S. 296: „Die Betriebsgruppenarbeit der Sozialdemokratie hat sich in den letzten zwei Jahren in der 
gesamten Partei durchgesetzt. Sie ist heute ein anerkannter und wesentlicher Bestandteil der Par­
teiarbeit." In den organisationspolitischen Richtlinien der SPD, beschlossen von Parteivorstand, 
Parteiausschuß und Kontrollkommission im November 1949 in Herne, wird die Betriebsgruppe als 
„so etwas wie das politische Gewissen" der Partei charakterisiert. Flechtheim, Bd. 5, S. 148. 

37 Die umfangreiche Korrespondenz S. Neumanns mit Partei- und Gewerkschaftsfunktionären belegt 
diesen Eindruck deutlich noch in einer Zeit, in der sich etwa im Jahrbuch der SPD schon gelassene­
re Töne finden. Neumann forderte 1951 vom Parteivorstand besonders nachdrücklich den wei­
teren Ausbau der Betriebsgruppenarbeit, vor allem mehr Geld für den Versand von Informations­
und Propagandamaterial. Er verwies dabei auf 25 000 Adressen, über die betriebspolitische Kon­
takte erweitert werden könnten. Insbesondere müsse das zentrale Informationsblatt für die Be­
triebsgruppen „Arbeit und Freiheit" monatlich statt wie bisher unregelmäßig erscheinen und in ei­
ner erhöhten Auflage von 60 000 statt bislang 35 000 gedruckt werden. Anhang zum Schreiben an 
PV vom 6.11. 1951, ASD, PV 02052. 

38 Jb. SPD 1950/51, S.295; Schädel, S.155 f., 164 f.; Mitteilungen der IG Metall, Ortsverwaltung 
Stuttgart, 1951 Nr. 11, S.65 („These 37 ist gewerkschaftsfeindlich"). Vgl. Eberhard Schmidt, Die 
verhinderte Neuordnung 1945-1952, Frankfurt 51974, S. 123. 
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Mit dem immer geringer werdenden politischen Gewicht der KPD verschoben sich 
allmählich die Akzente der SPD-Betriebsarbeit. Im Selbstverständnis der SPD sollte 
jetzt das „positive Wirken" der Schulung und politischen Werbung für „demokra­
tisch-sozialistisches Ideengut" stärker in den Vordergrund treten39. Zum Beispiel er­
gaben statistische Erhebungen, daß der weitaus größte Teil des Mitgliederzuwachses 
seit der Währungsreform aus den Betriebsgruppen kam40. Konkreter Hintergrund 
dieser veränderten Zielrichtung war unter anderem die wachsende Zahl parteiloser 
Kandidaten bei Betriebsratswahlen. Da die CDU (zumindest im Bergbau) ihren An­
teil hielt, zeigte sich, daß die SPD vom Mandatsverlust der KPD in den Betrieben 
kaum profitierte41. In der Metallindustrie der Bundesrepublik betrug der Anteil der 
gewerkschaftlich (und damit in aller Regel auch parteilich) unorganisierten Betriebs­
räte 1951 bereits 9 Prozent (1930/31 lag er nur bei 2,3 Prozent), 1953 wurde er schon 
auf ca. 15 Prozent geschätzt42. Dieser seit 1949 feststellbare Trend hatte durch das. 
Scheitern der Alternativentwürfe zum Betriebsverfassungsgesetz (BVG) von 1952 of­
fensichtlich weiteren Auftrieb erhalten. 

Zu Beginn der 50er Jahre nahm aber auch die Auseinandersetzung mit den Organi­
sationen des christlichen Flügels der Arbeiterbewegung schärfere Formen an, seitdem 
sich Adenauer in der CDU durchgesetzt hatte, die Erhardsche Wirtschaftspolitik zur 
Leitlinie wurde und damit Konzeptionen vom „Sozialismus aus christlicher Verant­
wortung" endgültig verdrängte43. 

Die ersten Anfänge politischer Betriebsarbeit und Gewerkschaftsarbeit der CDU 
setzten relativ früh ein und fanden ihren organisatorischen Ausdruck vor allem im 
Rahmen der „Christlichen Sozialausschüsse" (CSA). Auf ihre Rolle innerhalb der 
Parteientwicklung der CDU ist hier nicht einzugehen44. Sie sind auch keineswegs mit 
den Betriebsgruppen von KPD und SPD zu vergleichen, bezeichneten sie sich doch 
selbst als ein „zwischen der Partei, den Gewerkschaften, den konfessionellen Stan­
desvereinen und den sozialen Jugendorganisationen [stehendes] schwer fixierbares 
Gebilde"45. Die Gründung der „Christlichen Sozialausschüsse" signalisierte die nach 

39 Jb. SPD 1950/51, S. 296 f.; 1952/53, S.355. 
40 Jb. SPD 1950/51, S.297. 
41 Ebenda. 
42 Jb. SPD 1952/53, S.354f. 
43 Als ein Beispiel sei hier das Interview S. Neumanns mit dem „Neuen Vorwärts" vom 9.11.1951 un­

ter dem Titel „Gewerkschaftsspalter am Werk" genannt. Darin wurden u. a. folgende Forderungen 
formuliert: „1. Die CDU-Betriebsgruppenarbeit darf nicht der Vorbereitung einer Gewerkschafts­
spaltung dienen. 2. Wir lehnen jeden Mißbrauch der Kirche bei der Betriebsgruppenarbeit ab und 
3. Wir wenden uns gegen eine Politik der Erpressung und Nötigung der Gewerkschaften unter 
dem Vorwand parteipolitischer Neutralität." Diese Forderungen resultierten aus der Feststellung: 
„Die Tendenz der Politiker innerhalb der CDU ist es, grundsätzlich nicht direkt die christlichen 
Gewerkschaften zu fordern, sondern den DGB zu verdächtigen, er treibe Parteipolitik, und daraus 
unausgesprochene Forderungen nach Richtungsgewerkschaften abzuleiten." 

44 Hierzu jetzt ausführlich Franz Focke, Sozialismus aus christlicher Verantwortung. Die Idee eines 
christlichen Sozialismus in der katholisch-sozialen Bewegung und in der CDU, Wuppertal 1978, 
insbes. S. 221 ff. 

45 Zit. ebenda, S. 224. 
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außen hin weitgehend verdeckten vehementen programmatischen Richtungskämpfe 

innerhalb der C D U der Westzonen und deren Schwierigkeiten, insgesamt ein positi­

ves Verhältnis zur Arbeiterbewegung zu gewinnen. Insofern war es charakteristisch, 

daß Jakob Kaiser als Vorsitzender der am weitesten links stehenden Ost-CDU eine 

Art programmatischer Vaterfigur der Sozialausschüsse der britischen Zone wurde46. 

Auf der Gründungsversammlung der CSA für Nordrhein-Westfalen in Herne im 

November 1946 dominierte das Ziel der Sammlung der christlichen Arbeiterbewe­

gung, von einer spezifischen parteipolitischen Herausforderung war noch wenig zu 

spüren47. 

Demgegenüber trat auf der zweiten Tagung der CDU-Sozialausschüsse der briti­

schen Zone im Februar 1947 in Herne der unter dem Gesamtmotto „Erbe und Aufga­

be" formulierte programmatische Anspruch viel stärker in den Vordergrund48. „Die 

Zeiten bloßer sozialpolitischer Reparaturen am kapitalistischen Wirtschaftssystem 

sind vorüber. Eine Neuordnung unserer Wirtschaft von Grund auf ist ein Gebot der 

Stunde", erklärte Johannes Albers, der ehemalige Sekretär der christlichen Gewerk­

schaften in Köln und Mitbegründer der C D U und der CSA, im Geleitwort, und auf 

diesen Ton waren die meisten Prominenten-Reden gestimmt (u.a. Adenauer, Karl 

Arnold, zu dieser Zeit stellvertretender Ministerpräsident von NRW, Jakob Kaiser, 

Josef Gockeln, Sozialminister von NRW). 

Diese zweite Tagung war bestimmt vom nachdrücklichen Bekenntnis zum Ahlener 

Programm der C D U der britischen Zone mit den vier Grundforderungen: „Unter­

ordnung der Wirtschaft unter das Wohl der Volksgesamtheit" (Bedarfsdeckungswirt­

schaft statt Profitwirtschaft), Überführung des Bergbaus und der eisenschaffenden 

Industrie in Gemeineigentum und Entflechtung der Konzerne, Wirtschaftsplanung 

und -lenkung einschließlich Kontrolle der Banken und Kreditinstitute, Mitbestim­

mung der Arbeitnehmer in Vorstand und Aufsichtsrat der Großunternehmen. Die 

Sozialausschüsse sollten als das „soziale Gewissen der CDU" fungieren49. Albers be­

tonte, daß die christlichen Gewerkschafter innerhalb der neuen Einheitsgewerkschaft 

ihre Zielvorstellungen keineswegs aufgegeben hätten, er kritisierte den politischen 

Einfluß in Betrieben und Gewerkschaften und forderte, sie müßten „wahrhaft neutra­

le Organe des sozialen und wirtschaftlichen Lebens" werden50. Diese Forderung stell­

ten indes gerade die Organisationsziele der CSA in Frage, wenn es im Punkt 3 der 

46 Vgl. ebenda, S. 244. 
47 Neues Wollen, neue Ordnung, Bericht über die Tagung der Sozialausschüsse der CDU Nord­

rhein-Westfalen in Herne i.W. am 8./9. November 1946 von Dr. Karl Zimmermann, Gummers­
bach 1947. Dieser schwer erreichbare Text wurde mir freundlicherweise von Herrn H.J.Russe 
(MdB), Recklinghausen, zugänglich gemacht. Albers schlug auf dieser Tagung zunächst den Na­
men „Christlich Werkvolk" (!) vor, der mit Begeisterung aufgenommen wurde, aber bei den kon­
fessionellen Arbeitervereinen auf Widerstand stieß und sich daher nicht durchsetzte. 

48 Erbe und Aufgabe, Bericht über die Tagung der Sozialausschüsse der CDU der britischen Zone in 
Herne in Westfalen am 21. und 22.Februar 1947, Köln o.J. 

49 Ebenda, S. 40. 
50 Ebenda, S. 29 f. 
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vorläufigen Satzung hieß: „Zum Zweck der politischen, gewerkschaftlichen und be­
trieblichen Aktivierung der christlichen Arbeitnehmerschaft in den Gewerkschaften 
und Betrieben werden innerhalb der Kreissozialausschüsse besondere Betriebsge­
meinschaften und Fachgemeinschaften gebildet."51 

Liefen derartige Forderungen und organisatorische Initiativen auch vor allem unter 
dem Stichwort „Gleichberechtigung" (d.h. Stärkung des christlichen Elements) in­
nerhalb der Einheitsgewerkschaft, die man für stark „marxistisch" beeinflußt ansah, 
so mußten sie doch zwangsläufig den parteipolitischen Konflikt in Betrieb und Ge­
werkschaft verstärken. In späteren Tagungen der Sozialausschüsse wurde dann auch 
das politisch-reaktive Moment gegenüber dem programmatischen Anspruch viel 
deutlicher. Auf der Herner Tagung im Oktober 1947 gab der Sekretär des Landes-
sozialausschusses der CDU in NRW, Karl Zimmermann, bekannt, daß inzwischen in 
allen Kreisgebieten besondere Sekretariate eingerichtet worden seien, die sich aus­
schließlich mit der Schaffung von Betriebsgruppen christlicher Gewerkschafter be­
faßten. Scharf kritisiert wurde die geringe Repräsentation der CDU im Gewerk­
schaftsapparat, und Albers forderte dazu auf, die dominierende Stellung von SPD 
und KPD zu brechen und mit Hilfe der CDU die Gewerkschaften ihrem Einfluß zu 
entziehen52. 

Die Klage über zu geringe Repräsentation christlicher Gewerkschafter insbesonde­
re in gewerkschaftlichen Führungsgremien war nicht unberechtigt und wurde von der 
DGB-Führung durchaus als Problem erkannt53. Ernsthafte Ansätze zur Gewerk­
schaftsspaltung, auf die in Kreisen der SPD mehrfach hingewiesen wurde, scheint es 
jedoch kaum gegeben zu haben. Bei allen Versuchen der Intensivierung gewerk-
schafts- und betriebspolitischer Arbeit der Sozialausschüsse wurde die Einheitsge­
werkschaft doch stets nachdrücklich befürwortet und insbesondere gegen kommuni­
stische „Zersetzungs- und Störungsbestrebungen" verteidigt54. 

Mit der Verschärfung des Kalten Krieges und der innenpolitischen Spannungen im 
Zuge der Bildung der Bundesrepublik erhöhten sich der Außendruck auf die Gewerk­
schaften und auch das innere parteipolitische Konfliktpotential. Die „Richtlinien zur 
Gewerkschaftsfrage" der CDU von 1949 machen diese Spannungen sehr deutlich. 
Hier wird zwar das Prinzip der Einheitsgewerkschaft nachdrücklich verteidigt, zu­
gleich aber unmißverständlich als Warnung formuliert: „Die reichen und harten Er­
fahrungen gewerkschaftlicher Zusammenarbeit nach 1945 haben uns allerdings auch 
hellsichtiger und zugleich entschlossener gemacht für unerläßliche Bedingungen und 

51 Ebenda, S. 44. 
52 ASD, Sopade, Informationsdienst, Sonderdienst Nr. 117 vom 2. 1. 1948. 
53 Protokoll der Sitzung des DGB-Gesamtvorstandes (brit. Zone) am 27.9. 1948 in Düsseldorf, 

DGB-Archiv, Ordner: Sonstige Protokolle. Albers legte hier u.a. die zu geringe Berücksichtigung 
christlicher Gewerkschafter innerhalb der Gesamtorganisation dar. 

54 So z. B. die Entschließung der Tagung der Sozial- und Gewerkschaftsausschüsse der CDU der 
Länder der amerikanischen Zone in Stuttgart vom 17./18. 1. 1948, DGB-Archiv, Ordner: CDU-
Sozialausschüsse. Zur Spekulation über eine Abspaltung der christlichen Gewerkschafter 1947 vgl. 
Kleßmann/Friedemann, S.72. 
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Voraussetzungen, ohne deren Erfüllung es in absehbarer Zeit keine Einheitsgewerk­
schaft mehr geben wird."55 Gemeint war damit der „Linksradikalismus" als „politisch 
und gewerkschaftlich organisierte Kraft", wie er für die CDU in den gewerkschaftli­
chen und betrieblichen Aktivitäten der beiden Arbeiterparteien in Erscheinung trat. 
Daß die CDU ihrerseits angesichts der Stellungnahmen des katholischen Klerus etwa 
zu Betriebsrätewahlen in das Schußfeld ihrer Gegner geriet, wird noch zu erörtern 
sein. Es ist dennoch schwierig, sich ein halbwegs präzises Bild von der praktischen 
Tätigkeit und Relevanz der CSA im Betrieb zu machen. Nach dem auf ihrer Deutsch­
landtagung Anfang Februar 1950 in Oberhausen erstatteten Organisationsbericht 
existierten in allen Bundesländern Sozialausschüsse mit Bezirks- und Kreisunterglie­
derungen. Spezifisch betriebliche Organisationen scheinen zu dieser Zeit jedoch rela­
tiv schwach entwickelt gewesen zu sein. 

Lediglich für Hessen und Berlin verweist der Bericht auf entwickelte Betriebsaus­
schüsse. In Berlin entstand 1949 eine „Arbeitsgemeinschaft Betriebsgruppen", die sich 
auf ca. 50 Betriebs- und Vertrauensmännergruppen - vor allem in den Verwaltungen 
und öffentlichen Betrieben - stützen konnte56. Die enge Verflechtung mit der Ge­
werkschaft zeigte sich besonders darin, daß der 1. und 2. Vorsitzende sowie der 
1. Beisitzende dieser Arbeitsgemeinschaft hauptamtliche Gewerkschaftssekretäre wa­
ren. „Man stelle sich nun vor", stellte daher Siggi Neumann nicht ohne Genugtuung 
fest, „welches Geschrei die CDU machen würde, wenn hauptamtliche Gewerk­
schaftssekretäre Leiter von sozialdemokratischen Betriebsgruppen wären."57 

Aus den vielfach vagen und sehr allgemein gehaltenen Formulierungen des Orga­
nisationsberichts und den dort explizit aufgeführten Mängeln läßt sich jedoch able­
sen, daß insgesamt der Stand der CSA gerade im betrieblichen Bereich sowohl im 
Hinblick auf ihre Aufgaben als auch auf ihre finanzielle und personelle Situation 1950 
noch als sehr unbefriedigend beurteilt werden muß. 

Siggi Neumann überschätzte daher die Bedeutung der Betriebsgruppenarbeit der 
CDU erheblich58. Erst in den 50er Jahren scheinen die CSA allmählich ihrem Ziel nä-

55 Richtlinien zur Gewerkschaftsfrage 1949, S. 1. DGB-Archiv, Ordner: CDU 13. Bundesparteitag. 
Noch schärfer formulierte Albers schon auf dem 2. Parteitag der CDU der britischen Zone am 28./ 
29. August 1948 in Recklinghausen die Kritik am Gewerkschaftsbund als „verlängertem Arm der 
SPD". Vgl. H. Pütz (Hrsg.), Konrad Adenauer und die CDU der britischen Besatzungszone. Do­
kumente zur Gründungsgeschichte der CDU Deutschlands, Bonn 1975, S.703. 

56 Organisationsbericht des Sekretärs der CSA Josef Bock auf der Oberhausener Tagung vom 3.-5.2. 
1950, DGB-Archiv, Ordner: SPD/Soziale Arbeitsgemeinschaften, Anlage z. Rdschr. d. PV vom 
7.9.1950. 

57 Rdschr. d. Ref. Betriebsorganisation Nr. 1/51 vom 3. 1. 1951, DGB-Archiv, Ordner: SPD/Soziale 
Arbeitsgemeinschaften. 

58 „Notwendig erscheint es uns aber, darauf hinzuweisen, daß die SPD und ihre Betriebsgruppen ein 
ständiges Angriffsobjekt bilden - nicht zuletzt von Seiten der CDU/CSU - , wenn wir auch nur 
entfernt ähnlich wirksam werden" (wie die CSA mit der Bildung von Betriebsgemeinschaften). 
Schreiben d. Ref. Betriebsorganisation vom 17.11. 1949, DGB-Archiv, Ordner: H. Böckler, 
Schriftwechsel mit SPD 1947-1949. In seinem Schreiben an den Parteivorstand vom 6.11. 1951 
warnte Neumann: „Man kann ohne Übertreibung sagen, daß der CDU-Einfluß innerhalb der IG-
Metall besorgniserregend ist." ASD PV 02052. 
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her gekommen zu sein, auch durch betriebspolitische Aktivitäten „die wirksame 
Plattform des deutschen Arbeitsvolkes in der Auseinandersetzung mit der liberalisti-
schen Reaktion und dem marxistischen Radikalismus" zu sein59. Nach dem Abbruch 
der außerparlamentarischen Kampagne gegen das BVG und nach der Verabschie­
dung dieses von SPD und DGB nachdrücklich bekämpften Gesetzes im Sommer 
1952 verschärften sich offenbar die Spannungen zwischen DGB und christlichen Ar­
beitnehmerorganisationen. Vor allem der Bundestagswahlkampf 1953 trug dazu bei. 
So beantwortete der Hauptvorstand der Sozialausschüsse im August den Wahlaufruf 
des DGB („Für einen besseren Bundestag") mit einem Appell zum „fraktionellen Zu­
sammenschluß" und zur Intensivierung christlicher Betriebsgruppenarbeit. Ende des 
Jahres konnte Jakob Kaiser als Vorsitzender der Sozialausschüsse darauf verweisen, 
daß jetzt neben dem Organ „Soziale Ordnung" für 25 000 Betriebsräte ein eigener 
„Betriebsrätebrief" herausgegeben werde59a. 

Angesichts der intensiven und erfolgreichen Bemühungen von KPD, SPD und 
CDU, sich Einfluß zu verschaffen und gewissermaßen Ersatzkanäle für die ehemali­
gen Richtungsgewerkschaften zu finden, blieben auch die Liberalen nicht untätig. 
Auch hier gingen wie bei den anderen Parteien gewerkschaftliche und betriebspoliti­
sche Initiativen charakteristischerweise wieder vom rheinisch-westfälischen Indu­
striegebiet aus. In der Parteigeschichtsschreibung der Liberalen nach 1945 ist diese 
Tradition völlig verschüttet und unbekannt60. Darin mag man ein Zeichen für einen 
Verdrängungsprozeß und auch für die Bedeutungslosigkeit derartiger Versuche se­
hen, dennoch wird deutlich, daß angesichts der veränderten Funktion der Einheitsge­
werkschaft die besondere Wichtigkeit von betriebspolitischer Arbeit allgemein er­
kannt wurde. 

Bereits im Dezember 1946 wurde in Düsseldorf eine Arbeitnehmer-Tagung der 
FDP durchgeführt, ohne freilich auf große Resonanz innerhalb der Kreisorganisatio­
nen der Partei zu stoßen: Von 24 bestehenden Kreisgruppen waren lediglich 8 vertre­
ten61. Im Juli 1947 schuf sich der Landesverband Nordrhein-Westfalen dann ein eige-

59 So die Formulierung im Entwurf eines Arbeitskreises vom November 1949 über „die geistigen 
Richtlinien der Sozialausschüsse", DGB-Archiv, Ordner: H. Böckler, Schriftwechsel mit SPD 
1947-1949. 

59a Jb. SPD 1952/53, S.354 f. Rundschreiben J. Kaisers zur Jahreswende 1953/54, ASD Nl. Hansen 2. 
Der Text des DGB-Wahlaufrufs in: Die Quelle 4 (1953), S. 345 f. Die Antwort des Vorstandes der 
Sozialausschüsse in: Soziale Ordnung 1953, Nr. 8. 

60 Den Hinweis auf die im folgenden kurz dargestellten Bemühungen der FDP verdanke ich Herrn 
Dr. Friedrich Henning vom Archiv der Friedrich-Naumann-Stiftung in Bonn-Bad Godesberg. Er 
hat mir freundlicherweise die zitierten Akten zugänglich gemacht. Ein hektographierter Aufsatz 
Hennings von 1965 behandelt die historische Perspektive des Themas „Die Gewerkschaften und 
die Liberalen". Er ist gedruckt (ohne Anmerkungen) in: Liberal, Jg. 1965. Als älteren Gesamtüber­
blick über die liberalen Gewerkschaftsverbände vgl. die Artikel im Internationalen Handwörter­
buch des Gewerkschaftswesens, hrsg. von Ludwig Heyde, Berlin 1931, Bd. 1, S.336-343, 
S. 708-717. 

61 Protokoll der Kreisgruppe Remscheid über die Arbeitnehmersitzung am 12. 12. 1946 in Düsseldorf, 
Archiv d. Friedrich-Naumann-Stiftung (künftig zit.: AFNS), Ordner 1033. 
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nes Arbeitersekretariat unter der Leitung von Friedrich Guntermann. Dieser organi­
sierte im September 1947 in Herne eine Arbeitnehmer-Tagung der FDP, auf der ein 
erster Versuch zur Klärung des Verhältnisses von Liberalismus und Gewerkschaften 
gemacht wurde62. Als Ziel derartiger Aktivitäten formulierte der erste Tätigkeitsbe­
richt Guntermanns, „das Gedankengut der FDP in die Arbeitnehmerkreise hineinzu­
tragen", und zwar auf dem Wege, „die Gewerkschaft von innen heraus zu untermi­
nieren, Einfluß in den Vorständen zu bekommen und hierdurch die Gewerkschaft zu 
ihrer wirklichen Aufgabe zurückzuführen". Als Vorbild dafür wurde die englische 
Gewerkschaftsbewegung genannt: Sie bestehe aus „wirklich überparteilichen Ge­
werkschaften", die sich nicht um wirtschaftliche Doktrinen kümmern, sondern „nur 
zu den Fragen die Stellung einnehmen, die sich aus den gegebenen Verhältnissen er­
gibt"63. Daß dies ein grobes Mißverständnis gerade der englischen Gewerkschaftsbe­
wegung nach 1945 war, sei hier nur am Rande vermerkt. Interessant für das Weiter­
leben des richtungsgewerkschaftlichen Gedankens ist dann die drohende Feststellung 
des Tätigkeitsberichts: „Sollte es nicht gelingen, die Gewerkschaften zu diesen Auf­
gaben zurückzuführen, so sehe ich in den Arbeitnehmergruppen, wie ich sie jetzt in­
nerhalb der FDP geschaffen habe, den Kern für eine neue Gewerkschaftsbewegung. 
Wann diese Frage akut wird, läßt sich im Moment noch nicht sagen, da hier die Sün­
den der alten liberalen Parteien, die schon im Anfang der Parteigeschichte gemacht 
wurden, sich uns hier hemmend entgegenstellen, da der Begriff des Liberalismus in 
der Arbeiterschaft heute mit Kapitalismus gleichgesetzt wird." 

Die hier angesprochenen prinzipiellen Schwierigkeiten traten bald sehr deutlich 
zutage. Der als Unterkommission des sozialpolitischen Ausschusses im Landesver­
band ins Leben gerufene Arbeitnehmerausschuß bemühte sich zwar intensiv um die 
Schaffung von Betriebsgruppen64 und hatte damit offensichtlich insbesondere in den 
Bezirken Wuppertal und Dortmund auch einigen Erfolg, doch wurde die ganze Ar­
beit jäh unterbrochen, als ein Vorstandsmitglied auf die fehlende satzungsmäßige 
Verankerung dieses Ausschusses hinwies und der Ausschuß aufgelöst wurde. Damit 
kamen vorläufig nicht nur die betriebspolitischen Aktivitäten, sondern auch die Dis­
kussion um ein Sozialprogramm der FDP zum Erliegen65. 

62 Auf dieser Tagung wurde ein Antrag an den Ausschuß (des Parteivorstandes) mit folgendem Wort­
laut formuliert: „Wir befürworten die Einheitsgewerkschaft mit ihrer wirklichen Aufgabe als über­
parteiliche Organisation aller Arbeitnehmer. Wir lehnen jedoch ihre Verfassung als politisches 
Machtmittel, genauer als „Staat im Staate" grundsätzlich ab. Wir fordern 1. die sofortige Entfer­
nung der Personen aus der Gewerkschaft, die die politische Ausrichtung befürworten. 2. Kein Ge­
schäftsführer darf eine Funktion in irgendeiner politischen Partei innehaben." Protokoll über die 
1. Arbeitnehmer-Tagung der FDP in Herne am 27./28. September 1947, AFNS, Ordner 1033. 

63 Tätigkeitsbericht (o.D.) und Rdschr. Nr.2 d. Arbeitersekretariats der FDP Nordrhein-Westfalens 

vom 23.7. 1947, ebenda. 
64 „Damit der Kontakt zwischen Landesverband und schaffenden Menschen nicht unterbrochen 

wird, halte ich es für wichtig, daß in den Ortsverbänden Betriebsgruppen gebildet werden. Diesel­
ben werden innerhalb des Ortsverbandes zu einem Sozialausschuß zusammengefaßt." Tätigkeits­
bericht für die Zeit vom 1. 7. 1947-30. 6. 1948, ebenda. 

65 Ebenda. 
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Nach den fragmentarischen Unterlagen zu urteilen, ist erst im Zusammenhang mit 
der Verabschiedung des Betriebsverfassungsgesetzes 1952 mit der Gründung einer 
„Freidemokratischen Arbeitervereinigung e.V." (FDAV) ein erneuter Versuch ge­
macht worden, den sozialen Flügel der FDP stärker in der Öffentlichkeit herauszu­
stellen66, ohne daß dies unter der Arbeiterschaft angesichts der Haltung der FDP zum 
Montanmitbestimmungsgesetz und zum Betriebsverfassungsgesetz auf große Reso­
nanz gestoßen wäre. 

Betriebszeitungen und Flugblätter als Instrumente 
parteipolitischer Arbeit 

Betriebs- und Betriebsgruppenzeitungen sind - anders als im allgemeinen Werkszeit­
schriften - zur sogenannten „grauen Literatur" zu rechnen, die zwar für sozialhisto­
rische und auch politikgeschichtliche Fragestellungen von großer Bedeutung sein 
kann, die aber in der Regel nur äußerst fragmentarisch überliefert ist. Innerhalb der 
betrieblichen Presse67 ist zwischen vier Typen zu unterscheiden: 1. Werkszeitungen, 
die meist von der sozialpolitischen Abteilung der Werksleitung herausgegeben wer­
den, wobei die Mitarbeit etwa der Betriebsräte sehr umstritten war und ist67a. 2. Flug-

66 Rdschr. Nr.B45/52 des Landesverbandes NRW vom 5.8. 1952, ebd. Die Grundsätze, die von 
137 Delegierten der Arbeitnehmer aus NRW in Bielefeld für die FDAV aufgestellt wurden, laute­
ten: „1. Das politische Wollen der FDP an den letzten Arbeitnehmer heranzutragen, 2. den ge­
werkschaftlichen Gedanken auf der Grundlage der verfassungsrechtlich gewährleisteten Verei­
nigungsfreiheit unter Ablehnung allen kollektivistischen und planwirtschaftlichen Denkens zu för­
dern und zu stärken, 3. die bestehenden Gewerkschaften in ihrer gewerkschaftspolitischen Zielset­
zung auf ihr ureigenstes Aufgabengebiet der sozial- und berufspolitischen Betreuung ihrer Mitglie­
der zurückzuführen, 4. der Wahl freidemokratischer Betriebsratsmitglieder den Weg zu öffnen 
und 5. den Gedanken der leistungsgebundenen Ertragsbeteiligung zu propagieren." Zit. nach 
„Neues Vaterland" vom 21.8. 1952. Die FDAV sollte nicht als Untergliederung der FDP, sondern 
als selbständige Körperschaft ihre Arbeit aufnehmen. Im September 1953 gab es in NRW 
28 FDAV-Kreisverbände mit insgesamt etwa 2 700 Mitgliedern. Rdschr. d. FDP/Landesverband 
NRW vom 14.9. 1953 an alle Landesverbände, ebenda. 

67 Vgl. dazu allgemein: Handbuch der Hauszeitschriften. Bibliographie der Firmenpresse, hrsg. von 
Ernst Schmidt, Essen 1955. Eine größere, geschlossene Sammlung von Werkszeitungen und politi­
schen Betriebszeitungen für die Weimarer und die Nachkriegszeit hat die Deutsche Bücherei in 
Leipzig. Soweit wie möglich erfaßt, wenn auch z. T. ohne Möglichkeit zu einer Standortangabe, ist 
der Bereich bei Alfred Eberlein, Die Presse der Arbeiterklasse, 5 Bde., Frankfurt 1968-1970. 

67a Ein Beispiel für die Mitarbeit des Betriebsratsvorsitzenden ist das Grußwort des Betriebsratsvorsit­
zenden in der 1. Nr. der „Krupp-Mitteilungen" nach Kriegsende vom Dezember 1952: „Wir be­
grüßen als Betriebsrat das Wiedererscheinen der 'Kruppschen Mitteilungen'. Sie sollen innerhalb 
der großen Kruppschen Werksgemeinschaft eine Brücke von Mensch zu Mensch sein und jedem 
Belegschaftsmitglied die Möglichkeit geben, in politisch und religiös neutraler Weise seine Mei­
nung kundzutun und so an der Gestaltung der Werkszeitschrift mitzuarbeiten. Darüber hinaus sol­
len die 'Kruppschen Mitteilungen' jeder Kollegin und jedem Kollegen das Bewußtsein vermitteln, 
daß er an seinem Arbeitsplatz, sei es an der Werkbank oder am Schreibtisch, nicht allein auf sich 
gestellt, sondern als ein vollwertiges Glied in unserer großen Werksgemeinschaft dasteht, in der der 
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blätter und Propagandaschriften der politischen Parteien und Gewerkschaften zu be­
stimmten aktuellen Anlässen betrieblicher oder überbetrieblicher Art (Betriebsrats­
wahl, Streiks, arbeits- und sozialpolitische Gesetzgebung usw.). 3. Betriebszeitungen 
von politischen Parteien oder Gruppen für einzelne Betriebe, die sich an die gesamte 
Belegschaft richten und mehr oder minder regelmäßig erscheinen. 4. Betriebsgrup­
penzeitungen der Parteien, die meist überbetrieblich oder sogar überregional konzi­
piert sind und zur politisch-strategischen Information der Betriebsparteigruppen und 
zur Koordination ihrer Arbeit dienen. 

Die Grenzen zwischen den drei letztgenannten Typen sind häufig fließend. Hier 
sollen einige charakteristische Beispiele vor allem des dritten und vierten Typs be­
trachtet und damit die Anfänge der seit den 50er Jahren sehr umfangreichen und fest 
etablierten Betriebspresse beleuchtet werden. 

Schon in Weimar spielten Betriebszeitungen in betrieblichen Auseinandersetzun­
gen eine erhebliche Rolle, und insbesondere die KPD verfügte über eine stattliche 
Anzahl solcher Blätter, von denen jedoch nur wenige erhalten geblieben sind68. Für 
die frühe Nachkriegszeit sieht die Situation kaum wesentlich besser aus. Immerhin er­
lauben einige auffindbare Exemplare, einen Eindruck von Form, Charakter und Aus­
richtung dieser Zeitungen zu gewinnen. Auffällig ist zunächst, daß sich - von Flug­
blättern abgesehen - die SPD am stärksten um den Ausbau von Betriebsgruppenzei­
tungen als Instrument zur unmittelbaren Geltendmachung ihres politischen Einflusses 
im Betrieb und zur inhaltlichen Koordination der Arbeit ihrer Betriebsgruppen be­
mühte. Die KPD als verbal besonders engagierte Verfechterin der Einheitsgewerk­
schaft zog demgegenüber insofern Konsequenzen aus ihrer neuen politischen Linie, 
als sie reguläre Betriebs(gruppen)zeitungen nur zögernd und erst relativ spät heraus­
gab, um nach außen den Anschein fraktioneller Arbeit soweit wie möglich zu vermei­
den. 

Eines der frühesten Beispiele, das auf der Grenze zwischen Flugblatt und Betriebs­
gruppenzeitung liegt, ist das vierseitige, vom SPD-Bezirk Westliches Westfalen her­

eine auf den anderen angewiesen ist. Daß wir alle eine solche tragende Gemeinschaft nicht nur her­
beiwünschen, sondern daß sie Wirklichkeit werde auch im Zusammenleben mit den Vorgesetzten, 
das muß das Ziel unserer Werkszeitschrift und unser aller Bemühen im kommenden Jahr sein." 

68 Nach Hermann Weber versuchte die KPD vor allem seit 1928 ihren Einfluß durch Betriebszeitun­
gen auszudehnen. Von Januar bis April 1929 gab die KPD speziell zu den Betriebsratswahlen 
176 Betriebszeitungen heraus. Allein im Mai 1929 wurden im Bezirk Berlin-Brandenburg 158 Be­
triebszeitungen in insgesamt 266 000 Exemplaren verbreitet. Weber, S. 273. Hinweise für die allge­
meine Gestaltung von Betriebszellenzeitungen finden sich im Funktionärsorgan der KPD „Der 
Parteiarbeiter" 2 (1924), Nr. 1, S. 18 f. Eins der ganz wenigen erhaltenen Beispiele von Betriebszei­
tungen ist wiedergegeben in: Tagebuch eines Betriebsrats, hrsg. vom Deutschen Textilarbeiterver­
band, Berlin 1925. Besonders zahlreich waren Anfang der 30er Jahre die branchenspezifischen In-
dustriegruppenzeitungen der RGO, gewissermaßen eine Mischung aus oppositioneller Gewerk­
schafts- und politischer Betriebsgruppenpresse. Neben dem zentralen RGO-Organ „für marxisti­
sche Strategie und Taktik" mit dem Titel „Betrieb und Gewerkschaft" (erschienen in den Jahren 
1929-1933) wird z. B. in der „Roten Gewerkschaftsinternationale" 11 (1931) für 14 derartige Indu­
striegruppenzeitungen geworben. 
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ausgegebene Blatt „Der Pütt"69. Es kam im Oktober 1947 aus Anlaß der bevorstehen­
den Betriebsrätewahl im Bergbau und im Zusammenhang mit der 1947 angelaufenen 
Kampagne zur Intensivierung sozialdemokratischer Betriebsarbeit mit der stattlichen 
Auflage von 200 0.00 heraus. Die beiden dominierenden Thesen des in der Mischung 
aus Geschichte, Geschichten, Karikaturen und politischen Informationen geschickt 
aufgemachten Blattes waren die Forderung nach Sozialisierung des Bergbaus und 
nach politischem Kampf gegen die KPD im Hinblick auf die Betriebsratswahl. Aus ei­
nem kurzen Abriß der Geschichte der Richtungsgewerkschaften vor 1933 wurde als 
Fazit auf die Frage „wen wählen wir?" die Antwort gegeben, die sich genau mit der 
innen- und außenpolitischen Linie Schumachers deckte: „Nur die Kandidaten, die 
auf dem Boden einer deutschen Arbeiterpolitik stehen und die sich nicht, bewußt oder 
unbewußt, von den Interessen einer auswärtigen Macht lenken lassen." 

Bei dieser ersten regulären Betriebsratswahl im gesamten Bergbau trat im Oktober 
1947 der Parteikonflikt erstmals massiv in Erscheinung. Nach den bisher zugängli­
chen Dokumenten und Flugblättern scheint dabei die SPD nach außen hin viel ein­
deutiger einen offenen parteipolitischen Kampf gegen die KPD geführt zu haben als 
umgekehrt. Ein im DIN A5-Format mit einer Auflage von 3 000 Stück gedruckter 
Handzettel mag hier als Beispiel für den rüden Stil vor allem des Betriebsrätewahl-
kampfs von 1947 im Bergbau stehen70. 

Auf zur Betriebsrätewahl 1947 

Kameraden, am 28. und 29. Oktober sollt Ihr entscheiden, wer im kommenden Jahr 
Eure Interessen vertreten soll. Die Gewerkschaftsversammlung hat über die Einheits­
liste abgestimmt. Einige Gernegroße haben die Einheitsliste durchbrochen und sich 
selbst aufgestellt. Es handelt sich um Kameraden, die angeblich der SED. angehören, 
in Wirklichkeit sind es KPD-Leute. 
Den ferngesteuerten Kommunisten ist es nicht darum zu tun, die Interessen der Ze­
chenleute zu vertreten, sondern nur den zerstörenden Parolen Moskaus Folge zu lei­
sten. Unser Industrieverband Bergbau kommt nicht zur praktischen Arbeit, weil die 
KPD. fortgesetzt gegen alles, was getan wird, Störungsversuche einleitet. Wir wollen 
nun diese störenden Elemente von den Betriebsvertretungen fernhalten. Politische 
Abenteurer müssen am Wahltage von der Belegschaft die gebührende Antwort erhal­
ten. 

69 „Der Pütt". Mehrere Exemplare davon im Archiv der IG Bergbau und Energie (IGBE) in Bochum. 
Verantwortlich zeichnete Heinrich Wenke, Bezirkssekretär der SPD Westl. Westfalen, und 
MdL.Pietsch, S.317. 

70 Archiv IGBE, Nachlaß Weeke II, Bl. 228. Bei der hier genannten SED handelt es sich offenbar um 
Gründungsausschüsse der SED, die nach Angaben des KPD-Vorsitzenden Reimann im September 
1947 in allen größeren Orten in NRW bestanden. Reguläre Zulassungsanträge wurden von den 
alliierten Militärregierungen abschlägig beschieden. Kluth, S. 22 f. 
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Kameraden, soll das so weitergehen? 

Jeder ehrlich denkende Mensch muß mit einem Nein antworten. Darum rufen wir 
Euch zu: 

Wählt am Tage der Wahl die Gewerkschaftsliste und gebt den politischen Moskaujüngern 
die verdiente Antwort. 

Heraus mit diesen Elementen aus dem Betriebsrat! 
Kameraden, kein denkender "Wähler kann am Tage der Wahl einem KPD.-Mann sei­
ne Stimme geben. Es müssen 13 Namen gewählt werden, sonst ist der Stimmzettel un­
gültig. Die Namen der Gewerkschafts-Kandidaten werden vor der Wahl noch be­
kanntgegeben, die Vorgeschlagenen sind auf Fähigkeit und Charakter geprüft. 
Keine Stimme den KPD.-Vertretern, den Spaltern von 1918-1947. 

Die KPD bemühte sich nach außen gegenüber solchen Angriffen um Gelassenheit 
und Betonung strikter Gewerkschaftsloyalität71. In diesem Sinne versuchten KPD-
Vertreter im IV-Bergbau auch, die vom Vorstand erlassene, heftig umstrittene Wahl­
ordnung als Instrument sozialdemokratischer Parteipolitik anzugreifen, nicht völlig 
zu Unrecht, wenn man sie etwa mit der in Weimar gültigen vergleicht. Denn sie 
schrieb für die Gültigkeit eines Stimmzettels eine Mindestzahl von Kandidatenan-
kreuzungen vor, so daß eine völlig freie Auswahl unter den aufgestellten Kandidaten 
nicht möglich war72. 

Die Lehren aus diesem politisierten Betriebsratswahlkampf sollten für den IV-
Bergbau in einer energischen Abwehr parteipolitischer Interventionen liegen. So hieß 
es im Jahrbuch für 1947: „Starke gewerkschaftliche Erschütterungen wurden aber 
nicht zuletzt durch den Eingriff der politischen Betriebsgruppen in den gewerkschaft­
lichen Betriebsrätewahlkampf hervorgerufen. Wenn der Hauptvorstand auch keine 
Möglichkeit hatte, die Parteien von ihren Maßnahmen abzuhalten, so waren die dies­
jährigen Betriebsrätewahlen stark politisch getragen. Der Zustand an sich ist sehr be­
dauerlich. Die Leitung des Industrieverbandes Bergbau wünscht nichts sehnlicher, als 
daß in Zukunft die Betriebsrätewahlen das werden, was sie sein sollen: ,Gewerk-
schaftswahlen im wahrsten Sinne des Wortes, aus denen sich alle politischen Gruppen 
heraushalten sollen."73 

71 Vgl. als Beispiel für den Bergbau das Flugblatt (Auflage 70 000) des Bezirks V des IV Bergbau, des­
sen Leiter Hans Schiwon (KPD) war, vom Oktober 1947 „An die Bergarbeiter des Industriever­
bands Bergbau Bezirk V". Hier wurde nachdrücklich gegen Parteipolitik bei den Betriebsrätewah­
len Stellung genommen. Archiv IGBE, Ordner: Gewerkschaften u. Parteien, Bl. 162. Noch deutli­
cher ein Beispiel aus einem Opel-Betrieb in Groß-Gerau von 1947. DGB-Archiv, Ordner: FGB, 
Betriebsrätewahlen, Zeitungsberichte Hessen 1946-1949. 

72 Vgl. Jahrbuch 1947 IV Bergbau, S.65. Die Wahlordnung des Betriebsrätegesetzes von 1920, in: 
RGBl 1920, S. 175 ff. 

73 Jahrbuch 1947 IV Bergbau, S. 69. Im Jahrbuch für 1948/49 (S. 85) wurde dann voller Befriedigung 
festgestellt: „Abgesehen von kleinen Vorkommnissen waren die Betriebsrätewahlen im allgemeinen 
frei von parteipolitischen Beeinflussungen und Auseinandersetzungen. Die gewerkschaftliche Ebe-
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Obwohl sich in dieser Hinsicht im Jahr 1948 die Situation verbessert hatte, war das 

Ziel der Wahrung parteipolitischer Neutralität ab 1948 doch noch schwerer durchzu­

halten als vorher. Mit der Zustimmung zum Marshall-Plan auf dem außerordentli­

chen Gewerkschaftskongreß im Sommer 194874 war eine politisch so entscheidende 

Zäsur gegeben, daß die Fiktion parteipolitischer Neutralität konkret nicht mehr auf­

rechtzuerhalten war. Nimmt man den Marshall-Plan als das zentrale Datum für den 

Durchbruch des Kalten Krieges, der auch die gesamtdeutsche Gewerkschaftsbewe­

gung offen spaltete75, so mußte sich angesichts der Loyalität der KPD gegenüber der 

SED das bisher zwar gespannte, aber nicht feindselige Verhältnis zwischen Gewerk­

schaftsführung und KPD ändern. Die KPD scheute sich seit der Stellungnahme von 

Recklinghausen zum Marshall-Plan nicht mehr, offen gegen die Gewerkschaftsspitze 

zu agitieren, so daß diese sich ihrerseits zu scharfen Gegenreaktionen veranlaßt 

sah. 

Als Beispiel sei hier ein KPD-Flugblatt „Kohle aus Fett und Fleisch" genannt, auf 

das der Vorstand des IV-Bergbau mit einer in 300 000 Exemplaren gedruckten Erwi­

derung (vom Juni 1948) antwortete76. Die KPD hatte die alliierte Kohlenpolitik und 

insbesondere die deutsche Kohlenbergbauleitung (DKBL) attackiert und die Führung 

des IV-Bergbau als Komplizen und Erfüllungsgehilfen der DKBL hingestellt. August 

Schmidt als erster Verbandsvorsitzender wies eine solche „krasse Einmischung der 

KPD in gewerkschaftliche Aufgaben" entschieden zurück und forderte alle Mitglie­

der und Funktionäre des Verbandes, soweit sie der KPD angehörten, auf, sich von 

derartigen Methoden zu distanzieren. Im Hinblick auf die Marshall-Plan-Entschei­

dung dürfe es nach dem Recklinghäuser Kongreß jetzt nur noch eine Verbandsmei­

nung geben, da sich die „bedeutungslose Minderheit" (gemeint ist die K P D ; CK.) 

dieser demokratischen Entscheidung zu fügen habe. Der Loyalitätskonflikt der kom­

munistischen Gewerkschaftsmitglieder trat hier erstmals in voller Deutlichkeit in Er­

scheinung. 

Im Unterschied zur SPD scheint die KPD bis 1949 sich zunächst auf Flugblätter 

konzentriert bzw. die Betriebsgruppen über dieselben Informationsorgane wie die 

Wohngebietsgruppen angesprochen zu haben. Erst im Mai 1949 gab die KPD-

Landesleitung Nordrhein-Westfalen erstmals genaue Anleitungen an alle Betriebs-

ne der Betriebsrätetätigkeit darf auch bei den Wahlen für alle Zukunft kein Tummelplatz persönli­
cher und politischer Leidenschaften werden." 

74 Protokoll, Außerordentlicher Bundeskongreß des DGB für die brit. Zone vom 16.-18. Juni 1948 in 
Recklinghausen, Köln o.J., S. 64 f. 

75 Dazu Ulrich Borsdorf, Erkaufte Spaltung. Der Marshall-Plan und die Auseinandersetzung um die 
deutschen Gewerkschaften. Beitrag zur Konferenz „Der Marshall-Plan und die europäische Lin­
ke" im Juni 1977 in Essen (MS). 

76 Archiv IGBE, Ordner: Gewerkschaften und Parteien. Die KPD veröffentlichte in diesem Zusam­
menhang, ohne als Partei in Erscheinung zu treten, in Form eines 3-seitigen großformatigen Flug­
blattes 2 Dokumente der Militärregierung zur Revision des Bergarbeiter-Punktesystems und der 
DKBL zur Steigerung der Kohleförderung, um die „Politik der Drohung und des offenen Drucks 
gegen die Bergarbeiter" zu belegen. Ähnlich in Tenor und Aufmachung war die 7-seitige Broschüre 
„Liegt es an dem deutschen Bergarbeiter?" (Mitte 1948), ebenda. 
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gruppen für die Herausgabe von Betriebszeitungen77. Diese mußten allerdings vom 
Kreisvorstand genehmigt werden, so daß auch hier bei der politischen Arbeit „vor 
Ort" zentrale Steuerung gesichert war. Als Generallinie für die inhaltliche Konzepti­
on wurde dort empfohlen: „Was soll in einer Betriebszeitung nicht stehen? Das, was 
man schon in der Tageszeitung findet. Sie soll die Tageszeitung nicht ersetzen, son­
dern ergänzen. Sie soll nicht große Politik machen. Man soll dort keine Leitartikel 
schreiben, keine großen Probleme wälzen." Die Umsetzung und Verbindung von all­
gemeinen politischen Richtlinien der Partei mit den konkreten Gegebenheiten im je­
weiligen Betrieb verdeutlicht das Rundschreiben beispielhaft so: „Die Politik der Par­
tei ist in diesem Abschnitt des Kampfes auf die Unabhängigkeit und die Einheit 
Deutschlands gerichtet, für einen Friedensvertrag und den Abzug der Besatzungs­
mächte. Für die Auflösung der JEIA (Joint Export Import Agency für die Westzonen; 
C. K.), d. h. Freigabe der Einfuhr und Ausfuhr. Sie ist für den Ost-Westhandel, gegen 
die Kolonisierung Trizonesiens. 

Was soll in der Betriebszeitung stehen? Sie muß die Politik im Interesse der Schaf­
fenden, d.h., die Politik der Partei im Betrieb anwenden, aufzeigen, durchführen. 
Wie kann man diese Forderungen aus obigem Beispiel auf unsere Betriebe anwenden? 
Sagen wir, bei uns stehen Massenentlassungen bevor. Als Grund wird angegeben, daß 
der Absatz um soundso viel Prozent zurückgegangen ist. Früher lieferte der Betrieb 
ebenfalls an die sowjetische Besatzungszone und die osteuropäischen Länder usw.... 
Wir müssen den Arbeitern die Zusammenhänge zwischen dem schlechten Geschäfts­
gang und den bevorstehenden Massenentlassungen, der Spaltung Deutschlands, der 
Errichtung eines Kolonialregimes in Westdeutschland, der Durchführung der Mar­
shallplan-Politik, die auf die Drosselung der deutschen Exportwirtschaft gerichtet ist, 
aufzeigen. Es ist notwendig, den Arbeitern zu beweisen, wie der Kampf um die Erhal­
tung des Arbeitsplatzes aufs engste verbunden ist mit dem Kampf um die Wiederher­
stellung der nationalen Einheit und Unabhängigkeit Deutschlands." 

Dabei sollten Sozialdemokraten trotz Schumacherkurs als „Klassenbrüder" behan­
delt und auch christliche und unorganisierte Kollegen kameradschaftlich „und nicht 
mit dem Holzhammer" angesprochen werden. „Fangt an, Genossen! Bringt Leben in 
die Bude!" so schloß das Rundschreiben. „Wenn die Proleten im Betrieb eure Zeitung 
lesen, dann werden sie sagen: ,Die Kommunisten haben recht.'" 

Obwohl diese Prophezeiung sich kaum erfüllte, dürfte doch die Betriebsgruppen­
arbeit, die nach außen vor allem in Betriebszeitungen in Erscheinung trat, ein wesent­
licher Erklärungsfaktor dafür sein, daß die KPD in den Betrieben bis zu ihrem Verbot 
1956 noch eine vergleichsweise starke Stellung behielt78. 

77 Auszug abgedruckt in: Feinde der Gewerkschaften, S. 17 f. Wieweit derartige Direktiven befolgt 
wurden, ist schwer zu beurteilen, da es kaum Exemplare früher Betriebszeitungen gibt. Die erste 
kommunistische Betriebszeitung der Dortmunder Westfalenhütte vom Mai 1950 mit dem skurrilen 
Titel „Der Friedens-Probelöffel" vermittelt abgesehen von der äußeren Aufmachung auch inhalt­
lich einen dürftigen und agitatorisch ungeschickten Eindruck. Ein Exemplar in ASD, Westl. 
Westf. 132. 

78 Zur betrieblichen Publizistik der KPD in den 50er Jahren vgl. KPD-Prozeß, Dokumentarwerk, 



296 Christoph Klessmann 

In der SPD lief die betriebspolitische Arbeit zunächst neben teils zentral, teils nicht 
zentral gesteuerten Flugblattkampagnen über Betriebsgruppenzeitungen der Landes­
verbände, Bezirke oder Unterbezirke. Bereits seit Juli 1947 gab die Landesorganisati­
on Hamburg ihr „Mitteilungsblatt" mit dem Titel „"Weckruf" heraus79 und knüpfte 
damit an ihre Weimarer Tradition an, in der es für die Betriebsvertrauensleute der 
SPD die „Betriebswacht" gegeben hatte80. Das zunächst vierteljährlich, dann vier­
zehntägig erscheinende Blatt hatte eine erstaunlich hohe Auflage von anfangs 10 000, 
später (1949) sogar 30 000 Stück. Im Geleitwort der ersten Nummer wurde die über 
die Betriebe hinausgehende Zielsetzung der SPD „Sozialismus als Gegenwartsaufga­
be" nachdrücklich hervorgehoben. Das Blatt erhielt denn auch sein Profil durch den 
auffällig großen Anteil allgemeiner wirtschafts- und gesellschaftspolitischer und ideo­
logischer Themen. Betriebsspezifische Nachrichten traten demgegenüber fast in den 
Hintergrund. Durchgängig war auch hier die Auseinandersetzung mit dem Kommu­
nismus und den Vorgängen in der Ostzone eines der bevorzugten Themen, das auch 
in Form von Karikaturen und politischen Witzen abgehandelt wurde81. 

Über das Betriebsgruppensekretariat beim Parteivorstand erfolgte ein begrenzter 
Austausch der verschiedenen Betriebsgruppenzeitungen, so daß sich - soweit sich das 
aus den wenigen verfügbaren Exemplaren ablesen läßt - allmählich eine gewisse Ein­
heitlichkeit in Aufmachung und Inhalt herausbildete. Für die späten 40er und frühen 
50er Jahre sind aus den zentralen Rundschreiben des Parteivorstandes Hinweise auf 
folgende Betriebsgruppenzeitungen zu entnehmen: Der Ruf, Mitteilungsblatt der so­
zialdemokratischen Betriebsgruppen in Groß-Essen (seit März 1947)82, Schaffendes 
Volk, die Zeitung der Bremer SPD-Betriebsgruppe83, SPD-Betriebsorganisation, 
Mitteilungsblätter herausgegeben vom SPD-Betriebsgruppensekretariat Bezirk Süd­
bayern84, ARSO, Mitteilungsblatt der SPD-Betriebsgruppe der Opelwerke, Rüssels­
heim (Arbeitsgemeinschaft sozialdemokratischer Opelarbeiter; C.K.), Das Revier, 
Betriebszeitung der SPD Dortmund. 

Das wichtigste und einflußreichste Organ war jedoch das vom Leiter des Betriebs­
gruppensekretariats Siggi Neumann seit Juli 1949 monatlich herausgegebene Zentral­
blatt „Arbeit und Freiheit" mit einer Auflage von in der Regel 30 000 Stück und einem 
gezielten Verteilerkreis von Betriebsgruppenleitern, Betriebsräten und Vertrauens­
leuten innerhalb der gesamten Bundesrepublik85. Im programmatischen Leitartikel 

hrsg. von Gerd Pfeiffer und Hans Georg Strickert, Bd. 3, Karlsruhe 1956, S. 436 ff. Dort wird aus 
dem Referat eines KPD-Funktionärs zitiert, nach dem es 1954 ca. 450 Betriebszeitungen, ca. 10mal 
so viel wie 1952, gab. 

79 Vollständige Sammlung ab Nr. 1 in: ASD, LO Hamburg. 
80 Vorspann zur 1. Nr. des „Weckruf". 
81 Besonders stimulierend für politische Witze war die Aktivistenbewegung des Kumpels Hennecke. 

Ein Beispiel aus der in Nr. 4 (1949) wiedergegebenen Sammlung: „Der Hennecke ist ins Kranken­
haus gekommen" - „Warum?" - „Die Lohntüte ist ihm auf den Fuß gefallen." 

82 Vgl. Pietsch, S. 279 Anm.61. 83 Ein Exemplar in ASD, N 25 (1952). 
84 Ein Exemplar in ASD, LV Bayern 222. 
85 Mit Lücken ist „Arbeit und Freiheit" in der Bibliothek des DGB in Düsseldorf vorhanden. Einzel­

nummern finden sich in den Materialien der SPD-Bezirks- und Landesorganisationen im ASD. 
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der ersten Nummer „Die Sozialdemokratie in den Betrieben" ging Kurt Schumacher 
grundsätzlich auf das Verhältnis zwischen Partei und Gewerkschaft ein und unter­
strich die spezifische Rolle, welche die sozialdemokratischen Betriebsgruppen für die 
Partei und die gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen übernehmen sollten: 
„Die Betriebe sind Orte der politischen Willensbildung schlechthin. Es ist nicht mög­
lich, mit dem Prinzip des Wohnbezirks die modernen politischen Parteien ausrei­
chend geistig zu beleben. Wenn auch der offizielle Parteiwille demokratisch nur auf 
dem Prinzip der territorialen Organisation gebildet werden kann, so wäre es doch 
grundfalsch, damit die Arbeit schon für getan zu halten. Das ist durchaus einleuch­
tend, wenn man weiß, daß der Grundstock der kommunistischen Parteiorganisation 
nicht der Wohnbezirk, sondern der Betrieb ist. Hier treten die einseitig geschulten 
Kommunisten als kleine Minderheit mit einem bewußten Führungsanspruch gegen­
über den politisch Unorganisierten wie auch gegenüber den politisch Andersdenken­
den mit rücksichtsloser Selbstverständlichkeit auf ... Die Sozialdemokraten können 
nicht dulden, daß diese undemokratische Verbiegung und Verzerrung des Volkswil­
lens in den Betrieben ihre Quelle haben soll. Die Kommunisten sind eine schwere Be­
lastung der modernen Arbeiterbewegung in allen Ländern. Da ihre letzte Ergebenheit 
nur Sowjetrußland gehört und da sie die Arbeiter schutzlos im Stich lassen, wenn sie 
sich den Interessen einer totalitären Volksdemokratie nicht fügen wollen, sind sie we­
der eine deutsche, noch eine soziale, noch eine internationale Arbeiterpartei. Sie sind 
Machtmenschen zur Ausnützung der arbeitenden Massen zu Gunsten des russischen 
Nationalstaates. Die Anhänger der christlichen Demokraten aber lassen sich klassen­
politisch oft genug zu Gunsten der Unternehmer gegen die Arbeitenden mißbrau­
chen. 

Hier im Betrieb wird ein Teil des großen allgemeinen politischen Entscheidungs­
kampfes geschlagen. Darum tut Aufklärung Not. Der Sozialdemokrat im Betrieb 
muß ruhig, mutig, entschieden und wohlinformiert allen Gegnern sozialdemokrati­
scher Politik entgegentreten. Er soll das Vertrauen der Belegschaften dadurch erwer­
ben, daß er als Gewerkschaftler und Betriebsangehöriger die Interessen seiner Kolle­
gen durch die besten Leistungen vertritt. Es ist dies eine schwere Arbeit, aber es ist 
eine gute und notwendige Arbeit." 

Entsprechend diesem Grundsatz, allen Gegnern der SPD-Politik entgegenzutre­
ten, dominierten in dieser Zeitschrift zwar Angriffe auf die KPD und die Sowjetzone 
sowie gewerkschafts- und betriebsbezogene Berichte (insbesondere regelmäßig über 
Betriebsrätewahlen), darüber hinaus sorgten aber auch Stellungnahmen zu kirchli­
chen Beeinflussungsversuchen, zu Gesetzesvorhaben und Diskussionen im Bundes­
tag, Nachrichten aus den Parteibezirken, Berichte über neonazistische Erscheinun­
gen u. a. für eine breite politische Information und Propaganda. 

Mit diesem zentralen Organ neben zahlreichen Blättern auf Bezirks- oder Landes­
verbandsebene war Anfang der 50er Jahre die politische Betriebsarbeit organisato­
risch in einem Maße entwickelt, die kaum noch der angeschlagenen Position des 
Hauptgegners, der Kommunisten, entsprach. Form und Inhalt der Auseinanderset­
zung mit ihnen - das zeigen die Rundschreiben und Betriebsgruppenzeitungen deut-
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lich - verselbständigten sich und spiegelten insofern die allgemeine Verschärfung des 
Ost-West-Konflikts. Zu berücksichtigen bleibt dabei jedoch, daß die KPD erst in den 
50er Jahren, je mehr sie politisch an Einfluß verlor, das Instrument der Betriebszei­
tungen in vollem Umfang einsetzte und somit auf diesem Gebiet zumindest quantita­
tiv eine beträchtliche politische Herausforderung der SPD bestehenblieb86. 

Betriebsrätewahlen und politische Parteien 

Wenngleich, wie die bisherigen Ausführungen verdeutlicht haben, politische Be­
triebsgruppen und die auf ihre Arbeit zugeschnittenen Publikationen weitergesteckte 
Ansprüche erhoben und sich nicht nur mit betrieblichen Problemen im engeren Sinne 
befaßten, war ihr Hauptziel doch die Beeinflussung der Betriebsräte als des neben den 
Gewerkschaften wichtigsten Organisationselements der Arbeiterschaft. So vehement 
die Einheitsgewerkschaft gemäß ihrem Selbstverständnis jede Parteipolitik aus den 
Betriebsrätewahlen zu verbannen suchen mußte, so sehr bemühten sich alle Parteien, 
über das Instrument der Betriebsratswahl ihren Einfluß zur Geltung zu bringen, auch 
wenn sie durchweg die Einheitsgewerkschaft bejahten und verbal parteipolitische 
Einmischung verdammten. Mit diesem Anspruch, sich jeweils als die besten und enga­
giertesten Gewerkschafter zu präsentieren und so die Wahl ihrer Kandidaten zu legi­
timieren und dabei den Gegner nach Kräften als Parteimarionette zu denunzieren, 
versuchten alle Parteien sich den Rang abzulaufen. 

Tendenzen, die sich bildende Einheitsgewerkschaft parteipolitisch zu unterlaufen, 
lassen sich trotz der großen „Einheitsstimmung" nach dem Zusammenbruch punk­
tuell schon früh nachweisen. So sprach Rudi Wascher, kommunistischer Gewerk­
schaftssekretär in Köln, im November 1945 vor einer Versammlung kommunistischer 
Gewerkschafter in der Universität über die politische Arbeit der Betriebsgewerkschaf­
ten und forderte eine veränderte Zusammensetzung des gewerkschaftlichen Gre­
miums der Stadt Köln, weil dieses nicht mehr „das wahre politische Bild" in den Be­
trieben wiedergebe. Der SPD-Unterbezirksvorstand reagierte darauf in einem Rund­
schreiben mit Empörung, weil so „aus berufenem Munde" deutlich gemacht worden 
sei, „wie es um den Stand der Einheitsgewerkschaft in Köln im allgemeinen und in 
den Betrieben im besonderen bestellt ist". Als Konsequenz wurde für die Betriebsrats­
wahl die Streichung all der Kandidaten gefordert, „die ihre parteipolitischen Interes­
sen über die wirkliche Einheit in den Einheitsgewerkschaften stellen", und die Parole 
ausgegeben: „Wir wählen Sozialdemokraten in den Betriebsrat!"87 

86 Über Betriebsgruppenzeitungen und Flugblätter anderer Parteien finden sich in den Akten keine 
Informationen. Die CSA gaben seit 1949 als Informationsblatt die „Soziale Ordnung" heraus, die 
z.T. Funktionen einer zentralen Betriebsgruppenzeitung erfüllen sollte. Die FDAV brachte 1954 
ein hektographiertes Mitteilungsblatt heraus „Der Freie Deutsche Arbeitnehmer". AFNS, Ordner 
1033. 

87 Abschrift d. Rdschr. vom 23.11. 1945, DGB-Archiv, Ordner: Hans Böckler, Schriftwechsel mit 
SPD 1947-1949. 
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Auch nachdem sich reguläre Betriebsratswahlen auf der Basis des Kontrollratsge­
setzes von 1946, der deutschen Ländergesetze und der gewerkschaftlichen Wahlord­
nungen eingespielt hatten, war noch keineswegs eine gewerkschaftliche Einheitslinie 
ohne direkte parteipolitische Einflüsse gesichert. Öffentlich und geheim forderten die 
Parteien bei Gewerkschafts- und Betriebsratswahlen, ihre Kandidaten zu wählen, 
oder sie hoben namentlich - gewissermaßen als vorfabrizierte Wahlzettel - eine be­
stimmte Kandidatenauswahl hervor88. 

Gewerkschaftsfremde Einflüsse traten jedoch nicht nur seitens der Parteien in Er­
scheinung. Vor den Betriebsratswahlen richtete die katholische Kirche „oberhirtliche 
Mahnungen" an die Arbeiter und Angestellten, in denen in religiösem Gewande recht 
eindeutig politisch Stellung bezogen wurde. Die Gewerkschaftsführung protestierte 
vergeblich gegen diesen „unberechtigten kirchlichen Eingriff"89. Derartige Stellung­
nahmen zugunsten christlicher Kandidaten bestärkten insbesondere die SPD, ihrer­
seits noch deutlicher Stellung zu beziehen. Exemplarisch für den dadurch ausgelösten 
Konflikt zwischen Gewerkschaft und SPD war die Rundfunkrede Siggi Neumanns 
vom 28. Februar 1949 zu den bevorstehenden Betriebsratswahlen in der britischen 
Zone (außer Bergbau) im Frühjahr 1949. Neumann bekannte sich zwar zum gewerk­
schaftlichen Grundsatz, Tätigkeit und Wahl von Betriebsräten habe mit Parteipolitik 
nichts zu tun, versuchte aber gleichzeitig nachzuweisen, daß nur die Wahl sozialde­
mokratischer Betriebsratskandidaten „im wohlverstandenen Interesse aller Arbeit­
nehmer" liege, da kommunistische ebenso wie christliche und liberale Betriebsräte 
zwangsläufig in Gewissens- und Organisationskonflikte mit ihren Parteien geraten 
müßten, weil sich deren Programm und Praxis nicht mit den Zielen der Gewerk­
schaftsbewegung deckten90. 

Der Vortrag löste erhebliche Unruhe und Widerspruch aus, so daß sich der DGB-

88 Ein bekanntes Beispiel für die KPD der sowjetischen Zone ist Ulbrichts interne Anweisung für die 
zonale Gewerkschaftsdelegiertenkonferenz vom Februar 1946, nur Kommunisten zu wählen. 
Wolfgang Leonhard, Die Revolution entläßt ihre Kinder, Köln 1955, S. 438 f. Vgl. auch Jürgen 
Klein, Hand in Hand gegen die Arbeiter, Hamburg 1974, S. 299 f. Beispiel eines Handzettels der 
SPD mit Namen zur Wahl im Bergbau 1947 bei Angelika Jacobi/Arnold Bettien, Die gewerk­
schaftliche und politische Arbeiterbewegung in der Stadt Dorsten 1945 bis 1947, in: Vestische Zeit­
schrift 77/78 (1978/79), S. 225. Ein ähnliches Exemplar vom CSA, Arbeitsamt Köln, vom Mai 1947 
in: DGB-Archiv, Ordner: CDU, 13. Bundesparteitag. Eine eingehende Diskussion der verschiede­
nen üblichen Methoden mit der Empfehlung, am Tag vor der Wahl Namenszettel (in Großbetrie­
ben mit Foto und Kurzbiographien) der empfohlenen Kandidaten vorzuschlagen, findet sich im 
Rdschr. Neumanns vom 27.2. 1951, ASD, N25 (1951). 

89 Die Erzbischöfe von Köln und Paderborn, der Bischof von Aachen und der Kapitularvikar von 
Münster forderten in einer „Oberhirtlichen Mahnung" vom 6. Oktober 1947, die in allen Pfarreien, 
in denen Bergarbeiter wohnten, in der Messe verlesen wurde, zur Wahl solcher Betriebsräte auf, 
„die die christliche Sozialordnung kennen und gewillt sind, sie nach Kräften durchzuführen". Der 
Bund v. 25. 10. 1947. 1948 erließ der Kölner Kardinal erneut ein „Hirtenwort" ähnlichen Inhalts. 
DGB-Archiv, Ordner: CDU, 13. Bundesparteitag. Ähnlich auch das Hirtenwort des Bischofs von 
Osnabrück 1949. Rhein-Ruhr-Zeitung vom 2.3. 1949. 

90 ASD, PV 02163 (auch in der Zeitungsausschnittsammlung N 25 (1949). 
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Bundesvorstand (britische Zone) zu einer kritischen Erklärung veranlaßt sah, die wie­
derum den SPD-Vorstand zu einer gereizten Replik an Hans Böckler veranlaßte91. 

Erheblich weiter gingen die Konflikte in Bayern (ob darüber hinaus auch in ande­
ren Ländern oder Branchen, ist bislang nicht bekannt). Aus einem Bericht der SPD-
Betriebsgruppenorganisation Südbayern zu den Betriebsrätewahlen von 1951 geht 
hervor, daß mehrfach gewerkschaftliche Einheitslisten nicht zustande kamen und 
statt dessen getrennte Parteilisten zusammengestellt wurden92. Auch wenn solche Li­
sten der Parteien seltene Ausnahmen gewesen sind, so trat in ihnen doch das grund­
sätzliche Problem des Verhältnisses von Gewerkschaften und Parteien mit besonde­
rer Schärfe hervor. 

Die Gewerkschaften kämpften öffentlich immer wieder gegen die parteipolitische 
Paralysierung der Betriebsratswahl, aber sie verloren diesen Kampf zunächst gleich 
zweifach: gegen die Militärregierung und gegen die Parteien. Die Militärregierung 
forderte von den Gewerkschaften immer wieder Angaben über die Parteizugehörig­
keit der Betriebsräte oder nahm selber Erhebungen dazu vor93. Auch die Parteien be­
mühten sich mehr oder minder systematisch um derartige Daten. Bekanntgeworden 
ist zum Beispiel ein entsprechender detaillierter Fragebogen der KPD in Hessen94. 

Auch wenn die Gewerkschaften solche Versuche nicht unterbinden konnten, so 
weigerten sie sich in der Regel doch, sie zu unterstützen, so daß von gewerkschaftli­
cher Seite keine Daten über die parteipolitische Zusammensetzung der Betriebsräte 
vorliegen. Es ist daher außerordentlich schwierig, ein halbwegs zuverlässiges Gesamt­
bild über die politische Bilanz der Betriebsratswahlen, die ja den wichtigsten Indika­
tor für Erfolg oder Mißerfolg der Betriebsgruppen darstellten, zu gewinnen. Zudem 
fanden bis zum Betriebsverfassungsgesetz von 1952 die Betriebsratswahlen trotz ge­
werkschaftlichen Bemühens um Vereinheitlichung zu verschiedenen Terminen statt, 
wodurch die Vergleichbarkeit der Ergebnisse weiter erschwert wird. 

Angaben über die parteipolitische Zusammensetzung stammen in den meisten Fäl­
len von den Parteien selber, und diese versuchten je nach Situation und Publizitäts-

91 Der Bund vom 16.3. 1949. Schreiben des Redakteurs des „Bund" August Enderle an S. Neumann 
vom 9.3. 1949, ASD, PV 02047. Schreiben Erich Ollenhauers an Böckler vom 15.3. 1949, ebenda. 

92 ASD, LV Bayern 222. Der Bericht stellt als Brennpunkte der SPD-Bemühungen folgende Betriebe 
heraus: Rathgeber (Belegschaft ca. 3 000), Krauss-Maffei (ca. 4 500), Südbremse (ca. 1 500), BMW 
Milbertshofen (ca. 3 500), BMW-Allach (ca. 6 000). In den 4 erstgenannten Betrieben wurden „von 
unseren Betriebsgruppen gewerkschaftliche Einheitslisten aufgrund der anmaßenden Bedingungen 
der Kommunisten abgelehnt. Es kam daher zu eigenen Listen sowohl unserer wie auch der kom­
munistischen Betriebsgruppen". Für Siemens-Halske wird vermerkt, hier sei die Liste ohne SPD-
Einfluß zustandegekommen und die meisten dieser Betriebsräte seien „als parteilos bis nazistisch 
angehaucht zu betrachten, die Kommunisten haben 3 Vertreter. Unsere bis dahin nicht in Erschei­
nung getretene Betriebsgruppe wurde von den Listenvertretern eingeschüchtert und hat es unter­
lassen, eine eigene Liste aufzustellen". 

93 Briefwechsel zwischen H. Böckler und Wilhelm Petersen, dem Leiter der Verwaltungsstelle Ham­
burg der IG Metall, vom Juli 1947. DGB-Archiv, Ordner: IG Metall brit. Zone, Vorstand, Schrift­
wechsel 1947/48. 

94 Anhang zum Rdschr. d. Bezirksverwaltung Darmstadt d. FGB Hessen vom 16.10. 1947. DGB-
Archiv, Ordner: FGB Hessen, Betriebsratswahlen, Zeitungsberichte Hessen 1946-1949. 
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schwelle, entweder nur Erfolge vorzuweisen oder mit Tatarenmeldungen Alarm zu 
schlagen. Hierin unterschied sich somit die Interpretation von Betriebsratswahlen we­
nig von der allgemeinpolitischer Wahlen. Auf der Basis der bisher zugänglichen 
Quellen lassen sich deshalb nur bruchstückhaft politische Ergebnisse der Betriebsrats­
wahlen zusammenstellen, die kein vollständiges Bild für alle wichtigen Branchen und 
Regionen der Westzonen bzw. der Bundesrepublik ergeben. Doch sind aus den Zah­
len trotz ihrer Unzulänglichkeit und Fehlerhaftigkeit deutliche Entwicklungstenden­
zen ablesbar. 

Die frühesten und detailliertesten Ergebnisse liegen für den Ruhrbergbau vor, rich­
tete sich doch auf diese für die erste Nachkriegszeit wichtigste Branche das besondere 
öffentliche Interesse. 

Tabelle 1 
Ergebnisse der Betriebsrätewahlen im Ruhrbergbau (in % der Mandate) 

Jahr SPD KPD CDU Sonstige/Parteilose 

1946 
1947 
1948 
1949 
1950 
1951 

36,8 
33,0 
36,0 
37,2 
39,1 
37,3 

38,8 
31,0 
33,0 
26,2 
20,4 
19,6 

14,0 
31,5 
20,0 
17,6 
16,8 
16,5 

10,4 
4,5 

11,0 
18,1 
23,7 
26,6 

Quelle: Pietsch, a.a.O., Tab. XV, S.312 (für 1946-1949); Arbeit und Freiheit 1952, Nr. 1/2, S.6 
(Prozentsätze errechnet). 

Tabelle 2 
Ergebnisse der Betriebsrätewahlen im Kreis Recklinghausen 1945 (in % der Stimmen) 

Schachtanlage 
Wahlbeteiligung in 

Prozent 

69,0 
91,2 
76,7 
77,0 
73,7 
70,4 
77,0 
78,0 
83,0 
80,0 
63,5 
79,0 

KPD 

80,3 
60,5 
48,0 
36,8 
39,0 
33,0 
29,3 
54,7 
35,1 
43,6 
55,9 
44,8 

SPD 

11,0 
21,8 
26,0 
18,2 
37,8 
43,0 
46,6 
22,0 
14,1 
18,0 
12,9 
20,8 

Christ] 

— 
17,6 

5,2 
42,9 
11,6 
19,0 
7,3 

7,7 
45,1 
22,3 
30,0 
13,8 

Recklinghausen I u. II 
Ewald 1/2 
König Ludwig 1/2 
König Ludwig 4/5 
General Blumenthal 1/2 
Ewald-Fortsetzung 
Emscher Lippe 
Westerholt 
Waltrop 
Brassert 
Auguste Victoria 
Fürst Leopold 

Quelle: s. Tab. 3 
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Gegenüber den Gesamtzahlen (Tabelle 1) fielen die Ergebnisse in einzelnen Zechen 

sehr unterschiedlich aus. In vielen Beispielen (Tabellen 2 und 3) wird besonders in den 

Anfangsjahren der außerordentlich hohe Anteil kommunistischer Betriebsräte deut­

lich95. 

Tabelle 3 
Ergebnisse der Betriebsratswahlen der Zeche „Fürst Leopold" 

Jahr 

1945 

1946 

1947 

Mandate 

Stimmen 

Mandate 

Stimmen 

Mandate 

Stimmen 

KPD 

1 

419 

5 

2714 

1 

SPD 

1 

146 

5 
(davon 2 
Angest.) 
2628 

7 
(davon 1 
Angest.) 

CDU 

1 

207 

2 

930 

4 

Angest. 

1 

65 

_ 

— 

_ 

Parteilose 

1 

187 

— 

— 

1 

Quelle: A. Jacobi, A. Bettien, Die gewerkschaftliche und politische Arbeiterbewegung in der Stadt 
Dorsten 1945 bis 1947, in: Vestische Zeitschrift 77/78 (1978/79), S. 182f. 

Die folgenden Tabellen geben punktuelle Einblicke in besonders wichtige Bereiche 

wie die entflochtene Eisen- und Stahlindustrie in der britischen Zone und in einige 

Großbetriebe sowie - sehr bruchstückhaft - in bestimmte Regionen. 

Tabelle 4 
Politische Zugehörigkeit der Betriebsräte und Arbeitsdirektoren in 17 entflochtenen 

Werken der britischen Zone (November 1947) 

Werk SPD KPD CDU Zentrum FDP 

Hüttenwerk Hoerde AG. 
Dortmund-Hoerde 
(1950: 

Hüttenwerk Oberhausen AG 

Gußstahlwerk Ober­
kassel AG., Düssel­
dorf-Oberkassel 

Gußstahlwerk Witten AG. 

Georgmarienhütte AG. 

13 

17 

8 

2 

9 

6 

5 

-

3 

2 

1 

2 

2 

4 

-

2 

1 

Partei­
los 

1 

1) 

2 

Arbeits­
direktor 

SPD 

SPD 

- 3 SPD 

- SPD 

- - 6 SPD 

95 Aus solchen Zahlen mag dann auch erklärlich werden, wie es zu der selbst noch in neuerer Litera­
tur zu findenden Behauptung kommen konnte, die KPD habe im Ruhrbergbau 71% der Mandate 
errungen, was insgesamt zu keiner Zeit gestimmt hat. Vgl. Eberhard Schmidt, S. 34. 
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Werk SPD KPD CDU Zentrum FDP 

Stahlwerk Hagen AG. 

Stahl- u. Röhrenwerk 
Reisholz AG., 
Düsseldorf 

Hüttenwerk Ilsede -
Peine AG. 
(1950: 

Eisenerzbergbau Ilsede 
AG., Großbülten 

Hüttenwerk Dortmund AG. 
(1950: 

Stahlwerk Bochum AG. 

Gußstahlwerk Gelsen­
kirchen AG. 

Hüttenwerk Ruhrort-
Meiderich AG. 
(1950: 

Hüttenwerk Huckingen 
AG., Duisburg 
(1950: 

Hüttenwerk Rheinhausen 
AG. 

Hüttenwerk Geisweid 
AG., Geisweid/Sieg 

Hüttenwerk Haspe AG. 
Hagen 

3 

2 

19 

12 

6 

15 
15 

8 

2 

9 

17 

5 

11 

7 

5 

2 

9 

10 

4 

2 

3 
4 

5 

3 

4 

10 

2 

7 

4 

8 

1 

2 

-

1 

-

-

1 

-

-

1 

Partei­
los 

2 

-

7 

-) 

5 

2 

1) 

-

3 

2 

-) 

-

4) 

2 

2 

Arbeits­
direktor 

SPD 

SPD 

SPD 

SPD 

SPD 

KPD 

KPD 

KPD 

KPD 

KPD 

KPD 

Summe: 121 82 13 4 1 38 

Quelle: DGB-Archiv, Ordner: CDU 13. Bundesparteitag. Die Zusammenstellung wurde von der 
Treuhandverwaltung im Auftrag der North German Iron and Steel Control an den DGB-Vorstand 
(brit. Zone) geschickt. Die dort angegebene Summe der Sitze deckt sich nicht genau mit der Liste, 
ohne daß jedoch die Tendenz dadurch verändert würde. 

Zur relativ hohen Zahl der Parteilosen vermerkt der Bericht, daß es sich bei der Mehrzahl um den 
Links-Parteien nahestehende Leute handele. Die sporadischen Vergleichsdaten für 1950 stammen 
aus: Arbeit und Freiheit 1950, Nr.6, S. 15. 
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Jahr 

Tabelle 5 
Ergebnisse der Betriebsrätewahlen bei Krupp, Essen (Mandate) 

SPD KPD CDU Sonstige 

1945/46 
(provis. Betriebsrat 
aus 9 Vertretern) 

1947 

1948 

1949 

1 

7 
.0 
.4 

9 
1 
0 

4 
9 

11 

Quelle: Hektogr. Pressemitteilung v. 9.8. 1949; ASD, N 25 (1949) 

Tabelle 6 
Ergebnisse der Betriebsrätewahlen bei BASF, Ludwigshafen (Mandate) 

Belegschaft: ca. 20 000 

Jahr SPD KPD CDU 

1947 
1948 

23 

25 

Quelle: Die Freiheit v. 24. 12.1948, ASD, N25 (1948) 

Jahr 

Tabelle 7 
Ergebnisse der Betriebsrätewahlen bei Bosch (Mandate) 

SPD KPD FDP Parteilos 

a) Stuttgarter Werk 
1949 
1950 

b) Feuerbacher Werk 
1949 
1950 

7 
13 

4 
4 

9 
1 

13 
12 

1 
2 

_ 
_ 

-
2 

3 
5 

Quelle: s. Tab. 8 

Tabelle 8 
Ergebnisse der Betriebsrätewahlen bei Bayer-Leverkusen (Mandate) 

Belegschaft: ca. 16 000 

Jahr SPD KPD CDU 

1949 
1950 18 

16 
9 

Quelle: Arbeit und Freiheit Nr.7 (1950), S. 10 f. 
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Tabelle 9 
Gesamtergebnisse der Betriebsrätewahlen aus Hessen (Mandate und % der Mandate) 

Jahr SPD KPD CDU Parteilose/Sonstige 

1947 427(50%) 120(14%) 34(4%) 276(32%) 
1948 472 (52%) 108 (12%) 28 (3%) 306 (33%) 

Quelle: Sopade-Informationsdienst, Januar 1949, S.31 

Tabelle 10 
Gesamtergebnisse der Betriebsrätewahlen aus Hamburg (Mandate und % der Mandate) 

Jahr SPD KPD Andere Parteien Parteilose 

1948 723 (62%) 138 (12%) 
1949 751 (63%) 126 (10%) 

Gesamtzahl der Beschäftigten, die 1949 wählten: 89741 

9 (1%) 
7 (0,6%) 

290 (25%) 
307 (26%) 

Quelle: Sopade-Informationsdienst, Juli 1949, S. 18 
Tabellen 

Gesamtergebnisse der Betriebsrätewahlen aus Rheinland-Pfalz (Mandate und % der Mandate) 

Partei Ohne Angabe 
Jahr SPD KPD CDU DP der polit. 

lose Zugehörigkeit 

440 140 128 1188 2 511 
1948 

(18,2%) (5,8%) (5,2%) (49,5% (0,1%) (21,2%) 

Quelle: Der Betrieb, nach undatierter Zusammenstellung in: ASD, N 25 (1949) 

Aus den hier wiedergegebenen Wahlergebnissen können trotz ihrer räumlichen und 
zeitlichen Unvollständigkeit einige generelle Schlüsse gezogen werden, die sich zu­
gleich zu einem groben Resümee der analysierten betrieblichen Arbeit der Parteien 
erweitern lassen: 

1. Die KPD entwickelte ihre stärkste und erfolgreichste Aktivität gleich nach dem 
Zusammenbruch, insbesondere in Großbetrieben. Dort, wo sie traditionell stark 
vertreten war, erwies sie sich schnell wieder präsent und errang als engagierte Ver­
fechterin der Einheitsgewerkschaft starken Einfluß in Betriebsausschüssen und Be­
triebsräten. Obwohl in den ersten provisorischen KPD-Statuten die Betriebszellen­
organisation nicht vorgesehen war - womit der innere Wandel der Partei nach au­
ßen dokumentiert werden sollte - , lag doch ein Schwerpunkt der Parteiaktivität in 
der Betriebsarbeit. 

2. Die SPD, deren Reorganisation als Partei nach 1945 sehr zügig vorankam, richtete 
- von Ausnahmen abgesehen - als Gesamtpartei ihr Augenmerk relativ spät auf die 
Betriebsarbeit. Erst die als Herausforderung betrachteten Erfolge der K P D und die 
Verhärtung der politischen Gesamtlage in Deutschland gaben den Anstoß zur for­
cierten betriebspolitischen Arbeit. Die Betriebsrätewahlen spiegeln die Erfolge die­
ser Arbeit für die SPD, die den Kampf gegen die K P D erfolgreich innerhalb der 
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Gewerkschaften und Betriebsräte fortsetzte und damit auf einem besonders wichti­
gen Feld ihrer politischen Gesamtstrategie zur Durchsetzung verhalf. Dabei ist je­
doch kaum zu entscheiden, wieweit diese Erfolge auf das Konto der politischen 
„Großwetterlage" des beginnenden Kalten Krieges gingen oder auf die gezielte 
propagandistische Arbeit zurückzuführen waren96. 

3. Die vorliegenden Zahlen erlauben kaum, über die betriebliche Resonanz der CDU 
genauere Aussagen zu machen. Von Sonderfällen wie Bayer-Leverkusen abgese­
hen, hatte sie wenige Hochburgen und wies in der Entwicklung ihrer Betriebsrats-
Mandate keine eindeutig interpretierbare Tendenz auf. Sie profitierte zwar von der 
Verschärfung der weltpolitischen Situation und dem Rückgang der Kommunisten, 
aber doch in viel geringerem Maße als die SPD. Auffällig ist dennoch, daß zu Be­
ginn der 50er Jahre, als mit dem Einflußverlust aller Parteien und der ansteigenden 
Zahl parteiloser Kandidaten der Entpolitisierungsprozeß unter der westdeutschen 
Bevölkerung auch im betrieblichen Bereich offensichtlich seine Spiegelung fand, 
die CDU ihre Position unter den Betriebsräten partiell (insbesondere im Bergbau) 
gut behaupten konnte. 

4. Dieser Anstieg der Parteilosen ist zwar als Gesamttendenz evident, scheint aber re­
gional (ein Extrem war Rheinland-Pfalz) und branchenspezifisch (besonders deut­
licher, kontinuierlicher Anstieg im Bergbau) recht unterschiedlich verlaufen zu 
sein. Plausible Erklärungsfaktoren dafür außer einer seit der Währungsreform 
1948 generell feststellbaren Entpolitisierungstendenz sind aus den bisher vorliegen­
den Materialien nicht zu entnehmen. Insbesondere die SPD sah darin jedoch eine 
erneute Herausforderung, wobei ebenfalls nicht zu entscheiden ist, wie berechtigt 
der von sozialdemokratischer Seite geäußerte Verdacht war, hinter parteilosen Be­
triebsräten steckten häufig KPD-Symphatisanten. Die Gefahr eines zunehmenden 
Betriebsegoismus, die sich in solchen Zahlen durchaus auch ausdrücken konnte, 
wurde von zeitgenössischen Beobachtern jedenfalls für mindestens so gravierend, 
wenn nicht für schwerwiegender gehalten97. 

5. Völlig verdeckt wird in den wiedergegebenen Daten bis 1952 das Problem der Son­
derorganisation der Angestellten. Obwohl es in der gewerkschaftlichen Organisa-
tionsdebatte eine zentrale Rolle spielte98, findet es in den Betriebsratswahlergebnis-

96 Zusätzlich zu den behandelten Betriebsgruppen wäre hier noch auf die im Februar 1950 vom Par­
teivorstand der SPD gegründeten „Sozialen Arbeitsgemeinschaften" zu verweisen, die sich zum 
Ziele setzten, „unsere leitenden Gewerkschaftsfunktionäre, vor allem die hauptamtlichen, zu regel­
mäßigen Aussprachen zusammenzufassen". Um die enge Verbindung von Partei und Gewerk­
schaft zu sichern, sollten „in allen Parteigliederungen - vom Ortsverein bis zum PV - ... möglichst 
allmonatlich die wichtigsten ... Funktionäre der Gewerkschaften, soweit sie Mitglieder unserer 
Partei sind, zu einer Aussprache eingeladen werden". Sie verstanden sich nicht als Konkurrenz, 
sondern als Ergänzung zur Betriebsgruppenarbeit. ASD, Rdschr. S. Neumanns Nr. 39/50, N 25 
(1950). Vgl. auch SPD Jb. 1950/51, S.295. Allzugroße Bedeutung scheinen diese Arbeitsgemein­
schaften in der Praxis nicht gehabt zu haben. 

97 Sehr deutlich wird das in dem Bericht von Fisher, S. 23 ff. 
98 Vgl. dazu jetzt Jürgen Kocka, Die Angestellten in der deutschen Geschichte 1850-1980, Göttingen 

1981, S. 207 ff. 
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sen bis zum BVG kaum eine Spiegelung, weil das Kontrollratsgesetz eine gemein­
same Wahl vorsah und vor allem weil die von den Parteien erhobenen Daten hier in 
der Regel nicht differenziert wurden. 

6. Ein klares Bild von der organisatorischen Stärke und dem politischen Einfluß der 
Betriebsgruppen der politischen Parteien läßt sich vor allem aufgrund der schlech­
ten Quellenlage kaum gewinnen. Dennoch ist eine direkte Korrelation zwischen 
parteipolitischen Erfolgen bei Betriebsratswahlen und Entwicklungsstand der Be­
triebsgruppen wahrscheinlich, wie insbesondere der Ruhrbergbau nahelegt. 
Die vorhandenen Materialien lassen darüber hinaus den Schluß zu, daß die von al­
len Parteien formulierte Zielsetzung, gegenüber der parteipolitisch neutralen Ein­
heitsgewerkschaft den eigenen politischen Zielen auch durch betriebliche Organi­
sationsformen stärkere Geltung zu verschaffen, in der Praxis nur sehr fragmenta­
risch eingelöst werden konnte. Zwar stellt sich die Kluft zwischen Anspruch und 
Realität bei den einzelnen Parteien als unterschiedlich groß dar, prinzipiell aber be­
stand sie bei allen. Maßgeblich waren dafür nicht nur die fehlenden Traditionen -
ausgenommen bei der KPD - , sondern vor allem auch die starken Widerstände 
von gewerkschaftlicher Seite. 

7. Die neue Konstellation von Einheitsgewerkschaft in Verbindung mit dem seit 
1947/48 offen zutage tretenden Kalten Krieg und seinen innenpolitischen Rück­
wirkungen forderte ein verstärktes Engagement der politischen Parteien im Betrieb 
geradezu heraus. Damit wuchsen die inneren Spannungen der neuen gewerk­
schaftlichen Organisationsform bereits in den ersten Nachkriegsjahren so an, daß 
manch einer die erneute Spaltung für wahrscheinlich hielt. Mit dem Rückgang des 
kommunistischen Einflusses wurde diese Gefahr keineswegs als erledigt angese­
hen. In der in dieser Hinsicht besonders exponierten IG-Bergbau läßt sich das 
deutlich beobachten. Hatte die Verbandsführung nach der politisierten Betriebsrä­
tewahl vor 1947 noch mit einem Appell zur Toleranz und Kooperationsbereit­
schaft von Gewerkschaften und Parteien die Wogen zu glätten versucht", so for­
mulierte August Schmidt, der sozialdemokratische erste Vorsitzende der IG-
Bergbau, 1952 eine Warnung an die Adresse aller politischen Parteien, die bewies, 
wie gravierend das Problem auch sieben Jahre nach dem Neubeginn von 1945 im­
mer noch erschien: Er kritisierte scharf die „Wühlarbeit der politischen Parteien in 
den Betrieben" und stellte fest: „Wir sind es leid, daß parteipolitische Experimente 
auf dem Rücken der Gewerkschaften ausgetragen werden sollen. Wer den Arbeit­
nehmern wirksam helfen will, der kann das unter Beweis stellen, indem er Abstand 
nimmt von parteipolitischen Einmischungsversuchen in gewerkschaftliche Angele­
genheiten."100 

99 Rdschr. d. Abt. Schulung-Bildung des IV Bergbau vom 17. 11. 1947 „Gewerkschaften und politi­
sche Parteien", Archiv IGBE, Ordner: Gewerkschaften und Parteien. 

100 Die Bergbauindustrie, Nr. 28 vom 12. 7. 1952. Fritz Heine vom Parteivorstand reagierte auf diesen 
Artikel mit einem ausführlichen Brief an August Schmidt, in dem er auf die Unruhe hinwies, die 
dieser Artikel hervorgerufen habe, und sich bitter darüber beklagte, daß hier die Haltung der ver­
schiedenen Parteien zu Gewerkschaftsfragen ohne Differenzierung in einen Topf geworfen wer­
de, was der Einheitsgewerkschaft keineswegs dienen könne. ASD, Nl. Hansen 2 (Brief vom 22.7. 
1952). 
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KADERTRANSFER 

Der organisierte Einsatz sudetendeutscher Kommunisten 
in der SBZ 1945/46 

Neben der sowjetischen Besatzungsmacht stellte die SED den Hauptfaktor dar, der 
die Entwicklung der SBZ zum zweiten Staat auf deutschem Boden ermöglicht hat. 
Eine wichtige Voraussetzung dieses Prozesses war die Umwandlung der aus der Ver­
einigung der ostzonalen KPD und SPD hervorgegangenen Partei zur sogenannten 
Partei neuen Typus, zu einer leninistischen Kaderpartei also, die im organisatori­
schen Bereich auf der ersten Parteikonferenz der SED im Januar 1949 vollzogen 
wurde. Die Schnelligkeit, mit der die SED in nicht einmal drei Jahren ohne nennens­
werte Komplikationen das erreichte, was anderen kommunistischen Parteien im so­
wjetischen Einflußbereich unter weit günstigeren Bedingungen nur unter Anwen­
dung offener Gewalt gelang, kann nicht allein mit der besonderen Situation im Nach-
kriegs-Deutschland erklärt werden. Sie war in hohem Maße Ergebnis externer Ein­
flüsse. Als ein Faktor besonderer Relevanz ist in diesem Zusammenhang die gezielte 
Entsendung der deutschen Mitglieder der KPTsch in die SBZ anzusehen, neben wei­
teren flankierenden tschechoslowakischen Maßnahmen zur Unterstützung der kom­
munistischen Kader in der damaligen SBZ. 

1. 

Ende 1932 lebten auf dem Gebiet der heutigen DDR 100 000 Mitglieder der KPD1. 
Zwölf Jahre nationalsozialistischer Verfolgung bedeuteten zugleich zwölf Jahre Iso­
lation des weitaus größten Teils der Parteimitgliederschaft von der politisch-ideologi­
schen Entwicklung in der kommunistischen Bewegung. Fast gänzlich unbekannt bzw. 
mit spezifischen Verzerrungen behaftet war im Untergrund die 1935 eingeschlagene 
Volksfrontpolitik, die zur Generallinie der kommunistischen Nachkriegsstrategie 
wurde. Eine tiefgreifende politisch-ideologische Verunsicherung der illegalen Partei­
mitglieder resultierte auch aus der im Widerstand angewandten Taktik des „Trojani­
schen Pferdes", also dem Einbau kommunistischer Widerstandszellen in nationalso­
zialistische Massenorganisationen. Wie man zu dieser Taktik grundsätzlich stehen 
mag, kurzfristig war sie sehr brauchbar. 1935, als sie aus der Taufe gehoben wurde, 
hat sie ohnehin weitgehend nur die tatsächliche Situation reflektiert, die insbesondere 

1 Vgl. H. Weber, Die deutschen Kommunisten 1945 in der SBZ. Probleme bei der kommunistischen 
Kaderbildung vor der SED-Gründung, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochen-
zeitung Das Parlament vom 5. August 1978, S.27. 
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nach der Schaffung der Deutschen Arbeitsfront entstanden war. Angesichts der „Gu­
lasch-Ideologie" des Nationalsozialismus und der Dauer des Regimes entwickelte sie 
aber bereits Ende der dreißiger Jahre eine Eigendynamik, deren Resultate den ur­
sprünglichen Intentionen zuwiderliefen. Walter Ulbricht hat 1945 wohl diese Proble­
me im Auge gehabt: 

„Wir dürfen nicht übersehen, daß in den zwölfeinhalb Jahren faschistischer Herr­
schaft das Klassenbewußtsein der Arbeiter weitgehend verschüttet wurde, daß die 
Arbeiter keine Möglichkeit hatten, sich theoretisch weiterzubilden, und daß ihnen 
die Weiterentwicklung der wissenschaftlichen Theorie des Marxismus-Leninismus 
größtenteils unbekannt ist."2 

Das KPD-Exil allein mit seinen höchstens 2 000 Mitgliedern3 war zu schwach, eine 
Massenpartei, zu der die KPD in der SBZ noch vor ihrer Verschmelzung mit der ost­
zonalen SPD wurde, effektiv zu führen. Dazu kam, daß es 1945 politisch-ideologisch 
nicht mehr homogen genug war. In drei Erdteile verschlagen, im Krieg voneinander 
vollkommen isoliert, entwickelten sich die einzelnen Exilgruppen auseinander. Dies 
traf auf die stärkste Exilgruppe der KPD überhaupt zu, die in Großbritannien4, noch 
mehr auf die politisch bedeutende Mexiko-Gruppe unter der Leitung von Paul Mer­
ker5, dessen politische Vorstellungen in einigen Punkten gravierend von der Mos­
kauer Parteilinie abwichen. Zunächst fiel aber vor allem die Tatsache ins Gewicht, 
daß Emigranten in westlichen Ländern zur Rückkehr die Zustimmung oder zumin­
dest Duldung der Westalliierten benötigten. Relativ unkompliziert war lediglich die 
Rückkehr kleinerer Gruppen aus Frankreich und der Schweiz, noch im Dezember 
1945 gelang mit sowjetischer Hilfe die Rückführung der KPD-Exilgruppe aus 
Schweden6. Ein längeres Tauziehen entstand dagegen um die Mexiko-Gruppe, die 
schließlich Mitte 1946 die Heimreise antreten konnte7. Sehr reserviert verhielt sich 
auch die britische Regierung; erst im Frühjahr 1946 gingen mehrere KPD-Emigran-

2 W. Ulbricht, Das Programm der antifaschistisch-demokratischen Ordnung, in: Zur Geschichte 
der deutschen Arbeiterbewegung, Berlin (Ost) 19635, Bd. 2, S.435. 

3 Schätzwert. Ende 1935 sollen 6-8 000 Kommunisten im Exil gewesen sein; vgl. Biographisches 
Handbuch der deutschsprachigen Emigration nach 1933 (künftig: BHB), hrsg. von Werner Rö-
der und Herbert A.Strauss, München 1980, S. XXXVII. 3000 deutsche Interbrigadisten, vor­
nehmlich Kommunisten, sind in Spanien gefallen; vgl. Die Völker an der Seite der Spanischen Re­
publik, Moskau 1975, S. 101. 1945 können nach vorliegenden Zahlen kaum mehr als 1 000 KPD-
Mitglieder im Exil gewesen sein. 

4 Insgesamt 321 KPD-Mitglieder; vgl. E. Koenen, Exil in England, in: Beiträge zur Geschichte der 
Arbeiterbewegung, Berlin (Ost) 1978, S.540-563; zur politischen Entwicklung vgl. W.Röder, 
Die deutschen sozialistischen Exilgruppen in Großbritannien, Hannover 1969. 

5 Die KPD-Gruppe in Mexiko hatte 55 Mitglieder, von ihnen gingen 47 in die SBZ. Vgl. P. Merker, 
Über die Bewegung „Freies Deutschland" in Lateinamerika, in: Im Kampf bewährt, Berlin (Ost) 
1969, S. 466-526. 

6 Vgl. BHB (Seydewitz, Max; Seydewitz, Ruth); eine andere Gruppe, insgesamt 12 Personen, 
kehrte im Jan. 1946 zurück, vgl. S. Miller, Nach zwölfjähriger Emigration zurück nach Deutsch­
land, in: Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED (Hrsg.), Wir sind die Kraft, Berlin 
(Ost) 1959, S. 147-166, hier S. 153. 

7 Vgl. Merker. 
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ten nach Deutschland zurück8. Wilhelm Koenen, dem Politischen Leiter der Landes­
gruppe, und seiner Frau gelang die Rückreise bereits im Dezember 1945; mit Hilfe 
tschechoslowakischer Papiere, weil ihnen kurzfristig die tschechoslowakische Staats­
bürgerschaft verliehen wurde9. Außer Koenen und seiner Frau kamen auch drei 
KPD-Emigranten aus den USA als tschechoslowakische Staatsbürger in die SBZ: 
Hermann Budzislawski, Gerhart Eisler und sein Bruder Hanns Eisler, der Komponist 
der DDR-Hymne10. 

Inwieweit diese Praxis bei weniger prominenten KPD-Funktionären im westlichen 
Exil angewandt wurde, ließe sich nur spekulativ beantworten. Zu unterschätzen ist sie 
gewiß nicht, wenn man die den Remigranten zugedachten strategischen Aufgaben 
berücksichtigt11. Von weit größerer Bedeutung war jedoch, daß die tschechoslowaki­
schen Kommunisten 1945/46 der KPD/SED ungefähr 45 000 nach strengen Maßstä­
ben überprüfte deutsche Antifaschisten zur Verfügung stellten12, davon 30 000 noch 
im Jahre 194513. Unter der Gesamtsumme befanden sich mindestens 17000 ideolo­
gisch überprüfte sudetendeutsche Kommunisten sowie fast 2 000 frühere Sozialde­
mokraten, die sich schon in der Tschechoslowakei auf die Vereinigung von SPD und 
KPD in der Ostzone festgelegt hatten14. Schließlich konnte die SED auch noch ihre 
Kaderreserve an ehemaligen Emigranten um annähernd 1 000 Parteifunktionäre er­
höhen15, also mindestens um die Hälfte ihres eigenen Reservoirs. Diese Kaderreserve 
aus den Reihen der KPTsch stand der KPD/SED früher zur Verfügung als ihre eige­
nen Exilkader. Sie war zudem politisch und organisatorisch weit homogener als die 
Gruppen des KPD-Exils. 

8 Vgl. Koenen. 
9 W. Koenen, Unser jahrelanges Ringen im Sinne des Marxismus-Leninismus trug seine Früchte, in: 

Wir sind die Kraft, Berlin (Ost) 1959, S.216. 
10 H. Budzislawski, vgl. Kurzbiographie in BHB. Er kehrte 1948 als CSR-Staatsbürger nach 

Deutschland (SBZ) zurück, vgl. Exil und Asyl, Prag 1981, S. 159; Gerhart Eisler (vgl. BHB) ver­
ließ 1949 auf einem polnischen Schiff illegal die USA, wurde von den Briten verhaftet u. auf tsche­
choslowakischen Protest hin freigelassen; vgl. Rudé právo, Prag, 17.5. 1949; Beleg über CSR-
Staatsbürgerschaft von Hanns Eisler in Rudé právo, Prag, 27.3. 1949. 

11 Vgl. dazu W. Müller, Die KPD und die „Einheit der Arbeiterklasse", Frankfurt/Main 1979, 
S.226. 

12 Vgl. Neues Deutschland, Berlin, 18.12. 1946. 
13 Vgl. Rudé právo, Prag, 26. 1. 1946. 
14 J. Procházka, K problematice vystehováni nemeckých antifasistu z Liberecka, in: Sbornik pedago-

gicke fakulty v Usti nach Labern, Prag 1968, S. 147. 
15 J. Kren, V emigraci, Prag 1969, S.421, gibt an, daß nach der Eingliederung des Sudetengebietes 

ins Reich im Oktober 1938 ungefähr 6000 sudetendeutsche Kommunisten in die sog. Rest-CSR 
geflohen seien; davon gingen dann 800 Funktionäre nach Großbritannien und 200 kommunisti­
sche Familien in die Sowjetunion ins Exil. L. Grünwald, Sudetendeutscher Widerstand gegen Hit­
ler, Bd. 1, München 1978, S.20, geht von 1 700 emigrierten sudetendeutschen Kommunisten aus. 
Meine Schätzung ist etwas niedriger angesetzt, u. a. weil nicht alle ehemaligen KPTsch-Emigran-
ten deutscher Nationalität in die SBZ/DDR gingen. 
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2. 

Die Kommunistische Partei des Sudetenlandes16, so ihr offizieller Name nach dem VII. 
Weltkongreß der Komintern von 1935, ist bekannter unter der Bezeichnung Deutsche 
Sektion der KPTsch. Sie entstand im März 1921 aus der nach der Zerschlagung der 
k. und k. Monarchie mit Orientierungsschwierigkeiten kämpfenden rest-österreichi-
schen Sozialdemokratie in der CSR und behielt viele Eigenschaften der als kämpfe­
risch geltenden österreichischen Arbeiterbewegung, deren Zentrum einige Zeit Rei­
chenberg war. Begünstigt wurden diese Traditionen durch die eigenartige Wirt­
schaftsgeographie der damaligen Grenzgebiete der CSR, in denen eine enge Ver­
flechtung des industriellen mit dem agrarischen Sektor vorgeherrscht hat - Struktu­
ren, wie sie in Deutschland insbesondere aus dem mitteldeutschen Raum bekannt 
sind. In der gesamttschechoslowakischen KPTsch, deren tschechische Abteilung im 
Gegensatz zur Reichenberger Linken keine genuin kommunistische Traditionslinie 
aufzuweisen hatte, hat die Deutsche Abteilung traditionell eine Stabilisierungsfunktion 
erfüllt. Der Anteil deutscher Mitglieder in der Gesamtpartei stieg von 16,8% im Jahr 
1921 kontinuierlich auf 24,6% im Jahr 1937 an17. In absolute Zahlen übersetzt, waren 
1921 42000 Deutsche in der 250000 Mitglieder zählenden Partei18, 1924 29 100 von 
138 00019, 1937 13 000 von insgesamt über 52 00020. In den kommunistischen Ge­
werkschaftsverbänden waren 1937 mehr als 42 000 Sudetendeutsche organisiert21. 

Da die ideologische Resistenzfähigkeit gegen nationalsozialistische Theoreme im 
vorliegenden Zusammenhang ein wichtiges Kriterium der Kaderqualität war und das 
Bild der Sudetendeutschen sehr verzerrt ist, muß auf diese Frage kurz eingegangen 
werden. Klement Gottwald, der Vorsitzende der KPTsch, bestätigte den Sudeten­
deutschen noch 194322, daß die Tschechoslowakei 1938 nicht von innen her zersetzt 
worden sei, der sogenannte Putschversuch, mit dem der SD den „Anschluß" des Su­
detengebietes hatte lösen wollen, nicht auf Unterstützung der deutschen Bevölkerung 
in der CSR gestoßen sei und relativ unproblematisch niedergeschlagen werden konn-

16 Anders H. Kuhn, Der Neuaufbau der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei im Jahre 
1945, in: K. Bosl (Hrsg.), Das Jahr 1945 in der Tschechoslowakei, München-Wien 1971, 
S. 217-257, hier S.220, der die Umbenennung auf Dez. 1938 datiert. Einen relativ selbständigen 
Status hatte zwar die illegale Leitung für das Sudetengebiet u. bis 1943 die sudetendeutsche Exil­
gruppe der KPTsch in England, organisatorisch wurde jedoch die Deutsche Abteilung niemals aus 
der KPTsch ausgegliedert. 

17 H. Kuhn, Tschechoslowakei, in: C D . Kernig (Hrsg.), Sowjetsystem und demokratische Gesell­
schaft, Sonderband: Die kommunistischen Parteien der Welt, Freiburg 1969, Spalte 506 f., sowie 
J. Macek, Situace v komunistickém hnuti v pohranici 1938-1941, in: Odboj a revoluce 1966/4, 
S.147-153. 

18 Ebenda. 
19 Ebenda. 
20 Ebenda. 
21 Ebenda. 
22 K. Gottwald, Hoffen und Streben des tschechoslowakischen Volkes, in: Einheit, London, 6.11. 

1943. 
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te. Dies entspricht den Tatsachen. Bei den tschechoslowakischen Parlamentswahlen 

von 1935 errang die Sudetendeutsche Partei, damals mit Sicherheit keine irredentisti-

sche Partei und eher an Spanns ständestaatlichen Vorstellungen orientiert als am Na­

tionalsozialismus Hitlerscher Provenienz23, 60% aller deutschen Stimmen24, zweifel­

los ein gewaltiger Rutsch, der damals viele aufgeschreckt hat. Dieses Ergebnis war 

aber, verglichen beispielsweise mit dem Ausgang der Saarabstimmung vom Januar 

1935 (über 90% Ja-Stimmen für den Anschluß an Deutschland) oder der Wahl zum 

Danziger Volkstag vom April 1935 (59,2% für die NSDAP), nicht außergewöhnlich, 

auch wenn man die damalige ökonomische Situation in den Randgebieten der CSR 

und die politischen Eigentümlichkeiten des Landes außer acht läßt. Die 98,9% Ja-

Stimmen der „Ergänzungswahl zum Großdeutschen Reichstag" vom Dezember 1938 

sind wohl kaum als ein besonderes Sympathiebekenntnis für den „Führer" zu werten, 

wie Rudolf Dau anzunehmen scheint25. In der Regel haben „großdeutsche" Plebiszi­

te, sogar in Österreich, keine niedrigeren Prozentwerte erbracht. Die Gleichschal­

tung des Sudetengebietes ist 1938 deshalb scheinbar glatt vor sich gegangen, weil sie 

vom SD jahrelang systematisch vorbereitet worden ist. 

Die Gestapo ist 1938 mit minutiös ausgearbeiteten Fahndungslisten eingerückt26 

und hat in kürzester Zeit alle potentiellen politischen Regimegegner, vor allem sude­

tendeutsche Sozialdemokraten und Kommunisten, prophylaktisch festgesetzt. Insge­

samt sind etwa 20 000 Sozialdemokraten und 9 000 Kommunisten inhaftiert und mei­

stens längere Zeit festgehalten worden27. Die Zahl der inhaftierten sudetendeutschen 

Kommunisten lag wahrscheinlich noch höher, die vorliegenden Daten sind damals 

noch im Exil gesammelt worden, neueres Zahlenmaterial fehlt bislang. Allerdings lö­

sten die Forschungsergebnisse von Leopold Grünwald über den sudetendeutschen 

Widerstand28 bereits eine Diskussion aus, in deren Verlauf mit Sicherheit einige Vor­

urteile fallen werden. Bezeichnenderweise hat zu diesem Thema auch schon ein 

Oberst des tschechoslowakischen Nachrichtendienstes einen Beitrag geleistet, als er 

nach seinem Rückruf aus Wien vor der Prager Presse erklärt hat, es seien in der Bun­

desrepublik Bemühungen im Gange, die sich auf den Nachweis konzentrieren, daß 

der Widerstand im Sudetengebiet „relativ größer war" als im Reich29; diese Absurdi­

tät kann freilich ignoriert werden. Schon längere Zeit wird diskutiert, und es liegen 

darüber auch tschechische Publikationen vor, daß die Widerstandsformen im Sude­

tengebiet wegen der soziogeographischen und ökonomischen Struktur des Gebietes 

23 Vgl. dazu J.W.Brügel, Tschechen und Deutsche, München 1967, Bd. 1, S.239ff. u. 426 ff. 
24 Vgl. L. Grünwald, Im Kampf für Frieden und Freiheit, München 1979, S. 142. 
25 Vgl. R. Dau, Der Anteil deutscher Antifaschisten am nationalen Befreiungskampf des tschechi­

schen und slowakischen Volkes (1938-1945), Diss. Pädag. Hochschule Potsdam 1965, S. 82. 
26 Vgl. Der Chef der Sicherheitspolizei und des SD/Maßnahmen gegen politische Gegner und Auf­

bau der Gestapo im Sudetengebiet 1938-1939/Berlin, den 29. Sept. 1938; Bundesarchiv Koblenz/ 
Bestand Reichssicherheitshauptamt/R 58/5 a fol. 1-130, Heft 1. 

27 Grünwald, Sudetendeutscher Widerstand, S. 18; Macek, S. 148. 
28 Grünwald, Sudetendeutscher Widerstand. 
29 Vgl. Aus dem Bericht eines tschechischen Agenten, in: Die Brücke, München, 26.9. 1981. 



Kadertransfer 313 

von denen anderer Regionen der CSR abwichen. Natürlich bleibt das Argument zu 
berücksichtigen, daß im Zweiten Weltkrieg durchschnittlich zweimal so viele Sude­
tendeutsche gefallen sind als in der deutschen Gesamtrelation und daß Sudetendeut­
sche überproportional stark in den Kampfeinheiten der Wehrmacht vertreten waren. 
Auch dieses Geheimnis ist leicht erklärbar: Hitler hatte den Krieg mit vier notdürftig 
ausgebildeten Jahrgängen begonnen, nachdem die allgemeine Wehrpflicht erst 1935 
eingeführt worden war. In der CSR waren dagegen alle Jahrgänge im Rahmen der 
seit 1919 bestehenden Wehrpflicht voll ausgebildet. Auch diese Kader hatten ihre Be­
deutung. 

3. 

Der Transfer der deutschen Minderheit aus der Tschechoslowakei wird noch längere 
Zeit eines der dunkelsten Kapitel der neueren mitteleuropäischen Geschichte bleiben 
und auch für die Historiker von seiner kafkaesken Dimension nichts verlieren kön­
nen. Es haben zu viele Faktoren eine Rolle gespielt, es hat zu viele Planspiele gegeben, 
als daß eine plausible Analyse der Planentstehung möglich wäre. Nach einer gewis­
senhaften Prüfung der zugänglichen Quellen wird man kaum zu dem Schluß kom­
men können, daß eine genaue Schuldzuweisung möglich ist. Die damalige Argumen­
tation des Londoner Exilkreises um den Präsidenten Benes erinnert sehr an Karl Va­
lentins „Mögen täten wir schon wollen, aber dürfen haben wir uns nicht getraut". Der 
tschechoslowakische Historiker Jan Kren brachte seine Aporie nicht viel anders auf 
einen Nenner, als er die Verse des tschechischen Dichters Jan Neruda zu Hilfe nahm: 
„Wir wissen nicht, was geschrieben steht, aber wir wissen, was geschehen wird."30 An­
gesichts einiger westdeutschen Darstellungen zum Thema muß man den tschechoslo­
wakischen Kommunisten bis 1943 eine vergleichsweise konziliante Haltung in der 
Frage der deutschen Minderheit in der CSR bescheinigen31. Exilminister Ripka, der 
als einer der Urheber des Plans genannt wird und der sicherlich zu seinen aktivsten 
Befürwortern gehört hat, stellte am 29. Juli 1943 fest, daß nur eine feste internationale 
Stellung der CSR die Voraussetzungen für eine Lösung der Frage der deutschen und 
ungarischen Minderheit in der CSR sichern werde32. Seit Mai 1943, spätestens, stand 
fest, daß die USA die Aussiedlung von etwa zwei Millionen Deutschen aus der CSR 
stillschweigend dulden würden, und noch vor seiner USA-Reise im Mai 1943 hat Be-
nes den Exilminister Feierabend beauftragt, Vorschläge für eine Regelung der Ent­
schädigungsfrage für staatsloyale Deutsche in der CSR auszuarbeiten33. Die Vorbe-

30 J. Kren, O vzniku myslenky odsunu Nemcu, in: Odboj a revoluce 1967/2, S. 175-191, hier S. 175. 
31 Vgl. G. Beuer, Die antifaschistischen Deutschen und die tschechoslowakische Front, in: Einheit, 

London, 26.9. 1942; J.W. [d.i. Josef Winternitz], R. Bechyne, Zur deutschen Frage, in: Einheit, 
London, 15.8. 1942; G. Beuer, Ein falscher Beschluß, in: Einheit, London, 21.11. 1942, sowie 
Gottwald, a.a.O. 

32 Die CSR in Mitteleuropa, Rede des Staatsministers Dr. H. Ripka, in: Einheit, London, 14. 8. 1943. 
33 L.Feierabend, Prag-London. Vice-versa. Erinnerungen 1938-1950, Bd. II, Bonn o.J., S.226. 
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reitungen waren also schon damals sehr weit fortgeschritten. Die internationalen 
Voraussetzungen waren erfüllt, als Benes Ende 1943 vom Konzept kollektiver Si­
cherheit in Europa Abschied nahm und einen bilateralen Vertrag mit der Sowjetunion 
abschloß. 

Plötzlich hieß es nun, daß die Sowjetunion eine national homogene CSR ge­
wünscht habe34. Schon einen Monat nach Vertragsabschluß weigerte sich die tsche­
choslowakische Exiladministration, sudetendeutschen Sozialdemokraten, deren 
Mehrheit mit Benes nicht konform ging, Pässe auszustellen35. Für die sudetendeut­
schen Kommunisten im Exil war die Lage nicht einfach: Auf der einen Seite sollten sie 
ihre Landsleute in der Heimat zum Widerstand gegen Hitler mobilisieren, auf der an­
deren Beness Politik unterstützen, der im April 1944 offen von der Notwendigkeit ei­
ner gewaltsamen antideutschen Revolution sprach36. In der Moskauer KPTsch-
Leitung gehörten Bruno Köhler und Robert Korb von Anfang an zu den Skeptikern, 
die ein Zusammenleben zwischen Tschechen, Slowaken und Deutschen in einem ge­
meinsamen Staat für kaum möglich hielten37. Im Londoner Exil versuchte die sude­
tendeutsche KPTsch-Gruppe um Gustav Beuer im Rahmen eines Sudetendeutschen 
Ausschusses-Vertretung der Demokratischen Deutschen aus der CSR, Einfluß auf die 
Nationalitätenpolitik der tschechoslowakischen Regierung zu gewinnen. Vergebens, 
da es bereits um die innenpolitische Orientierung der tschechoslowakischen Nach­
kriegspolitik ging38. Beuer resignierte als letzter im Sommer 194439, sudetendeutsch 
durfte nur noch in Anführungszeichen geschrieben werden, die nationale Frage war 
bereits gelöst. Schon Ende 1943 begannen die Kommunisten sich auf ihre Nach­
kriegsaufgaben vorzubereiten40, denn seit Abschluß des sowjetisch-tschechoslowaki­
schen Freundschaftsvertrages stand für sie fest, daß die Nachkriegs-CSR eine Volks­
demokratie mit verstaatlichter Planwirtschaft sein würde41. „Die deutschen Kommu­
nisten (in der CSR - J.F.) verloren den Krieg 1938. Daran konnte eben die Aufopfe­
rung unserer kleinen Schar nichts mehr ändern. Mit der alten deutschen Bevölkerung 
in der Republik wäre unser Sieg im Februar 1948 und der Aufbau des Sozialismus un­
möglich geworden", schrieb 1959 Karl Kreibich, einer der Mitbegründer der 
KPTsch42. 

34 G. Beuer, Die neue Tschechoslowakei, in: Einheit, London, 15. 1. 1944. 
35 Einheit, London, 29. 1. 1944. 
36 Vgl. Präsident Dr. Benes spricht zu Soldaten: Bestrafung der Schuldigen, kein Undank gegenüber 

loyalen Deutschen, in: Einheit, London, 8.4. 1944. 
37 L. Grünwald, Wandlung. Ein Altkommunist gibt zu Protokoll, Wien o. J., S. 86. 
38 Vgl. L.Freund, Fragen des Wiederaufbaus in den Sudeten, in: Einheit, London, 15. 1. 1944. 
39 Vgl. G. Beuer, Der Weg zu einer dauernden Lösung, in: Einheit, London, 1.7. 1944. 
40 Vgl. Verantwortung gegenüber dem Volke. Die Aufgaben des Sudetendeutschen Ausschusses, in: 

Einheit, London, 4. 12. 1943. 
41 Vgl. Freund, a.a.O. (Anm.38). 
42 K. Kreibich, Ein Schlußstrich und ein Neu Beginnen, in: Aufbau und Frieden, Prag, 17. 10. 1959; 

Kurzbiographie von Karl Kreibich in BHB. 
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4. 

Nach Abschluß der Potsdamer Konferenz, die den Abschub der deutschen und unga­
rischen Minderheit aus der CSR sanktionierte, verkündete das Dekret des Präsiden­
ten der CSR vom 2. August 194543, daß alle in der CSR lebenden Deutschen und Un­
garn die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft verloren hätten und ihr Vermögen 
konfisziert sei. „Aktive Antifaschisten" und Opfer des Nazi-Regimes wurden von die­
ser Regelung ausdrücklich ausgenommen. In bezug auf Deutsche war das Dekret nur 
eine Geste, faktisch herrschte seit Mai 1945 Kriegsrecht; es galt, möglichst viele 
Deutsche zur Flucht zu veranlassen, um auf die Westalliierten Druck auszuüben, in­
nenpolitisch leitete die Vermögenskonfiskation die Sozialisierungswelle ein. In der 
Tschechoslowakei behielt man schließlich nach offiziellen Angaben über 
300 000 Deutsche als Arbeitskräfte für die Industrie und den Bergbau44, bis 1953 im 
Status von Kriegsgeiseln mit Assimilationspflicht. Von Anbeginn bestand nicht die 
Absicht, die Bestimmungen des Dekrets einzuhalten; Staats- und regierungsloyalen 
deutschen Emigranten wurde die Rückkehr nicht erlaubt45. Es gab keine Ausfüh­
rungsbestimmungen zum Dekret, und in der Folge stritten Staatsbürokratien mit po­
litischen Parteien um die Zuständigkeit; die KPTsch-Führung beschloß bereits im 
August 1945, daß lediglich alte und kranke Parteimitglieder deutscher Nationalität 
vom Transfer verschont bleiben46. Der Begriff „aktiver Antifaschismus" wurde so eng 
gedeutet, daß nur ungefähr 100 000 Personen von etwa dreieinhalb Millionen Sude­
tendeutschen als „Antifaschisten" anerkannt wurden, fast ausschließlich frühere Mit­
glieder der KPTsch und der nach Kriegsende nicht mehr zugelassenen sudetendeut­
schen Sozialdemokratie. Der bürokratische Hürdenlauf der Aspiranten ist unvorstell­
bar, denn faktisch waren alle Behörden und gleichzeitig keine zuständig, eine Revo­
lution kennt keinen Instanzenweg. Über die deutschen Kommunisten und Sozialde­
mokraten übernahmen die KPTsch und die tschechische Sozialdemokratie die Patro-
nage, allerdings zerstritten sich beide Parteien sehr bald über ideologischen Fragen47, 
die Gegenstand der Untersuchungen gewesen sein müssen, so daß sie schließlich nach 
eigenem Gutdünken verfahren durften. 

Diese nach 1945 angewandte Auffassung von der individuellen Behandlung der 
deutschen Antifaschisten in der CSR hatte sich im Exil spätestens Mitte 1944 auf brei­
ter Front durchgesetzt. Unabhängig von dieser Faktenlage schrieb L. Lesny 1953, daß 
im Sommer 1943 beim Sekretariat des ZK der KPdSU ein Studienbüro eingerichtet 
worden sei, das den Abschub der Deutschen aus dem späteren Einflußbereich der 
UdSSR vorzubereiten hatte48. Rudolf Slánský, der spätere Generalsekretär der 

43 Vgl. Rudé právo, Prag, 5.8. 1945. 
44 Rudé právo, Prag, 25. 10. 1946. 
45 Vgl. W. Jaksch, Franz Krejci u. a. in BHB. 
46 Procházka, a. a. O. 
47 Ebenda. 
48 L. Lesny, Der Slansky-Prozeß, in: Osteuropa (1953), S. 1-12. 



316 Jan Foitzik 

KPTsch, soll diesem Studienbüro angehört haben49. In einer Biographie Slánskýs 
heißt es, er sei seit 1944 beim Partisanenstab in Kiew tätig gewesen50, was den Be­
hauptungen von Lesny, die hier im einzelnen nicht zitiert werden sollen, in keiner 
Weise widerspricht. Im Gegenteil. In Kiew war damals auch der sudetendeutsche 
Kommunist Augustin Schramm im Rang eines Majors der Roten Armee als Leiter der 
Logistik für die auf CSR-Gebiet operierenden Partisaneneinheiten tätig, nach Kriegs­
ende wurde er Leiter der Untergrundabteilung des ZK der KPTsch51. Sein Tod am 
27. Mai 1948 - Schramm wurde hinterrücks erschossen - wird offiziell dem tschecho­
slowakischen Exil zur Last gelegt, aber damalige Insider haben eine andere Version 
parat52. Hier soll nicht spekuliert, vielmehr lediglich angedeutet werden, daß eventu­
elle kaderpolitische Vorbereitungsmaßnahmen im Exil nicht in ein öffentliches Res­
sort fielen. Immerhin waren KPTsch-Kader nach 1938 die Hauptstütze des Komin­

tern-Apparats und vertrieben damals die KPD von dieser Domäne: Rudolf Appelt 
war nach 1938 stellvertretender Leiter der Verlagsabteilung der Komintern und Mit­
arbeiter der Deutschland-Abteilung des Moskauer Rundfunks, Bruno Köhler zwi­
schen 1935 und 1943 Kandidat des Präsidiums der Internationalen Kontrollkommis­
sion, Robert Korb im Exil Mitarbeiter der Presse- und Ostasienabteilung der Komin­

tern, später Mitarbeiter der Komintern-Nachfolgeorganisation Institut Nr. 205, deren 
Leitung der deutschsprachige tschechoslowakische Kommunist Friedrich Geminder 
in Händen hatte, der zuvor Leiter der Informations- und Presseabteilung der Komin­

tern gewesen war53. Wichtige Funktionen bekleideten dort auch tschechoslowakische 
Kommunisten, die gegen „ihre Deutschen" - im Gegensatz zu den „Deitschen", de­
nen sie seit 1933 Feigheit vorwarfen54 - während des Krieges keine besonderen Aver­
sionen hatten: Herbert Wehner, der in der Presseabteilung des EKKI für deutsche 
und mitteleuropäische Fragen zuständig war, wurde Ende der dreißiger Jahre durch 
Vaclav Kopecký ersetzt, Jan Sverma wurde in dieser Zeit stellvertretender Leiter der 
Presseabteilung, der Slowake Viliam Siroký stellvertretender Leiter der Abteilung für 
internationale Verbindungen (OMS)55. Als Komintern-Funktionäre auch gegenüber 
der KPD weisungsbefugt waren weitere KPTsch-Funktionäre, z. B. Hans und Fritz 
Glaubauf, Eugen Fried, Friedrich Runge. Der Vorsitzende der KPTsch, Klement 
Gottwald, avancierte nach 1933 sogar zum Betreuer der K P D im EKKI56, seit August 
1934 hielt er sich über ein Jahr in Moskau auf57. Da Indizienbeweise nun einmal die 

49 Ebenda, S. 2. 
50 Vgl. B. Lazitch u. M. M. Drachkowitch, Biographical Dictionary of the Comintern, Stanford/ 

California 1973. Slánský ging 1944 zusammen mit Jan Sverma in die Slowakei, wo Sverma den 
Tod fand, und kehrte nach Mißlingen des Einsatzes in die UdSSR zurück. 

51 Vgl. BHB. 
52 Ebenda sowie pers. Mittlg.; vgl. dazu auch R. Ströbinger, Das Attentat von Prag, Landshut 1976, 

S. 62 ff. 
53 Vgl. H. Wehner, Notizen, o.O., o.J., sowie BHB. 
54 Wehner, a.a.O. 
55 Ebenda. 
56 Vgl. F. Feuchtwanger, Der Militärpolitische Apparat der KPD in den Jahren 1928-1935. Erinne­

rungen, in: IWK, Berlin (West) 1982, S. 485-533. 
57 Vgl. Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der KPTsch u. Institut für Marxismus-Leninis-
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Not zur Mutter und den Zufall zum Vater haben, soll vermerkt werden, daß der 
österreichische Nachrichtendienst 1937 der deutschen Abwehr kollegialerweise mit­
geteilt hat, in der tschechoslowakischen Karpatho-Ukraine sei in der Nähe von 
Uzhorod auf der Grundlage sowjetisch-tschechoslowakischer Abmachungen im Ge­
folge des beiderseitigen Beistandsvertrages vom Mai 1935 unter sowjetischer Leitung 
eine Schule zur Ausbildung tschechoslowakischer Staatsbürger deutscher, ungari­
scher, ukrainischer und polnischer Nationalität auf dem Gebiet der Propaganda 
errichtet worden58. Reserviertheit ist zwar bei solchen Meldungen immer am 
Platz, über die grundsätzliche Konstellation darf man sich aber keinesfalls hinweg­
täuschen. 

Aus dem sowjetischen Exil sind keine relevanten Daten über die deutsche Kaderre­
serve aus den Reihen der KPTsch an die Außenwelt gedrungen. Die dortige sudeten­
deutsche Gruppe der KPTsch unter der Leitung von Leopold Grünwald und später 
Rudolf Appelt war relativ klein und wird kaum mehr als 200 Erwachsene umfaßt ha­
ben59. In der siebenköpfigen „inneren" Auslandsleitung der KPTsch waren auch zwei 
Deutsche: Robert Korb und Rudolf Appelt60. Drei weitere gehörten dem „äußeren 
Kreis" an: Rudolf und Emmi Dölling sowie Viktor Stern61. Versuche der KPD-
Emigration, die Sudetendeutschen zu „vereinnahmen", wurden strikt unterbunden; 
die KPTsch betrachtete die Sudetendeutschen als „ihre Deutschen". 

Zwischen 800 und 1 000 sudetendeutsche Kommunisten kamen 1938/39 ins briti­
sche Exil62. Dies wurde notwendig, nachdem die KPTsch am 27. Dezember 1938 für 
aufgelöst erklärt worden war. Für die Illegalität waren deutschsprachige Kommuni­
sten in der Rest-Tschechoslowakei aus sprachlichen, im Sudetengebiet aus techni­
schen Gründen - es gab dort keine Großstädte, in denen allein illegale politische Be­
tätigung unter konspirativen Bedingungen sinnvoll gewesen wäre - nicht geeignet. Es 
wäre unverantwortlich, die Tatsache, daß das tschechische und slowakische kommu­
nistische Exil numerisch weit schwächer war als das sudetendeutsche, in irgendeiner 
Richtung interpretieren zu wollen. Bereits Ende 1943 begann im Rahmen des Sude­
tendeutschen Ausschusses - Vertretung der Demokratischen Deutschen aus der CSR die 
Vorbereitung der Gruppe auf die Nachkriegszeit63. Innerhalb eines Jahres nahmen 
eine Wirtschafts- und eine Schul- und Kulturkommission ihre Tätigkeit auf64, an 
kommunistischen Fachleuten herrschte kein Mangel: Ludwig Freund und Josef Gutt-

mus beim ZK der KPS, Geschichte der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei, Berlin 
(Ost) 1981, S. 151. 

58 II C 3/Berlin, den 12. März 1937; Bundesarchiv Koblenz/Bestand Reichssicherheitshauptamt/R 
58/335. 

59 Grünwald, Wandlung, S. 69, spricht von einigen Hundert, vgl. dazu Anm. 15. 
60 Grünwald, Wandlung, S.69; dort nicht berücksichtigt Bruno Köhler (vgl. Kurzbiographien), der 

seit 1941 der Auslandsleitung angehört hat. 
61 Grünwald, Wandlung. 
62 Vgl. Anm. 15; namentlich sind 509 (ohne Familienangehörige) bekannt, Unterlagen im Privatar­

chiv. 
63 Vgl. Anm. 40. 
64 Vgl. Einheit, London, 1.7. 1944, ebenda, 22.10. 1944, ebenda, 18.11. 1944. 
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mann z.B. gehörten zu den führenden Wirtschaftswissenschaftlern der KPTsch65. Es 
versteht sich von selbst, daß darüber, inwieweit die Kader auf ihren Einsatz in der 
SBZ vorbereitet worden sind, nichts Konkretes gesagt werden kann, aber einen spezi­
fischen deutschen Weg zum Sozialismus hat es nach 1945 auch nicht gegeben, so daß 
eine solche Frage letztlich irrelevant ist. Die Spekulation darüber, ob eine gezielte 
Perspektivplanung zum Einsatz sudetendeutscher Kommunisten in der späteren SBZ 
existiert hat oder nicht, entbehrt auch nicht einer komischen Note. Procházka zitiert 
das in Reichenberg erschienene Bezirksorgan der Nationalen Front, Stráz severn, 
vom 1. Juli 1945 folgendermaßen: „... die Antifaschisten erkennen selbst ihre Pflicht, 
politisch in Deutschland zu arbeiten, wo in der sowjetischen Zone die SED entstand, 
wo sie die Genossen voll benötigen und wohin sie auch reisen werden66..." Der soge­
nannte Vereinigungsparteitag der SED fand jedoch erst am 21./22.April 1946 statt, 
bis dahin war es noch fast ein Jahr. Die von Procházka zitierte Stelle war nicht ausfin­
dig zu machen. Was aber in dem eingesehenen Exemplar der Zeitung ein A.J. Hor-
sky über die Notwendigkeit der Aussiedlung der deutschen Antifaschisten aus der 
CSR schrieb, lautet nicht viel anders: 

„Dazu brachten uns tschechische Genossen aus Zittau eine interessante und völlig 
verständliche Information. In Deutschland, wie vor einigen Tagen bekanntgege­
ben wurde, haben ehemalige Kommunisten und Sozialdemokraten eine gemeinsa­
me Partei gebildet, die auch schon in Zittau ihre Tätigkeit aufgenommen hat. Sie 
setzen belastete Nazis fest, weisen sie mit Familien aus der Stadt (30 kg Gepäck 
pro Person!) und gründen schon ihre Organisationen. Ihre Tätigkeit wird jedoch 
durch den absoluten Mangel an zuverlässigen, antinazistisch denkenden Men­
schen gebremst, und unsere Genossen aus Zittau kamen mit der direkten Auffor­
derung, daß in Deutschland dringend Kräfte vonnöten sind, die sich in die Liqui­
dierung des Nazismus in Deutschland und in die Organisierung des dortigen Le­
bens nach neuen, demokratischen Grundsätzen stürzen würden. Es ist eine große 
und ehrenvolle Aufgabe für deutsche Antifaschisten aus unserem Gebiet."67 

Wahrscheinlich waren mit der „gemeinsamen Partei" nur die Antifa-Ausschüsse ge­
meint, die nach dem Mai 1945 mehr oder weniger spontan in Deutschland entstanden 
waren; ein Antifa-Ausschuß bestand jedenfalls auch in Zittau68. Daß tschechische 
Kommunisten unmittelbar nach Kriegsende in der SBZ eingesetzt wurden, wie aus 
dem Zitat hervorgeht, ist auch aus anderen Quellen bekannt. Interessanter ist aber in 
diesem Zusammenhang, daß in der gleichen Nummer der Zeitung die SPD als „fa­
schistisch" bezeichnet wurde69; Rudé právo, das Zentralorgan der KPTsch, beteiligte 
sich an dieser Verunglimpfungskampagne seit der Jahreswende 1945/4670. Schließ-

65 Vgl. BHB. 
66 Procházka, a. a. O. 
67 A.J. Horsky, K otázce nacistu a nemeckých antifasistu, in: Stráz severu, Reichenberg, 1.7. 1945. 
68 Vgl. G. Benser, Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945, in: Illustrierte historische Hefte, Nr. 19, Berlin 

(Ost) 1980, S. 13. 
69 Stráz severu, Reichenberg, 1.7. 1945. 
70 Vgl. Rudé právo, Prag, 1.2. 1946. 
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lich war die Vereinigung von SPD und KPD auch „die einzige Möglichkeit", wie es 

schon am 1. Februar 1946 in Rudé právo hieß, „damit politisch bewußte Teile der 

deutschen Arbeiterschaft das notwendige Übergewicht gewinnen"71, im Klartext: um 

die „Sozialdemokratie, diese traditionelle Stütze der deutschen Bourgeoisie in den 

Massen der deutschen Arbeiterschaft, zu liquidieren"72. Ein Berliner Sozialdemokrat 

drückte sich in einem Schreiben an Richard Löwenthal, der noch im Londoner Exil 

weilte, am 2. Februar 1946 lapidarer aus: „Die Russen verlangen (als Wunsch!) die 

Vereinigung in der Zone zum 1. Mai."73 Vorzeitige Planerfüllung und -Übererfüllung 

galt noch zwei Jahrzehnte lang als selbstverständliche kommunistische Pflicht. 

5. 

Mit der Durchsetzung der „individuellen Lösung" der deutschen Frage in der CSR 

war eine Überprüfung der nach 1938 in der Heimat verbliebenen deutschen Mitglie­

der der KPTsch und der sudetendeutschen Sozialdemokratie verbunden. Emigrierten 

sudetendeutschen Sozialdemokraten wurde nach Kriegsende bis auf einige wenige 

Ausnahmen die Rückkehr in die CSR nicht erlaubt, die Betreuung der Gruppe in der 

CSR übernahm die tschechische Sozialdemokratie. Zwar versuchten ihre Vertreter, 

ihre Aufgaben zusammen mit der KPTsch zu lösen, aber die gemeinsamen Überprü­

fungskommissionen scheiterten bald an ideologischen Gegensätzen. Im Zentralappa­

rat der KPTsch waren Robert Korb und Rudolf Appelt, beide ehemalige hochrangige 

Funktionäre der KPTsch und der Komintern, für die Durchführung der Aktion zu­

ständig. Im November 1945 begann der planmäßige Transfer von deutschen kommu­

nistischen Kadern in die SBZ, innerhalb eines Jahres wurden 17 053 kommunistische 

Familien, insgesamt 49 932 Personen, gezielt in die SBZ geschickt. Hinzu kamen 

noch 1 800 ehemalige sudetendeutsche Sozialdemokraten, die sich schon in der CSR 

für die Bildung einer Einheitspartei mit den Kommunisten ausgesprochen hatten74. 

Der gesamte Bevölkerungstransfer in die SBZ wurde auf der Grundlage eines Plans 

der Sowjetischen Militäradministration für Deutschland abgewickelt, der der tsche­

choslowakischen Regierung Anfang Dezember 1945 offiziell zugeleitet wurde75. 

Rudé právo meldete bereits Ende Januar 1946, daß cirka 30 000 deutsche Antifaschi­

sten freiwillig nach Deutschland gegangen seien76. Neues Deutschland bestätigte am 

18. Dezember 1946, ungefähr 45 000 sudetendeutsche Antifaschisten seien freiwillig 

in die SBZ gekommen77. Der Transfer der Antifaschisten war weder freiwillig noch 

71 Ebenda. 
72 J.S. Hájek, Nemecká otázka a ceskoslovenská politika, Prag 1954, S. 51. 
73 [Name bekannt]/Richard Löwenthal/Berlin, den 2.2. 1946; Internationaal Instituut voor Sociale 

Geschiedenis Amsterdara/Collection Neu Beginnen/25. 
74 Procházka, a.a.O. 
75 Rudé právo, Prag, 4. 12. 1945. 
76 Rudé právo, Prag, 26. 1. 1946. 
77 Neues Deutschland, Berlin, 18. 12. 1946. 
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wurde konsequent die Vermögensgarantie eingehalten. Die Mehrzahl verließ die 
CSR mit 120 kg Gepäck78, das war die dreifache Menge, die der Masse der Sudeten­
deutschen zustand. Konsequent wurde dagegen die politische Situation in den Be­
satzungszonen beachtet: in die amerikanische Besatzungszone wurden 68 000 sude­
tendeutsche Sozialdemokraten geschickt, ihnen folgten 100 kommunistische Fami­
lien, insgesamt etwa 300 Personen79. Im April 1946 ging Rudolf Appelt, einer der Lei­
ter der Aussiedlungsaktion, nach Berlin80. Sudetendeutsche Kommunisten im Exil 
wurden teilweise direkt in die SBZ dirigiert. Die Masse der sudetendeutschen Kader 
kam somit früher in die SBZ als der Großteil des KPD-Exils. 

6. 

Geht man davon aus, daß der SED durch den Transfer mindestens 20 000 ideologisch 
und politisch bereits überprüfte Kommunisten zur Verfügung gestellt wurden, so läßt 
sich daraus schließen - wenn man sich vor Augen hält, daß der KPTsch nach 1945 
selbst nicht viel mehr Vorkriegsmitglieder zur Verfügung standen81 - daß dieser Ka­
derstamm allein ausgereicht hätte, um die aus Vereinigung der ostzonalen SPD und 
KPD entstandene SED zu einer bolschewistischen Partei neuen Typus zu entwickeln. 
In der KPTsch beherrschte der Vorkriegskaderstamm bis in die sechziger Jahre hin­
ein souverän eine kommunistische Massenpartei82, ohne sich auf die Anwesenheit ei­
ner Besatzungsmacht stützen zu können. Für die SED hatten die sudetendeutschen 
Kommunisten strategische Bedeutung. Was vor allem ins Gewicht fiel, war der Um­
stand, daß die sudetendeutschen Kommunisten mit der erst in der zweiten Hälfte der 
dreißiger Jahre entwickelten Volksfront-Taktik vertraut waren, weil sie damals nicht 
in den Katakomben der Illegalität saßen, in denen sich politische Programme nicht 
studieren lassen; die Kommunikationsbedingungen erlauben es nicht, den Illegalen 
ein authentisches Bild von der Wirklichkeit zu vermitteln, Mundpropaganda taugt 
nicht zur Schulung, höchstens trägt sie zur Desorganisation und Desinformation bei. 

In zentrale Apparatfunktionen der SED kamen z.B. Rudolf Appelt, der 1946-47 
Leiter der Abteilung Parteibetriebe beim Zentralsekretariat der SED war, Rudolf 

78 Procházka, a. a. O. 
79 Ebenda. 
80 Vgl. Kurzbiographien. 
81 Die Zahlenangaben divergieren stark, ebenso ist es schwierig, sie mit den Vorkriegszahlen in Ein­

klang zu bringen. Tschechoslowakische Autoren (Kaspar, Opat) nennen 28 000 Mitglieder bei 
Kriegsende, so auch J. Bloomfield, Passive Revolution. Politics and the Czechoslovak Working 
Class 1945-8, London 1979, S. 112; H. Kuhn, Tschechoslowakei, Sp. 506, nennt 27 000 Mitglie­
der, in: Der Neuaufbau, S.220, dagegen 27000 in Böhmen und Mähren sowie weitere 
10 000 Mitglieder in der Slowakei; „etwa 37 000" Mitglieder nennt auch: Geschichte der Kommu­
nistischen Partei der Tschechoslowakei (vgl. Anm.57), S.205. In den genannten Zahlen müssen 
die deutschen Mitglieder der KPTsch enthalten sein. 

82 Juli 1945 597 000, Mai 1949 2 311 066 Mitglieder; vgl. H. Kuhn, Tschechoslowakei, Spalte 506; 
vgl. dazu auch Bloomfield, a.a.O. 
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Dölling, 1946-49 Leiter des Referats Massenagitation beim Parteivorstand (PV), Ro­
bert Korb, ab 1946 Mitarbeiter im Zentralsekretariat, 1949-52 Leiter der Abteilung 
Information, Presse und Rundfunk beim PV bzw. ZK der SED, Max Schneider, stell­
vertretender Leiter der genannten Abteilung, Viktor Stern, 1946-58 Leiter des Lehr­
stuhls für dialektischen und historischen Materialismus an der SED-Hochschule 
„Karl Marx", Josef Winternitz, 1948-50 Leiter des Marx-Engels-Instituts, des späte­
ren Instituts für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED. Eine einmalige Spitzen­
position nahm Bruno Köhler ein: er war zwischen 1946 und 1947 Leiter der Presse­
stelle der SED, des einzigen Postens in der SED-Führung, der nicht durch je einen 
früheren Sozialdemokraten und Kommunisten paritätisch besetzt wurde. Köhler war 
ein spezieller Freund Walter Ulbrichts und seiner Frau Lotte Kühn. Durch gemeinsa­
me Anstrengungen drängten sie den Einfluß Anton Ackermanns zurück83, der An­
fang 1946 vor allem bei vielen Sozialdemokraten die Illusion von einem „besonderen 
deutschen Weg" zum Sozialismus aufkommen ließ84. Schon in Prag hatte sich Köhler 
nach der Rückkehr aus dem Moskauer Exil Meriten auf dem Gebiet der konspirati­
ven Einheitsfrontpolitik in der Sozialdemokratie erworben85. 1947 kehrte er aus Ber­
lin in die Tschechoslowakei zurück, auch hier von der ersten Stunde an als graue 
Eminenz wirkend. 

Ein Diagramm über Positionen und Vorkarrieren von 23 sudetendeutschen Spit­
zenfunktionären in der SBZ/DDR (s.S. 321) erlaubt einen gewissen Einblick in ihre 
Einsatz- und Tätigkeitsfelder. Freilich können damit nicht mehr als Tendenzen ange­
deutet werden. Repräsentative Positionen fehlen; die Sudetendeutschen wirkten eher 
im Hintergrund, erst 1975 ist Oskar Fischer Außenminister der DDR geworden. Der 
diplomatische Dienst scheint jedoch von Anfang an eine Domäne ehemaliger sude­
tendeutscher Kommunisten gewesen zu sein: 1949-55 (Appelt) und 1959-65 (Döl­
ling) besetzten sie den Botschafterposten in Moskau, sie stellten die Botschafter für 
Bulgarien 1955-59 (Fischer), Polen 1957-61 (Hegen) und 1968-73 (Rossmeisl), 
Kuba 1963-67 Johne), China 1961-64 (Hegen) und 1973-76 (Wittik)86. Drei wei­
tere DDR-Botschafter stammen aus der CSR, gehörten vor 1945 der KPTsch aber 
nicht an: Kurt Nier, 1968-73 Leiter (Botschafter) der 4. europäischen Abteilung 
(Nordeuropa) im Außenministerium, seitdem stellvertretender Außenminister der 
DDR87; Herbert Plaschke, 1962-67 Leiter der 5. europäischen Abteilung (Westeuro­
pa) im Außenministerium, 1967-73 Botschafter in Ungarn, seit 1973 Abteilungsleiter 

83 E.W. Gniffke, Jahre mit Ulbricht, Köln 1966, S. 188 f. 
84 Dazu D. Staritz, Ein „besonderer deutscher Weg" zum Sozialismus? In: Aus Politik und Zeitge­

schichte, Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament, 25. 12. 1982. 
85 In der tschechischen Sozialdemokratie hatte der Apparat des ZK der KPTsch eine selbständige 

konspirative Infrastruktur geschaffen u. gehandhabt; vgl. dazu J. Krejci (Hrsg.), Sozialdemokra­
tie und Systemwandel, Berlin-Bonn 1978, S. 181; K.Kaplan, Der kurze Marsch. Kommunistische 
Machtübernahme in der Tschechoslowakei 1945-1948, München 1981, vor allem S. 188. 

86 Vgl. Kurzbiographien. 
87 J. Radde, Der Diplomatische Dienst der DDR, Köln 1977, S. 112. 
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im Außenministerium88; Ferdinand Thun, derzeit Botschafter bei der UNESCO89. In 
den Apparatfunktionen überwiegen die Bereiche Ideologie, Propaganda, Massenme­
dien, in denen sie schon im Moskauer Exil dominiert haben. Im Zentralkomitee wa­
ren sie hingegen nur sehr schwach vertreten, und noch nach Jahrzehnten wurde mit 
Enttäuschung bemerkt, daß man ihnen den zustehenden Rang verweigert hätte. Ro­
bert Korb und Viktor Stern waren Mitglieder, Rudolf Appelt Kandidat des PolBüros 
des ZK der KPTsch gewesen. Vielleicht haben sie im stillen wirken sollen, denn der 
militärische und nachrichtendienstliche Sektor kann unbestritten als ihre eigentliche 
Domäne gelten. Sudetendeutsche Kommunisten waren es auch, die als erste diskret 
die Remilitarisierung der DDR vorbereitet hatten. Die erste diplomatische Equipe der 
DDR in der Sowjetunion bildeten getarnte Teilnehmer spezieller Ausbildungsgänge. 
Den aus der KPTsch stammenden Missionschef Rudolf Appelt begleiteten der späte­
re Generalleutnant und Leiter der Hauptverwaltung Aufklärung im Ministerium für 
Staatssicherheit Markus Wolf90 als Missionsrat und der Sudetendeutsche Josef 
Schütz als Missionssekretär91; Schütz wurde 1956 Leiter der Abteilung für Internatio­
nale Verbindungen im Ministerium für Nationale Verteidigung der DDR. Rudolf 
Dölling, schon in den vierziger Jahren an sowjetischen Fachschulen ausgebildet und 
im Zweiten Weltkrieg Major der Roten Armee, wurde 1949 Abteilungsleiter in der 
Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei, 1952-58 war er der erste Chef der Politi­
schen Hauptverwaltung der Kasernierten Volkspolizei bzw. der Nationalen Volksar­
mee im Rang eines Generalmajors, gleichzeitig stellvertretender Minister des Innern 
bzw. für Nationale Verteidigung. Franz Gold, ebenfalls schon im sowjetischen Exil 
einschlägig vorgebildet, brachte es im Staatssicherheitsdienst sogar bis zum General­
leutnant. Fritz Johne, zwischen 1954 und 1958 Befehlshaber eines Armeekorps, war 
1960-63 Kommandeur der Militärakademie „Friedrich Engels" in Dresden. Robert 
Korb, der zweite Leiter der Umsiedlungsaktion, wurde als Oberstleutnant 1955 Lei­
ter der Abteilung Auswertung und stellvertretender Leiter der Hauptverwaltung Auf­
klärung im Ministerium für Staatssicherheit der DDR. Sein Landsmann Karl Linke 
war 1952-57 Chef der nachrichtendienstlichen Abteilung der Kasernierten Volkspo­
lizei bzw. Nationalen Volksarmee. Josef Schütz muß als Leiter der Abteilung für In­
ternationale Verbindungen im Ministerium für Nationale Verteidigung ebenfalls zur 
militärischen Elite gezählt werden wie auch Otto Schwab, 1949-54 Leiter der Politi­
schen Abteilung der Hochschule der Hauptverwaltung Aufklärung der Deutschen 
Volkspolizei in Torgau, danach politischer Berater von Generalfeldmarschall Paulus 
und schließlich Leiter der Propagandaabteilung der Politischen Hauptverwaltung der 
Nationalen Volksarmee, obwohl beide nur den Rang eines Obersten erklommen ha­
ben. Martin Weikert brachte es bis zum Generalleutnant im Staatssicherheitsdienst. 

88 Ebenda, S. 116. 
89 Ebenda, S. 152, und Horizont, Berlin (Ost), 18/1982. 
90 Vgl. BHB. 
91 Vgl. J.Schütz, Als erste Diplomaten in Moskau, in: Die ersten Jahre. Erinnerungen, Berlin (Ost) 

1979, S. 247-257. 
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Fraglos haben nicht nur die hier Genannten entscheidend zum Ruf des Staatssicher­
heitsdienstes der DDR als eines effizienten Organs seiner Art beigetragen. Ein gewiß 
fragwürdiger Ruf. Es ist augenfällig, wenn man die Biographien der Genannten be­
trachtet, daß in der SBZ/DDR nicht etwa Gestapo-„Traditionen" weiterverfolgt 
wurden, wie verschiedentlich behauptet wurde, sondern daß die nachrichtendienstli­
che Praxis des Staatssicherheitsdienstes der DDR vor allem auf sowjetische Erfahrun­
gen zurückgeht, handwerklich-solide gehandhabt durch eine tendenziell isolierte Mi­
norität, die - wie schon Max Weber festgestellt hat - zu überdurchschnittlicher Akti­
vität neigt. 

Es läßt sich nicht darüber spekulieren, wie die Mehrzahl der transferierten sude­
tendeutschen Kommunisten in der SBZ/DDR eingesetzt, ob möglicherweise eine be­
sondere Infrastruktur geschaffen wurde. Über die Verwendung sudetendeutscher 
Kommunisten auf mittlerer Ebene ist so gut wie nichts bekannt. Kurt Benda, ehemali­
ger Kreissekretär der KPTsch in Mährisch-Schönberg, wurde SED-Kreissekretär in 
Halle92; Eduard Götzl war 1946-49 Instrukteur der SED-Landesleitung Thürin­
gen93; Josef Hegen fungierte bis 1948 als SED-Kreisvorsitzender in Zwickau94, Fritz 
Johne ebenfalls bis 1948 als Landesjugendsekretär in Sachsen95; Anna Posselt amtier­
te 1946-51 als Stadträtin in Wismar96; Walter Weiß zählte ebenfalls schon vor 1949 
zum Mittelbau97. Alle stiegen später auf. Mittlere bis höhere Parteifunktionen beklei­
deten auch Ida Franz, Willi Richter, Marie Roscher und ihre Töchter in Gera, Ro­
man Sametz in Magdeburg, Josef Scheitler, Hans Schmutzer, Ida Staffen und ihr 
Mann in Sachsen, Franz Trötscher in Berlin (Ost)98, selten ist mehr als der Name be-

92 Vgl. Kurzbiographie; die Organisationseinheit „Kreis" in der CSR/KPTsch entsprach der deut­
schen Organisationseinheit „Bezirk"; diese - wahrscheinlich auf österreichische Ursprünge zu­
rückgehende - Tradition wurde durchgehend beachtet. 

93 Vgl. Kurzbiographien. 
94 Ebenda. 
95 Ebenda. 
96 Ebenda. 
97 Ebenda. 
98 Ida Franz (gest. 1959) war laut Aufbau und Frieden, Prag, 9.7. 1959,nach 1945 in der SBZ/DDR 

führende Gewerkschaftsfunktionärin; Willi Richter (geb. 1906) war Chefadministrator der 
KPTsch-Presse in Reichenberg, 1939-45 mit Frau in der UdSSR, 1945 in die SB2, 1960-70 im 
Außenhandelsapparat der DDR; Marie Roscher (gest. 1959), Gewerkschaftsfunktionärin aus 
Schmiedeberg, 1947 in die SBZ, dort hauptamtl. bei der SED in Gera, wie auch ihre Töchter. Vgl. 
Aufbau und Frieden, Prag, 7.7. 1959; Roman Sametz (gest. 1966), aus Reichenberg, KPTsch, 
1939-45 Großbritannien, dann SBZ, SED-Funktionär in Magdeburg; Josef Scheitler (geb. 1899), 
aus Karlsbad, KPTsch, Mitgl. der Kreisleitung, später Parteisekretär, 1939-45 Großbritannien, 
dann SBZ/DDR, mittlere Funktionen; Hans Schmutzer {geb. 1911), 1931 KPTsch, Spanienkämp­
fer, 1941-45 Haft in Deutschland, 1945 Funktionär im Grenzgebiet der CSR, 1946 SBZ, SED; 
Ida Staffen (1898-1959), 1921 Mitbegründerin der KPTsch, Gewerkschaftsfunktionärin, Mit­
glied des ZK der KPTsch, nach 1939 Haft, 1946 mit Mann nach Sachsen, wo beide „hohe Funk­
tionen" bekleideten (vgl. Aufbau und Frieden, Prag, 25. 8. 1959); Franz Trötscher, 1930-38 Direk­
tor der „Vorwärts"-Druckerei in Reichenberg, KPTsch, nach 1939 Exil in der UdSSR, 1946 SBZ, 
SED, Funktionär in Berlin (Ost). 
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kannt. In der D D R wurde offiziell zwischen „Neubürgern" und Alteingesessenen 

nicht unterschieden, eine Organisation für die ungefähr 1 Million Sudetendeutschen 

in der SBZ/DDR hat es nicht gegeben. Daß im Verlauf der sozio-ökonomischen 

Umwälzung viele Unterschiede zwischen der eingesessenen Bevölkerung und den 

„Neubürgern" abgebaut wurden, ist zwar naheliegend, dennoch kann angenommen 

werden, daß zwischen den Sudetendeutschen zumindest in den ersten Nachkriegs­

jahren ein sozialer Zusammenhalt gepflegt wurde. Dies dürfte auch für die ausgesie­

delten sudetendeutschen Kommunisten zutreffen, die noch Ende der fünfziger Jahre 

enge Kontakte zu ihren in der CSR verbliebenen Genossen hielten". 

Die CSR hatte ein Interesse an der Spaltung Deutschlands, das anfangs kaum verhüllt 

wurde. Man muß sich die alten Reichsgrenzen vorstellen, um zu begreifen, was der 

Vorsitzende der KPTsch am 5. Juni 1947 meinte, als er sagte: „Wir waren immer in 

der deutschen Zange, jetzt haben wir diese Zange zerrissen."100 Schon im Juli 1948 

• wurde in Prag auf tschechoslowakischen Vorschlag hin eine Handelsvertretung der 

Deutschen Wirtschaftskommission installiert101; damit waren die konsularischen Be­

ziehungen zwischen der CSR und der SBZ aufgenommen. Am 28. Oktober 1948, 

dem dreißigsten Jahrestag der Gründung der CSR, nahmen (ostdeutsche Politiker 

und Funktionäre in der Berliner Militärmission der CSR zum ersten Mal nach 

Kriegsende offiziell an einem diplomatischen Empfang teil102. Es trafen sich dort nur 

Bekannte; Fritz Brügel, im Rang eines Generals Leiter der tschechoslowakischen 

Mission, war auch ein sogenannter Gemischtsprachiger mit Prager Wohnsitz: in 

Wien geboren, mütterlicherseits tschechischer Abstammung103. 1948 hatten solche 

Gesten Bedeutung. 

KURZBIOGRAPHIEN104 

Appelt, Rudolf (1900-1955) Kaufmänni- ment. 1938 emigrierte A. in die UdSSR, 
scher Angestellter, 1919 sozialistische u. stellv. Leiter der Verlagsabteilung der 
1921 kommunistische Jugendbewegung, Komintern u. nach 1941 erster Leiter des 
später KPTsch. Parteijournalist, als Vertre- Sudetendeutschen Freiheitssenders der Kom-
ter der sog. Linken ab 1929 ZK-Mitglied u. intern; 1941-43 Mitglied der sog. Mos-
ab 1931 Kandidat des PolBüros des ZK, kauer KPTsch-Leitung u. anschl. des Aus-
1935-38 Abgeordneter im Prager Paria- landsbüros der KPTsch. Nach seiner 

99 Vgl. Aufbau und Frieden, Prag 1953 ff. 
100 Gottwald auf der Tagung des ZK der KPTsch vom 5. Juni 1947, in: K. Gottwald, Spisy, Bd. 1, 

Prag 1953, S. 182. 
101 Vgl. Neues Deutschland, Berlin, 30.7. 1948. 
102 A.Müller u. B. Utitz, Deutschland und die Tschechoslowakei, Freudenstadt 1972, S.75. 
103 Vgl. BHB. 
104 Die Kurzbiographien sind aus verschiedenen Nachschlagewerken, dem Biographischen Archiv der 

deutschsprachigen Emigration nach 1933 im Institut für Zeitgeschichte München, Zeitungen u. Ar­
chivmaterial im privaten Besitz zusammengestellt worden. 
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Rückkehr in die CSR im Juni 1945 war A. 
neben— Robert Korb im ZK für die Über­
führung der sudetendeutschen kommuni­
stischen Kader in die SBZ verantwortlich u. 
ging danach im April 1946 selbst nach Ber­
lin. 1946-47 Leiter der Abteilung Parteibe­
triebe beim Zentralsekretariat der SED, 
anschl. Vizepräsident der Deutschen Zen­
tralverwaltung für Interzonen- u. Außen­
handel bzw. ab Februar 1948 der Haupt­
verwaltung für Interzonen- u. Außenhan­
del der Deutschen Wirtschaftskommission. 
A. wurde nach der Proklamierung der 
DDR im Oktober 1949 zum ersten Leiter 
der Diplomatischen Mission bzw. im Ok­
tober 1951 zum Botschafter der DDR in 
Moskau ernannt, wo er 1955 starb. 

Bauernfeind, Karl (geb. 1903) In den 30er 
Jahren KPTsch-Kreissekretär in Böh-
misch-Krumau, 1938-45 Emigration in 
England, danach SED-Funktionär. 

Benda, Kurt 1933-38 Kreissekretär der 
KPTsch in Mährisch-Schönberg, anschl. 
Emigration in England. Nach Kriegsende 
SED-Kreissekretär in Halle. Zu Beginn der 
70er Jahre Parteiveteran in Schkopau/ 
DDR. 

Bondi, Gerhard, Prof. Dr. jur. habil. 
(1911-1966) Studium an der Hochschule 
für Welthandel Wien, Universitäten Berlin 
und Prag, dort 1936 promoviert. Leitender 
Funktionär der Roten Studentengruppe; 
1938-46 Emigrant in Großbritannien. 1946 
Übersiedlung nach Berlin, SED, Leiter der 
Abteilung Planung und Statistik in der 
Zentralverwaltung für Energiewirtschaft 
und Brennstoffindustrie, ab 1951 Dozent 
an der Verwaltungsakademie „Walter Ul­
bricht" und Berater des Ministers für Pla­
nung, 1953-66 Ordinarius für Wirtschafts­
geschichte an der Martin-Luther-Universi­
tät in Halle-Wittenberg; zeitweise Dekan 
und Rektor, Mitglied der SED-Bezirkslei­
tung Halle, Mitglied der Deutschen Aka­
demie der Wissenschaften zu Berlin. 

Bräutigam, Alois (geb. 1916) Gelernter 
Maurer, später als Bergmann tätig; 1930 
Mitglied des Kommunistischen Jugendver­
bandes Deutschlands, 1934 KPTsch, 
1937-38 Militärdienst in der tschechoslo­
wakischen Armee, anschl. Kriegsdienst in 
der Wehrmacht (Obergefreiter), 1942-45 
Bergmann u. illegale politische Tätigkeit. 
1945-46 Angehöriger der tschechoslowa­
kischen Polizei, dann Übersiedlung in die 
SBZ, Angehöriger der Deutschen Volks­
polizei; 1946-49 Stadtverordneter in 
Schmalkalden, 1949 Kreisvorsitzender der 
SED in Arnstadt, 1950 Abgeordneter des 
dortigen Kreistags, 1950-52 SED-Kreis­
sekretär in Weimar, 1951-52 Besuch der 
Parteihochschule der SED, 1953-54 Stadt­
verordneter in Erfurt, 1954-55 dort 1. Se­
kretär der SED-Stadtleitung, 1955-58 
1. Sekretär der SED-Gebietsleitung Wis­
mut. Seit 1958 1. Sekretär der SED-Be­
zirksleitung Erfurt, Mitglied des ZK der 
SED u. Abgeordneter der Volkskammer. 

Dölling, Rudolf (1902-1975) Bis 1923 
Bergarbeiter in Deutschland, 1919 KJVD, 
1923 Ausweisung in die CSR, KPTsch, 
Partei- u. Gewerkschaftsfunktionär, nach 
dem Sieg der sog. Linken 1929 Zentralse­
kretär der „Roten" Textilarbeiterverbände 
u. 1935-38 Abgeordneter im Prager Parla­
ment. D. emigrierte 1938 mit seiner Frau 
Emmi in die UdSSR, besuchte die Zentral­
schule der KPdSU u. später Sonderschulen 
der Roten Armee, in der er den Rang eines 
Majors hatte. Als Mitglied der erweiterten 
KPTsch-Emigrationsleitung gehörte er ab 
Gründung 1941 zum Redaktionsstab des 
Sudetendeutschen Freiheitssenders u. wurde 
1943/44 Leiter der Umschulungskurse für 
sudetendeutsche Kriegsgefangene in einem 
Lager bei Tula. Nach seiner Rückkehr in 
die CSR 1945 wirkte D. beim ZK der 
KPTsch, 1946 mit seiner Frau u. seinem 
Bruder Walter D., der als führender Ge­
werkschaftsfunktionär der KPTsch nach 
1938 im britischen Exil war, in die SBZ. Als 
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SED-Funktionär war D. zunächst bis 1949 
Leiter des Referats für Massenagitation 
beim Parteivorstand, 1949-51 Leiter der 
Hauptabteilung Politische Kultur in der 
Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei 
u. 1951 schließlich ihr Generalinspekteur. 
Als einer der führenden Mitbegründer der 
DDR-Streitkräfte 1952 Generalmajor u. 
bis 1958 erster Chef der Politischen Ver­
waltung der Kasernierten Volkspolizei 
bzw. der Nationalen Volksarmee sowie 
gleichzeitig stellv. Minister des Innern bzw. 
stellv. Minister für Nationale Verteidi­
gung; Mitte der 50er Jahre absolvierte D. 
eine insgesamt mehrjährige militärische 
Schulung an der Generalstabsakademie der 
Roten Armee in Privolsk b. Saratov. 
1958-67 Mitglied des ZK der SED, 
1959-63 Abgeordneter der Volkskammer, 
1959-65 DDR-Botschafter in Moskau u. 
ab 1967 Parteiveteran. D. war Inhaber 
höchster Orden der DDR. 

Fischer, Oskar (geb. 1923) Sohn eines 
KPTsch-Funktionärs, 1937-40 Schneider­
lehre, 1941-44 Kriegsdienst (Gefreiter), 
1944-46 sowjetische Kriegsgefangen­
schaft, anschl. Arbeiter in der CSR, 1946/ 
47 Ausweisung in die SBZ, 1947-49 Kreis­
vorsitzender der Freien Deutschen Jugend 
(FDJ) in Spremberg, 1949 Mitarbeiter des 
Landesvorstandes Brandenburg der FDJ, 
1949-52 Mitglied des FDJ-Zentralrates; 
1950-51 Mitglied des Landtages von Bran­
denburg, 1951-55 Sekretär des Zentralra­
tes der FDJ bzw. leitender Mitarbeiter des 
Welthundes der Demokratischen fugend, 
1955-59 Botschafter in Bulgarien u. anschl. 
Abteilungsleiter im Ministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten der DDR, 
1965-73 stellvertretender Minister, 
1973-75 Staatssekr. u. 1. stellv. Min., seit 
1975 Min. für Auswärtige Angelegenhei­
ten. Seit 1971 Mitglied des ZK der SED u. 
seit 1976 Mitgl. der Volkskammer. 

Fürnberg, Louis (1909-1957) Gelernter 
Kunstkeramiker, Schriftsteller, 1928 

KPTsch. Nach 1933 Redakteur der Arbei-
ter-Illustrierten-Zeitung in Prag, 1939 nach 
Besetzung der CSR in Haft, dann über Ita­
lien, Jugoslawien, Griechenland und die 
Türkei nach Palästina, dort ab 1941 poli­
tisch aktiv. 1946 Rückkehr in die CSR, 
1949-52 Erster Botschaftsrat an der CSR-
Mission in Berlin (Ost), danach schriftstel­
lerisch tätig; ab 1954 ständiger Aufenthalt 
in der DDR, stellvertretender Direktor der 
Nationalen Forschungs- und Gedenkstätten 
der klassischen deutschen Literatur in Wei­
mar, 1955 Mitbegründer der Zeitschrift 
Weimarer Beiträge. F. erhielt 1956 den Na­
tionalpreis der DDR. 

Gaida, Wilhelm (geb. 1902) In der KPTsch 
ab 1932 Politischer Leiter des Bezirks Ho-
henelbe, emigrierte G. 1939 in die UdSSR. 
Schulung für Partisaneneinsatz u. 1944 mit 
—• Franz Gold, —• Karl Linke u. —• Josef 
Schütz Einsatz in der Slowakei. 1945 in die 
SBZ, Mitglied der KPD/SED, ab 1950 Of­
fizier des Staatssicherheitsdienstes u. zu­
letzt bis zur Außerdienststellung im Jahr 
1967 als Oberst leitender Mitarbeiter des 
Ministeriums für Staatssicherheit. 

Götzl, Eduard (geb. 1921) Mechaniker, 
1936 Mitglied des kommunistischen Ju­
gendverbandes der CSR, Kriegsdienst u. 
1943-45 Arbeiter in der Flugzeugindustrie. 
1945 KPD, 1945-46 Angehöriger der 
Deutschen Volkspolizei, 1946-49 Instruk­
teur der SED-Landesleitung Thüringen u. 
1949 deren Mitglied, Besuch der Partei­
hochschule der SED; 1949-51 SED-
Sekretär in der Maxhütte Unterwellen­
born, 1950-54 Kandidat des ZK der SED, 
1951-54 Werkdirektor des Stahl- u. Walz­
werkes Brandenburg, 1952 Mitglied der 
SED-Bezirksleitung Potsdam, 1954-63 
Mitglied des ZK der SED, 1955-57 1. Se­
kretär der SED-Bezirksleitung Potsdam u. 
1958-61 der SED-Bezirksleitung Frank­
furt/Oder; 1958-63 Abgeordneter der 
Volkskammer der DDR, 1961-63 1. stell­
vertretender Vorsitzender des Rates des 
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Bezirkes Potsdam, 1963-70 Leiter der Be­
zirksinspektion Potsdam der Arbeiter- und 
Bauern-Inspektion, seitdem 1. Sekretär der 
SED-Kreisleitung Rathenow. 

Gold, Franz (1913-1977) Schlosser, 
KPTsch-Mitglied, 1936-38 angebl. Offi­
zier der Internationalen Brigaden im Spa­
nischen Bürgerkrieg, danach illegale Tätig­
keit für die KPTsch in Böhmen, November 
1938 Beitritt zur NSDAP, September 1941 
als Wehrmachtsangehöriger Desertion zur 
Roten Armee, Mitarbeiter der Politischen 
Hauptverwaltung der Roten Armee, 1943 
Frontbevollmächtigter des Nationalkomi­
tees Freies Deutschland, danach Spezialaus­
bildung in Moskau u. September 1944 mit 
— Wilhelm Gaida, — Karl Linke u. —• Jo­
sef Schütz Einsatz in der Slowakei mit dem 
Ziel der Bildung von Widerstandsgruppen 
im Sudetengebiet. Bis Kriegsende Partisa­
nentätigkeit in der Slowakei, 1946/47 
Übersiedlung in die SB2, Personalchef des 
Sowjetischen Nachrichtenbüros (SNB) in 
Dresden, 1948-49 Leiter der SNB-Zentra-
le in Berlin, 1950 Personalchef von Radio 
Berlin, 1951 Inspekteur der Deutschen 
Volkspolizei u. Leiter der Abteilung Perso­
nenschutz im Ministerium bzw. Staatsse­
kretariat für Staatssicherheit; 1956 Oberst, 
1959 Generalmajor, 1972 Generalleutnant. 
Inhaber höchster Orden der CSSR, DDR 
u. der UdSSR. 

Hegen, Josef (1907-1969) Bergarbeiter, 
1921 zur Sozialist. Jugendbewegung u. 
1924 zur KPTsch. 1929-34 Mitglied des 
ZK der KPTsch u. Sekretär des ZK des 
kommunist. Jugendverbandes der CSR, 
1935-38 Besuch der Lenin-Schule der 
Komintern in Moskau, anschließend In­
strukteur des ZK der KPTsch u. Parteise­
kretär in Brünn/Mähren. 1939 Emigration 
in die UdSSR, 1943 während eines Partisa­
neneinsatzes in Polen verhaftet u. bis 
Kriegsende im KL Mauthausen inhaftiert. 
Danach bis Übersiedlung in die SBZ im 
Jahr 1946 KPTsch-Instrukteur in Karls­

bad, in der SBZ zunächst SED-Vorsitzen­
der in Südwestsachsen u. später des Kreises 
Zwickau; 1948-50 Chef der Deutschen 
Volkspolizei u. 1950-52 Minister des In­
nern in Sachsen-Anhalt, 1952-53 Vorsit­
zender des Rates des Bezirks Magdeburg, 
1953-57 Staatssekretär u. stellv. Minister 
des Innern der DDR, 1957-61 Botschafter 
in Warschau u. anschl. bis 1964 in Peking, 
danach stellv. Minister sowie 1966-69 
Staatssekretär u. 1. stellv. Minister für Aus­
wärtige Angelegenheiten. 

Johne, Fritz (geb. 1911) Kaufmännischer 
Angestellter, 1926 kommunistischer Ju­
gendverband der CSR, 1933-36 Militär­
dienst, 1936-39 Angehöriger der Interna­
tionalen Brigaden in Spanien, zuletzt Poli­
tischer Kommissar im Bataillon Tomas 
G.Masaryk. Ab 1939 Internierung in 
Frankreich u. 1940-45 im KL Sachsenhau­
sen. 1945 in die CSR, 1945-47 Funktionär 
der KPTsch-Kreisleitung in Reichenberg. 
Danach ging J. in die SBZ, wo er Landesju-
gendsekretär der SED u. 1948 Inspekteur 
der Deutschen Volkspolizei (DVP) in 
Sachsen-Anhalt wurde. 1949-50 Besuch 
der sowjetischen Militärakademie in Pri-
volsk b. Saratov u. anschl. Leiter der DVP-
Hauptverwaltung, 1953 Generalmajor u. 
Leiter der Fachverwaltung Infanterie in der 
Abteilung Lehranstalten des Ministeriums 
des Innern der DDR, 1954-58 Befehlsha­
ber des Armeekorps Süd in Leipzig. Nach 
erneuter Fachschulung in der UdSSR in 
den Jahren 1958-59 war J. 1960-63 Kom­
mandeur der Militärakademie „Friedrich 
Engels" in Dresden u. anschl. bis 1967 Bot­
schafter auf Kuba. Ab 1971 Arbeitervete­
ran, wirkt J. seit 1974 als Bezirksvorsitzen­
der des Komitees der Antifaschistischen Wi­
derstandskämpfer in der DDR in Dresden. 

Kirschnek, Christof (geb. 1912) Ursprüngl. 
Handlungsgehilfe u. bis 1938 Mitglied der 
KPTsch-Kreisleitung Karlsbad sowie Her­
ausgeber des Parteibezirksorgans. Wegen 
aktiver Unterstützung des Druckschriften-
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schmuggels der KPD nach Bayern 1933 im 
KL Dachau inhaftiert. 1938-45 Exil in 
England, danach Chefredakteur u. später 
Intendant des Landessenders Schwerin, an­
schließend Direktor des Senders Leipzig, ab 
1955 SED-Sekretär u. ab 1962 stellv. Vor­
sitzender des Staatlichen Rundfunkkomi­
tees beim Ministerrat der DDR, 1963-67 
Intendant von Radio Berlin International. 
Nach 1967 wirkte K. im Präsidium in der 
karitativen Zielen dienenden Volkssolidari­
tät. 

Kneschke, Karl (1898-1959) Gießer u. 
Tuchweber, 1914 Sozialist. Jugendbewe­
gung, 1915 SDAP(Ö), 1916-18 Kriegs­
dienst, ab 1919 hauptamtlicher Parteifunk­
tionär. Führend beteiligt am Wiederaufbau 
der sudetendeutschen Sozialist. Jugendbe­
wegung nach dem Ersten Weltkrieg u. an 
deren mehrheitlicher Überführung in den 
kommunist. Jugendverband, 1921 Mitbe­
gründer der Deutschen Sektion der KPTsch 
u. danach langjähriger Parteisekretär in 
den Kreisen Bodenbach, Karlsbad u. Rei­
chenberg. 1929-30 in Haft, ab 1930 Zen­
tralsekretär des KPTsch-nahen Arbeiter­
sport- und Kulturverbands. 1938-45 Exil in 
London, 1945-46 CSR, ab 1946 in der 
SBZ. Zunächst Landessekretär in Sachsen 
u. 1950-57 Bundessekretär des Kulturbun­
des zur demokratischen Erneuerung Deutsch­
lands, 1950-59 gleichzeitig Abgeordneter 
der Volkskammer sowie leitender Funktio­
när in gesellschaftspolitischen Organisatio­
nen. 

Köhler, Bruno (geb. 1900) Drucker, 
1917-18 Militärdienst, 1919 Deutsche So­
zialdemokratische Arbeiterpartei in der CSR, 
1921 Mitbegründer u. 1921-23 Kreissekre­
tär des kommunistischen Jugendverbandes 
der CSR in Prag u. Karlsbad; Mitbegrün 
der der KPTsch, als führender Vertreter 
des sog. linken Flügels 1924-26 KPTsch -
Kreissekretär in Mährisch-Ostrau, 
1926-28 Studium an der Lenin-Schule der 
Komintern. K. trug 1929 wesentlich zum 

Sieg der „Linken" in der KPTsch bei u. war 
seitdem Mitglied des ZK sowie Kandidat 
des PolBüros des ZK, enger Vertrauter des 
Generalsekretärs der KPTsch Klement 
Gottwald. 1928-31 Sekretär der Kreislei­
tungen in Aussig u. Reichenberg, ab 1931 
Mitglied des PolBüros u. Organisationsse­
kretär des ZK; 1932-33 Kandidat u. 
1933-43 Mitglied des Exekutivkomitees 
der Komintern sowie 1933-35 auch Mit­
glied dessen Politischen Sekretariats. Nach 
dem 7. Weltkongreß der Komintern 1935 
war K. nominell Vorsitzender des ZK der 
Kommunistischen Partei des Sudetenlandes, 
die jedoch faktisch zu keinem Zeitpunkt 
aus der KPTsch-Organisation ausgeglie­
dert wurde. 1935-43 Kandidat des Präsi­
diums der Internationalen Kontrollkom­
mission der Komintern, 1935-38 Abgeord­
neter im Prager Parlament. 1938/39 emi­
grierte K. im Parteiauftrag nach Paris, wo 
er als sudetendeutsches Mitglied des Aus­
landssekretariats der KPTsch mit der poli­
tischen Leitung der Westemigration beauf­
tragt wurde; 1940/41 über die USA in die 
UdSSR, Mitglied der Moskauer KPTsch-
Leitung u. 1943-45 des Auslandsbüros der 
KPTsch. 1945 Rückkehr in die CSR, 1946 
Übersiedlung nach Berlin, 1946-47 Leiter 
der Pressestelle der SED, dann Rückkehr 
in die CSR, bis 1950 ZK-Mitarbeiter, 
1950-53 Leiter der Kaderabteilung des 
ZK, 1952-54 Mitglied des Organisations­
sekretariats des ZK; 1952-63 Mitglied des 
ZK der KPTsch, 1953-63 ZK-Sekretär, 
1960-64 Abgeordneter der Nationalver­
sammlung der CSR/CSSR, 1961-62 Kan­
didat des PolBüros des ZK. K., der nach 
seiner Rückkehr aus Berlin intensive Kon­
takte zur SED-Führung unterhielt, wurde 
1963 wegen Mitwirkung an der Inszenie­
rung des sog. Slánský-Prozesses im Jahre 
1952 in den Ruhestand versetzt, im Mai 
1968 von der Parteimitgliedschaft suspen­
diert. Seit 1971 nahm er erneut an der Par­
teiarbeit gegen die sog. Rechten des „Pra­
ger Frühlings" teil. 
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Korb, Robert (1900-1972) Als linker So­
zialdemokrat 1921 Mitbegründer der 
Deutschen Sektion der KPT'sch, ab 1921 Se­
kretär des gesamtstaatlichen kommunist. 
Jugendverbandes in der CSR u. ab 1926 
Chefredakteur des Parteikreisorgans Die 
Internationale in Aussig. Danach Mitarbei­
ter der ZK-Presseabteilung u. leitender 
Funktionär des Militärzersetzungsapparats 
des ZK der KPTsch. K. war einer der füh­
renden Vertreter des stalinistischen Bol-
schewisierungskurses in der Deutschen Ab­
teilung der KPTsch u. wurde nach dem 
Sieg der sog. Linken unter der Führung von 
Klement Gottwald 1929 ins ZK gewählt. 
1933-34 Haft, ab 1935 Chefredakteur des 
deutschsprachigen Zentralorgans der 
KPTsch Die Rote Fahne Prag u. ab 1936 
auch Mitglied des PolBüros des ZK, 1937 
in Spanien. Nach seiner Emigration nach 
Moskau im Januar 1939 wirkte K. in der 
Presse- u. der Ostasienabteilung der Kom­
intern, als Mitglied der engeren sog. Mos­
kauer KPTsch-Leitung war er 1942-43 
Chefredakteur des Sudetendeutschen Frei­
heitssenders u. danach Mitarbeiter in der 
Komintern-Nachfolgeorganisation Institut 
Nr. 205. K. kehrte 1945 in die CSR zurück 
u. wurde vom ZK der KPTsch zum Leiter 
der Aktion zur Aussiedlung der deutschen 
Mitglieder der KPTsch bestimmt, die er 
schon während des Krieges befürwortete. 
Er ging 1946 selbst nach Berlin, wurde 
Mitarbeiter im Zentralsekretariat der SED 
u. 1949-52 Leiter der Abteilung Informa­
tion, Presse u. Rundfunk beim Parteivor­
stand bzw. ZK, 1952 Leiter der ZK-Abtei­
lung für Agitation u. Propaganda. Ab 1953 
leitende Funktionen im Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS) bzw. Ministerium 
des Innern, 1955 Oberstleutnant des 
Staatssicherheitsdienstes u. Leiter der Ab­
teilung Auswertung sowie stellv. Leiter der 
Hauptverwaltung Aufklärung im MfS. 
1959 Oberst u. Leiter der Zentralen Infor­
mationsgruppe im MfS sowie Leiter des In­
formationsbüros beim Minister für Staats­

sicherheit, 1962 Generalmajor, ab 1965 im 
Ruhestand. - Inhaber höchster Auszeich­
nungen der DDR. 

Krause, Franz (1900-1954) Vater tsche-
choslow. Staatsbürger. Exportkaufm., nach 
1933 in Mitteldeutschland illeg. Wider­
stand in der Sozialistischen Arbeiterpartei 
Deutschlands (SAPD) u. KPD, vermutl. 
1935 Emigration nach Prag, engster politi­
scher Mitarbeiter von Max Seydewitz, des 
späteren MinPräs. von Sachsen. Im tsche-
choslow. Exil erwarb K. die tschechoslow. 
Staatsbürgerschaft; in Prag Aufbau konspi­
rativer KPD-Zellen in der Exil-SPD, des­
halb Ausschluß aus der linksoppositionel­
len Sozialdemokrat. Exilgruppe Revolutio­
näre Sozialisten Deutschlands. Jan. 1938 auf 
dem Weg nach Bolivien von ital. Behörden 
interniert, deutsches u. tschechoslow. Aus­
lieferungsbegehren aufgrund fingierter Ka­
pitaldelikte, Aug. 1942 Auslieferung an 
Deutschland, 1943 VGH-Urteil 6 J. 
Zuchths., Haft in Brandenburg-Görden. 
Nach 1945 Leiter Hydrierwerk Zeitz, spä­
ter Leiter der Hauptabteilung Wirtschaft in 
der sächsischen Landesregierung; SED-
Mitglied. 

Kuhn, Elvira Arbeiterin, später KPTsch-
Funktionärin u. ab 1929 Abgeordnete im 
Prager Parlament. Nach Rückkehr aus 
dem britischen Exil KPD/SED-Funktionä­
rin. 

Linke, Karl (1900-1961) Ab Gründung 
Mitglied der KPTsch, wegen Verfolgung 
aufgrund politischer Betätigung 1933 Emi­
gration in die UdSSR, Mitglied der 
KPdSU u. Mitarbeiter im Ministerium für 
Leichtindustrie, im Zweiten Weltkrieg im 
Aufklärungsdienst der Roten Armee tätig 
(Hauptmann), ab 1944 in der Slowakei ein­
gesetzt. 1952-57 Generalmajor der Kaser­
nierten Volkspolizei bzw. der Nationalen 
Volksarmee (NVA) u. Chef der Verwal­
tung 19, später in Verwaltung für Koordi­
nierung umbenannt, der nachrichten­
dienstlichen Abteilung der NVA. Im Au-
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gust 1957 wurde L. zum Oberst degradiert 
u. in den vorzeitigen Ruhestand versetzt, 
nachdem ihm westliche Nachrichtendien­
ste geheime Unterlagen entwendet hatten. 

Maschke, Hermann (geb. 1906) Textilarbei­
ter, 1924 kommunist. Jugendverband u. 
1925 KPTsch, Mitglied einer Kreisleitung. 
1936-38 Freiwilliger im Spanischen Bür­
gerkrieg, 1938-42 in spanischer Haft, nach 
Auslieferung 1942-45 KL Sachsenhausen. 
M. blieb nach Kriegsende in Schwerin u. 
war bis 1958 Major der Deutschen Volks­
polizei, danach mehrere Jahre lang 1. Vor­
sitzender der dortigen Bezirksparteikon­
trollkommission. 

Odpadlik, Paul (1902-1973) Schon in den 
frühen 30er Jahren Emigration in die 
UdSSR u. Erwerb der sowjetischen Staats­
bürgerschaft, 1936-39 Kriegsfreiwilliger in 
Spanien. Nach Kriegsende im Polizeiwesen 
der SBZ, 1948 Kriminaloberrat bei der 
Deutschen Zentralverwaltung des Innern, 
ab 1950 Mitarbeiter u. später stellv. Leiter 
der Hauptabteilung Kriminalpolizei in der 
Hauptverwaltung der Deutschen Volkspo­
lizei (DVP), ab 1955 Inspekteur der DVP, 
schließlich Oberst der Kriminalpolizei u. 
Mitarbeiter im Ministerium des Innern. 

Posselt, Anna (geb. 1914) Weberin, 1930 
KPTsch, leitende Funktionärin der „Ro­
ten" Gewerkschaften in der CSR. 1945/46 
Übersiedlung in die SBZ, 1946-51 Stadträ­
tin in Wismar, 1952-72 Vorsitzende des 
Zentralvorstandes der Industriegewerk­
schaft: Textil-Bekleidung-Leder; Mitglied 
des Bundesvorstandes des Freien Deutschen 
Gewerkschaftshundes sowie Mitarbeiterin 
des Büros des Präsidiums. 

Rossmeisl, Rudolf (geb. 1923) Schlosserleh­
re, 1937 Deutscher Jugendhund der 
KPTsch, im Zweiten Weltkrieg Angehöri­
ger der Wehrmacht. Nach 1945 SED-
Funktionär im Land Sachsen, seit 1950 im 
diplomatischen Dienst der DDR, Bot­
schaftsrat in Warschau u. Peking, 1956-60 

Botschaftsrat in Moskau, 1960-63 Leiter 
der Presseabteilung im Ministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten, 1964-68 Ge­
sandter an der DDR-Botschaft in Moskau, 
1968-73 Botschafter in Polen, seit 1973 
Leiter der 2. europäischen Abteilung (Be­
nachbarte Länder) im Ministerium für Aus­
wärtige Angelegenheiten. 

Rothschild, Hans, Dr. jur. Jurist; im Ersten 
Weltkrieg Oberleutnant der Husaren, da­
nach Rechtsanwalt in Reichenberg; Mit­
glied der KPTsch. 1938-45 Exil in Groß­
britannien, danach in die SBZ, zunächst 
Staatsanwalt am Oberlandesgericht Dres­
den, später Oberrichter am Obersten Ge­
richt der DDR. 

Scheitler, Josef (geb. 1899) Mitglied der 
KPTsch-Kreisleitung Karlsbad u. danach 
ZK-Instrukteur für West- sowie später für 
Nordböhmen. Im Zweiten Weltkrieg Exil 
in England, danach SED-Funktionär. 

Schenk, Florian (1894-1957) Arbeiter; 
nach 1918 sozialdemokratischer u. ab Mit­
te der 20er Jahre leitender KPTsch-Funk-
tionär in Nordwestböhmen, Stadtverord­
neter u. Mitgl. der KPTsch-Kreisleitung 
von Komotau, 1935-38 Abgeordneter im 
Prager Parlament. 1939-45 in England, 
danach Berlin, leitender Funktionär u. zu­
letzt Vorsitzender der Industriegewerk­
schaft Land- u. Forstwirtschaft sowie Mit­
glied des Bundesvorstands des Freien Deut­
schen Gewerkschaftshundes. 

Schneider, Max (um 1910-1958) Führender 
Funktionär der kommunist. Jugend u. Mit­
glied der KPTsch-Kreisleitung in Reichen­
berg. 1939 emigrierte Sch. nach England u. 
trat später der tschechoslowakischen Aus­
landsarmee bei. 1945 Rückkehr in die 
CSR, kurz danach Übersiedlung in die 
SBZ. Als stellv. Leiter der Abteilung Infor­
mation, Presse u. Rundfunk des Zentralse­
kretariats der SED leitende Mitwirkung 
beim Aufbau des ostzonalen Presse- u. In­
formationswesens, dann Mitarbeiter des 
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ZK der SED u. zuletzt stellv. Direktor des 
DEFA-Dokumentarfilmstudios. 

Schütz, Josef (geb. 1910) Handschuhma­
cher, 1924 kommunist. Jugendbewegung, 
1931-32 Besuch der Lenin-Schule der 
Komintern, 1932 KPTsch, 1932-33 Haft 
wegen Fahnenflucht, danach Parteifunk­
tionär u. bis nach der Besetzung Prags im 
März 1939 illegal tätig. 1939 in die UdSSR, 
Metallarbeiter, ab 1943 militärische Schu­
lungen u. 1944 Partisaneneinsatz in der 
Slowakei. 1946 Übersiedlung in die SBZ, 
Polizeikommissar in Merseburg, 1947-49 
Chefinspekteur der Grenzpolizei der SBZ, 
1949-56 Leiter der Konsularabteilung der 
Diplomatischen Vertretung bzw. Botschaft 
der DDR in Moskau, in dieser Zeit militär­
technische Fachschulung; danach Oberst 
der Nationalen Volksarmee u. Leiter der 
Abteilung für Internationale Verbindungen 
im Ministerium für Nationale Verteidi­
gung der DDR. 

Schwab, Otto (1903-1972) 1928 KPTsch, 
1939 in die UdSSR, KPdSU, Sprachlehrer 
in Moskau, nach dem deutschen Überfall 
auf die Sowjetunion Freiwilliger der Roten 
Armee, Erwerb der sowjetischen Staatsbür­
gerschaft. Nach einer Sonderausbildung 
war Sch. ab 1944 Lehrer u. später bis 1949 
Leiter der antifaschistischen Umschulungs-
kurse für deutsche Kriegsgefangene im La­
ger Talici b. Gorki. Nach Übersiedlung in 
die SBZ Anfang 1949 Leiter der Politischen 
Abteilung der Hochschule der Hauptver­
waltung Aufklärung der Deutschen Volks­
polizei in Torgau (Oberst), 1954-57 politi­
scher Berater von Generalfeldmarschall 
F.Paulus beim Aufbau der militärhistori­
schen Abteilung an der Hochschule der 
Kasernierten Volkspolizei in Dresden, der 
späteren Militärakademie „Friedrich En­
gels". Nach dem Tod von Paulus war Sch. 
Leiter der Propagandaabteilung der Politi­
schen Hauptverwaltung der Nationalen 
Volksarmee. 
Stern, Viktor, Dr. (1885-1958) Ursprüng­

lich Jurist, 1904 SDAP, 1918 KPÖ, dann 
Anschluß an USPD in Deutschland u. 1920 
zur KPD, 1920-21 Chefredakteur an 
KPD-Bezirksorganen in Essen u. Ham­
burg, 1921 nach Österreich, Chefredakteur 
des KPÖ-Zentralorgans Die Rote Fahne, 
1923 in die CSR, Chefredakteur des 
KPTsch-Bezirksorgans Vorwärts in Rei­
chenberg u. 1924-29 Mitglied des ZK u. 
des PolBüros sowie 1927-29 auch des Zen­
tralsekretariats der KPTsch, daneben 
1925-32 Abgeordneter im Prager Parla­
ment. Als führender Exponent der sog. 
Versöhnler nach der Übernahme der Par­
teiführung durch die sog. Linken Anfang 
1929 u.a. in der UdSSR Lehrer an Partei-
u. Komintern-Schulen. 1938/39 emigrierte 
S. nach Moskau u. war dort Mitarbeiter 
der KPTsch-Exilführung sowie Chefre­
dakteur des sog. Christlichen Senders der 
Komintern. Nach seiner Rückkehr in die 
CSR ging S. 1946 in die SBZ, wo er bis zu 
seinem Tod als Leiter des Lehrstuhls für 
dialektischen u. historischen Materialismus 
an der SED-Hochschule „Karl Marx" 
wirkte. 

Streit, Josef, Dr. jur. (geb. 1911) Buchdruk-
kerlehre, 1925 Mitglied des kommunisti­
schen Jugendverbandes und 1930 der 
KPTsch, 1938-45 Haft in KL Dachau und 
Mauthausen. 1945 Kreisjugendleiter in 
Schönberg/Mecklenburg, 1946 Teilnah­
me am Volksrichterlehrgang, danach 
Volksrichter in Schönberg/Mecklenburg, 
1949-51 Hauptreferent im Ministerium 
der Justiz, 1951-53 Abteilungsleiter und 
Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der 
DDR, 1953-62 Sektorenleiter in der Abtei­
lung Staats- und Rechtsfragen beim ZK der 
SED, seit Januar 1962 Generalstaatsanwalt 
der DDR und seit 1963 Mitglied des ZK 
der SED. 

Tichy, Fritz, Dr. (1906-1966) Funktionär 
des tschechoslowakischen kommunisti­
schen Jugendverbands in Nordböhmen u. 
Teilnehmer am Spanischen Bürgerkrieg. 
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Danach Internierung in Frankreich u. 
Nordafrika, ab 1943 in der tschechoslowa­
kischen Auslandsarmee in England u. mit 
ihr Rückkehr in die CSR nach Kriegsende. 
Zusammen mit seiner Frau Hansi Beck-
mann-Tichy, einer führenden Funktionärin 
der deutschen kommunistischen Jugend in 
der CSR, Übersiedlung in die SBZ u. Offi­
zier (Oberst) der ostzonalen bewaffneten 
Organe, anschl. wissenschaftlicher Mitar­
beiter des Instituts für Marxismus-Leninis­
mus beim ZK der SED. 

Weber, Franz 1932-38 KPTsch-Kreisse-
kretär in Reichenberg, ab 1939 Arbeiter in 
der UdSSR u. nach Kriegsende SED-
Funktionär, u. a. SED-Sekretär in Rostock. 

Weikert, Martin (geb. 1914) Seit Mitte der 
30er Jahre Mitglied der KPTsch u. Funk­
tionär des kommunist. Deutschen Jugend­
bundes in der CSR im Gebiet von Reichen­
berg/Nordböhmen. Apr. 1939 im Partei­
auftrag Emigration in die UdSSR, dort mi­
litärische Ausbildung, ab Sept. 1944 Mitar­
beiter des zentralen Partisanenstabes in der 
Slowakei. Nach Kriegsende SBZ/DDR, 
seit 1950 Angehöriger des Staatssicher­
heitsdienstes der DDR, leitende Funktio­
nen in Halle u. Berlin; seit 1957 Leiter der 
Bezirksverwaltung Erfurt des Staatssicher­
heitsdienstes der DDR, Mitglied der SED-
Bezirksleitung Erfurt; seit 1976 General­
leutnant des Staatssicherheitsdienstes der 
DDR. 

Weiskopf, F(ranz) C(arl), Dr. phil. 
(1900-1955) Gymnasium, Teilnahme am 
Ersten Weltkrieg, danach Studium der 
Germanistik und Geschichte in Prag, An­
schluß an die DSAP-Linken und 1921 Mit­
begründer der KPTsch, Redakteur der 
Parteipresse, 1923 Promotion, Publizist, 
1928 Übersiedlung nach Berlin, Feuilleton­
redakteur von Berlin am Morgen, Mitglied 
Bund proletarisch-revolutionärer Schriftstel­
ler und Leitungsmitglied Schutzverband 
Deutscher Schriftsteller, 1933 Ausweisung in 

die CSR, Chefredakteur Arbeiter-Illustrier-
te-Zeitung später Volksillustrierte Prag, 
1939 Emigration nach Paris und anschlie­
ßend in die USA, 1947-49 Botschaftsrat 
bei der diplomatischen Vertretung der 
CSR in Washington, 1949 CSR-Gesandter 
in Stockholm und 1950-52 CSR-Botschaf-
ter in Peking. 1953 mit seiner Frau, der 
Schriftstellerin Alex Wedding, Übersied­
lung in die DDR; mit Willi Bredel Chef­
redakteur Neue deutsche Literatur Berlin. 
Zahlreiche Buchveröffentlichungen, nam­
hafter Übersetzer. 

Weiß, Walter (geb. 1919) Autoschlosser, 
1934 Mitglied des kommunistischen Ju­
gendverbandes in der CSR, 1937 KPTsch, 
im Zweiten Weltkrieg Unteroffizier der 
Wehrmacht, ab 1943 in sowjetischer 
Kriegsgefangenschaft. Nach 1945 leitender 
Funktionär in der Abteilung für Agitation 
u. Propaganda der SED-Kreisleitung Arn­
stadt, 1950 Besuch der Landesparteischule, 
danach bis 1952 Mitarbeiter des SED-
Landessekretariats in Thüringen, 1952-60 
1. Sekretär der SED-Kreisleitungen Ilme­
nau u. Meiningen; Absolvent der Partei­
hochschule der SED u. 1960/61 der Partei­
hochschule der KPdSU, 1961-70 2. Sekre­
tär der SED-Bezirksleitung Karl-Marx-
Stadt u. seit 1971 der Bezirksleitung Suhl. 

Winternitz, Josef, Dr. phil. (1896-1952) 
Studium der Philosophie in Prag, führen­
der Vertreter der intellektuellen sozialisti­
schen Linken u. ihr Theoretiker nach dem 
Ersten Weltkrieg, 1921 Mitbegründer der 
Deutschen Sektion der KPTsch, Parteifunk­
tionär in der CSR u. ab 1923 in Deutsch­
land, 1924-25 u. 1928-31 Leiter der Agita-
tions- u. Propagandaabteilung des ZK der 
KPD, 1925-29 Kandidat u. ab 1929 Mit­
glied des ZK der KPD. Nach der Macht­
übernahme durch Hitler illegale Tätigkeit 
in Deutschland, 1934 in die CSR, Redak­
teur des deutschen KPTsch-Zentralorgans 
Die Rote Fahne Prag, 1939 Emigration 
nach London, führende Mitwirkung in 
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Exilgruppen der KPD u. KPTsch. 1948 
Übersiedlung nach Berlin. W. wurde mit 
dem Aufbau des Marx-Engels-Instituts be­
auftragt (heute: Institut für Marxismus-
Leninismus beim ZK der SED), das er bis 
März 1950 leitete. Wegen ideologischer 
Nonkonformität wirkte W. 1950-51 als 
Dekan der wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät an der Humboldt-Universität, be­
vor er 1951 nach Großbritannien zurück­
kehrte. 

Wittik, Johann (geb. 1923) Sohn eines su­
detendeutschen Altkommunisten, Weber, 
1931 kommunistischer Jugendverband der 
CSR, 1942-45 Soldat u. Kriegsgefangener. 
1946-47 Leiter einer Weberei in der CSR, 
1947 Übersiedlung in die SB2, SED, 
1947-48 Techniker in Textilwerken 
Zwickau, 1949 Besuch der Textilingenieur-
Schule Zwickau, Ingenieur; 1950 Besuch 

der Verwaltungsakademie Forst-Zinna; 
1949-51 Leiter der Instrukteurgruppe u. 
Betriebsassistent bei der Hauptdirektion 
der Vereinigung Volkseigener Betriebe 
(VVB) Webereien, 1951-52 Produktions­
leiter bzw. stellv. Technischer Leiter der 
W B Wolle u. Seidenwebereien; 1952-54 
Leiter der Abteilung Webereien in der 
Hauptverwaltung Textil, 1954-56 Leiter 
der Hauptabteilung Technik im Ministe­
rium für Leichtindustrie, 1956-58 stellv. 
Minister für Leichtindustrie, 1958-61 Vor­
sitzender des Bezirkswirtschaftsrates Gera 
u. Mitglied des Büros der SED-Bezirkslei­
tung; 1961-63 Stellvertreter, 1963-65 
1. Stellvertreter des Vorsitzenden des 
Volkswirtschaftsrates der DDR, 1963-64 
Kandidat u. seit 1964 Mitglied des ZK der 
SED; 1965-72 Minister für Leichtindu­
strie, 1973-76 Botschafter in China, seit 
1976 Generaldirektor der VEB Minol. 



Dokumentation 

HANS WOLLER 

Z U R D E M O K R A T I E B E R E I T S C H A F T I N D E R P R O V I N Z 

D E S A M E R I K A N I S C H E N B E S A T Z U N G S G E B I E T S 

Aus den Stimmungsberichten des Ansbacher Oberbürgermeisters 

an die Militärregierung 1946-1949 

Am 22. Mai 1946 erhielt der Oberbürgermeister der mittelfränkischen Stadt Ansbach 

ein ausführliches Schreiben der örtlichen Militärregierung, in dem er aufgefordert 

wurde, von nun an jeden Freitag, spätestens 17.00 Uhr, einen Bericht vorzulegen, der 

Aufschluß geben sollte über die politische Entwicklung in Ansbach, die soziale Lage 

der verschiedenen Schichten und ein so schwer faßbares Phänomen wie die Stim­

mung in der Bevölkerung. Die Initiative dazu war „höheren Orts" von der Besat­

zungsmacht ausgegangen, die sich von solchen Berichten ein besseres Verständnis der 

Meinungen und Probleme der Deutschen in ihrer Zone versprach1. 

Die Stimmungsberichte, die vom 29. Mai 1946 an Woche für Woche pünktlich in 

der Promenade Nr. 4, dem Sitz des Detachments B 228 der Militärregierung, einlie­

fen, stammten fast alle aus der Feder von Oberbürgermeister Ernst Körner, der als 

eine der bedeutendsten Persönlichkeiten im politischen Leben Frankens nach 1945 

gelten kann. Er wurde am 23. April 1899 in Würzburg geboren und wuchs in ärmli­

chen Verhältnissen auf; sein Vater war Schmied. Nach dem Besuch der Volksschule 

absolvierte er in Rothenburg ob der Tauber eine Lehre als Sportartikelsattler. 1917 

meldete er sich als Kriegsfreiwilliger. Seine soziale Herkunft, die ernüchternden Er­

fahrungen an der Front und das früh erwachte Interesse an sozialpolitischen Fragen 

bestimmten Körner 1920, sich der SPD und den Freien Gewerkschaften anzuschlie­

ßen. Redegewandt und tatkräftig, brachte er es in der SPD, deren linkem Flügel er 

angehörte, zum 1. Vorsitzenden in Rothenburg und zum Filialleiter der „Fränkischen 

Tagespost" in Ansbach, einer Parteizeitung der SPD, die schon in den zwanziger 

Jahren gegen die anwachsende NS-Bewegung zu Felde zog. 1933, nach der Machter­

greifung Hitlers, wurde Körner in „Schutzhaft" genommen und anschließend für 

1 Wie in einer Tagung des Regierungspräsidenten für Ober- und Mittelfranken mit den Oberbürger­
meistern und Landräten des Regierungsbezirks vom 17. November 1947 hervorgehoben wurde, 
hatten nicht alle Oberbürgermeister und Landräte solche wöchentlichen Stimmungsberichte anzu­
fertigen. Vgl. Staatsarchiv Nürnberg, Regierung von Mittelfranken (Zusatz zur Abgabe von 1978), 
Nr. 25. 
Die vorliegende Dokumentation entstand in Zusammenhang mit dem von der Stiftung Volkswa-
genwerk finanzierten Projekt des Instituts für Zeitgeschichte über „Politik und Gesellschaft in der 
US-Zone 1945-1949" und ist eine erste Probe einer im Rahmen des Projekts geplanten Studie über 
„Ansbach und Fürth unter amerikanischer Besatzung 1945-1949". 
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mehr als 9 Monate in das KZ Dachau gebracht. Dort erlitt er schwerste gesundheitli­
che Schäden (Lungentuberkulose), von denen er sich Zeit seines Lebens nicht mehr 
erholte. Nach Ansbach zurückgekehrt, war er trotz seiner angeschlagenen Gesund­
heit dauernden Bespitzelungen und Schikanen seitens der NS-Partei ausgesetzt. Zeit­
weise arbeitete er dann als Bauhilfsarbeiter und Sattler, ehe er 1939 die Offerte eines 
befreundeten Inhabers einer Lederwarenfirma aus Stettin annahm, in dessen Betrieb 
als Industriemeister tätig zu werden. 1940 übersiedelte Körner nach Stettin und holte 
dort die Meisterprüfung nach. Kurz vor dem Einmarsch der Roten Armee floh er aus 
Pommern und schlug sich mit dem Fahrrad nach Ansbach durch. 

Nach Kriegsende nahm er seine früheren politischen Aktivitäten wieder auf. Er 
war führend am Aufbau der örtlichen Gewerkschaft und der SPD beteiligt, als deren 
Exponent er im August 1945 von Oberbürgermeister Hans Schregle2 in den Beraten­
den Ausschuß der Stadt Ansbach berufen wurde. Dieser Ausschuß, in dem die 
SPD mit sechs, die Demokratische Partei mit vier, die CSU mit drei Sitzen und 
die KPD mit einem Sitz vertreten war, wählte ihn am 12. Oktober 1945 als Nach­
folger von Schregle, der zum Regierungspräsidenten von Ober- und Mittelfran­
ken ernannt worden war, einstimmig zum neuen Stadtoberhaupt3. 1946 wurde er 
wiedergewählt, obwohl die SPD ihre führende Rolle im Stadtrat eingebüßt hatte. 
Zwei Jahre später einigte sich der Stadtrat erneut auf Körner. 1950 schied er aus dem 
Amt4. 

Über Ansbach hinaus wurde Körner als Abgeordneter der Verfassunggebenden 
Landesversammlung von 1946 bekannt, als Abgeordneter im Bayerischen Landtag 
von 1946-1950 und als Vorsitzender des Bezirksverbandstages von Ober- und Mit­
telfranken. Ab 1950 zog er sich wegen seines schlechten Gesundheitszustandes aus 
dem politischen Leben mehr und mehr zurück. Am 16. August 1952 starb er an den 
Spätfolgen seiner KZ-Haft5. 

Daß ihn seine politische Karriere einmal ins Ansbacher Stadthaus führen würde, 
darüber war Körner selbst wohl am meisten überrascht. Er war, das wußte er nur zu 
gut, kein Mann des Milieus. Seine Partei konnte in Ansbach zwar auf eine lange, tra-

2 Hans Schregle (1891-1970), SPD, vor 1945 Studienrat in Erlangen und Ansbach, im April 1945 
von den Amerikanern zum Oberbürgermeister von Ansbach ernannt, von Okt. 1945-1958 Regie­
rungspräsident von Mittelfranken. 

3 Vgl. Annual Historical Report, Det. Ansbach, 1.9. 1946, in: NA RG 260, 10/80-3/6, und Nieder­
schrift über die außerordentliche Sitzung des Beratenden Ausschusses vom 12. Oktober 1945, in: 
Stadthaus Ansbach, Registratur des Oberbürgermeisters (OB). Von bürgerlicher Seite war vor der 
Wahl festgestellt worden, „daß, nachdem im Ausschuß die Bürgerschaft weniger vertreten ist, die 
Arbeiterschaft einen Kandidaten aufzustellen hat". 

4 Dem 1946 gewählten Stadtrat gehörten neun Vertreter der CSU, drei der FDP und acht der SPD 
an. Vgl. Stadtarchiv Ansbach, ABcT/11/8. 1948 war die SPD mit neun Sitzen wieder stärkste 
Fraktion. Die CSU verfügte im Stadtrat von 1948 über acht, FDP und Notgemeinschaft über je 
fünf, die Bayernpartei über vier Sitze und die KPD über einen Sitz. Körner erhielt bei der Wahl des 
Oberbürgermeisters 19 Stimmen. Vgl. Stimmungsbericht von Körner vom 9. Juli 1948. 

5 Zu den biographischen Daten vgl. Amtliches Handbuch des Bayerischen Landtages, München 
1948, und Mitteilung von Ernst Körner jr. vom 24. 10. 1981. 
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ditionsreiche Geschichte zurückblicken6, mehr als ein Viertel der Bevölkerung hatte 
sie aber selten auf ihre Seite bringen können. 

Ansbach, im 18. Jahrhundert die Residenzstadt der Markgrafen von Ansbach, 1806 
dem Königreich Bayern zugeschlagen und seit 1838 Sitz der Regierung von Mittel­
franken, war kein gutes Pflaster für die SPD. Die Stadt hatte im 19. Jahrhundert den 
Anschluß an die „neue Zeit" verpaßt und war eine verschlafene Beamten- und Hand­
werkerstadt mit nur wenigen größeren Industriebetrieben geblieben. Ihre führenden 
Kreise hatten noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts den erzwungenen Anschluß an 
Bayern nicht verwunden und trauerten den „goldenen Zeiten" des Alten Reiches 
nach. Dieser traditionelle Reichspatriotismus, den die dezidiert föderalistische Politik 
aller bayerischen Regierungen nach 1918/19 noch kräftig nährte, ein lebendiger 
deutschnationaler Protestantismus inmitten des mächtigen katholischen Milieus Bay­
erns und ein eher wirtschaftlich als politisch motivierter Antisemitismus prägten das 
Klima in Ansbach und trugen wesentlich dazu bei, daß die einstige nationalliberale 
Hochburg nach Weltkrieg, Revolution und der „Schmach von Versailles" mehr und 
mehr ihre konservativ-liberalen Züge verlor und schließlich unter dem Eindruck der 
Weltwirtschaftskrise mit ihren verheerenden Folgen für die vielen Handwerker und 
Angestellten der Stadt fast ganz in das nationalsozialistische Lager überschwenkte7. 

Die NSDAP konnte in Ansbach schon vor dem Hitlerputsch vom November 1923 
auf eine große Anhängerschaft vor allem unter den Beamten und Angestellten zählen. 
Diesen Sympathien tat auch das zeitweilige NSDAP-Verbot keinen Abbruch, die 
mitgliederstarke Ortsgruppe gab sich einen neuen Namen und wartete sehnsüchtig 
auf Hitler, der in Landsberg inhaftiert war: „Möge recht bald der Tag kommen, wo 
unser Adolf Hitler wieder seine Freiheit erlangt und den Völkischen zurückgegeben 
wird als ihr Mahner, Verkünder und Prophet."8 1928 gewann die NSDAP, die im 
Reich noch eine Splitterpartei unter vielen war, in Ansbach schon fast 20% der Stim­
men. Zwei Jahre später, bei den Reichstagswahlen vom September 1930, war sie mit 
einem Stimmanteil von rund 34% die stärkste Partei der Stadt. Im März 1933 gaben 
53,6% der Wähler ihre Stimme der NSDAP. Der SPD blieben in der Weimarer Zeit 
ihre Stammwähler treu, so auch in der Märzwahl 1933, in der sie mit 22,5% der Stim­
men etwa 4% mehr als im Reichsdurchschnitt erhielt9. 

Die NSDAP verscherzte sich im Laufe der dreißiger Jahre einen Teil ihrer Sympa­
thien in ihrer Hochburg, als sie der evangelisch-lutherischen Kirche, die mit einem 

6 Zur Geschichte der SPD in Ansbach vgl. Adolf Lang, 100 Jahre SPD in Ansbach, Ansbach 1969. 
7 Zur Geschichte Ansbachs vgl. Ansbach - 750 Jahre Stadt. Ein Festbuch, Ansbach 1971; Maler und 

Poeten, Bürger und Markgrafen. Aus Ansbachs Geschichte, hrsg. von Adolf Lang u. a., Ansbach 
1978; Wirtschaftsraum Mittelfranken - gestern - heute - morgen, eine Dokumentation der Indu­
strie- und Handelskammer Nürnberg, Nürnberg 1965. 

8 Rainer Hambrecht, Der Aufstieg der NSDAP in Mittel- und Oberfranken (1925-1933), Nürnberg 
1976, S. 62. 

9 Zu den Wahlergebnissen vgl. Zeitschrift des Bay. Statistischen Landesamtes, 1928, S.469ff.; eben­
da, 1931, S. 87-89; ebenda, 1933, S. 324. Vgl. auch Meinrad Hagmann, Der Weg ins Verhängnis, 
München 1946. 
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starken Rückhalt in der traditionell kirchenfrommen Bevölkerung Ansbachs rechnen 
konnte, den offenen Kampf ansagte. Die aktiven Mitglieder der Kirchengemeinde 
schienen angesichts der immer deutlicher zutage tretenden antikirchlichen und an­
tichristlichen Züge des NS-Regimes von ihren Hoffnungen auf eine Synthese von 
protestantischer Frömmigkeit und völkischem Nationalismus abzurücken und ihre 
geistige Gegnerschaft zum Nationalsozialismus zu erkennen. Ansbach wurde unter 
der Führung des mutigen Oberkirchenrats Kern nun sogar zu einem weit über Mit­
telfranken hinaus bekannten Zentrum des evangelischen Kirchenkampfes10. 

Als Ernst Körner im Frühjahr 1945 in seine Wahlheimat zurückkehrte, hatte sich 
vieles geändert, seit er Ansbach im Jahre 1940 verlassen hatte. Durch die Luftangriffe 
der Alliierten waren 4,4% des Wohnungsbestandes total zerstört worden11. Die Be­
völkerung Ansbachs hatte von 1939 bis 1945 um ca. 7000 auf 31 000 Einwohner zu­
genommen, unter ihnen 5 500 DP's und 2 800 Evakuierte bzw. Flüchtlinge aus den 
deutschen Ostgebieten12. Da die amerikanische Besatzungsmacht, die in Ansbach 
zwei größere Militärregierungseinheiten stationiert hatte, viele Häuser und Wohnun­
gen für ihre Zwecke beschlagnahmt hatte, waren die Wohnungsverhältnisse sehr be­
engt. Die Stadt schien aus allen Nähten zu platzen, und täglich kamen neue Flüchtlin­
ge hinzu - bis 1949 etwa 700013. Die drückende Wohnungsnot war denn auch die 
Hauptursache der ständigen Reibereien zwischen Einheimischen und „Neubürgern". 
Nicht selten mußte Polizei bemüht werden, um neuankommende Flüchtlinge bei alt­
eingesessenen Ansbachern einzuquartieren. 

Manches wird Körner auch an die frühen dreißiger Jahre erinnert haben, vor allem 
wohl die teilweise darniederliegende Wirtschaft. Die beiden größeren Industriebe­
triebe hatten wegen Kohlenmangel schließen müssen. Aus dem städtischen Wirt­
schaftsamt drangen nur noch Klagen in das Rathaus: „Die allgemeine Wirtschaftsla­
ge läßt sich dahin kennzeichnen, daß sich der Mangel an Kohle nahezu in jedem Sek­
tor der Wirtschaft außerordentlich hemmend bemerkbar macht... Aus der Not der 
Zeit geboren mußten in zunehmendem Maße Kompensationsgeschäfte ... abge­
schlossen werden."14 Die Gefahr der Proletarisierung des Mittelstandes, die seit jeher 
die Schreckensvision der kleinen Gewerbetreibenden war und sie während der Welt­
wirtschaftskrise in den Armen der Nationalsozialisten hatte Zuflucht suchen lassen, 
drohte erneut und schien nun nicht mehr zu bannen. 

Zu noch viel größeren Besorgnissen gaben freilich die Entnazifizierungsmaßnah­
men der amerikanischen Militärregierung Anlaß. Nach der ersten Verhaftungswelle 
im Frühsommer 1945, von der vor allem die Spitzen von Partei und Verwaltung be-

10 Vgl. Die kirchliche Lage in Bayern nach den Regierungspräsidentenberichten, Bd. II, Regierungs­
bezirk Ober- und Mittelfranken, bearbeitet von Helmut Witetscheck, Mainz 1967. 

11 Vgl. Statistisches Jahrbuch für Bayern 1947, S. 400 f. 
12 Vgl. OB Ansbach an Regierungspräsidenten von Ober- und Mittelfranken (RegPräs.) vom 4. Juli 

1945, in: Stadtverwaltung Ansbach, EAP 022-95. 
13 Vgl. Bericht des Einwohnermeldeamtes Ansbach vom 1. Sept. 1949, in: Stadtverwaltung Ansbach, 

EAP 022-95/19. 
14 Bericht des Wirtschaftsamts Ansbach vom 29. Sept. 1945, in: Stadtarchiv Ansbach, ABc A/5/90. 
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troffen gewesen waren, gingen die Amerikaner ab Juli daran, den gesamten öffentli­
chen Dienst von ehemaligen Parteigenossen der NSDAP zu säubern. Jeder Pg, der 
vor 1937 der NSDAP beigetreten war, sollte, so wollten es die Richtlinien der ameri­
kanischen Militärregierung, aus dem öffentlichen Dienst entlassen werden15. Zu 
Weihnachten bereits hatten fast alle höheren und mittleren Beamten sowie die Ange­
stellten der Stadt, des Landratsamtes und der Regierung von Mittelfranken ihre Ent­
lassungspapiere erhalten16. In den Reihen der Beamten und Angestellten empfand 
man die Massenentlassungen als schreiendes Unrecht, denn nach eigener Einschät­
zung hatten sie in den zurückliegenden zwölf Jahren lediglich ihre Pflicht erfüllt. Ei­
ner Mitverantwortung für das NS-Regime und seine schlimme Hinterlassenschaft, 
die solch drakonische Maßnahmen rechtfertigte, waren sich die wenigsten bewußt. 
Im September 1945 begann dann die Entnazifizierung der Wirtschaft nach Maßgabe 
des Militärregierungsgesetzes Nr. 8, in deren Gefolge viele kleine Geschäftsleute und 
Handwerker ihre Läden und Betriebe schließen mußten. Einige hatten sie schon vor­
her - häufig auswärtigen und branchenfremden - Treuhändern anvertrauen müssen, 
die versuchten, wie der Regierungspräsident von Mittel- und Oberfranken betonte, 
„sich auf eine gewisse Zeit ins Fett zu setzen"17. Das höchste Gut der kleinen und 
mittleren Gewerbetreibenden, die Selbständigkeit, schien unwiederbringlich dahin. 

Im Mai 1946, als Körner seinen ersten Wochenbericht an die Militärregierung zu 
Papier brachte, zeichnete sich keine Besserung ab. Die Wirtschaft hatte anscheinend 
noch nicht einmal die Talsohle erreicht. Der Flüchtlingsstrom floß unaufhörlich und 
verschärfte die Spannungen zwischen Alt- und Neubürgern. Die Entnazifizierung 
zog nach dem Erlaß des „Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialismus und Mili­
tarismus" am 5. März 1946 immer weitere Kreise. Erstmals seit Kriegsende machten 
sich nun auch ernsthafte Versorgungsschwierigkeiten bemerkbar. In ganz Mittel-
und Oberfranken, so schrieb der Regierungspräsident in Ansbach in seinem Monats­
bericht vom 22. Juli 1946 an die bayerische Staatsregierung, müsse die „Brotversor­
gung ... als unzureichend und mangelhaft angesprochen werden. Wenn auch vor­
übergehend durch Gemüse der Brotmangel etwas behoben wird, so ist die Zuteilung 
von Kartoffeln zum Teil schon so gering, daß eine Umlagerung des Brotbedarfs auf 
Kartoffeln nicht mehr stattfinden kann."18 Der Gürtel mußte noch enger geschnallt 

15 Zu den Entnazifizierungsanweisungen der amerikanischen Militärregierung vgl. Handbook for 
Military Government in Germany, in: IfZ-Archiv, Dk 090.009. Vgl. auch Joseph R. Starr, U.S. 
Military Government in Germany. Operations from late March to mid-July 1945, Karlsruhe 1950, 
S. 36 ff., 129 ff. 

16 Vgl. RegPräs. an Bay. Staatskanzlei, Monatsbericht vom 19. November 1945, in: Bayerisches 
Hauptstaatsarchiv (BayHStA), Regierung von Mittelfranken, Berichterstattung 1945, Az 1-64, 
Bd. 7. „Der Dienstbetrieb bei der Regierung kann nur mit Mühe aufrechterhalten werden." Vgl. 
auch die Berichterstattung des Landrats von Ansbach an den RegPräs, in: Registratur des Land­
ratsamtes von Ansbach, EAP 01-016, sowie die Protokolle des Beratenden Ausschusses der Stadt 
Ansbach 1945/46, in: Stadthaus Ansbach, Registratur des Oberbürgermeisters. 

17 So der Regierungspräsident von Ober- und Mittelfranken am 14. Januar 1946 vor den Landräten 
und Oberbürgermeistern (StA Nürnberg, Landratsamt Scheinfeld, Nr. 367). 

18 BayHStA, Regierung von Mittelfranken, Berichterstattung 1946, Az 1-64, Bd. 6. 
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werden. Dies waren denkbar schlechte Voraussetzungen für den demokratischen 
Neubeginn in einer Stadt, die kaum an demokratische Traditionen anknüpfen konn­
te. 

Ein großer Teil der Berichterstattung Ernst Körners an die amerikanische Besat­
zungsmacht beschäftigt sich mit wirtschaftlichen und sozialen Problemen. So wies er 
immer wieder auf die in allen Schichten gleichermaßen bestehenden Inflationsängste 
und auf das krasse Mißverhältnis zwischen Löhnen und Preisen hin, unter dem vor al­
lem die Arbeiterschaft zu leiden hatte. Woche für Woche widmete er sich auch dem 
anhaltenden Zustrom der Flüchtlinge, der Wohnungsnot und der Lebensmittel­
knappheit. Ab Mitte des Jahres 1946 versuchte Körner dann allerdings, das Augen­
merk der Militärregierung auf eine Frage zu lenken, die ihm besonders am Herzen 
lag, nämlich die Frage nach der Demokratiebereitschaft der verschiedenen Bevölke­
rungskreise nach dem Ende der NS-Herrschaft. Besonders aufmerksam beobachtete 
er die „früheren Mitglieder der Nazipartei". Zweierlei bestimmte ihn dabei: einmal 
die tiefe Sorge, der zweite Anlauf zu einer Erneuerung der deutschen Gesellschaft im 
Geiste liberal-demokratischer Prinzipien könnte, wie der erste, scheitern und in einer 
faschistischen Diktatur enden; zum anderen die Befürchtung, die Militärregierung 
könnte der hohen Wahlbeteiligung in den Kommunalwahlen der ersten Hälfte des 
Jahres 1946 allzu große Bedeutung beimessen, das Demokratie-Experiment schon 
jetzt für gelungen halten und nun in ihrer Wachsamkeit gegenüber den nach wie vor 
lauernden Gefahren für den demokratischen Neuaufbau nachlassen19. 

Das Demokratieangebot fand in den Augen Körners in Ansbach nur wenige 
Adressaten. Die Parteien bekundeten zwar ihren Willen zur Annahme demokrati­
scher Prinzipien, doch Körner warnte davor, ihren Einfluß allzu hoch zu veranschla­
gen20. Denn die in der politischen Grundhaltung vieler Deutscher tief eingewurzelten 
Antiparteienressentiments waren - gewiß oft unlogisch und widersprüchlich, gleich­
wohl psychologisch wirksam begründet in der Erinnerung an die „Parteienwirt­
schaft" der Weimarer Republik und auch an das „Parteibonzentum" des Nationalso-

19 In den Reihen der Militärregierung feierte man die hohe Wahlbeteiligung (87 Prozent in den 
Stadtkreisen Bayerns) tatsächlich als einen Meilenstein auf dem Wege zu einer funktionsfähigen 
Demokratie. „The average Citizen was not forced to vote, either physically or by any self-implanted 
moral Obligation that he must vote in defence to the wishes of Military Government. The type of 
individual who voted, farmers and small townsmen, were not ,crowd-runners' or ,fashion-follow-
ers', but a group of people who have always been reluctant to accept change when real and vital 
needs for change existed. Their interest may have been accentuated by lack of other entertainment 
facilities or outlets, and by the realization that a new political life is necessary for the wellbeing of 
the nation" (Bericht der Militärregierung von Ober- und Mittelfranken an Office of Military 
Government, Bavaria, Intelligence Branch, vom 4.2. 1946, in: NA RG 260, 9/112-3/4). 

20 Ähnlich dachte Walter L. Dorn, Clays Entnazifizierungsberater: Den bayerischen Parteien sei es 
nicht gelungen, in den Massen Wurzeln zu schlagen. „Die Tatsache ... bleibt bestehen, ... daß die 
von ihnen aufgestellten und veröffentlichten Programme nicht dem wirklichen Denken, Fühlen 
und den Wünschen der großen Menge der Bayern entsprechen." Walter L. Dorn, Inspektionsreisen 
in der US-Zone. Notizen, Denkschriften und Erinnerungen aus dem Nachlaß übersetzt und her­
ausgegeben von Lutz Niethammer, Stuttgart 1973, S. 83. 
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zialismus - in den Jahren nach 1945 so kräftig, daß ein großer Teil der Bevölkerung 
den Parteien mit wenig Vertrauen und Wohlwollen begegnete. Die meisten schienen 
nach den Jahren der ideologischen Strapazierung und Mobilisierung im Zeichen des 
Nationalsozialismus erschöpft und außerdem von der täglichen Lebensbewältigung 
so sehr in Anspruch genommen, daß für politische Fragen keine Zeit mehr blieb. 

Die entscheidenden Gründe für die geringe Attraktivität des unter der Schirmherr­
schaft der Besatzungsmacht geförderten demokratischen Neuaufbaus erblickte Kör­
ner aber in der desolaten wirtschaftlichen Lage, an der viele nicht den Nazis, sondern 
der Demokratie die Schuld gaben und die so manchen verleitete, die NS-Zeit bald 
wieder in günstigerem Licht zu sehen21. Denn immerhin hatte es damals genügend 
Lebensmittel gegeben und das „Wohnungselend (war) bei weitem nicht so kraß ... als 
gegenwärtig"22. Ebenso schwer hatte der im Aufbau befindliche demokratische Staat 
an den großen Hypotheken zu tragen, die ihm im Gefolge einer verfehlten Entnazifi­
zierung aufgebürdet wurden. Viele nominelle Parteigenossen, die vom „ehrlichen 
Willen beseelt" waren, ihre nationalsozialistischen „Fehler durch fleißige Arbeit für 
den Wiederaufbau und durch Bekundung einer wahrhaft demokratischen Gesin­
nung"23 wiedergutzumachen, konnten ihre innere Distanz zur Demokratie nur 
schwer überwinden, in deren Namen sie aus ihren Ämtern entlassen wurden. Durch­
aus vorhandene Ansätze einer politischen Neubesinnung wurden so bei der Masse der 
ehemaligen Parteigenossen verschüttet. Andererseits könnten, so fürchtete Körner, 
„aufrechte Demokraten", die auf eine gerechte Säuberung gehofft hatten, dem demo­
kratischen Staat aus Enttäuschung über das praktische Scheitern der Entnazifizierung 
den Rücken kehren. 

Erste Anzeichen dafür ließen sich schon feststellen, berichtete Körner mit Hinweis 
auf die Empörung über das Trauerspiel, das die Ansbacher Spruchkammer seit ihrer 
Einrichtung im April 1946 bot. Diese hatte zwar noch im Frühjahr 1946 mit der Aus­
gabe und Prüfung der Ermittlungsbogen, in denen alle Deutschen über 18 Jahren An­
gaben zur Person und zur Mitgliedschaft in NS-Organisationen zu machen hatten, 
begonnen. Es dauerte aber mehr als ein halbes Jahr, bis die ersten Sprüche gefällt 

21 „Die Leute sagen heute schon, das haben wir von der Demokratie." Diese Beobachtung äußerte der 
Regierungspräsident von Ober- und Mittelfranken, Hans Schregle, in einer Besprechung mit den 
Landräten und Oberbürgermeistern seines Regierungsbezirks am 6. Mai 1946 in Kulmbach. Proto­
koll der Besprechung in: StA Nürnberg, Landratsamt Scheinfeld, Nr. 367. 

22 Stimmungsbericht von Körner vom 18. Dezember 1946. Eine ganz ähnliche Beobachtung machte 
Anfang des Jahres 1946 der Landrat von Hersbruck. Er schrieb in einem Bericht an den Regie­
rungspräsidenten: „... die Stimmung in der Landbevölkerung wird von Tag zu Tag gereizter ... 
Der naheliegende Hinweis auf die Schuld des Hitlerregimes hat nicht mehr die Durchschlagskraft 
wie vor einem Jahr. Die Menschen sind leider vergeßlich. Sie wollen weniger von der Vergangen­
heit, umsomehr aber von der Gegenwart und von der Zukunft wissen ... Die Frage, was ist nun bes­
ser geworden, steht auf allen Gesichtern." Dem Regierungspräsidenten erschien der Bericht offen­
bar so treffend, daß er ihn auszugsweise an die Bayerische Staatskanzlei weiterleitete. RegPräs. an 
Bayerische Staatskanzlei, 16. Mai 1946, in: BayHStA, Regierung von Mittelfranken, Berichterstat­
tung 1946, Az 1-64, Bd. 6. 

23 Stimmungsbericht von Körner vom 27. November 1946. 
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wurden. Betroffen davon waren fast ausschließlich „kleine Fische", denn für die sog. 
erste Sitzgruppe, die sich der schwerer Belasteten annehmen sollte, ließ sich erst im 
Juni 1947 ein Vorsitzender finden. Das war jedoch nicht die einzige Lücke im Perso­
nal der Spruchkammer. Zeitweise kam die Entnazifizierung in Ansbach ganz zum Er­
liegen : die Vorsitzende der zweiten Sitzgruppe war schwer herzkrank und bedurfte 
der Schonung, ein Kläger trat wegen der skandalösen Urteile der Berufungskammer 
in Streik, und die Parteien und Gewerkschaften zögerten immer mehr, aus ihren Rei­
hen Beisitzer, Kläger und Ermittler zu benennen. Als dann Mitte des Jahres 1947 das 
Personal der Ansbacher Kammern komplett war und nun endlich die stadtbekannten 
schweren Fälle angepackt werden konnten, hatte der Wind gedreht: die Entnazifizie­
rung war angesichts einer nun beschleunigten Westintegration zur störenden Neben­
sache geworden, die von den Spruchkammern im Eilverfahren abgewickelt werden 
sollte. Davon profitierten, sehr zum Ärger demokratisch gesinnter Kreise und vieler 
kleiner Pg's, vor allem die schweren Fälle wie Kreisleiter und „Alte Kämpfer", die 
jetzt auch zu „Mitläufern" des Nationalsozialismus gestempelt wurden23". 

Da wurde zwar, wie Körner mehrmals hervorhob, keine Demokratie ohne Demo­
kraten aufgebaut, aber immerhin zögerte die Geistlichkeit, die seit jeher über großen 
Einfluß in der Stadt verfügte, mit einem klaren öffentlichen Bekenntnis zur demokra­
tischen Staatsform, die „entnazifizierte" Lehrerschaft kam ihren Pflichten nach, ver­
hielt sich jedoch in politischen Fragen weitgehend neutral, und die Jugend, vor allem 
die Schüler in den Gymnasien, tat sich anscheinend sehr schwer, vom nationalsoziali­
stischen Gedankengut Abschied zu nehmen. 

Während sich also nur wenige einem Aufbruch zu neuen Ufern anschließen woll­
ten, begann hinter den Kulissen ein gar nicht so kleiner Kreis von ehemaligen „Nazi­
parteimitgliedern" nach nur kurzem Katzenjammer die Rückkehr zu alten Idealen 
vorzubereiten. Ihre Bemühungen zielten offensichtlich vornehmlich darauf, das in 
weiten Kreisen verbreitete Unbehagen an den Kriegsfolgen zu mobilisieren und es 
gegen die herrschenden Verhältnisse zu lenken. Sie streuten Gerüchte aus, um die 
neuen Männer in den staatlichen Institutionen zu diskreditieren, schürten die ohne­
hin schon aufgeheizte Stimmung gegen die Spruchkammern und versuchten immer 
wieder zu betonen, „während der Nazizeit sei es in mancher Beziehung besser gewe­
sen"24. Hand in Hand damit lebten antisemitische Ressentiments wieder auf, so daß es 
schon im Frühjahr 1948 zu Schändungen des noch nicht wieder ganz hergestellten is­
raelitischen Friedhofes kam. Diese Aktivitäten stießen 1945/46, als die Erinnerung an 
die zurückliegenden Jahre noch frisch war, abgesehen von den „ewig Gestrigen aus 
den nazistischen Lagern"25, überall auf Ablehnung. Ab 1946, als die Erinnerung all­
mählich zu verblassen begann, fanden sie mehr und mehr auch die Billigung unpoliti­
scher Kreise und eines Teils der sozial und politisch desintegrierten Flüchtlinge, die 

23a Zur Entnazifizierung in Ansbach vgl. die Berichterstattung der Fränkischen Landeszeitung (FLZ) 
und die Historical Reports der Militärregierung, in: NA RG 260, 10/80-3/6. 

24 Stimmungsbericht von Körner vom 18. Dezember 1946. 
25 Stimmungsbericht von Körner vom 16. September 1947. 
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angesichts dramatisch verschärfter Versorgungskrisen dazu neigten, ihr Heil in radi­
kalen Lösungen zu suchen. 

Körner stand mit dieser Einschätzung nicht allein. Walter L. Dorn hatte schon im 
Mai 1946 in einer Denkschrift für General Clay, den amerikanischen Militärgouver­
neur, auf ein erschreckendes Anwachsen antidemokratischer und reaktionärer Kräfte 
in der gesamten amerikanischen Besatzungszone hingewiesen. „Es kristallisiert sich 
eine neonazistische, nationalistische und militaristische Einstellung heraus. Das gilt 
besonders für Bayern, das konservativste Land der US-Zone ... Die ,Ordnungszelle 
Bayern'... bildet sich von neuem26." Ähnliche Beobachtungen machten in den Jahren 
1948/49 die Intelligence Division des Office of Military Government, Bavaria, und 
Robert Murphy, der politische Berater Clays. In der bayerischen Bevölkerung, so 
hieß es in einer Studie der Intelligence Division vom 24. Mai 1949, breite sich der 
„Wunsch nach einem starken Mann, einem starken Führer aus. Dies war die Situati­
on, die zu Hitler, zur Herrschaft der Nazipartei und schließlich zum Krieg führte."27 

Und wie Körner diagnostizierte die Militärregierung eine rapide Verschlechterung 
des Klimas zwischen Besatzern und „Besetzten" - bemerkenswerterweise zu einem 
Zeitpunkt, da auf höchster Ebene die Weichen für die Gründung des Weststaates ge­
stellt wurden28. Daß die unselige Allianz aus unbelehrbaren Nazis und Unzufriede­
nen nicht noch mehr Zulauf erhielt und nicht in schlagkräftige nationalsozialistische 
oder „schwarz-weiß-rote" Organisationen einmündete, war in den Augen Körners 
hauptsächlich der amerikanischen Besatzungsmacht zu verdanken, deren Anwesen­
heit allein die ehemaligen Nationalsozialisten an allzu forschem Auftreten hinderte29. 

So einleuchtend die Beobachtungen Körners über die Demokratiebereitschaft in 
der Provinz sind, einige Fragen bleiben dennoch offen. Das neue Ansbacher Stadt-

26 Dorn, S. 79. 
27 Intelligence Division, OMGB, an Land Director, OMGB, 24. Mai 1949, „Special OMGB Report", 

in :NARG260, 10/73-2/18, und Murphy an Secretary of State, 8.1.1948, in: Foreign Relations of 
the United States, Diplomatic Papers, 1948, Vol. II, Germany and Austria, Washington 1973, S. 11. 
Vgl. dazu auch Hans-Peter Schwarz, Die Ära Adenauer. Gründerjahre der Republik 1949-1957, 
Stuttgart/Wiesbaden 1981, S. 432 ff., der das Ergebnis einer Umfrage der amerikanischen Militär­
regierung vom August 1947 hervorhebt, wonach 55 Prozent der Befragten den Nationalsozialis­
mus als gute Idee bezeichneten, die aber schlecht verwirklicht worden sei. Vgl. auch Anna J. Mer-
ritt/Richard L. Merritt (Hrsg.), Public Opinion in Occupied Germany. The OMGUS Surveys, 
1945-1949, Urbana/Chicago/London 1970. 

28 „Bavaria is now in the arrogant-bold stage, disrespectful of the military and Military Government." 
Intelligence Division, OMGB, an Land Director, OMGB, 24.Mai 1949, in: NA RG 260, 10/73-
2/18. 

29 Die amerikanische Besatzungsmacht trug gewiß zum Scheitern alternativer Demokratiekonzepte 
bei, wie sie nach Kriegsende von antifaschistischen Ausschüssen vor allem in urbanen Regionen mit 
starker Arbeiterbewegungstradition zu beobachten waren. Mit Blick auf die konservative Provinz, 
in der für antifaschistische Alternativen keinerlei Voraussetzungen bestanden, wird man es jedoch, 
wie Körner, ihrer Autorität zuschreiben können, daß sich während der Besatzungszeit Ansätze ei­
ner Renaissance alter Rezepte nicht entfalten konnten. Zu den antifaschistischen Ausschüssen vgl. 
u.a. Arbeiterinitiative 1945. Antifaschistische Ausschüsse und Reorganisation der Arbeiterbewe­
gung in Deutschland, hrsg. von Lutz Niethammer, Ulrich Borsdorf und Peter Brandt, Wuppertal 
1976. 
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überhaupt hatte das Ende der NS-Herrschaft herbeigesehnt und daran die Hoffnung 
geknüpft, nun sei endlich der Weg frei für die Gründung eines demokratischen Staa­
tes im Zeichen von Sozialismus und Freiheit, in dem die SPD die führende Rolle 
übernehmen werde. Doch schon 1947 waren viele seiner Hoffnungen enttäuscht. 
Von einer weit verbreiteten Neigung zu sozialistischen Neuordnungsversuchen 
konnte keine Rede sein, und die SPD hatte viele einflußreiche Positionen, die ihr 
1945 zugefallen waren, bereits wieder verloren. Mischten sich in die Berichterstattung 
Körners nicht diese enttäuschten Hoffnungen? Verleiteten sie ihn nicht zuweilen 
dazu, allzu strikt zwischen Befürwortern und Gegnern des demokratischen Neube­
ginns zu unterscheiden? Erfüllten sie ihn nicht mit zu düsteren Vorahnungen über das 
Schicksal des zweiten Anlaufs zur Demokratie? War es tatsächlich in erster Linie der 
Anwesenheit der amerikanischen Besatzungsmacht zu verdanken, daß die antidemo­
kratischen Ressentiments gleichsam nur im Untergrund wirksam werden konnten 
und nicht wie nach dem Ersten Weltkrieg herrschend wurden? Hatte sich nicht auch 
ein großer Teil der bürgerlichen Schichten aufgrund der Erfahrungen mit der Herr­
schaft des Nationalsozialismus zu dem Entschluß durchgerungen, antidemokrati­
schen Experimenten nun endgültig abzuschwören? Viele mochten in diesem Ent­
schluß durch die verfehlte Entnazifizierung und die wirtschaftlichen Nöte wieder 
schwankend geworden sein: Aber waren sie deshalb schon bereit, mit den unbelehr­
baren Nazis gemeinsame Sache zu machen? Handelte es sich nicht eher um die nor­
malen Schwierigkeiten der ersten Anpassungsversuche eines doch geläuterten Bür­
gertums an demokratische Verhältnisse? Hatten diese Versuche, zunächst von der 
Besatzungsmacht insofern erleichtert, als sie wirksamen Schutz gegen sozialistische 
Experimente gewährte, nicht doch große Aussicht auf Erfolg, wenn wirtschaftliche 
Konsolidierung einsetzte, wie bereits vor und dann erst recht nach der Gründung der 
Bundesrepublik? Und schließlich: Hatten sich in den Jahren der NS-Herrschaft, un­
ter dem Eindruck ihres Falles und in Verarbeitung der auch dann so bedrückenden 
Lebensumstände nicht neue Normen und Lebensgefühle herausgebildet, denen eines 
gemeinsam war: die Resistenz gegen neue Appelle radikaler Ideologien30? 

Wenngleich die im folgenden abgedruckten Ausschnitte aus den Stimmungsberich­
ten Ernst Körners viel vom spezifisch „Ansbacher Klima" einfangen und sicher viel 
von den Spannungen zwischen diesem und dem sozialdemokratischen Oberbürger­
meister widerspiegeln, können sie andererseits doch auch über Ansbach hinausgehen­
de Relevanz beanspruchen; zumindest wohl für viele Kleinstädte der amerikanischen 
Zone mit mittelständischem Charakter und einer ehemals großen Affinität zum Na­
tionalsozialismus, in denen damals die überkommenen Formen des sozialen und kul­
turellen Lebens ins Wanken geraten waren. 

30 Vgl. Hermann Graml, Zur Frage der Demokratiebereitschaft des deutschen Bürgertums nach dem 
Ende der NS-Herrschaft. Hermann Maus Bericht über eine Reise nach München im März 1946, 
in: Miscellanea. Festschrift für Helmut Krausnick zum 75. Geburtstag, Stuttgart 1980, S. 149-168, 
und Friedrich Tenbruck, Alltagsnormen und Lebensgefühle in der Bundesrepublik, in: Die zweite 
Republik. 25 Jahre Bundesrepublik Deutschland - eine Bilanz, Stuttgart 1974, S. 289-310. 
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Die Berichte Ernst Körners hatten laut Anordnung der Militärregierung vom 

22. Mai 1946 Angaben über folgende Punkte zu enthalten: 

„a. Welcher Widerstand zeigt sich durch Widersetzlichkeit, Ungehorsam oder Unterlas­
sung, Befehle von vorschriftsmäßig gewählten oder ernannten Beamten und/oder Vor­
schriften, Verordnungen oder Aufrufe, die an die deutsche Bevölkerung ergehen, auszu­
führen? Welches ist die allgemeine öffentliche Haltung gegenüber der Regierungsgewalt 
in der US-Zone? 
b. Welche politischen Parteien sind tätig in Ihrem Gebiete? Wie groß ist der Einfluß, den 
sie auf die Bevölkerung des Ortes ausüben? 
c. Welche besonderen Gruppen, Vereine, Gesellschaften oder Organisationen Deutscher 
bilden im Gebiet eine mögliche politische Bedrohung? 
d. Wie reagieren die Kirche und die Kirchenführer in Ihrem Gebiete? 
e. Wer sind die prominenten Persönlichkeiten in Ihrem Gebiete? Welches sind die Hinter­
gründe von jeder, ihre Geschichte, Beschäftigung, ihre Popularität, und was vertreten sie? 
f. Welches ist die Haltung von Erziehern oder Führern in den Schulen Ihres Gebietes? Bil­
den sie ein Problem? Was scheinen ihre Ziele zu sein? Zeigen Erzieher eine Tendenz, Plä­
ne oder Ideen der HJ oder anderer Naziorganisationen anzunehmen oder sich mit frü­
heren Mitgliedern einer derartigen Organisation in Verbindung zu setzen? 
g. Welches ist die Haltung von früheren Naziparteimitgliedern in Ihrem Gebiet? 
h. Welche Probleme ergeben sich durch die Entlassung deutscher Soldaten? 
i. Unterstützen deutsche Industrielle, Finanzleute oder andere Wirtschaftsführer entweder 
finanziell oder durch andere Mittel irgendwelche Organisationen oder Gruppen? 
j . Ist die wandernde Bevölkerung ein Problem in Ihrem Gebiete? Ist das Problem vor­
nehmlich eines der Ein- oder Auswanderung? Wieviele Leute sind in Bewegung? Woher 
kommen oder wohin ziehen sie?" 

In den ersten vier Wochen sollte der Oberbürgermeister außerdem auf die deutsche 

öffentliche Meinung über die Währungsprobleme und die öffentlichen Schulden, den 

Schwarzen Markt, die Preise und die Steuern sowie auf die politische Betätigung der 

Geistlichkeit und die Bemühungen um die Integration der Flüchtlinge achten. 

Am 9. September 1946 unterrichtete die Militärregierung den Oberbürgermeister, 

daß der Wochenbericht von nun an mittwochs, spätestens 17.00 Uhr, vorzuliegen 

habe. Drei Tage später fügte die Militärregierung den im Schreiben vom 22. Mai an­

gegebenen Bereichen, die Körner bei seiner Berichterstattung besonders im Auge be­

halten sollte, weitere hinzu: 

„k. Über die Arbeiten der Spruchkammern und Haltung und Meinung der Bevölkerung in 
Verbindung damit. 
1. Welche besonderen Bemühungen werden gemacht, um Flüchtlinge in Ihre Gemeinde 
einzugliedern? Welche Schwierigkeiten ergeben sich? 
m. Über Arbeiten der Jugendkomitees und über Tätigkeit der Jugendgruppen. 
n. Angaben über irgendwelche anderen Fragen, die Sie für wichtig oder von Interesse hal­

te 
ten. 

Vom 29. Mai 1946 bis zum 1 Ju l i 1947 hielt sich Körner exakt an die von der Militär­

regierung in den Schreiben vom 22. Mai und 9. September 1946 vorgegebenen Fra-
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gen. Ab 9. Juli 1947 wich er von der bisherigen Praxis ab und berichtete mehr nach ei­
genem Gutdünken. Am 2. Juni 1948 kehrte Körner aber wieder zum alten Fragenmu­
ster zurück. Im September 1948 bat der Oberbürgermeister den Chef der örtlichen 
Militärregierung, „die Erstattung des bisher wöchentlich angeforderten Stimmungs­
berichtes entweder ganz zu erlassen oder auf einen längeren Zeitraum auszudehnen". 
Der Vertreter der Besatzungsmacht erklärte sich mit einer monatlichen Berichterstat­
tung einverstanden, sofern sich nicht etwas besonders Wichtiges ereignete. Daraufhin 
entstanden fünf Monatsberichte, der letzte datiert vom 5. März 1949. 

Im folgenden wird der erste Wochenbericht vom 29. Mai 1946 in voller Länge ab­
gedruckt, um ein Bild von den typischen Methoden der Berichterstattung Körners zu 
vermitteln. Obwohl darin nur spärliche Angaben zur Problematik der Demokratiebe­
reitschaft in der Provinz enthalten sind, kann er nach Anlage und Struktur als Beispiel 
für alle später folgenden Wochenberichte dienen, aus denen jeweils dann Auszüge 
wiedergegeben werden, wenn sich der Ansbacher Oberbürgermeister über - im wei­
testen Sinne - pro- oder antidemokratische Meinungen und Haltungen der Bevölke­
rung seiner Stadt äußerte. Ebenso wird mit den Monatsberichten verfahren. Der erste 
Monatsbericht vom 2. Juni 1948 wird in voller Länge abgedruckt, von den folgenden 
Berichten jeweils nur Auszüge (in Zeichensetzung usw. wurde nicht eingegriffen). 

Insgesamt sind zwischen 29. Mai 1946 und 5. März 1949 122 Berichte entstanden. 
92 Berichte wurden von Ernst Körner angefertigt, die übrigen 30 Berichte sind von 
Amtsdirektor Christian Stecher gezeichnet. Stechers Berichte sind wenig aussage­
kräftig oder beziehen sich häufig auf die Berichte Körners. Die abgedruckten Be­
richtsauszüge stammen ausnahmslos von Ernst Körner. 

Alle 122 Berichte und die Anschreiben der amerikanischen Militärregierung finden 
sich in der Registratur der Stadt Ansbach unter der Signatur: Einheitsaktenplan 
(EAP) 022-95/19. In den OMGUS-Akten sind nur einige wenige Berichte unter der 
Signatur: National Archives (NA), Washington D.C. , Record Group (RG) 260, 9 / 
144-2/2 (diese Ziffern bezeichnen: Shipment, box und folder des OMGUS-Bestan-
des) enthalten. 

Dokumente 

29. Mai 1946: 
Die hiesige Bevölkerung befolgt die Anweisungen der Militärregierung sowie die Anord­
nungen der Polizeibeamten im allgemeinen erfreulicherweise ohne Widerstand. 
Im Stadtkreis Ansbach sind tätig: 

1. die Sozialdemokratische Partei, 
2. die Kommunistische Partei Deutschlands, 
3. die Deutsche Demokratische Partei und 
4. die Christlich Soziale Union. 

Die in den letzten Wochen für die Stadtratswahl durchgeführte Werbung hielt sich durch­
wegs in normalen Grenzen. Weder bei den Versammlungen, noch am Wahlsonntag selbst 
kam es zu Ausschreitungen. Die Wahl brachte der SPD 8 Sitze, der Deutschen Demokra-
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tischen Partei 3 und der Christlich Sozialen Union 9 Sitze, während die Kommunistische 
Partei infolge ihrer geringen Stimmenzahl keinen Sitz erringen konnte. Es zeigte sich, daß 
sie hier auf die Wählermassen soweit wie keinen Einfluß ausüben konnte. 
Über Vereinigungen, die eine politische Bedrohung bedeuten könnten, ist nichts bekannt 
geworden. 
Die früheren Naziparteimitglieder verhalten sich durchwegs ruhig und treten nicht in Er­
scheinung. 
In der Lehrerschaft ist keinerlei Tendenz zu beobachten, die Ideen der NSDAP, HJ oder 
anderer verbotener Organisationen fortzusetzen. 
Nach dem Bericht des Stadtschulamtes herrscht dagegen unter der Erzieherschaft eine 
große Beunruhigung insofern, als die ihres Dienstes enthobenen früheren Lehrer sehn­
lichst eine baldige Entscheidung über ihr Schicksal erhoffen. Die Ersatzlehrkräfte sind 
enttäuscht, daß sie nicht als Lehrer übernommen werden und kein Recht auf Pension ha­
ben, sondern lediglich als Vertragsangestellte mit kurzfristiger Kündigung eingesetzt wer­
den. 
Da in der amerikanischen Zone die Lebensmittelversorgung bisher am besten war, kamen 
sehr viele Personen aus den anderen Zonen, besonders aus dem Saargebiet, hierher, um zu 
hamstern. Dadurch häuften sich auch die Gelegenheitsdiebstähle. Hier wird rücksichtslos 
durchgegriffen. 
Zahlreiche entlassene deutsche Soldaten, die in der russischen Zone beheimatet sind, zie­
hen nach Landstreicherart umher, weil sie keine Heimat mehr haben und nicht wissen, wo 
sie ein neues Leben beginnen sollen. 
Ein großer Teil der Bevölkerung befürchtet immer noch eine Inflation und versucht daher, 
Sachwerte jeder Art in die Hand zu bekommen. Bei den Geschäftsleuten ist naturgemäß 
der Wille vorhanden, ihre Ware möglichst zu behalten, weil durch die Zonengrenzen eine 
Nachschaffung nicht möglich ist. 
Über die öffentlichen Schulden hat nur ein kleiner Teil der Bevölkerung eine richtige Vor­
stellung. 
Der Schwarze Markt wird von allen anständigen Deutschen schärfstens verurteilt. Er 
dürfte in dem Augenblick eingeschränkt werden, in dem genügend Rauchwaren zugeteilt 
werden, weil der Mangel an solchen den meisten Anreiz für den Schwarzen Markt bildet. 
Der immer stärker werdende Mangel an Nahrungsmitteln ist ebenfalls eine Haupttriebfe­
der für den Schwarzen Markt. Wenn der Geldüberhang durch eine Währungsreform be­
seitigt ist, wird auch dieser Übelstand aufhören und die Preise werden von selbst einen 
normalen Stand bekommen. An der Aufrechterhaltung der Preisstabilität hat der Großteil 
der Bevölkerung, der sich aus Arbeitnehmern mit geringem Einkommen zusammensetzt, 
ein besonderes Interesse. 
Kenner der wirtschaftlichen Verhältnisse meinen, daß auch die neuen Steuern kein Allein­
heilmittel sein können. Die neue Biersteuer belastet am meisten den kleinen Mann, der in­
folge schwerer Arbeit gezwungen ist, sich ein Getränk zu kaufen. 
Im allgemeinen befleißigt sich die Geistlichkeit in politischer Beziehung einer neutralen 
Haltung. Durch das Entstehen und die Agitation der Christlich Sozialen Union scheint 
aber in dieser Richtung eine aktivere Betätigung eingetreten zu sein. 
Die Unterbringung der Flüchtlinge31 bereitet der Stadtverwaltung die allergrößte Sorge, 
da der hiesige Wohnraum bereits bis zur äußersten Grenze in Anspruch genommen ist. 

31 In Ansbach war bereits im Februar 1946 eine Zuzugsperre für Flüchtlinge verhängt worden, die es 
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28. Juni 1946: 
... Außer den bereits genannten Parteien sind weitere nicht aufgetreten. Allerdings schaltet 
sich zur bevorstehenden Verfassunggebenden Landesversammlung auch die Wirtschaftli­
che Aufbau-Vereinigung32 in die Propaganda ein, wobei festzustellen ist, daß ein von ihr 
direkt an die Bevölkerung von Nürnberg aus per Post versandtes Flugblatt in seinem Inhalt 
recht lebhaft an die Nazipropaganda unseligen Angedenkens erinnert, in dem nach Na­
ziart behauptet wird, daß die Männer, die sich nach dem Einmarsch der Amerikaner zur 
Mitarbeit zur Verfügung stellten, nichts geleistet hätten. Hier wird wieder einmal, wie im­
mer zum Zwecke des Stimmenfanges, Ursache und Wirkung bewußt gefälscht. Es wäre 
begrüßenswert, wenn diesen politischen Schmutzfinken gehörig auf die Finger geklopft 
würde ... 

Die früheren Naziparteimitglieder verhalten sich im allgemeinen ruhig. Befürchtungen ir­
gendwelcher Art dürften um deswillen nicht zu hegen sein, nachdem die gewöhnlichen 
Mitläufer froh sind, daß das 3. Reich sein Ende gefunden hat, während die Hauptschuldi­
gen und Belasteten ja noch samt und sonders in Lagern untergebracht sind. Soweit kleine­
re Nazigrößen bereits schon zur Entlassung gekommen sind, sorgt das Arbeitsamt für ent­
sprechenden Einsatz, daß ihnen irgendwelche dunkle Pläne vergehen ... 
Die Kritik der Bevölkerung an den hohen Steuern hält unverändert an. Nach wie vor 
herrscht die Auffassung, daß damit nicht der Besitz, sondern nur der Minderbemittelte am 
empfindlichsten getroffen wird. Demzufolge mehren sich auch die Stimmen, daß Lohner­
höhungen ein Gebot der Stunde seien ... 

28. Juni 1946 - Nachtrag 
In den letzten Tagen wird das Gerücht verbreitet, daß die amerikanische Besatzungsmacht 
sich aus Ober- und Mittelfranken zurückziehe und dieses Gebiet der russischen Besat­
zungsmacht übertragen werde. Nachdem dieses Gerücht, das seinen Ursprung sowohl in 
nationalsozialistischen Kreisen haben, als aber auch sehr leicht von verantwortungslosen 
kommunistischen Agitatoren zum Zwecke der Stimmungsmache für die bevorstehende 
Wahl ausgestreut worden sein kann, zu einer erheblichen Beunruhigung der Bevölkerung, 
und zwar nicht nur, wie mir berichtet wurde, im Stadtkreis, sondern auch im Landkreis 
geführt hat, würde ich es begrüßen, wenn die Militärregierung mit entsprechendem Nach­
druck diesem Unsinn entgegentreten würde. 

2.August 1946: 
... Das politische Denkvermögen des Durchschnittsmenschen ist immer noch nicht groß 
genug, um die kausalen Zusammenhänge in Politik und Wirtschaft bis zur letzten Konse­
quenz zu erkennen. Dadurch wird heute mehr denn je für viele Widerwärtigkeiten der 
Gegenwart nicht etwa die verbrecherische Politik des Nazismus verantwortlich gemacht, 
sondern in Verkennung von Ursache und Wirkung allzu leicht die Schuld der unter der 
Regierungsautorität der Militärregierung tätigen Zivilverwaltung zugeschoben. Nach 
Meinung breitester Volksschichten ist diese dafür verantwortlich zu machen, daß es auf 
allen Gebieten des täglichen Lebens, mitunter selbst an den vitalsten Dingen fehlt... 

dem Regierungsflüchtlingskommissar nur noch in wirklich begründeten Ausnahmefällen erlaubte, 
Flüchtlingstransporte nach Ansbach zu dirigieren. Vgl. Niederschrift der Sitzung des Beratenden 
Ausschusses vom 5. März 1946, in: Stadthaus Ansbach, Registratur des Oberbürgermeisters. 

32 Zur WAV vgl. Hans Woller, Die Loritz-Partei. Geschichte, Struktur und Politik der Wirtschaftli­
chen Aufbau-Vereinigung (WAV) 1945-1955, Stuttgart 1982. 
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6. September 1946: 
Ernsthafter Widerstand oder Widersetzlichkeiten gegen die von der Militärregierung oder 
der zivilen Verwaltung erlassenen Vorschriften und Anordnungen sind in der Berichtszeit 
nicht zu verzeichnen gewesen. Daß die Kriminalität im allgemeinen eine höhere geworden 
ist, ist nicht nur eine Folge der langen Dauer des Krieges, sondern der über 12jährigen Er­
ziehung des Volkes zur Unmoral durch das nationalsozialistische Regime ... 
Daß frühere Naziparteimitglieder irgendwie offensichtlich sich gegen den Neuaufbau des 
Staates einsetzen, ist in der Berichtszeit nicht erkennbar geworden. Trotzdem ist anzuneh­
men, daß von gewissen Kreisen in verstärktem Maße versucht wird, Propaganda gegen 
gewisse Anordnungen der Regierungsgewalt zu betreiben. Am deutlichsten erkennbar ist 
dies aus der Stimmung gegen die Spruchkammer und deren Urteile. Es ist anzunehmen, 
daß einzelne ehemalige Naziparteimitglieder auf dem Wege der Flüsterpropaganda diese 
Einrichtung zu mißkreditieren versuchen und damit bei der leider allgemein sehr unpoliti­
schen und wenig kritischen Einstellung der Bevölkerung auch da und dort Erfolg haben ... 
Gewisse Schwierigkeiten ergeben sich auch auf dem Gebiete der Entnazifizierung von 
Wohnraum33, nachdem in Ansbach nahezu keine Ausweichmöglichkeiten mehr vorhan­
den sind. Die Bemühungen der Stadtverwaltung, Schnittholzscheine zur Beschaffung von 
Baracken zu bekommen, um damit dem Notstand zu begegnen, scheiterten bisher daran, 
daß solche eben nicht vorhanden sind. Trotzdem ist das Wohnungsamt nach wie vor be­
müht, dem Gesetz in jeder möglichen Weise Rechnung zu tragen, und zwar vor allem da­
durch, daß ehemalige Pg.-Familien auf kleinstem Raum zusammengedrängt und da, wo 
einigermaßen vertretbar, das Hauptmieterverhältnis des Belasteten in ein solches als Un­
termieter umgewandelt wird ... 

18. September 1946: 
... Die Arbeiten an der Spruchkammer sind bereits vor einiger Zeit angelaufen. Sie beste­
hen vor allen Dingen in den notwendigen Vorarbeiten und Vorerhebungen zum Zwecke 
der Durchführung der schriftlichen oder mündlichen Verhandlungen. Nachdem bis heute 
es leider nicht gelungen ist, einen Vorsitzenden für die Kammer zu erhalten, beschränkt 
sich die Entscheidungstätigkeit auf den kleinen Senat, der sich aus dem stellvertretenden 
Vorsitzenden, dem stellvertretenden Kläger und zwei Beisitzern zusammensetzt34. Da­
durch ist die Spruchkammer in die unangenehme Lage versetzt, zunächst noch nicht, wie 
ursprünglich vorgesehen, schwere Fälle, die in erster Linie zur Entscheidung und Aburtei­
lung kommen sollten, zur Durchführung zu bringen ... 

33 Stadtrat Kuch hatte zu diesem Thema in der Stadtratssitzung vom 9. Juli 1946 auf einen Befehl der 
Militärregierung hingewiesen, „wonach jeder Nationalsozialist, ohne Rücksicht auf das Eintritts­
datum in die Partei, seine Wohnung freizumachen hat, wenn es gilt, ehemalige politisch oder ras­
sisch Verfolgte oder sonstige unbelastete Personen unterzubringen". Auszug aus der Stadtratssit­
zung, in: Stadtarchiv Ansbach, ABc T/10/53. 

34 Mündliche Verfahren gegen die unter den Klassen I (= Hauptschuldige) und II (=Aktivisten) des 
Gesetzes zur Befreiung von Nationalsozialismus und Militarismus Angeklagten konnten nur vom 
Vorsitzenden einer Spruchkammer durchgeführt werden. Stellvertretende Vorsitzende war von 
1946-1949 Eva Reiner, die Frau des 1945 verstorbenen Vizepräsidenten von Mittel- und Ober­
franken. Kläger am kleinen Senat war der aus dem Sudetenland stammende Sozialdemokrat Josef 
Otta (1896-1948), der im Juni 1947 eine Stelle als Sekretär beim Gewerkschaftsbund in Ansbach 
annahm. Vgl. Stimmungsbericht von Körner vom 24. Juni 1947. Die Beisitzer wechselten häufig. 
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Die Haltung und Meinung der Bevölkerung in bezug auf die Spruchkammer ist denkbar 
geteilt. Während die bewußt demokratisch eingestellten Elemente, sowie die gering bela­
steten ehemaligen Nationalsozialisten die Einrichtung der Spruchkammer begrüßen und 
sehnlichst darauf warten, daß diese mit Nachdruck in Tätigkeit tritt, nehmen jene Natio­
nalsozialisten, die auf Grund ihrer begangenen Verbrechen und Vergehen mit der Abur­
teilung zu rechnen haben, eine gegenteilige Meinung ein. Es ist anzunehmen, daß die 
nicht selten feststellbare abfällige Beurteilung der Spruchkammer bewußt von diesen Ele­
menten propagiert wird ... 

25. September 1946: 
... Irgendeine erkennbare Reaktion in positivem Sinne ist in der Berichtswoche nicht be­
kannt geworden. Dagegen scheinen mir Äußerungen, wie sie am vergangenen Sonntag 
Oberkirchenrat Kern während seiner Predigt getan hat, nicht gerade ungefährlich zu sein. 
Die Erklärungen von ihm in bezug auf die Spruchkammer, „die Menschen haben nicht zu 
richten, sondern nur Gott", sind nicht gerade angetan, das an sich nicht einfache Entnazi­
fizierungswerk zu erleichtern und noch viel weniger das m. E. künstlich geschürte Miß­
trauen gegen diese Einrichtung zu beseitigen ... 

23. Oktober 1946: 
... Irgendwelche Tendenzen von früheren Naziparteimitgliedern, die darauf schließen lie­
ßen, daß sie sich aktiv den demokratischen Bestrebungen der Zivilverwaltung entgegen­
setzen, sind nicht erkennbar geworden. Es ist anzunehmen, daß ein ganzer Teil solcher 
ehemaligen Mitglieder der Partei die Idee des Nazismus als Wahnidee erkannt haben und 
sich zum mindestens dem demokratischen Neuaufbau des Staates nicht entgegenstellen. 
Es ist sogar anzunehmen, daß sie bereit wären, an diesem mitzuarbeiten, wenn nicht im­
mer wieder gewisse Maßnahmen (z. B. Entnazifizierung des Wohnraums usw.) eine natür­
liche Entwicklung in dieser Richtung hindern würden ... 

30. Oktober 1946: 
... Die öffentliche Haltung gegenüber der Regierungsgewalt in der US-Zone ist eine 
denkbar geteilte. Während ein Teil in Unkenntnis der kausalen Zusammenhänge Ursache 
und Wirkung verwechselt, gibt es einen kleinen Kreis von Personen, der bewußt und in 
demagogischer Absicht für die derzeitigen großen Notverhältnisse, unter denen das deut­
sche Volk zu leiden hat, nicht die Nazikriegsbrandstifter, sondern die jetzt tätigen demo­
kratischen Elemente verantwortlich macht. Es ist eben die Tragik des deutschen Volkes, 
daß es erst immer dann, wenn es sich im tiefsten Unglück befindet, die Demokratie als 
Staatsform zu erstreben sucht und dadurch allzu leicht diese für alles Elend verantwortlich 
gemacht wird und mehr und mehr in Mißkredit gerät. . . 
Die Haltung der Bevölkerung in bezug auf die Spruchkammer ist nach wie vor eine geteil­
te und gibt es nicht wenige Menschen, die den Spruchkammern direkt ablehnend gegen­
überstehen. Bedauerlich ist, daß deren inkorrekte Haltung noch eine gewisse Stärkung 
durch die Auslassungen von Kirchenführern gegen diese Institution erfährt... 

20. November 1946: 
... Bezüglich der Haltung gegenüber der Regierungsgewalt ist zu bemerken, daß diese 
selbstverständlich keine einheitliche ist, jedoch angenommen werden kann, daß die Mehr-
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heit der Bevölkerung die schwere Arbeit der Regierung, die durch die Verhältnisse bedingt 
ist, entsprechend zu würdigen weiß ... 
Die Spruchkammer Ansbach-Stadt leidet nach wie vor darunter, daß es leider bislang noch 
nicht gelungen ist, den 1. Senat mit einem geeigneten Vorsitzenden zu besetzen. Es ist dies 
umso bedauerlicher, als dadurch keine Möglichkeit besteht, so wie es erfreulicherweise 
angestrebt wird, die schweren Fälle einer Erledigung zuzuführen. Haltung und Meinung 
der Bevölkerung gegenüber der Spruchkammer ist selbstverständlich nach wie vor geteilt 
und die Ausführungen des Herrn Militärgouverneurs, General Clay35, haben in gewissen 
Kreisen ehemaliger Parteigenossen eine nicht geringe Schockwirkung hervorgerufen ... 

27. November 1946: 
... Unter den ehemaligen Naziparteimitgliedern befinden sich viele frühere Beamte, die 
wegen ihrer Mitgliedschaft bei der NSDAP aus dem Dienste entlassen wurden. Ein Teil 
derselben war lediglich nominell bei der NSDAP. Wiederholte frühere Veröffentlichun­
gen haben bei diesen Leuten die Hoffnung erweckt, möglichst bald von dem Makel der 
Belastung durch die Spruchkammer befreit zu werden, sofern sie sich in der Nazizeit an­
ständig und in jeder Beziehung einwandfrei verhalten hatten. Sie hofften sehnsüchtig 
dann, wenn auch mit entsprechender Zurückstufung oder Gehaltsminderung, wieder ein­
gestellt zu werden. Viele von ihnen sind bestimmt von dem ehrlichen Willen beseelt, ihren 
Fehler durch fleißige Arbeit für den Wiederaufbau und durch Bekundung einer wahrhaft 
demokratischen Gesinnung wieder gut zu machen. In diesen Kreisen macht sich, da die 
seit Monaten in Aussicht gestellten Richtlinien der Staatsregierung36 noch nicht bekannt 
geworden sind, nach und nach eine große Niedergeschlagenheit, oft sogar eine Verzweif­
lung bemerkbar. Es ist eine Tatsache, daß besonders das Beamtentum von dem Entnazifi­
zierungsgesetz weit mehr betroffen ist als andere Berufsstände. Diese Personen machen 
zusammen mit ihren Angehörigen, Verwandten, Freunden und Bekannten einen nicht un­
erheblichen Teil der gesamten Bevölkerung aus. Die Stimmung im Volke wird durch die­
sen Umstand nicht günstig beeinflußt... 

18. Dezember 1946: 
... Vereinzelt wird bestimmt unter der Decke gewühlt und es finden sich immer wieder 
Dumme, die ihre Gerüchte glauben und weiterverbreiten. So kommt es immer wieder vor, 
daß die Meinung auftaucht, „während der Nazizeit sei es in mancher Beziehung besser 
gewesen". Es wird darauf verwiesen, daß es damals mehr Nahrungsmittel gegeben habe 
und das Wohnungselend bei weitem nicht so kraß war als gegenwärtig. Die Dummen 
überlegen sich aber nicht, wer diese mißlichen Verhältnisse verschuldet ha t . . . 

35 Gemeint sind die Ausführungen Clays vor dem Länderrat vom 5. November 1946, in denen er sich 
äußerst unzufrieden mit der Durchführung des Befreiungsgesetzes gezeigt und angedroht hatte, 
die Militärregierung werde die Entnazifizierung notfalls wieder selbst in die Hand nehmen. Vgl. 
Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland 1945-1949, Bd. 1, September 1945-De-
zember 1946, bearbeitet von Walter Vogel und Christoph Weisz, München/Wien 1976, S. 1015 ff. 

36 Gemeint ist die Verordnung Nr. 113 zur Regelung der Rechtsverhältnisse der vom Gesetz zur Be­
freiung von Nationalsozialismus und Militarismus betroffenen Beamten, die schon 1946 angekün­
digt worden war, aber erst am 29. Januar 1947 erlassen wurde. Vgl. Bayerisches Gesetz- und Ver­
ordnungsblatt, Amtliches Nachrichtenblatt der Bayerischen Landesregierung (Bay. GVB1), 7/ 
1947, S. 82. 
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8. Januar 1947: 
... Eine offensichtlich feindselige Haltung ehemaliger Naziparteimitglieder ist in der Be­
richtszeit nicht zutage getreten, doch muß angenommen werden, daß nach wie vor ein ge­
wisser kleinerer Kreis zu gerne geneigt wäre, die politischen Verhältnisse im Sinne des Na­
zismus wieder zu ändern. Man hat den Eindruck, daß lediglich das Vorhandensein der 
Besatzungsmacht diesen politisch einseitigen Fanatikern Vorsicht geboten erscheinen läßt 

22. Januar 1947: 
... Bezüglich der Haltung von früheren Mitgliedern der Nazipartei ist zu berichten, daß 
sie sich im allgemeinen loyal verhalten. Ein kleinerer Teil derselben ist zweifelsohne ge­
neigt, am Neuaufbau des demokratischen Staates Anteil zu nehmen, und den Willen zur 
Wiedergutmachung durch entsprechenden persönlichen und arbeitsmäßigen Einsatz er­
kennen zu lassen. Ein anderer Teil steht apathisch und resigniert abseits und ist allzu gerne 
geneigt, unter Inanspruchnahme ärztlicher Atteste sich vor allem von Arbeit, die physische 
Kräfte voraussetzt, zu drücken. Außerdem ist anzunehmen, daß eine, wenn auch unbe­
deutende Anzahl ehemaliger Naziparteimitglieder die ewig Gestrigen und damit unbe­
lehrbar gebliebenen sind ... 

12. Februar 1947: 
... Nach wie vor hat man den Eindruck, daß sich Kirche und Kirchenführer loyal verhal­
ten. Wenn sich vor allen Dingen die Geistlichkeit endlich dazu durchringen könnte, frei 
von jeder parteipolitischen Färbung mutig für den demokratischen Staatsgedanken einzu­
treten, würde dies unverkennbar einen bedeutenden Schritt in bezug auf die geistige Um­
formung unseres Volkes bedeuten ... 
Die Spruchkammer setzt ihre Arbeiten nach wie vor fort. Bestrebungen, einen Vorsitzen­
den für die erste Sitzungsgruppe zu finden, sind immer noch im Gange. Umständehalber 
ist zu erwarten, daß evtl. in nächster Zeit eine neue Komplikation eintreten kann, nach­
dem mit Wahrscheinlichkeit mit einem Rücktritt des ersten Klägers37 zu rechnen ist. Die 
Haltung und Meinung der Bevölkerung ist nach wie vor den Spruchkammern gegenüber 
eine geteilte. 
Nicht unerwähnt sei, daß das Bombenattentat38 in Nürnberg zu einer gewissen Beunruhi­
gung vor allem auch der an der Spruchkammer tätigen Personen geführt hat. Es ist nicht 
unbekannt, daß sich ein Teil der Beschäftigten durch solche Vorgänge ständig bedroht 
fühlt. Soweit der Schutz der hiesigen Spruchkammer in Betracht kommt und die Möglich­
keit hierzu besteht, ist dies seit längerem durch Abstellung eines ständigen Polizeibeamten 
erfolgt... 

37 Der erste Kläger hieß Julius Gäbel (KPD). Er schied im März 1947 aus, da er den Eid auf die Baye­
rische Verfassung verweigerte. Vgl. Stimmungsbericht von Körner vom 4. März 1947 und FLZ 
vom 15. März 1947 und 22. März 1947. 

38 Gemeint ist der Sprengstoffanschlag auf das Büro des Landgerichtspräsidenten Camille Sachs, des 
Vorsitzenden der Nürnberger Sonderspruchkammer. Es war dies der zweite Anschlag innerhalb 
eines Monats gegen die Nürnberger Entnazifizierungsbehörden. Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 
4. Februar 1947. 
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11. März 1947: 

... Es gibt bestimmt nicht wenige Menschen, die sich vorbehaltlos und unabdingbar zur 
Demokratie und zum demokratischen Staatsgedanken bekennen. Allerdings darf nicht 
verkannt werden, daß die Anzahl derjenigen keine geringe ist, die lieber heute wie morgen 
wieder die alten Zustände, den Nazismus, vor allen Dingen jene chauvinistischen militäri­
schen schwarz-weiß-roten Organisationen erstehen lassen möchten und die an der Ver­
wirklichung ihrer Pläne nur durch die Anwesenheit der Besatzungsmacht gehindert wer­
den. 

Die gegenwärtige Notzeit ist selbstverständlich keineswegs dazu angetan, den demokrati­
schen Gedanken in der wünschenswerten Weise zu fördern. Allzusehr läßt sich der ein­
fach denkende Mensch in seiner Geisteshaltung durch materielle Dinge beeinflussen. 
Hunger und Elend, dazu Kälte, zu deren Bekämpfung die geringen Brennmaterialien 
nicht ausreichen, sind keine guten Lehrmeister der Demokratie. 
Andere, als die bisher gemeldeten politischen Parteien sind im Stadtkreis nicht tätig ge­
worden. Ihr Einfluß ist nach wie vor nicht der wünschenswerte. Nicht zuletzt ist dies dar­
auf zurückzuführen, daß das Volk mit einer Partei, nämlich der nazistischen, einmal die 
denkbar schlechtesten Erfahrungen hatte und als gebranntes Kind das Feuer eben scheut 

Die Haltung von Erziehern und Lehrern in den Schulen des Stadtgebietes ist keineswegs 
problematischer Natur. Sie bekennen sich zum demokratischen Staatsgedanken und be­
mühen sich, diesen auch den Schülern nahezubringen. Die Herzen der einzelnen zu un­
tersuchen, ist selbstverständlich nicht möglich und es ist nicht von der Hand zu weisen, 
daß sich auch unter diesem Personenkreis noch Leute befinden, die vielleicht innerlich das 
demokratische Gedankengut nicht hundertprozentig bejahen. Irgendwelche Tendenzen 
dieser Art, die darauf schließen könnten, daß sie versuchen, die Pläne oder Ideen der HJ 
oder anderer nazistischer Organisationen der von ihnen betreuten Jugend zu vermitteln, 
sind keinesfalls festzustellen ... 

Die Spruchkammer Ansbach - Stadt setzt ihre Arbeiten in einer Sitzgruppe in der Be­
richtszeit fort. Leider sind alle Bemühungen einen Vorsitzenden für die erste Sitzgruppe 
zu erhalten und damit die Kammer voll aktionsfähig zu machen trotz stärkster Einschal­
tung des Präsidenten der Berufungskammer39 gescheitert. Nachdem die stellvertretende 
Vorsitzende in den nächsten Tagen ihren Urlaub antritt, muß bedauerlicher Weise in Kauf 
genommen werden, daß die Tätigkeit der Kammer auf einige Wochen überhaupt einge­
stellt wird. Die Bemühungen der Ansbacher Gewerkschaften im Verein mit den Vertretern 
der Parteien und den Spitzen der öffentlichen Verwaltung, die Frage der Besetzung der 
Spruchkammer Ansbach Stadt und Land endgültig zu lösen, waren leider ohne Erfolg. 
Dagegen dürfte es diesen Bemühungen gelungen sein, für die Zukunft noch einige der so 
dringend benötigten Beisitzer für die Spruchkammer nominiert zu erhalten. Die kommu­
nistische Partei lehnte es anläßlich der stattgehabten Besprechung kategorisch ab, weitere 
Beisitzer aus ihren Reihen namhaft zu machen und erklärte, es jeden bei der Spruchkam­
mer irgendwie Tätigen freizustellen, seine Arbeit fortzusetzen oder auszuscheiden40. 
Das Nichtfunktionieren der Spruchkammer Ansbach-Stadt hat einen deprimierenden Ein-

39 Vorsitzender der Berufungskammer war der Jurist Dr. Adolf Luther, geb. 1913. Zu Luther vgl. 
Dorn, S. 108. 

40 Im März 1947 zog sich eine Reihe von kommunistischen Spruchkammerangehörigen aus ihren 
Ämtern zurück. Als Begründung wurde angegeben, daß die KPD im bayerischen Landtag nicht 
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druck auf jene Kreise hinterlassen, die mit Schmerzen daraufwarten, durch diese Instituti­
on von ihrer politischen Belastung, die ja vielfach auch eine schwere seelische darstellt, be­
freit zu werden ... 

1. April 1947: 
... Die allgemeine öffentliche Haltung gegenüber der Regierungsgewalt kann durchaus 
nicht als eine allerseits wohlwollende bezeichnet werden. Nicht zuletzt tragen daran die 
gegenwärtigen materiellen Umstände, unter denen das Volk zu leiden hat, die Schuld. Le­
bensmittelkürzungen, wie sie in letzter Zeit vorgekommen sind, die tatsächlich weiten Tei­
len des Volkes nur noch ein Vegetieren gestatten, sind eben nicht dazu angetan, das ge­
genwärtige Regierungssystem enthusiastisch zu befürworten ... 

13. Mai 1947: 
... Sie [die Lehrer] tun pflichtgemäß ihren vorgeschriebenen Dienst, lassen es aber vom 
staatspolitischen Standpunkt aus betrachtet meines Erachtens an der nötigen Aufgeschlos­
senheit fehlen. Es hat noch nicht den Anschein, daß sich die Lehrerschaft in ihrer Grund­
einstellung, die von jeher als eine Neigung zum überwiegend Materiellen bekannt ist, in 
der werdenden Demokratie auch nur das Geringste geändert hat . . . 
Die Feststellung, daß der Sonderminister41 es abgelehnt hat, für die hiesige Arbeit der 
Durchführung der Amnestien, wie es richtig gewesen wäre und gefordert wurde, Gebüh­
ren zu erheben, so ist es nicht verwunderlich, wenn der nichtbelastete Teil der Bevölke­
rung erklärt, daß die Entnazifizierung bereits auf dem Wege ist, zur Groteske zu werden 
und entschieden dagegen prostestiert, daß aus Mitteln der Steuerzahler ein gewisser Kreis 
unter das Gesetz Fallender unentgeltlich entnazifiziert wird ... 

25. Juni 1947: 
... Die 2. Sitzgruppe der Spruchkammer Ansbach-Stadt setzte ihre Arbeit auch in der Be­
richtszeit fort. Leider ist in nächster Zeit, falls es nicht gelingt für diese Sitzgruppe einen 
neuen Kläger zu bekommen, damit zu rechnen, daß auch diese ihre Arbeiten einstellen 
muß, nachdem der öffentliche Kläger Herr Otta42 aus dieser Dienststelle ausscheiden wird 

Seit langem sind sowohl bei der Militärregierung, als auch beim Sonderministerium die 
Unterlagen für einen Vorsitzenden der 1. Sitzgruppe eingereicht, aber leider ist bislang 
noch keine Entscheidung gefallen. Neuerdings wurde ein weiterer Bewerber bei beiden 
vorgenannten Instanzen in Vorschlag gebracht und wäre es wünschenswert, wenn auch 
die Militärregierung ihrerseits sich mit Nachdruck für die Beschleunigung der Entschei­
dungen bei den maßgebenden Instanzen über die Tragbarkeit der Vorgeschlagenen ein­
setzen würde. . . 

vertreten sei und somit die Arbeit des Entnazifizierungsministeriums nicht kontrollieren könne. 
Vgl. Amtsgericht Ansbach, Spruchkammerakten (Faszikel ohne Signatur). 

41 Nach Heinrich Schmitt (KPD) und Anton Pfeiffer (CSU) war am 21. Dezember 1946 der WAV-
Vorsitzende Alfred Loritz neuer Sonderminister für politische Befreiung geworden. Zu Loritz vgl. 
Woller, S. 50 ff. 

42 Zu Otta vgl. Anm.34. 
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2. September 1947: 

Die Steigerung der Mangellage auf allen Versorgungsgebieten bleibt selbstverständlich 
nicht ohne ungünstige Rückwirkung auf die allgemeine Stimmung in der Bevölkerung. 
Vielfach wird zu Unrecht sowohl an den zivilen Verwaltungsstellen als auch an der Mili­
tär-Administration Kritik geübt. Trotz allem aufklärenden Wirken wird diese ungerecht­
fertigte und unsachliche Kritik erst dann auf ein Minimum zurückgedrängt werden kön­
nen, wenn es gelingt, eine Besserung der allgemeinen Lebensbedingungen des Volkes her­
beizuführen. Während in den meisten Fällen unberechtigte Angriffe gegen zivile und Mili­
tärbehörden in Unkenntnis der kausalen Zusammenhänge erfolgen, gibt es selbstverständ­
lich auch einen kleinen Kreis, der bewußt die öffentliche Meinung zu vergiften sucht. Es 
kann sich hierbei sowohl um da und dort noch vorhandene Rudimente aus dem dritten 
Reich handeln als auch um extreme Kreise von ganz links, die die gegenwärtige Notlage 
des Volkes bewußt ausnützen, um einen Nervenkrieg in ihrem Sinne zu führen ... 

16. September 1947: 
Die Stimmung der Bevölkerung kann am besten gekennzeichnet werden durch eine 
schwere Depression, die über ihr lagert. Sie ist ausgelöst durch die Furcht vor dem bevor­
stehenden Winter und erfährt leider eine Steigerung durch die gegenwärtige scharfe Krise 
auf dem Gebiete der Ernährung. Leider führen diese Verhältnisse dazu, daß das Interesse 
der Bevölkerung an politischen Vorgängen mehr und mehr im Schwinden begriffen ist. . . 
Rein gefühlsmäßig ist die Situation zu beurteilen, daß wir uns gegenwärtig inmitten eines 
Nervenkrieges innerhalb unseres Landes befinden. Er dürfte genährt werden von den lei­
der im einzelnen nicht feststellbaren Resten der ewig Gestrigen aus den nazistischen La­
gern, auf der anderen Seite aber auch von Agenten der Kommunistischen Partei. . . 

28. Oktober 1947: 
... In politischer Hinsicht beunruhigt in der Gegenwart die Gemüter der Bevölkerung die 
Veröffentlichung der Demontageliste43. Auch in dem industriearmen Ansbach, das durch 
die Demontagen nicht direkt betroffen ist, nehmen weite Kreise der Bevölkerung doch 
lebhaft Anteil an diesem Ereignis und diskutieren vor allen Dingen seine Auswirkung. Bei 
aller Anerkennung der Ansprüche der Siegermächte auf Wiedergutmachung, steht doch 
einwandfrei fest, daß die Veröffentlichung der Demontageliste im psychologisch ungeeig­
netsten Moment erfolgt ist. 

Gerade in der Gegenwart, wo die Demokratien des Westens sich zur Abwehr des anstür­
menden Kommunismus zusammenfinden, laufen die Demontagemaßnahmen den politi­
schen zweifelsohne konträr. Die Befürchtungen sind demzufolge nicht von der Hand zu 
weisen, daß sowohl noch vorhandene nationalsozialistische Kreise, sowie auch die Kom­
munisten dadurch neuen Auftrieb erhalten und damit der Abwehrwille der bewußt deut­
schen, demokratisch gesinnten Kreise eine Schwächung erfährt. So bedeutet die Demon­
tage von Nichtrüstungsindustrien zweifelsohne gleichzeitig eine Demontage des politi­
schen Willens der demokratisch und gutgesinnten deutschen Bevölkerung ... 

43 Gemeint ist die Demontageliste, die am 29. August 1947 beschlossen und am 16. Oktober 1947 be­
kanntgegeben wurde. Sie kürzte die Demontage in der Bizone um ca. 50 Prozent und bedeutete 
den Abschied von rigoroseren Absichten, die sich vor allem im Level-of-Industry-Plan vom 
26. März 1946 niedergeschlagen hatten, in dem die industrielle Produktion auf dem Niveau von 
1932 gehalten werden sollte. Nach dem neuen Plan war eine Industriekapazität auf dem Niveau 
von 1936 zugelassen. 
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9. Dezember 1947: 
... In den letzten Tagen machte die Landeszeitung in einer Notiz44 darauf aufmerksam, 
daß die in der Stadt wohnenden jüdischen DP's die Kreuzung an der Uz- und Rosenbad-
straße als Platz ihrer Zusammenkünfte gewählt haben und dieser Zustand, abgesehen von 
allem anderen, ein erhebliches Verkehrshindernis bildet. Nachdem es bisher zu irgendwel­
chen Unzuträglichkeiten nicht gekommen ist, habe ich es unterlassen, irgendwie die Mili­
tärregierung auf diese Verhältnisse aufmerksam zu machen. Die Befassung der Öffent­
lichkeit mit diesem Zustand zwingt mich jedoch, mein Schweigen zu brechen und auf die 
politische Gefahr hinzuweisen. Diese ist darin zu erblicken, daß der deutsche Durch­
schnittsbürger kaum eine Ahnung hat von der großen menschlichen Tragödie der Juden-
heit, die durch das Verbrechen Hitlers ausgelöst worden ist. Die wenigsten deutschen 
Menschen überlegen, daß die jüdischen DP's zum großen Teil bereits als Kinder von ihren 
Eltern gerissen und ins Konzentrationslager verbracht wurden. Dadurch sind diese Men­
schen zwangsläufig dem bürgerlichen Leben entzogen und ich möchte behaupten zu ei­
nem guten Teil entwurzelt worden. Nur so ist es begreiflich, daß sie vielfach unbewußt et­
was tun, was nicht nur in den Augen der deutschen Bevölkerung leider allzu leicht Anstoß 
erregt, sondern auch deren Abneigung hervorruft. Diese Abneigung hat selbstverständlich 
bislang nicht das Geringste mit irgendwelchem Radau-Antisemitismus zu tun. Es besteht 
aber auf die Dauer gesehen, falls die Lösung dieses Problems nicht recht bald möglich sein 
sollte, die Gefahr, daß eine neue Welle von Antisemitismus ausbrechen könnte ... 

14. April 1948: 
... Die Kriminalität hält leider unverändert an, wenn auch Kapitalverbrechen erfreulicher­
weise seit längerer Zeit nicht mehr zu verzeichnen sind. Dagegen ist zu bedauern, daß in 
letzter Zeit eine Schändung des israelitischen Friedhofes in Ansbach festgestellt werden 
mußte45. Die sofort mit allem Nachdruck eingeleiteten Ermittlungen durch die Kriminal­
polizei haben ergeben, daß insgesamt 7 Grabsteine umgeworfen worden sind. Leider fehlt 
bisher von den Tätern noch jegliche Spur. Jedoch werden die Ermittlungen mit aller Inten­
sität fortgesetzt... 

5. Mai 1948: 
... Die ohnehin schon im allgemeinen umstrittene Tätigkeit der Spruchkammern hat 
durch eine vor kurzem durchgeführte Verhandlung der 1. Sitzgruppe dieser Institution für 
Ansbach-Stadt unter dem Vorsitzenden Dr. Becker46 einen weiteren ganz bedenklichen 

44 Vgl. FLZ vom 3. Dezember 1947. Antisemitische Strömungen tauchten 1947 in einigen Regionen 
Mittel- und Oberfrankens auf. So schrieb etwa der Leiter der jüdischen Gemeinde im Landkreis 
Münchberg 1947 an den Landrat: 
„Herr Landrat, seit Wochen macht sich im Landkreis Münchberg ein immer stärker um sich grei­
fender Antisemitismus bemerkbar und zwar nicht nur unter der Bevölkerung, sondern auch schon 
bei einem Teil der Behörden ... Kaum 6 Monate trennen uns von der Beerdigung der etwa 80 un­
schuldigen jüdischen Opfer des Landkreises Münchberg und schon hat ein großer Teil der Bevöl­
kerung des Landkreises Münchberg diese Tatsachen vergessen. Speziell ein Teil der Bevölkerung 
Helmbrechts, unter deren Augen das dortige KZ bestanden hat... hat anscheinend vollständig ver­
gessen, was geschehen ist." Tagung der Oberbürgermeister und Landräte vom 20. März 1947, in: 
StA Nürnberg, Regierung von Mittelfranken (Zusatz zur Abgabe von 1978), Nr. 25. 

45 Zur Schändung des israelitischen Friedhofes vgl. auch Stadtarchiv Ansbach, ABc C/3/20. 
46 Dr. Leopold Becker (*1880 in Breslau), Rechtsanwalt, nach 1945 zunächst bei der Regierung von 
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Stoß erhalten. Dr. Becker verstieg sich in dieser Verhandlung soweit, den als Zeugen auf­
tretenden ehem. Kreisleiter der NSDAP und früheren47 Oberbürgermeister Hänel48 nicht 
nur ständig als Oberbürgermeister, sondern in einem Fall, wie durch Zeugenaussagen be­
wiesen werden kann, sogar als Herr Kreisleiter zu titulieren. Ganz abgesehen davon, daß 
Dr. Becker als Staatsbeamter wissen mußte, daß mit der Entfernung vom Dienst infolge 
Anordnung der Militärregierung oder Anwendung des Denazifizierungsgesetzes jedes 
Beamtenverhältnis automatisch erloschen ist und damit auch die Amtsbezeichnung in 
Wegfall kommt, muß es geradezu herausfordernd auf die demokratisch gesinnte Bevölke­
rung wirken, wenn ein Spruchkammervorsitzender, wie in diesem Fall, bewußt entgegen 
den Bestimmungen handelt. Zahlreich waren deshalb auch die Proteste antinazistisch ein­
gestellter Kreise und mit Fug und Recht wird die sofortige Entfernung dieses unfähigen 
oder bösartigen Spruchkammervorsitzenden gefordert. Der Unterfertigte hat sich deshalb 
unterm Heutigen in seiner Eigenschaft als Abgeordneter an den Staatsminister für Sonder­
aufgaben mit dem Ersuchen gewandt, den Spruchkammervorsitzenden Dr. Becker sofort 
vom Dienste zu suspendieren, weil bei einer Fortsetzung seiner unheilvollen Tätigkeit die 
Gefahr besteht, daß die Ruhe und Sicherheit in der Stadt nicht unerheblich gefährdet 
wird49. 

12. Mai 1948: 
... Infolge der bedeutenden Milderungen der Denazifizierungsbestimmungen und -ver­
fahren50 glauben gewisse Kreise ehemaliger Nazis Morgenluft zu wittern. Man kann sich 
des Eindrucks nicht erwehren, daß sich auf dieser Seite eine gewisse Arroganz bemerkbar 

Mittel- und Oberfranken beschäftigt, am 20. Juni 1947 in München als Vorsitzender der Spruch­
kammer vereidigt. Vgl. FLZ vom 12.7. 1947. 

47 „früheren" wurde von Körner handschriftlich eingefügt. 
48 Richard Hänel (*1885), 1923-1945 NSDAP, 1929-1945 Kreisleiter der NSDAP, 1934-1945 

Oberbürgermeister in Ansbach, im Mai 1945 von den Amerikanern interniert. Hänel wurde am 
17. September 1948 von der Spruchkammer des Internierungslagers Regensburg in die Gruppe I 
der Hauptschuldigen eingereiht und zu 4 1/2 Jahren Haft verurteilt. Die Berufungskammer Ansbach 
hob diesen Spruch am 3. Juni 1949 auf und verurteilte Hänel als Belasteten zu zwei Jahren Arbeits­
lager, die durch die vorhergehende Haftzeit als verbüßt galten. Außerdem sollten 30% seines Ver­
mögens eingezogen werden. Der Kassationshof in München stimmte diesem Urteil 1951 zu. 1952 
wurde der Vermögenseinzug erlassen. 

49 Dieser Fall, wie auch die gesamte Tätigkeit Beckers, erregte in Ansbach allgemeines Aufsehen. Die 
FLZ sprach am 30. April 1948 von einer „blamablen Spruchkammer-Angelegenheit". Die vier in 
Ansbach zugelassenen Parteien und der Bayerische Gewerkschaftsbund forderten vom bayerischen 
Sonderminister einmütig die Entlassung Beckers, da sie ihn einer objektiven Verhandlungsführung 
für unfähig hielten. In dem Schreiben an den Sonderminister vom 7. Mai 1948 hieß es weiter: 
„Wenn 3 Jahre nach dem Zusammenbruch des Naziregimes der Vorsitzende einer Spruchkammer 
den aus dem Internierungslager Regensburg als Zeugen herbeigeholten berüchtigten ehemaligen 
Nazi-Oberbürgermeister Hänel mit diesem Amtstitel anspricht, dessen Verwahrung gegen den 
Wortgebrauch nazistisch' widerspruchslos zur Kenntnis nimmt und duldet, daß dieser ehemalige 
Nazi-Oberbürgermeister sich in Positur setzt und arrogant erklärt: ,Ich bin kein Nazi, sondern 
Nationalsozialist,' so hat sich ein solcher Vorsitzender damit von selbst gerichtet und unmöglich 
gemacht." 

50 Gemeint ist das zweite Änderungsgesetz zum Befreiungsgesetz, das am 25. März 1948 erlassen 
worden war. Nun konnte der „öffentliche Kläger auch in allen Fällen der Klasse II des Befreiungs­
gesetzes frei entscheiden ..., in welcher Gruppe er die Betroffenen anklagen wollte, ohne daß zu-
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macht, weil man jedenfalls annimmt, daß sich die Demokratie im entscheidenden Moment 
erneut als zu schwach erweisen wird. Leider sind positive Anhaltspunkte, die auf eine Ge­
heimbündelei jener Kreise hindeuten, bis jetzt nicht feststellbar gewesen, was keineswegs 
ausschließt, daß solche Bestrebungen nach wie vor vorhanden sein dürften ... 

19. Mai 1948: 
Die Haltung der Bevölkerung läßt leider eine politische Fortentwicklung zur Demokratie 
hin nicht erkennbar werden. Besonders die Jugend nimmt an den politischen Geschehnis­
sen so gut wie keinen Anteil. Mögen auch die gegenwärtigen Lebensverhältnisse einen Teil 
Schuld an diesem Zustand tragen, so zeigt sich trotzdem mehr und mehr die politische 
Desinteressiertheit. Soweit überhaupt eine Anteilnahme am politischen Leben in Frage 
kommt, zeigt sich immer mehr, daß das Volk aus der Vergangenheit so gut wie gar nichts 
gelernt hat. Man kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß große Teile der Bevölke­
rung von der wiedergewonnenen Freiheit nicht den rechten Gebrauch zu machen und mit 
der Demokratie nichts anzufangen wissen ... 
Hinsichtlich der Erzieher und Lehrer an den Schulen ist zwar nichts bekannt geworden, 
was darauf hindeutet, daß sie noch irgendwelchen Naziideologien huldigen, doch muß 
bedauerlicherweise eine gewisse Skepsis gegenüber den staatspolitischen Geschehnissen 
festgestellt werden. Dies mag zu einem gewissen Teil darauf zurückzuführen sein, daß 
nicht wenige entnazifizierte Kräfte nur im Angestelltenverhältnis wieder in Dienst gestellt 
wurden, die es nicht erwarten können, wieder in ihre Beamtenrechte eingesetzt zu wer­
den. Zu einem Teil dürfte das zurückhaltende Verhalten gewisser Erzieher die Ursache 
dafür sein, daß es bislang absolut nicht gelungen ist, die Jugend in größerem Maße für den 
demokratischen Staatsgedanken zu gewinnen. Allzusehr trauern noch heute Teile, vor al­
len Dingen der Oberschuljugend, der Vergangenheit nach. Auch der intensiven Arbeit der 
Jugendgruppen selbst ist es bislang noch nicht gelungen, die wünschenswerten Fortschritte 
auf dem Gebiete der Jugendarbeit zu erzielen ... 

2. Juni 1948: 
... Die allgemeine öffentliche Haltung gegenüber der Regierungsgewalt in der US-Zone 
ist, soweit es sich um die Zivilregierung handelt, durchaus nicht allgemein als positiv zu be­
trachten. Dagegen ist sie gegenüber der Militärregierung zu einem guten Teil eine abnei­
gende ... 
Die ehemaligen Nationalsozialisten im Stadtkreis benehmen sich, soweit es sich um nur 
nominelle Mitglieder handelt, durchaus korrekt, d.h. sie gehen ihrer Arbeit nach und 
kümmern sich im allgemeinen weder um Politik noch sonst irgend etwas. Dagegen ist zu 
befürchten, daß die Rudimente der Naziführerclique im geheimen immer noch auf eine 
Rückkehr des verflossenen Nazireiches hoffen. Teilweise erkennbare Arroganz dieser 
Kreise deutet darauf hin, daß sie längst wieder den Versuch gemacht hätten, politischen 
Einfluß in nazistischem Sinne zu gewinnen, wenn ihren Bestrebungen nicht das Vorhan­
densein der Besatzungsmacht entgegenstünde ... 

Im großen und ganzen steht die Jugend noch vielfach desinteressiert abseits und dürfte 
teilweise noch dem verflossenen Nazireich nachtrauern. Dies dürfte darauf zurückzufüh-

gleich die bisher vorgeschriebenen mündlichen Verfahren erforderlich waren". Justus Fürstenau, 
Entnazifizierung. Ein Kapitel deutscher Nachkriegspolitik, Neuwied 1969, S.97 f. Das Änderungs­
gesetz kam vor allem den schweren Fällen zugute. 
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ren sein, daß die Jugend ja nichts anderes als das 3. Reich erlebte und den Nationalsozia­
lismus demzufolge als das Ideal einer Staats- und Gesellschaftsform betrachtet. Bestärkt 
wird sie in dieser Auffassung, weil es der im Aufbau begriffenen deutschen Demokratie 
nach wie vor an dem großen Aktivposten fehlt... 

30./«»»' 1948: 
... Immer wieder tauchen Gerüchte der verschiedensten Art auf, durch die versucht wird, 
die Bevölkerung zu beunruhigen. Einmal wird die Gefahr eines neuen Krieges an die 
Wand gemalt, zum anderen wird die Stabilität der neuen Deutschen Mark als fraglich hin­
gestellt usw. Ob die Urheber dieser Gerüchte in früheren Nazikreisen zu suchen sind, oder 
ob Schwarzhändler glauben, dadurch wieder bessere Geschäfte machen zu können, oder 
ob es sich um leichtfertig ausgestreute Vermutungen handelt, kann nicht festgestellt wer­
den ... 

Die Arbeit der Spruchkammern nähert sich ihrem Ende. Es kann nicht verschwiegen wer­
den, daß in der Bevölkerung über den Vollzug des Entnazifizierungsgesetzes keine volle 
Zufriedenheit herrscht. Während zunächst die Sprüche der Kammern gegen wirkliche 
„Mitläufer" im allgemeinen als ziemlich streng zu bezeichnen waren, kamen Parteimit­
glieder usw. in der letzten Zeit infolge der wiederholten Erleichterungen außerordentlich 
glimpflich davon. Auch haben höhere Instanzen vielfach sehr milde geurteilt und erst-
instanzielle Entscheidungen abgemindert. Viele, die von der Spruchkammer rasch behan­
delt wurden, sind auf diese Weise wesentlich schärfer angefaßt worden als wesentlich 
mehr Belastete, die erst später zur Aburteilung kamen. Die dadurch geschaffene Mißstim­
mung ist nicht zu unterschätzen ... 

4. August 1948: 
... Die ehemaligen Mitglieder der Nazipartei verhalten sich im allgemeinen loyal und ord­
nen sich den bestehenden Gesetzen unter. Reste der Führerschicht, darüber kann nichts 
hinwegtäuschen, spielen zweifelsohne immer noch mit dem Gedanken, daß sich das 
3. Reich eines Tages wieder einmal etablieren könnte. Bezeichnend für die Arroganz die­
ser Rudimente ist der Umstand, daß in den letzten Tagen bekannt geworden ist, daß bei 
Geschäftsleuten für den im Internierungslager befindlichen früheren Nazi-Oberbürger­
meister Hänel eine Sammlung veranstaltet worden ist. Trotzdem die Kriminalpolizei so­
fort von mir mit den Ermittlungen beauftragt wurde mit dem Ziele der Sammelliste hab­
haft zu werden, um den beteiligten Personenkreis festzustellen, verliefen diese Erhebun­
gen bislang negativ. Die Kriminalpolizei ist jedoch weiterhin bemüht, Ansatzpunkte zur 
Weiterverfolgung dieser Angelegenheit zu finden ... 

28. September 1948: 
Zu a: Im allgemeinen kann festgestellt werden, daß sich die Bevölkerung den bestehen­

den Gesetzen ein- und unterordnet. Schwerere Kriminalfälle haben sich erfreuli­
cherweise in der Berichtszeit nicht ereignet. Dagegen wiederholen sich regelmäßig 
Verstöße gegen Verordnungen und Gesetze. Soweit es sich um Disziplinlosigkei­
ten, vor allen Dingen auf dem Verkehrssektor handelt, würde es dankbar empfun­
den, wenn wie früher die gebührenpflichtige Verwarnung wieder zur Einführung 
gelangen könnte. Vielfach verzichtet bei Anzeigeerstattung der Staatsanwalt bei 
kleineren Vergehen mit der Begründung der Geringfügigkeit auf Anklageerhe­
bung. Dadurch erwächst den Polizeiorganen nicht nur vielfach nutzlose Schreibe-
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rei, sondern ist ihnen auch jedes erzieherische Mittel den Widerspenstigen gegen­
über aus der Hand geschlagen. 
Die politische Situation der Gegenwart ist gekennzeichnet vor allen Dingen durch 
die Berliner Krise51. Vielfach besteht in der Bevölkerung ein großes Mißtrauen zu 
den westlichen Besatzungsmächten und wird die Befürchtung gehegt, daß sie den 
Forderungen der Sowjetunion eines Tages doch Rechnung tragen. Es gibt nicht 
wenige Kreise, die der Meinung sind, daß die amerikanische Besatzungsmacht ihr 
gesamtes Besatzungsgebiet dem Russen opfert, wenn sie es für zweckmäßig erach­
tet. Unter dem Einfluß einer solchen Stimmung wird jeder wirtschaftliche Fort­
schritt in der Gegenwart auf das schwerste gehemmt. Am katastrophalsten macht 
sich die über der Bevölkerung lagernde Depression auf dem Gebiete der Spartätig­
keit bemerkbar. Die mit der Währungsreform und der Berliner Krise in weiten Be­
völkerungsschichten ausgelöste große Resignation und nicht zuletzt die durch 
nichts gerechtfertigte Überhöhung der Warenpreise hat nahezu zum Erliegen der 
gesamten Spartätigkeit geführt. 

Äußerst kritisch ist auch die Lage breitester Schichten der Bevölkerung dadurch ge­
worden, daß die Preise für Waren den Löhnen mehr und mehr davonlaufen52. Das 
hat zur Folge, daß die Mißstimmung in den untersten Schichten der Bevölkerung 
gegen Produktionsmittelinhaber und Handel in steigendem Maß im Wachsen be­
griffen ist. Es kann bestimmt behauptet werden, daß es im Falle des Nichtvorhan­
denseins der Besatzungsmacht bereits schon zu Aktionen gekommen wäre. Ganz 
davon abgesehen besteht die Gefahr, daß durch diese Politik des Besitzbürgertums, 
das sich nicht schnell genug bereichern kann, die wirtschaftlich Schwachen mehr 
und mehr in die Arme der politisch extremen Richtungen getrieben werden. Das 
Versagen der Verantwortlichen oder das bewußte Unterlassen des scharfen Ein­
greifens gegenüber dem gegenwärtigen Wirtschaftsnihilismus ist keineswegs ange­
tan, das Vertrauen der Öffentlichkeit zur Regierungsgewalt in der US-Zone zu he­
ben. 

Zu b: Außer den bereits bekannten politischen Parteien sind weitere im Stadtkreis nicht 
tätig geworden. Der Einfluß der vorhandenen auf die Bevölkerung der Stadt ist lei­
der nicht der wünschenswerte. Dafür trägt schon die lizenzierte Presse Sorge, die ja 
die Parteien in jeder Weise herabsetzt und aufs schwerste diffamiert. Darüber hin­
aus machen sich bei den Parteien die Auswirkungen der Währungsreform sowohl 
als auch das Fehlen eigener Zeitungen denkbar nachteilig bemerkbar. Eine Ände­
rung ist erst zu erwarten, wenn die Parteien über eine eigene Zeitung als dringend­
stes Propagandamittel verfügen und dadurch in die Lage versetzt werden, das ge­
genwärtige Pressemonopol zu brechen. 

Zu c: Fehlanzeige. 
Zu d: Ohne Änderung. 

51 Gemeint ist die Berliner Blockade vom 24. Juni 1948 bis 12. Mai 1949. 
52 Im Dritten Reich war ein allgemeiner Lohn- und Preisstop verfügt worden, der nach Kriegsende 

durch die Kontrollratsdirektive Nr. 14 vom 12. 10. 1945 weiter aufrechterhalten wurde. In der Pra­
xis ergaben sich laufend beträchtliche Schwierigkeiten bei der Einhaltung. Vor allem die Preise 
wurden „fast überall eigenmächtig erhöht", wie beispielsweise der Regierungspräsident von Mittel-
und Oberfranken bereits am 16. Mai 1946 an die Bay. Staatskanzlei berichtete (Bay. HStA, Regie­
rung von Mittelfranken, Berichterstattung 1946, Az 1-64, Bd. 6). 
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Zu e: Ohne Änderung. 
Zu f: Die Haltung von Erziehern und Lehrern in den Schulen bildet kaum ein Problem, 

wenn auch betont werden muß, daß die meisten von ihnen nach Ableistung ihres 
Pflichtstundensolls der Meinung sind, damit ihrer staatsbürgerlichen Pflicht genügt 
zu haben. Dagegen scheint die Haltung der Schüler, vor allen Dingen in den Mit­
tel- und Oberschulen recht problematisch. Was dort mitunter zum Ausdruck 
kommt, ist nicht ausschließlich der der Jugend eigene Zweifel, sondern verrät viel­
fach noch den Wandel in den Spuren nationalsozialistischer Vergangenheit. Aber 
auch hierfür dürfte in erster Linie die Presse verantwortlich gemacht werden, indem 
sie die demokratischen Parteien und ihre Führer bei jeder passenden und unpassen­
den Gelegenheit herunterreißt. Nicht zuletzt zeigt die Haltung von Schülern und 
Schülerinnen auch mit aller Deutlichkeit, daß der Unterricht nahezu ausschließlich 
aufs fachliche zugeschnitten ist und hierbei die staatsbürgerliche Erziehung gewaltig 
zu kurz kommt. 

Zu g: Von einer offensichtlich feindlichen Haltung der ehemaligen Naziparteimitglieder 
gegenüber dem demokratischen Staat oder der Besatzungsmacht kann nicht ge­
sprochen werden. Dagegen ist nicht von der Hand zu weisen, daß gewisse Kaders 
doch noch vorhanden sein könnten und gewisse Nazikreise sich, ohne daß eine 
Möglichkeit des Einschreitens gegeben wäre, geschickt die Bälle zuzuwerfen ver­
stehen. Daß einige bereits wieder glauben, Morgenluft atmen zu können, dürfte 
nicht zuletzt auf die mehr als milde und einfach nicht verständliche Haltung der Be­
satzungsmacht in bezug auf die Entnazifizierung zurückzuführen sein. 

Zu h: Fehlanzeige. 
Zu i: Ob irgendwelche Industrielle, Finanzleute oder andere Wirtschaftsführer im Stadt­

kreis Organisationen oder Gruppen unterstützen, kann von hier aus nicht beurteilt 
werden. Dagegen ist anzunehmen, daß diese Kreise genau wie früher ihre wirt­
schaftliche Macht dazu benützen, um über gewisse Parteien ihren politischen Ein­
fluß geltend zu machen. 

Zu j : Von einer wandernden Bevölkerung kann erfreulicherweise längst nicht mehr ge­
sprochen werden, dagegen ist Ansbach nach wie vor ein sehr begehrtes Ziel für vie­
le, die ihre Seßhaftmachung oder den Zuzug nach hierher anstreben. Nur die konse­
quente Haltung des Kreisbeauftragten für das Flüchtlingswesen53 konnte bisher 
verhindern, daß die Überfüllung Ansbachs nicht zur Katastrophe führte. 

Zu k: Die Arbeiten der Spruchkammer sollen im Laufe dieses Jahres zu Ende gehen. Es ist 
auch höchste Zeit, nachdem die Bevölkerung vor allen Dingen zu den Berufungs­
instanzen54 jegliches Vertrauen verloren hat. Wenn ein Verbrecher, wie Dr. 
Schacht55, von einer Kammer freigesprochen wird, ist nach Meinung des Großteils 

53 Die Organisation des Flüchtlingswesens in Bayern war durch das Gesetz Nr. 5 über die Befugnisse 
des Staatskommissars für das Flüchtlingswesen, der Regierungsflüchtlingskommissare und der 
Flüchtlingskommissare bei den Landräten und Oberbürgermeistern (Flüchtlingsgesetz) vom 
14. Dezember 1945 geregelt worden. An der Spitze stand der beim Staatsminister des Innern res-
sortierende Staatskommissar für das Flüchtlingswesen, der seine Befugnisse im Einzelfall an die 
ihm unterstehenden Flüchtlingskommissare bei den Regierungspräsidenten, Landräten und Ober­
bürgermeistern übertragen konnte. Vgl. Gesetz Nr.5, in: Bay. GVB1, Nr.2/1946. 

54 Prof. Dorn war der „schlechte Ruf der Berufungskammer" in Ansbach schon im April 1947 zu Oh­
ren gekommen. Vgl. Dorn, S. 108. 

55 Gemeint ist der frühere Reichsminister und Reichsbankpräsident Hjalmar Schacht, der 1946 im 
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der Bevölkerung die Aufrechterhaltung einer Institution, wie die der Spruchkam­
mern, einfach sinnlos geworden. 

Zu 1: Die Bemühungen der Stadtverwaltung, die Ausgewiesenen in der Gemeinde geeig­
net einzugliedern, scheitern vielfach an der Macht der Verhältnisse. Um eine wirk­
liche Verwurzelung der Flüchtlinge zu erzielen, wäre die zwingende Vorausset­
zung sie wohnraummäßig geeignet unterzubringen. Das würde aber bedingen, daß 
im Stadtkreis in großzügiger Weise Wohnraum durch Bauen von Häusern neu ge­
schaffen würde. Jede Bautätigkeit größeren Maßstabs scheiterte jedoch bis zur 
Währungsreform an dem Umstand, daß man der Stadt für Papiergeld kein Bau­
material verkaufte. Seit dem 20. Juni bestünde nun die Möglichkeit, Baumaterial zu 
erhalten, jedoch gestatten die Gemeindefinanzen dessen Einkauf nicht, so daß die 
Sorgen auf diesem Gebiete nur auf eine andere Seite verlagert wurden. Solange ei­
nerseits der Lastenausgleich56 nicht bekannt ist bzw. in welchem Umfange er auch 
das gemeindliche Vermögen betrifft und andererseits die Möglichkeit zur Kredit­
beschaffung der Gemeinden nicht geklärt ist, kann sich eine Änderung der Situati­
on nicht ergeben. Die zweite große Schwierigkeit besteht hinsichtlich der Einglie­
derung der Flüchtlinge in den Produktionsprozeß. Voraussetzung hiezu wäre die 
Ansiedlung neuer Industrie im Gebiete des Stadtkreises. Die Raum- und Grund­
stücksnot der Stadt setzt aber auch hier dem besten Willen ihrer Verwaltung ge­
waltsame Grenzen. Selbst dort, wo Möglichkeiten zur Ansiedlung von Industrie be­
stünden, wie z.B. auf dem Gelände des ehem. Heeresnebenzeugamtes, ist man 
nicht bereit, den Interessen der Stadt und damit der Allgemeinheit entgegenzukom­
men. 

Zu m: Der Kreisjugendring und die einzelnen Gruppen im Stadtkreis setzen ihre Tätigkeit 
zur Organisierung und Betreuung der Jugend in uneigennütziger Weise fort. Trotz 
ihrer angestrengten Bemühungen sind bedauerlicherweise große Fortschritte nicht 
zu verzeichnen. 

Zu n: In der Berichtszeit sind wieder eine Anzahl von Typhusfällen gemeldet worden, so 
daß sich diese nunmehr auf 12 beziffern. Erfreulicherweise handelt es sich hier nicht 
um ein epidemieartiges Auftreten. Von seiten der Stadtverwaltung und des Amts­
arztes sind alle Maßnahmen ergriffen, um ein weiteres Umsichgreifen zu verhin­
dern. 
Die Wasserversorgung der Stadt kann trotz der jetzt kühleren Jahreszeit immer 
noch nicht als gesichert betrachtet werden. Nachdem die Fördermenge der einzel­
nen Brunnen nicht groß genug ist, um den Bedarf zu decken, sind zeitweise Störun­
gen einfach unvermeidlich. Gegenwärtig wird in einen neu gebohrten Brunnen, der 
eine Ergiebigkeit von rund 12 l/sec hat, die Tauchpumpe einmontiert. Trotzdem 
darf auch nach Fertigstellung dieser Arbeiten eine allzu große Besserung in der 
Wasserversorgung nicht erhofft werden, da anschließend die Pumpen der beiden 
alten Brunnen zum Zwecke der Überholung ausgebaut und regeneriert werden 
müssen. Nach Erledigung dieser Arbeit und dem Bau eines notwendigen Zwischen­
pumpwerkes wird die Möglichkeit bestehen, die Leistung des Wasserwerkes auf 

Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher freigesprochen worden war, 1947 von der Spruchkam­
mer Stuttgart zu acht Jahren Arbeitslager verurteilt und 1948 freigesprochen wurde. 

56 Ursprünglich sollte der Lastenausgleich zum selben Zeitpunkt wie die Währungsreform 
(20.6.1948) stattfinden; es kam aber erst 1952 zu einer Lastenausgleichsregelung. Vgl. Reinhold 
Schillinger, Der EntScheidungsprozeß beim Lastenausgleich 1945-1952, Diss. München 1983. 
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rund 96 l/sec insgesamt zu steigern und damit voraussichtlich den Bedarf einiger­
maßen sicherzustellen. 

30. Oktober 1948: 
Die allgemeine öffentliche Haltung gegenüber der Regierungsgewalt in der US-Zone 
wird täglich kritischer. Zweifelsohne ist allerorts eine zunehmende Radikalisierung der 
Flüchtlinge und Ausgewiesenen zu verzeichnen. Darüber hinaus neigt aber auch der ein­
heimische kleine Mann mehr und mehr zum Radikalismus. Es ist dies darauf zurückzu­
führen, daß die Preise den Löhnen längst davon gelaufen sind und jede Maßnahme ver­
mißt wird, die diesem unerträglichen Zustand ein Ende bereitet... 
Bezüglich der Haltung der Mitglieder der ehemaligen Nazipartei kann festgestellt wer­
den, daß sich ein Teil loyal benimmt, während ein anderer zweifelsohne in gewissen Par­
teien versucht seinen Einfluß geltend zu machen. Im großen und ganzen gilt sowohl die 
WAV als die Bayernpartei als das Reservoir ehemaliger Nationalsozialisten. Man kann 
sich des Eindrucks nicht erwehren, daß auf Grund der mehr als laxen Handhabung des 
Entnazifizierungsverfahrens gewisse Nazigrößen bereits wieder mit einer gewissen Arro­
ganz und Unverfrorenheit aufzutreten suchen ... 

9. Dezember 1948: 
... Die öffentliche Haltung der Bevölkerung gegenüber der Regierungsgewalt in der US-
Zone ist eine denkbar geteilte. Erhebliche Beunruhigung in den breiten Massen der Bevöl­
kerung haben die durch nichts gerechtfertigten enormen Preissteigerungen hervorgerufen. 
Die Unzufriedenheit richtet sich in erster Linie gegen die maßgebenden Regierungsmit­
glieder der Frankfurter Wirtschaftsverwaltung57 sowohl als auch gegen die bayerische 
Staatsregierung. Beiden wird zum Vorwurf gemacht, und zwar berechtigterweise, daß sie 
so gut wie nichts getan haben, um dem Raub- und Beutezug auf die Taschen der minder­
bemittelten Bevölkerung durch entsprechende Maßnahmen Einhalt zu gebieten. Nur dem 
Vorhandensein der Besatzungsmacht ist es zu danken, daß es bislang noch nicht zu Aus­
schreitungen größeren Ausmaßes kam. 

Die von den Gewerkschaften aus Protest durchgeführte 24-stündige Arbeitsruhe am 
12. Nov.58 sollte für die Regierenden ein deutliches Warnungszeichen sein. Die Herstel­
lung der totalen Freiheit auf dem Gebiete des gewerblichen und industriellen Sektors ohne 
die entsprechenden Warenmengen zu besitzen, mußte zwangsläufig zum gegenwärtigen 
Zustand in der Wirtschaft führen. Die Folge davon ist eine erschreckende Zunahme des 
Radikalismus in Kreisen der untersten Schichten unseres Volkes. Nur dem Umstand, daß 
Deutschland in einer Besatzungszone den Kommunismus praktisch vordemonstriert be­
kommt, ist es zu danken, daß die enttäuschten Massen trotz allem im großen und ganzen 
den Verführungskünsten der Kommunisten widerstehen. 
Außerordentlich kritisch und zum Teil ablehnend ist auch die Haltung der Bevölkerung 
gegenüber der Besatzungsmacht in der US-Zone. War diese Einstellung bisher durch ge-

57 Gemeint ist der Verwaltungsrat des Vereinigten 'Wirtschaftsgebietes mit Hermann Pünder als Vor­
sitzendem und Ludwig Erhard als Direktor der Verwaltung für Wirtschaft. Vgl. Tilman Pünder, 
Das bizonale Interregnum. Die Geschichte des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 1946-1949, Stutt­
gart 1966. 

58 Zum Generalstreik vom 12. November 1948 vgl. Gerhard Beier, Der Demonstrations- und Gene­
ralstreik vom 12. November 1948, Frankfurt a.M. 1975. 
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wisse Fehler in der Besatzungspolitik bedingt, so hat sie nunmehr eine Steigerung durch 
die unsicheren politischen Verhältnisse des Ost-West-Konfliktes erfahren. Die Verlautba­
rungen in Zeitung und Rundfunk, daß im Falle eines Krieges zwischen den Westmächten 
und der Sowjet-Union die Verteidigungsgrenze am Rhein liege, haben zu einer unerhör­
ten Beunruhigung der Bevölkerung geführt. Die Annahme, daß im Ernstfall die Westzo­
nen von den Besatzungsmächten schmählich im Stich gelassen werden, ist allgemein ver­
breitet. Eine solche Auffassung bringt unzweifelhaft das größte Mißtrauen gegen die Be­
satzungsmacht zum Ausdruck... 
Die Haltung von früheren Naziparteimitgliedern bietet im allgemeinen zu Klagen keinen 
Anlaß. Gewisse Ausnahmen lassen jedoch darauf schließen, daß einzelne Kreise die Groß­
zügigkeit der Besatzungsmacht und der zivilen Behörden glauben mißdeuten und sich 
schon wieder eines arroganten Benehmens befleißigen zu dürfen. Ein typisches Beispiel 
hierfür ist der Fall des fr. Nazi-Kreisleiters und Oberbürgermeisters Hänel59. Letztlich tra­
gen allerdings hieran auch maßgebende Kreise der Besatzungsmacht Schuld, denn es soll­
te auch von dieser Seite erwartet werden, daß sie bei ihrem privaten Verkehr mit Deut­
schen sich die Personen in politischer Hinsicht etwas näher betrachten ... 

5. März 1949: 
... Die immerhin noch hohe Zahl von Eigentumsdelikten ist nicht zuletzt auf die Art der 
Erziehung während der Hitler-Systemzeit zurückzuführen. Leider finden eben nicht we­
nige Menschen vom Landsknechtstum des 3. Reiches sehr schwer ins bürgerliche Leben 
zurück.. . 
Über die Haltung von früheren Naziparteimitgliedern im Kreisgebiet ist Nachteiliges 
nicht bekannt geworden. Es gibt zweifelsohne einen guten Teil, der ernsthaft bemüht ist, 
sich den demokratischen Gesetzen ein- und unterzuordnen. Andererseits dürfte nach wie 
vor ein kleinerer Kreis vorhanden sein, der dem demokratischen Staat am liebsten wieder 
den Garaus machen möchte. 
Hierfür müssen aber zu einem guten Teil die Spruchkammern verantwortlich gemacht 
werden, vor allem die Berufungsinstanzen, diese Institutionen, die sich ja nicht entblöde­
ten, schwerbelastete Nazis zu Mitläufern zu machen und ihnen damit gewissermaßen ei­
nen Freibrief auszustellen ... 
Über die Arbeiten der Spruchkammern möchte man am liebsten überhaupt kein Wort 
mehr verlieren. Jener Personenkreis, der an einer gerechten Entnazifizierung interessiert 
war, und zu diesem dürfen sich alle aufrechten Demokraten zählen, hat längst jedes Ver­
trauen zu dieser Institution, vor allem aber zu den Berufungskammern verloren. Dement­
sprechend ist auch die Meinung der Gesamtbevölkerung. „Die Kleinen hängt man und die 
Großen läßt man laufen", kann man in vielen Fällen als zutreffende Meinungsäußerung 
des Volkes zu hören bekommen. Je eher diese Institutionen ihre Arbeiten einstellen, umso 
besser ist es für die Gesamtbevölkerung. Heute muß festgestellt werden, daß die verhee­
rende Tätigkeit der Spruchkammern eines der größten Hemmnisse in der demokratischen 
Entwicklung Bayerns überhaupt darstellt... 

59 In der Fränkischen Landeszeitung war am 23. November 1948 ein Artikel mit der Überschrift „Hä­
nel jagt wieder" erschienen. Die Treibjagd hatte in Leutershausen stattgefunden. U. a. hatten auch 
neun amerikanische Gäste teilgenommen. Die FLZ fragte, wie es komme, daß Hänel - wie einst -
über die heimatlichen Fluren streichen könne, und wie es zu erklären sei, daß er Gast amerikani­
scher Jagdgesellschaften sei. 
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DIE AUFZEICHNUNGEN HERMANN GÖRINGS IM INSTITUT FÜR ZEIT­
GESCHICHTE 

Im Mai 1979 war dem Institut für Zeitge­
schichte durch einen Artikel in der „Süd­
deutschen Zeitung"1 und Nachforschun­
gen beim Bayerischen Staatsministerium 
der Finanzen bekanntgeworden, daß die 
seit 1977 immer wieder in der in- und aus­
ländischen Presse auftauchenden Meldun­
gen über die Auffindung von Tagebüchern 
Hermann Görings einer realen Grundlage 
nicht entbehrten. Daß Göring Tagebücher 
geführt hatte, war seit 1952, d.h. seit der 
Nachweisung eines „Jagdtagebuchs" und 
eines „Persönlichen Notizbuchs" in der 
Manuskript-Abteilung der Library of Con-
gress in Washington2, bekannt. Unbekannt 
war dagegen - zumindest in Deutschland -
die auszugsweise Veröffentlichung von 
Göringschen Tagebuchnotizen im Londo­
ner „Daily Herald" geblieben, der Gesprä­
che Görings mit Industriellen, Diplomaten 
und Militärs bereits im Juli 1945 abge­
druckt hatte, deren Vorlage, also die origi­
nalen Aufzeichnungen Görings, später nie 
wieder zum Vorschein gekommen ist3. 
Welcher Art nun die bereits im März 1977 
vom Londoner Auktionshaus Sotheby zur 
Versteigerung angenommenen Gegenstän­
de aus dem Nachlaß des früheren Reichs­
marschalls wirklich waren, ging erst aus ei­
nem Angebot hervor, das dem Institut für 

Zeitgeschichte im März 1982 vom bayeri­
schen Finanzministerium gemacht wurde. 
Wie dabei bekanntwurde, war diesem An­
gebot ein nach mehrjährigem Verhandeln 
erzielter Vergleich zwischen dem Besitzer 
der Gegenstände und den übrigen An­
spruchsberechtigten am Eigentum Görings 
vorausgegangen, der im einzelnen vorsieht, 
daß das Institut für Zeitgeschichte die 
schriftlichen Unterlagen aus dem Verstei­
gerungsangebot von Sotheby erhält und bis 
zum 30. Juni 1986 in ihrem Besitz bleibt mit 
dem Recht, die Unterlagen auszuwerten, 
zu edieren und für wissenschaftliche For­
schungszwecke dritten Personen im Rah­
men seiner Benutzungsordnung zur Verfü­
gung zu stellen. Der Vergleich war nicht 
zuletzt ein Verdienst des französischen 
Rechtsanwalts Serge Klarsfeld, der den Be­
sitzer der Göringschen Materialien veran-
laßte, die Vereinbarungen unter den ge­
schilderten Umständen zu akzeptieren. 
Das Bayerische Staatsministerium der Fi­
nanzen hat sich diese Anregung dankens­
werterweise zu eigen gemacht. 
Im folgenden sollen die vom Institut über­
nommenen Unterlagen kurz beschrieben 
werden (die nicht-schriftlichen Gegenstän­
de, die zwar Teil des Versteigerungsange­
bots von Sotheby waren, auf die der bayeri-

1 Vgl. die Meldung in der „Süddeutschen Zeitung", München, Nr. 122 vom 29.5. 1979, S. 14. 
2 Guide to Captured German Documents. Prep. by Gerhard L. Weinberg, Maxwell Air Base, Alaba­

ma. Dec. 1952, S. 43. 
3 Den Hinweis darauf verdanke ich Herrn Stefan Martens M. A., Münster, der mir auch eine nicht 

datierte „Liste der Bücher" aus Görings „Persönlichem Notizbuch" in der Library of Congress (s. 
Fußnote 2) zugänglich machte, in der folgende Notiz- bzw. Tagebücher Görings von seiner eige­
nen Hand verzeichnet sind: Nr. 1. Allgemeine Tagesnotizen (Schreibtisch); Nr. 2. Taschennotiz­
buch (Stundeneinteilung); Nr.4. Großes Tagebuch (vertraulich, privat); Nr. 6. Vormerkbuch für 
Besprechungen; Nr. 7. Vormerkbuch für Besprechungen mit Hitler; Nr. 14. Notizen und Kritik von 
Büchern; Nr. 15. Vormerkheft für Briefe; Nr. 16. Vormerkheft für laufende Arbeiten (allgem. No­
tizen); Nr. 17. Notizen für Aktentasche. 
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sche Staat jedoch keine Ansprüche erhob, 
können hier unerwähnt bleiben). Über den 
Weg, den sie seit 1945 gegangen sind, ist 
nur wenig bekannt, einiges kann erschlos­
sen werden. Alle Gegenstände waren im 
Besitz eines ehemaligen Offiziers der 2. 
französischen Panzerdivision, die im Mai 
1945 Berchtesgaden besetzte, wohin seit 
Wochen mit Lastwagen und Sonderzügen 
die Kunstsammlungen und der Hausrat aus 
dem von den russischen Truppen bedroh­
ten, östlich von Berlin in der Schorfheide 
gelegenen Carinhall gebracht worden wa­
ren. Da der Offizier nicht nur die persönli­
chen Aufzeichnungen Görings, sondern 
auch Stücke aus seinem Kunstbesitz und 
persönliche Urkunden an sich brachte, ist 
anzunehmen, daß alle Gegenstände, also 
auch die Aufzeichnungen Görings, in Ca­
rinhall aufbewahrt und von dort nach 
Berchtesgaden verlagert worden waren. Im 
einzelnen handelt es sich bei den schriftli­
chen Unterlagen um folgende Stücke (in 
chronologischer Reihenfolge): 

1. Schulheft; Einband: rotes Wachstuch; 
Format: 20,6 x 15,8 cm, einige Blätter 
lose; Seite 1: „Hermann Göring. 
M.d.R., [durchgestrichen:] Bln.-Schö-
neberg, Badenschestr. 7, Charlottenburg 
Kaiserdamm 34, Westend 2301". Seite 3: 
„1933. Beginn: 1.Januar", weitere Ein­
tragungen enthalten die Jahresangabe 
1935. Inhalt: Reisenotizen „für Bearbei­
tung zu Hause"; Etataufstellungen, 
dienstlich und privat anscheinend ge­
mischt; Vormerkungen und persönliche 
Anweisungen („Packen lernen"); Rede­
notizen, u.a. für „Rede für Staatsrat", 
vermutlich alle aus 1933, vor 30.6. 1934 
(„Krausser im Stabe Röhm äusserste 
Vorsicht hetzt besonders gegen mich"); 
Notizen über Ausgaben und Geschenke 
für Familie und Mitarbeiter; Notizen 
über Ausbildungsplan und Laufbahn im 
Forstdienst; Raumbedarfsaufstellung 
„Neubau Carinhall". 

2. Taschennotizbuch, Fabrikat: „Walker's 

Pocket Notes No.3"; Einband: schwar­
zes Leder, Rückseite beschädigt; For­
mat: 16,2 X 10,2 cm. Inhalt: Notizen für 
die Ausstattung von Carinhall; hintere 
Hälfte, von hinten nach vorne geführt: 
Namenslisten, vermutlich für Geschenke 
oder Glückwünsche, Geschenknotizen 
für Mitarbeiter und Familienmitglieder. 

3. Terminkalender mit Stundeneinteilung, 
frz. Fabrikat; Einband: rotes Leder, 
Goldschnitt; Format: 17,4 x 13,4 cm; 
Vorsatzblatt Rückseite: „Hermann Gö­
ring. Persönlich. 1941"; angebunden ein 
Personenregister mit einigen wenigen 
Nachnamen ohne weitere Angaben. Ein­
tragungen sind vorhanden für die Zeit 
vom 1.1. - 31.12.1941, ab 20.12. 41 von 
der Hand von Görings Sekretärin Gisela 
Limberger. Die Eintragungen sind mit 
Bleistift und Farbstift vorgenommen; je­
der Tageseintrag enthält Angaben über 
den Aufenthaltsort, bei Eintragungen 
von Görings Hand (bis 19.12.) auch 
Notizen über das Wetter. Inhalt: Anga­
ben über Tagesablauf wie Schlaf- und 
Eßgewohnheiten, Besprechungen mit 
Angabe der Personen und seltener auch 
der Inhalte (1-2 Stichworte); bemer­
kenswerte Eintragungen: 24. Jan., 
12.30-14.45 Uhr Heydrich zum Vortrag 
in Carinhall, um 16.30 Abfahrt Görings 
nach Berlin, um 18.00 Uhr Himmler und 
Heydrich bei Göring, um 18.30 Uhr Ab­
fahrt Görings nach Berchtesgaden, am 
25. Jan. dort ab 12 Uhr beim Führer, 
Mittagessen und Vortrag „allein mit 
Führer" bis 20 Uhr, bei halbstündiger 
Zuziehung von General Student zum 
Vortrag. 11. bis 15. Mai: Englandflug 
von Rudolf Heß. 14. Juni: 11 Uhr Vor­
trag beim Führer, „Durchsprechen An­
griff auf Rußland, anwesend O.K. 
W. O. K. H. O. K. M. alle Heeresgruppen 
- Luftflotten und Generalstäbe. 15 Uhr 
Essen beim Führer. 16 Uhr Weitergang 
der Besprechungen. 18 Uhr Alleinvor­
trag beim Führer". 31.Juli [Datum des 
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Erlasses, mit dem Heydrich von Göring 
mit der Endlösung der Judenfrage be­
auftragt wurde]: 18.15-19.15 Uhr 
„Heydrich". 17. Nov.: 12.30 Uhr „Kast­
ner meldet Tod von Udet", mit weiteren 
Angaben über Besprechungen mit Kast­
ner, Jeschonnek, über Fahrt zu Hitler 
und 4 3/4stündige Besprechung mit ihm. 
Am Ende des Kalenders, vor dem Na­
mensregister, Auflistung von Schulden 
und Außenständen. 

4. Terminkalender 1943 mit Stundeneintei­
lung und abreißbarem Kalenderteil (bis 
16. November abgerissen); Einband: 
blaues Leinen; Format: 16x10,4 cm; 
Vorsatzblatt Vorderseite: „Hermann 
Göring. Persönlich-Privat!"; Eintragun­
gen zu folgenden Tagen: 1.1.-18.2., 
21.-26.4., 21.-23.5., 27.5.-5.6. 1943. 
Inhalt: Angaben über Aufenthaltsort, 
Tagesablauf, Termine, Besprechungen 
(z.T. mit Inhaltsangaben in Stichwor­
ten); bemerkenswerte Eintragungen: 
4.-12. Jan. (über Geburtstagsvorberei­
tungen und Lage in Stalingrad). 11. Jan.: 
Besprechung mit Kesselring über die Ge­
samtlage und „Fall Rommel". 17. Jan.: 
„Besichtigung zweier Großschadestel-
len, Luftminen" in Berlin. 18. und 
23. Jan.: Hinweis auf die Führung von 
besonderen Kladden mit „Führernoti­
zen". 29. Jan.: „Frau Mölders jun. recht­
liche Absprache. Gräfin Schenk [von 
Stauffenberg] (Verleihung E.K.II)". 
31. Jan.: „Tag der Kommodore aller 
Jagdgeschwader" mit gemeinsamem 
Mittagessen; am nächsten und über­
nächsten Tag, zum Zeitpunkt der Kapi­
tulation der Reste der 6. Armee in Stalin­
grad : „Bettruhe ganzen Tag" bzw. „bett-
lägrig". 1. und 2. Juni: Besprechungen 
mit Hitler, Speer, Bormann. 5. Juni: Be­
sprechungen mit Kesselring über die 
Lage in Italien („zu grosser Optimismus. 
Versagen der Flieger etc. ... Rechtferti­
gung Kesselring. Veranlassung, sich 
beim Führer zu melden. - Huschke: 

Übergabe der neuen Vollpanzerlimousi­
ne von Mercedes". 

5. Tagebuch, mit Kalendereinteilung für 
1943; Einband: rotbraunes Leder; For­
mat: 20,4 x 13,3 cm; Schmutzblatt Vor­
derseite: „Hermann Göring. Persönlich". 
Inhalt: Besprechungsnotizen über The­
men der Kriegführung; die Eintragun­
gen sind, teilweise willkürlich, bestimm­
ten Tagen zugeteilt (vgl. Terminkalen­
der 1943), Gesprächspartner sind kaum 
angegeben; Eintragungen: 3.Jan.-
27. Febr., 2. -26. März, 21. Juni. Behan­
delte Themen: Taktik der Bomberbe­
kämpfung; Bombenangriffe auf Spezial-
ziele in England (Talsperren); neue Tak­
tik in der Nachtjagd; Sicherung der 
deutschen Talsperren; Aufstellung von 
Flak-Großbatterien; Verbesserung der 
Bodenorganisation der Luftwaffe; Wei­
tergabe von Führerbefehlen und ihre 
Verwendung als Druckmittel gegenüber 
unteren Instanzen; Währungsverhältnis­
se in Griechenland und Verhältnis zu 
dem italienischen Bundesgenossen 
(„Über die Mark lacht der ganze Balkan 
... Neubacher ganz weicher Mensch ... 
Rücksicht auf Italiener macht sehr böses 
Blut"); namentlich bezeichnet sind No­
tizen zum Vortrag von General Student 
(unter dem 2. März) und General Mei­
ster (unter dem 21. Juni). 

6. Taschenkalender, mit Stundeneintei­
lung, frz. Fabrikat („AGENDA 1944, 
HERMES, 2E Trimestre"), für die Tage 
vom 1.4.-30.6. 1944; Einband Vorder ­
seite Streifenbroschur schräg, Rückseite 
Zellophan; Spiralheftung, Goldschnitt; 
Format: 12,5 x 8 cm; Eintragungen: 1. 
und 2. April, 1. - 7.Mai 1944. 
Inhalt: Hermann-Göring-Werke, Roh­
stoff-Probleme, Termine (darunter eine 
mehrstündige Unterredung mit Himm­
ler am 4. Mai, für die alle übrigen Termi­
ne zwischen 11 Uhr und 17 Uhr gestri­
chen wurden). Alle Angaben sind äu­
ßerst knapp formuliert. 
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Der Quellenwert der einzelnen Stücke ist 
sehr unterschiedlich zu beurteilen. Der 
Biograph Görings wird auch in den kleinen 
Notizbüchern und -kalendern (Nr. 1, 2, 6) 
Eintragungen finden, die für ihn von Be­
deutung sind; von beachtlichem histori­
schem Wert sind jedoch nur die beiden 
Terminkalender (Nr. 3, 4) und das Notiz­
buch für 1943 (Nr. 5). Vor allem für die 
Protokolle der Generalluftzeugmeister-
und Jägerstabbesprechungen bilden sie ne­
ben den freilich sehr viel inhaltsreicheren 
Tagebüchern des Generalfeldmarschalls 
Milch eine wertvolle Ergänzung. Am ergie­
bigsten sind allerdings auch sie für die Dar­
stellung und Beurteilung Görings selbst. In­
haltlich bestätigen sie dabei das aus ande­
ren Quellen und aus der Literatur bekannte 
Bild Görings, geben Einblick in seinen Ta­
gesablauf, seine Gewohnheiten, seine Rolle 
in der Hierarchie des Dritten Reiches, ver­
raten viel über das Verhältnis zu seiner Fa-

Am 25. November 1982 veranstaltete das 
Institut für Zeitgeschichte zusammen mit 
dem Deutschen Historischen Institut in 
Rom anläßlich des 60. Jahrestages des 
„Marsches auf Rom" ein öffentliches Kol­
loquium über den italienischen Faschismus. 
Nach einem Vortrag von Dr. Jens Peter­
sen, DHI Rom, hielten ergänzende Ko-
referate und diskutierten: Dr. Sergio Roma­
no, Rom, Generaldirektor der Kulturabtei­
lung des italienischen Außenministeriums, 
Professor Roberto Vivarelli, Florenz, Pro­
fessor Adrian Lyttelton, z. Zt. am Bologna 

milie und seiner unmittelbaren Umgebung, 
seinen Führungs- und Arbeitsstil und bieten 
dem Historiker ein präzises chronologi­
sches Gerüst, das ihm die Beurteilung man­
cher Ereignisse erst ermöglicht oder wenig­
stens erleichtert. Ein Vergleich mit den Ta­
gebüchern von Goebbels bietet sich nicht 
an, schon weil die hier beschriebenen Auf­
zeichnungen Görings alles andere als Ta­
gebuchaufzeichnungen sind. Eher ist der 
Vergleich mit den von Linge geführten 
Terminkalendern Hitlers oder den Notiz­
büchern Himmlers angebracht. Erstere 
übertrifft Göring an Authentizität, beide an 
Ausführlichkeit. Vergleicht man die Nie­
derschriften Himmlers mit denen Görings, 
so fällt auf, wie sehr die Art und Weise der 
Niederschriften dem aus der Literatur be­
kannten Persönlichkeitsbild der beiden Au­
toren entspricht. 

Hermann Weiß 

Center der Johns Hopkins University, Pro­
fessor Wolfgang Schieder, Trier. Die Dis­
kussion leitete der Direktor des Instituts, 
Professor Martin Broszat. 

Nach einer einleitenden „Reportage" 
von Martin Broszat über den „Marsch auf 
Rom", den es als revolutionären Akt in 
Wirklichkeit nie gegeben hat, informierte 
Jens Petersen ausführlich über die Ent­
wicklung der italienischen Zeitgeschichts­
schreibung seit 1945. Diese habe sich, nach 
einer bis in die sechziger Jahre reichenden 
ersten Phase der Resistenzaforschung, in 

V E R A N S T A L T U N G E N D E S I N S T I T U T S 

FÜR Z E I T G E S C H I C H T E 

1. Kolloquium über den italienischen Faschismus 
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zwei ständig sich befehdende Lager gespal­
ten: auf der bürgerlichen Seite die in der 
Tradition Benedetto Croces stehenden li­
beral-konservativen Historiker um den be­
deutenden Mussolini-Biographen Renzo 
de Felice, auf der Linken marxistisch inspi­
rierte Forscher wie G. Amendola; letzteren 
sei allerdings erst in den siebziger Jahren 
der Anschluß an das Niveau der im Um­
kreis de Felices entstandenen Arbeiten ge­
lungen, nachdem sie die autobiographisch 
motivierten, steril gewordenen Pfade der 
sozialistischen und kommunistischen Anti­
faschismus-Forschung verlassen hätten. 

In seinem Überblick über die zentralen 
der derzeit kontrovers diskutierten The­
men nannte Petersen die Frage, ob es sich 
bei der faschistischen Machtergreifung und 
-durchsetzung um eine Revolution gehan­
delt habe, sowie die Frage nach Ausmaß 
und Intensität des Konsensus während der 
faschistischen Herrschaft, die zusammen 
zu sehen sei mit der Frage der Gewalttätig­
keit des Regimes. Schließlich kam Petersen 
auf die Ortsbestimmung Mussolinis inner­
halb der italienischen Geschichte des 
20. Jahrhunderts zu sprechen und auf die 
Handlungsspielräume des Diktators. Pe­
tersen nannte Mussolini mit Renzo de Feii­
ce „Sklaven des eigenen Mythos", den der 
„Duce" selbst geschaffen habe - um den 
Preis der Unterordnung der Partei unter 
den Staat sowie der Akzeptierung weiter 
gesellschaftlicher und kultureller Freiräu­
me. 

Sergio Romano, Diplomat und Histori­
ker, wies zu Eingang seines Koreferats dar­
auf hin, daß die Faschismus-Debatte in Ita­
lien eine Angelegenheit der breiten Öffent­
lichkeit, keineswegs nur der zünftigen For­
schung sei. In Abhebung von der Beschrei­
bung des Faschismus als eines personali-
stisch-opportunistischen Regimes ohne 
wirkliche ideologische Motivation, betonte 
Romano speziell Mussolinis theoretische 
Wurzeln in den anti-positivistischen Ideo­
logien des beginnenden 20. Jahrhunderts. 

Indem der charismatische Führer Mussoli­
ni zu vielfältigen Kompromissen mit den 
Mächten des alten Establishments (Monar­
chie, Armee, Kirche, Industrie) bereit ge­
wesen sei, habe er eine in der italienischen 
politischen Kultur zutiefst verwurzelte 
Form der Herrschaftsausübung akzeptiert: 
den „Transformismo", das Bedürfnis der 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen 
und Führungsschichten nach Einmütigkeit, 
Komplizenschaft und wechselseitiger In-
dienstnahme. Ebenso „transformistisch" 
wie vor ihm die konstitutionelle Monarchie 
und nach ihm die parlamentarische Demo­
kratie, habe der Faschismus dennoch revo­
lutionär sein können, die Erwartung einer 
Revolution sei tief im allgemeinen Bewußt­
sein eingegraben gewesen. 

Roberto Vivarelli plädierte für die Zu­
sammenführung der liberal-konservativen 
Auffassung, die den Faschismus als eine 
Parenthese innerhalb der italienischen Ge­
schichte sieht, mit der linken, die Zwangs­
läufigkeit der Entwicklung betonenden 
Darstellung. Für die „Parenthese-Theorie" 
spreche, daß es zu der Korrosion des libe­
ralen Staates unabhängig vom Entstehen 
der faschistischen Bewegung gekommen 
sei. Am Beispiel des kulturellen Bereichs 
verdeutlichte Vivarelli andererseits die tra­
ditionellen Bezüge des Faschismus, der 
letztlich ebensowenig etwas völlig Unvor­
hersehbares gewesen sei wie Produkt einer 
linearen Entwicklung. Als neues politisches 
Rezept habe der Faschismus eine spezielle 
Form der Regierung dargestellt. Die politi­
schen Bedingungen, die ihn ermöglichten, 
seien schon lange präsent gewesen, niemals 
zuvor aber in dieser Kombination wirksam 
geworden. 

Adrian Lyttelton gab eine Skizze der 
neueren anglo-amerikanischen Forschun­
gen zur Geschichte der faschistischen Par­
tei. Danach erweise sich der Links-Faschis­
mus bzw. Syndikalismus letztlich als die 
Revolte der städtischen Mittelklasse, die 
von der modernen Massenbewegung über-
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rollt worden sei. Ebensowenig habe sich die 
nationalistische Komponente innerhalb der 
Partito Nazionale Fascista durchsetzen 
können, deren Vorstellung von einem per­
fekt organisierten Staat konträr gestanden 
habe zu Mussolinis institutioneller Anar­
chie. Zweifellos habe der Faschismus den 
Anspruch erhoben, ein totalitäres Regime 
zu sein; realisiert worden sei dieser jedoch 
nur unvollkommen. Auch Lyttelton verwies 
auf das Fortbestehen alter Machtzentren, 
gegenüber denen Mussolini seine Position 
charismatisch legitimierte. Zur Aufrecht­
erhaltung seines Mythos habe ihm vor allem 
die von ihm persönlich geführte Außen-
und Kolonialpolitik gedient, die er zur dy­
namischen Entfaltung imperialistischer und 
rassistischer Ideen benutzte. 

Ähnlich wie Lyttelton plädierte Wolf­
gang Schieder in seinem abschließenden 
Koreferat dafür, den italienischen Faschis­
mus stärker als bisher unter dem Aspekt des 
unvollendeten Totalitarismus zu untersu­
chen, zumal über die eigentliche Herr­
schaftsphase noch immer vergleichsweise 
wenig gesichertes Wissen vorliege. Die 

Anläßlich des 50. Jahrestages der national­
sozialistischen Machtübernahme veranstal­
tete das Institut im Rahmen des Studium 
generale im Auditorium Maximum der 
Universität München im Wintersemester 
1982/83 eine Vortragsreihe zu verschiede­
nen Aspekten der NS-Herrschaft. Mitar­
beiter des Instituts referierten zu folgenden 
Themen: 
Horst Möller, Das Ende der Demokratie 
und die NS-Machtergreifung als Revo­
lution 
Hellmuth Auerbach, Personen und Ideolo­
gien im Nationalsozialismus 
Martin Broszat, Grundzüge der gesell­
schaftlichen Verfassung des Dritten Rei­
ches 

weitaus dichteren Forschungen über das 
Regime Hitlers würden in Italien nur sehr 
selektiv zur Kenntnis genommen; an ver­
gleichender Faschismusforschung bestehe 
dort kaum Interesse. Stattdessen, so Schie­
ders Kritik, werde in Italien fast ausschließ­
lich in nationalhistorischem Rahmen dar­
über gestritten, ob der Faschismus sich 
mehr oder weniger notwendig aus der Ge­
schichte des liberalen Systems ergeben oder 
einen Traditionsbruch dargestellt habe. 
Nach Schieder war Italiens Entwicklung 
zum Faschismus „kein einsamer Sonder­
weg"; vielmehr sei er - ähnlich zumindest 
wie in Deutschland - einer Modernisie­
rungskrise entsprungen, die ihrerseits aus 
der relativen Gleichzeitigkeit von Nations­
bildung, industrieller Revolution und Ent­
stehung der modernen Verfassung resul­
tiert habe. 

Die Referate und Diskussionsbeiträge 
werden im nächsten Heft der vom Olden-
bourg Verlag München herausgegebenen 
Reihe „Kolloquien des Instituts für Zeit­
geschichte" im Sommer 1983 veröffentlicht 
werden. 

Wolfgang Benz, Partei und Staat im Drit­
ten Reich 
Lothar Gruchmann, Rechtssystem und 
NS-Justizpolitik 
Norbert Frei, Presse und Propaganda im 
Dritten Reich 
Helmut Krausnick, Die Wehrmacht im 
Dritten Reich 
Werner Röder, Emigration nach 1933 
Günter Plum, Widerstand und Resistenz 
im NS-Regime 
Ino Arndt, Juden unter der NS-Herrschaft 
Hermann Graml, Nationalsozialistische 
Außenpolitik 

Die Texte der Vorträge werden in einer 
Publikation des C.H.Beck Verlages im 
Herbst 1983 veröffentlicht. 

2. Vortragsreihe über den Nationalsozialismus 
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3. Dreißig jähr iges Jub i l äum de r Vier tel jahrshefte für Zei tgeschichte 

Anläßlich des dreißigjährigen Bestehens 

der Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte lu­

den die Herausgeber der Zeitschrift, Karl 

Dietrich Bracher und Hans Peter Schwarz, 

der Leiter der Deutschen Verlags-Anstalt, 

Ulrich Frank-Planitz , und das Institut für 

Zeitgeschichte Vertreter der Presse, der 

Historikerschaft und des öffentlichen Le­

bens zu einer Feier ein, die am 4. Februar 

1983 im Institut für Zeitgeschichte statt­

fand. 

In kurzen Begrüßungsansprachen gaben 

Mar t in Broszat und Karl Dietrich Bracher 

einen Rück- und Ausblick auf die Proble­

me und das Selbstverständnis der Zeit­

schrift. D e n Festvortrag hielt der italieni­

sche Botschafter in der Bundesrepublik, 

Professor Graf Luigi Vit torio Ferraris. Sein 

gedankenreiches Referat zu dem T h e m a 

„Zeitgeschichte und Politik. Einklang oder 

Widerspruch" wird in einer der nächsten 

N u m m e r n der Vierteljahrshefte für Zeitge­

schichte veröffentlicht werden. 

M . B . 

MITARBEITER DIESES HEFTES 

Jan F o i t z i k , MA, Wissenschaftlicher Mit­
arbeiter an der Universität Mannheim (Arbeits­
bereich Geschichte und Politik der DDR, L 9, 
1-2, 6800 Mannheim), Mitautor des „Biogra­
phischen Handbuchs der deutschsprachigen 
Emigration nach 1933", Bd. 1 (München 1980); 
derzeitiges Forschungsgebiet: Integration der 
politischen Remigranten durch SPD und Ge­
werkschaften in den westlichen Besatzungszo­
nen Deutschlands. 
Dr. Michael H. K a t e r , Professor of History an 
der York University, Department of History, At-
kinson College (4700 Keele Street, Downsview, 
Ontario M3J 2R7, Canada), veröffentlichte ne­
ben zahlreichen Aufsätzen zur Sozialgeschichte 
der Weimarer Republik und des Dritten Reiches 
„Das ,Ahnenerbe' der SS 1935 bis 1945. Ein 
Beitrag zur Kulturpolitik des Dritten Reiches" 
(Stuttgart 1974), „Studentenschaft und Rechts­
radikalismus in Deutschland 1918-1933. Eine 
sozialgeschichtliche Studie zur Bildungskrise in 
der Weimarer Republik" (Hamburg 1975) und 
„The Nazi Party. A Social Profile of Members 
and Leaders 1919-1945" (Cambridge, Mass., 
und Oxford 1983); arbeitet derzeit an Monogra­
phien über Studenten und Ärzte im Dritten 
Reich. 

Dr. Christoph K i e s s m a n n , Professor für 
Zeitgeschichte an der Universität Bielefeld 

(Postfach 8640, 4800 Bielefeld), veröffentlichte 
u.a. „Die Selbstbehauptung einer Nation. NS-
Kulturpolitik und polnische Widerstandsbewe­
gung im Generalgouvernement 1939-1945" 
(Düsseldorf 1971), „Streiks und Hungermärsche 
im Ruhrgebiet 1946-1948" (zus. mit P. Friede­
mann, Frankfurt 1977), „Polnische Bergarbeiter 
im Ruhrgebiet 1870-1945" (Göttingen 1978), 
„Gegner des Nationalsozialismus" (zus. mit 
F. Pingel, Frankfurt 1980), „Die doppelte Staats­
gründung. Deutsche Geschichte 1945-1955" 
(Göttingen 1982); gegenwärtig mit Forschun­
gen zur Geschichte der Bundesrepublik beschäf­
tigt. 
Dr. Manfred V a s o l d , freier Verlagslektor und 
Übersetzer (Jarezöd 15 a, 8201 Großkarolinen­
feld), veröffentlichte Aufsätze zur amerikani­
schen Geschichte, derzeit Arbeit an Studien zur 
Politik der USA im 20. Jahrhundert. 
Dr. Peter W a 1 d m a n n , Professor für Soziolo­
gie an der Universität Augsburg (Alter Postweg 
120, 8900 Augsburg), veröffentlichte u.a. „Sta­
gnation als Ergebnis einer ,Stückwerkrevoluti-
on'. Entwicklungshemmnisse und -versäumnisse 
im peronisrischen Argentinien" (in: Geschichte 
und Gesellschaft 2, 1976, S. 160-187). „Eliten­
herrschaft in einer pluralistischen Demokratie?" 
(in: Dreißig Jahre Bundesrepublik. Tradition 
und Wandel, hrsg. von J.Becker, München 
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1979), „Legitimitätskrise und Militärherrschaft 
in Argentinien" (in: Lateinamerika-Berichte 4, 
1979, H.23), „Mitgliederstruktur, Sozialisati-
onsmedien und gesellschaftlicher Rückhalt der 
baskischen ETA" (in: Politische Vierteljahres­
schrift 22, 1981, S. 45-68), „Der Peronismus 
1943-1955" (Hamburg 1974), „Strategien poli­
tischer Gewalt" (Stuttgart u.a. 1977). 

Dr. Hans Wo1le r , Mitarbeiter des Instituts für 
Zeitgeschichte (Leonrodstraße 46 b, 8000 Mün­
chen 19), veröffentlichte u.a. „Die Loritz-Partei. 
Geschichte, Struktur und Politik der Wirtschaft­
lichen Aufbau-Vereinigung (WAV) 1945-1955" 
(Stuttgart 1982); gegenwärtig Arbeit an einer 
Studie über Ansbach und Fürth unter amerikani­
scher Besatzung 1945-1949. 
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